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Liebe Leserinnen und Leser,

die Redaktion des Psychotherapeutenjournals und des 
medhochzwei Verlags wünschen Ihnen eine schöne 

Weihnachtszeit und einen angenehmen Jahreswechsel!

Wir freuen uns wieder auf interessante Themen und Artikel 
im Jahr 2020.



Liebe Kolleginnen 
und Kollegen,

Editorial

große Ereignisse werfen ihre Schat-
ten voraus. Und so wies die Reform 
der Psychotherapeutenausbildung ei-
ne ihrer Bedeutung entsprechend lan-
ge Vorlaufzeit auf. Am 26. September 
2019 war es endlich soweit. Um 23:31  
Uhr erhoben sich die Abgeordneten 
von CDU/CSU und SPD im Deutschen 
Bundestag von ihren Plätzen, um dem 
Gesetzentwurf zur Reform der Psy-
chotherapeutenausbildung zuzustim-
men. Nach einem ebenfalls positiven 
Votum des Bundesrats im November 
sind somit die Weichen gestellt für die 
Entwicklung der deutschen Psychothe-
rapie in den kommenden Jahrzehnten.

Weiterhin im Schatten liegt die Antwort 
auf die Frage: Wie werden sie sein, 
unsere zukünftigen Kolleginnen? Fest 
steht: Mit der Reform ist auch ein neu-
es Berufsbild entstanden. Es gibt nun 
neben den PP und KJP noch einen wei-
teren Beruf, die Psychotherapeutinnen 
(gemäß dem neuen Gesetz). Sie wer-
den einen anderen Weg hin zu ihrem 
psychotherapeutischen Selbstverständ-
nis nehmen.

Künftige Psychotherapeutinnen ent-
scheiden sich schon für ihren Beruf, 
bevor sie mit dem Studium beginnen. 
Sie absolvieren ein universitäres Psycho-
therapiestudium in der Bachelor-/Mas-
ter-Systematik. An dessen Ende steht 
eine staatliche psychotherapeutische 
Prüfung und damit die Approbation. Die 
Fachkunde in einem Psychotherapiever-
fahren und für eine Altersgruppe erwer-
ben sie anschließend in einer mehrjähri-
gen berufsbegleitenden Weiterbildung.

Bevor jedoch die ersten Absolventinnen 
der Psychotherapiestudiengänge ihre 
Approbation erhalten und ihre Weiterbil-
dung beginnen, muss noch viel bedacht 
und viel gemacht werden. Die Bundes-
länder müssen die neuen Studiengänge 

finanzieren, Universitäten müssen Lehr-
kräfte und Praktikumsplätze bereitstel-
len. Die Landeskammern müssen die 
Weiterbildung regeln. Ausreichend Plät-
ze für die stationäre und ambulante Wei-
terbildung müssen geschaffen werden.

Mit der Reform des Psychotherapeu-
tengesetzes wurden außerdem zahlrei-
che Regelungen festgeschrieben, die 
sich schon in den nächsten Monaten 
erheblich auf die psychotherapeutische 
Versorgung auswirken werden. Der 
Gesetzgeber hat die – inzwischen oft 
kritisierte – Chance genutzt, vor allem 
dem Gemeinsamen Bundesausschuss 
(G-BA) einige Aufgaben mitzugeben.

Überraschend und überraschend kurz-
fristig wurde eine grundlegende Re-
form der Qualitätssicherung in der 
ambulanten Psychotherapie beschlos-
sen. Der G-BA soll dazu bis Ende 2022 
Vorgaben entwickeln, die dann das 
Antrags- und Gutachterverfahren ab-
lösen. Die umfangreichen Vorgaben 
sollen auch Mindestvorgaben für die 
Standarddokumentation für den ge-
samten Therapieverlauf festlegen. Vor 
diesem Hintergrund erfährt das Thema 
neue Dringlichkeit: Es ist von entschei-
dender Bedeutung, dass sich unsere 
Profession in die Erarbeitung, Prüfung 
und Evaluation dieser Vorgaben inten-
siv einbringt, damit sie der Komplexität 
der psychotherapeutischen Behandlung 
einerseits gerecht werden und anderer-
seits handhabbar bleiben.

Wir werden der Thematik auch im PTJ 
bereits in diesem und in den nächsten 
Heften immer wieder Raum einräumen, 
um den fachlichen Diskurs zu ermögli-
chen.

Erfreulicherweise soll außerdem die 
Richtlinie für die Personalausstattung 
in Psychiatrie und Psychosomatik ange-

passt werden. Sie soll somit der Bedeu-
tung der Psychotherapie in der stationä-
ren Versorgung gerecht werden und aus-
reichend Psychotherapeutinnen pro Be-
handlungsplatz vorsehen. Wir brauchen 
qualifizierte Psychotherapie auch im 
Krankenhaus und damit natürlich auch 
ausreichend Psychotherapeutinnen.

Positiv zu sehen ist die neue Möglich-
keit, probatorische Sitzungen bereits 
während eines Klinikaufenthaltes durch-
zuführen. Dies ist ein erster und begrü-
ßenswerter Schritt, die starren Sekto-
rengrenzen zum Wohle der Patientinnen 
zu öffnen. Ebenfalls erfreulich ist die 
künftige Vereinfachung der Gruppen-
therapien, die ohne Antragsverfahren 
durchführbar werden sollen.

Es tut sich also so einiges. Die Reform 
ist damit nicht nur der Abschluss eines 
langen Prozesses, sondern vor allem 
auch ein Anfang. Ein Anfang mit viel Po-
tential, aber auch mit großen Herausfor-
derungen, die zu stemmen sind.

Wir erwarten jedenfalls mit Spannung 
und Zuversicht unsere neuen Kollegin-
nen und Kollegen, die in wenigen Jahren 
die Zukunft der Versorgung psychisch 
kranker Menschen in Deutschland ent-
scheidend mitgestalten werden.

Dr. Sabine Ahrens-Eipper (OPK),
Mitglied des Redaktionsbeirates
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Nachruf zum Tod von 
Dipl.-Psych. Hans Schindler, Präsident der PK Bremen
Es war ein Schock, als uns die Nachricht 
vom plötzlichen Tod von Hans Schindler 
erreichte. Am Dienstag, den 8. Oktober 
2019, erlag er einem Herzstillstand in sei-
ner geliebten „Mühle“ in der Toskana. Es 
riss ihn während der Weinlese mitten aus 
dem Leben. Hans Schindler war ein täti-
ger Mensch, der seine psychotherapeu-
tische Praxis und sein berufspolitisches 
Engagement mit seinen handwerklichen 
Vorlieben verband. Bei aller Umtriebigkeit 
war er vor allem ein Familienmensch. Wir 
sind bestürzt und traurig, wir fühlen be-
sonders mit seiner Frau Nina, mit der ihn 
eine tiefe Liebe verband, und seinen fünf 
Kindern und elf Enkelkindern.

Hans Schindler wuchs in Eschenstruth 
in Nordhessen auf. Nach seinem Abitur 
studierte er zunächst Chemie, wechselte 
aber bald zur Psychologie in Gießen, dort, 
wo er auch seine spätere Ehefrau ken-
nenlernte. Er war schon früh ein politisch 
aktiver Mensch und fand zu einer marxis-
tischen Überzeugung, deren Grundwer-
ten er trotz allem politischen Realismus 
bis zum Schluss verbunden blieb. Über 
sein Diplomarbeitsthema – die psychoso-
zialen Auswirkungen von Arbeitslosigkeit 
auf die Betroffenen – kam er in Kontakt 
mit der Universität Bremen und begann 
dort als wissenschaftlicher Mitarbeiter 
seine psychologische Laufbahn. Er ge-
hörte in Bremen zu den Vertretern der 
Kritischen Psychologie: Leontjew, Wy-
gotski und die Holzkamps stellten für ihn 
wichtige Bezugsgrößen dar.

Mitte der achtziger Jahre des letzten 
Jahrhunderts entschloss er sich zu einer 
psychotherapeutischen Qualifizierung. 
Er absolvierte in Weinheim die Weiter-

bildung in systemischer Therapie, ein 
Bezugsrahmen, der für ihn bestimmend 
bleiben sollte. Nachdem sein Uni-Ver-
trag ausgelaufen war, konzipierte er im 
Rahmen einer ABM-Stelle gemeinsam 
mit seiner Kollegin Wiebke Otto eine 
Weiterbildung in systemischer Bera-
tung und Therapie. Aus diesem Projekt 
entstand dann das Bremer Institut für 
systemische Therapie und Supervision, 
das er mehr als zwei Jahrzehnte erfolg-
reich leitete. Gleichzeitig engagierte er 
sich auch überregional als langjähriges 
Vorstandsmitglied in der Systemischen 
Gesellschaft und als Redaktionsmit-
glied in der Zeitschrift „Systhema“.

2007 entschloss er sich, sich nicht 
nur verfahrensbezogen, sondern auch 
berufspolitisch einzubringen. Er kandi-
dierte für den Vorstand der bremischen 
Psychotherapeutenkammer. Seine Ru-
he, Besonnenheit und sein klares Den-
ken haben seitdem die Arbeit in der 
Kammer sehr bereichert. Im Jahr 2011 
wurde er dann zum stellvertretenden 
Kammerpräsidenten und im Juni dieses 
Jahres zum Präsidenten der Psycho-
therapeutenkammer Bremen gewählt. 
Seit Beginn seiner Kammerfunktionen 
vertrat er die bremische Kammer im 
Redaktionsbeirat des Psychotherapeu-
tenjournals und seit 2015 als Delegier-
ter bei den Psychotherapeutentagen. 
Er arbeitete seit ihrer Gründung aktiv in 
der Bund-Länder-Arbeitsgruppe Transi-
tion mit, die den Gesetzesprozess zur 
Ausbildungsreform begleitet hat. Es 
war ihm eine große Freude, zu erleben, 
dass der Bundestag den Gesetzentwurf 
für die Ausbildungsreform beschlos-
sen hatte. In Bremen verantwortete 

er zudem durch sein Engagement im 
„Bündnis gegen Depression“ wesent-
lich dessen Wirken in der Öffentlich-
keit. Hans Schindler hatte sich für seine 
von ihm bewusst auf eine Amtsperiode 
begrenzte Präsidentschaft viel vorge-
nommen. Er wollte den Generationen-
wechsel im Vorstand begleiten und sich 
für eine gleichberechtigte Verankerung 
der in stationären Feldern beschäftigten 
Kammerangehörigen einsetzen. 

Er war ein humorvoller, warmherziger 
Mensch, ein treuer Wegbegleiter und 
ein unorthodoxer Psychotherapeut, der 
sich von Herzen auch der Arbeit mit Paa-
ren und Familien widmete. Sein Enga-
gement und seinen Rat hätten wir noch 
lange gebraucht. Wir werden ihn vermis-
sen. Wir sind sehr traurig und dankbar 
für all das, was er uns gegeben hat. 

Karl Heinz Schrömgens 
Präsident der PK Bremen 2000-2019

Hans Schindler *06.07.1952; †08.10.2019

Mit Bestürzung und tiefer Trauer haben wir vom überra-
schenden und allzu frühen Tod von Hans Schindler erfah-
ren. Wir verlieren einen großartigen Kollegen. In seinem 
Engagement für die Belange der Psychotherapeutenschaft, 
seinem weitblickenden, einsatzbereiten und kollegialen Mit-
wirken im Länderrat und anderen Gremien der BPtK ist es 
ihm immer gelungen, spezifische Anliegen im Sinne des 
umfassenden Interesses des Berufsstandes einzubringen 

und zu vertreten. Vor allem seine Fähigkeit, eine konstrukti-
ve und freundschaftliche Atmosphäre herzustellen, werden 
uns allen sehr fehlen. Sein Tod ist ein großer Verlust für uns 
Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten. Unser Mit-
gefühl gilt seiner Familie. 

Dietrich Munz für den Vorstand sowie die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter der Bundespsychotherapeutenkammer
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Kinder psychisch kranker Eltern

Weltweit leben ca. 25 % der Kinder und Jugendli-
chen in einem Haushalt mit einem psychisch er-
krankten Elternteil. Schätzungen für Deutschland 

zeigen, dass im Laufe eines Jahres ca. 3,8 Millionen Kinder 
mit einem Elternteil zusammenleben, das eine psychische 
Erkrankung aufweist (Christiansen et al., 2015). Das Lebens-
zeitrisiko, selbst eine psychische Störung zu entwickeln, 
ist für diese Kinder signifikant erhöht (77 %; Renneberg et 
al., 2018). In der psychotherapeutischen Behandlung von 
Erwachsenen stehen meist die Schwierigkeiten der be-
troffenen Person im Mittelpunkt. Nach den Kindern bzw. 
Schwierigkeiten im Umgang oder in der Erziehung dieser 
wird selten gefragt. Die Eltern sind entweder vorwiegend 
mit sich selbst beschäftigt oder befürchten, dass es negati-
ve Konsequenzen (z. B. Einbindung des Jugendamts, Sorge-
rechtsfragen) haben könnte, wenn sie ihre Schwierigkeiten 
mit den Kindern darlegen. Häufig spielen auch Scham und 
Schuld eine Rolle bei dem Verschweigen von Konflikten im 
familiären Kontext. Es ist Aufgabe der behandelnden Psy-
chotherapeutinnen1, nach den Kindern zu fragen und diese 
im therapeutischen Kontext „mitzudenken“ (Renneberg et 
al., 2018). Während in der Ausbildung von Kinder- und Ju-
gendlichenpsychotherapeutinnen (KJP) der Blick auf das 
System Familie geschult wird, ist dies in der Qualifikation 
der Erwachsenenpsychotherapeutinnen noch zu etablieren. 
Zusätzlich wäre es wünschenswert, Kontingentstunden ein-
zuführen, die den Einbezug von Kindern psychisch kranker 

Borderline und Mutter sein – ein verhaltens
therapeutisches Gruppentraining zur Förderung 
der Erziehungskompetenz

Charlotte Rosenbach, Jana Zitzmann & Babette Renneberg

Zusammenfassung: Für Kinder psychisch kranker Menschen besteht im Laufe ihres Lebens ein deutlich erhöhtes Risiko 
für die Entwicklung psychischer Probleme. Kennzeichen einer Borderline-Persönlichkeitsstörung (BPS) sind Schwierig-
keiten, Gefühle zu regulieren, und häufige impulsive Reaktionen. Die Erziehung von Kindern stellt daher eine besondere 
Herausforderung für Mütter mit einer BPS dar. Nicht nur emotionale Krisen und Instabilität prägen ihren Alltag, häufig 
kommen soziale oder finanzielle Schwierigkeiten hinzu, die das Stresserleben der Mütter erhöhen. Diese mütterlichen 
Belastungen und die damit verbundenen Auswirkungen für die Mutter-Kind-Interaktionen können die Entwicklung der 
Kinder negativ beeinflussen. Für Kinder von Eltern mit BPS besteht daher ein besonderes Risiko, später ebenfalls Symp-
tome der BPS zu zeigen oder an einer anderen psychischen Störung zu erkranken. Aus diesem Grund ist eine möglichst 
frühzeitige Intervention zentral, um negativen Entwicklungsverläufen der Kinder entgegenzuwirken. Das vorgestellte 
Gruppen-Trainingsprogramm für Mütter mit BPS hat zum Ziel, die Erziehungskompetenz der Mütter zu fördern und so-
mit präventiv einen Beitrag für eine gesunde kindliche Entwicklung zu leisten. In einer prospektiven Multicenter-Studie 
(ProChild) wird aktuell die Wirksamkeit des Trainings untersucht.

Eltern sowie die Zusammenarbeit mit der Jugendhilfe oder 
ggf. behandelnden KJP berücksichtigen. An der Entwick-
lung von besseren Strukturen zur Versorgung von Kindern 
und Jugendlichen aus Familien, in denen mindestens ein 
Elternteil psychisch erkrankt ist, arbeitet z. B. die vom Bun-
desministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
geförderte Arbeitsgruppe „Kinder psychisch und suchtkran-
ker Eltern“2.

Eine besondere Herausforderung stellen bei der Behandlung 
psychisch erkrankter Eltern Mütter und Väter mit einer Bor-
derline-Persönlichkeitsstörung (BPS) dar.

Borderline-Persönlichkeitsstörung

Die Borderline-Persönlichkeitsstörung (BPS) ist gekennzeich
net von einem durchgängigen Muster von extremen Schwan-
kungen in der Stimmung und dem Selbstbild sowie instabilen 
zwischenmenschlichen Beziehungen. Betroffene neigen dazu, 
impulsiv zu handeln, und sie erkennen die Folgen ihres Verhal-
tens oft erst (zu) spät. Nicht selten haben impulsive Verhaltens-
weisen (u. a. Geldausgaben, riskante Sexualkontakte) starke 
Selbstabwertung und Scham zur Folge. Wiederkehrende Kri-

1 Zu der mit der Ausgabe 4/2017 eingeführten geschlechtersensiblen Schreib-
weise im Psychotherapeutenjournal lesen Sie bitte den Hinweis auf der hinte-
ren inneren Umschlagseite. Bei dieser Ausgabe handelt es sich um ein Heft in 
der weiblichen Sprachform.
2 Siehe www.ag-kpke.de.
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sen mit Zuständen ausgeprägter innerer Anspannung machen 
es Menschen mit BPS schwer, die Kontrolle über ihr Denken 
und Handeln zu behalten. Dabei können bereits minimale Aus-
löser innerhalb von kürzester Zeit starke Emotionen sowie ho-
he innere Anspannung hervorrufen. Die Betroffenen greifen 
dann auf dysfunktionale Strategien (u. a. selbstverletzende 
Verhaltensweisen) zurück, um die als nicht aushaltbar erlebte 
innere Anspannung zu regulieren. Häufig lassen sich Auslöser 
im zwischenmenschlichen Bereich finden. Neben einer ausge-
prägten Empfänglichkeit für die Stimmungen ihrer Interaktions-
partnerinnen neigen Menschen mit BPS dazu, diese zu über-
nehmen oder gereizt darauf zu reagieren. Das Aufbauen und 
Pflegen zwischenmenschlicher Beziehungen ist für Menschen 
mit BPS besonders schwer: auf der einen Seite weisen sie gro-
ße Schwierigkeiten auf, stabile, enge soziale Beziehungen und 
Partnerschaften aufrechtzuerhalten. Gleichzeitig haben Men-
schen mit BPS große Angst davor, verlassen zu werden. Dies 
versuchen sie zu verhindern durch verzweifelte Bemühungen, 
antizipiertes Verlassenwerden zu vermeiden.

Wir beziehen uns in diesem Artikel auf Mütter mit BPS. Die-
ser Fokus auf das weibliche Elternteil hat zum einen den 
Grund, dass es kaum Forschung zu Vätern mit BPS gibt. Zum 
anderen hat sich aus unserer prak-
tischen Erfahrung gezeigt, dass 
vorwiegend Frauen mit BPS eine 
psychotherapeutische Behand-
lung aufsuchen und – wenn, dann 
hier – Schwierigkeiten im Umgang 
mit den Kindern zur Sprache kom-
men. Zusätzlich wachsen Kinder 
von Eltern mit BPS häufig mit ge-
trennten Eltern auf und leben eher 
bei der Mutter als beim Vater. All dies bedeutet nicht, dass 
das unten dargestellte Training nicht in angepasster Form 
auch zur Anwendung in der Behandlung von Vätern mit BPS 
kommen kann.

Mütter mit BPS

Ausgehend von den beschriebenen Erlebens- und Verhal-
tensmustern ist es naheliegend, dass Personen mit BPS eine 
Elternschaft als große Herausforderung erleben. Dabei be-
günstigen die Symptome der BPS nicht nur unterschiedliche 
Formen dysfunktionalen Erziehungsverhaltens, sie erschwe-
ren zugleich die Entwicklung einer gesunden Eltern-Kind-Bin-
dung. In den vergangenen Jahren lieferten verschiedene Stu-
dien konsistent Hinweise für Auffälligkeiten im Erziehungsver-
halten von Müttern mit BPS (für einen Überblick siehe Eyden 
et al., 2016; Florange & Herpertz, 2019; Petfield et al., 2015).3

Die Fähigkeit zur Mentalisierung, insbesondere die Bezugnah-
me und das adäquate Verständnis mentaler Zustände im Kon-
text von Mutter-Kind-Interaktionen („mind-mindedness“), 
ist bei Müttern mit BPS im Vergleich zu gesunden Müttern 
reduziert (Marcoux et al., 2017; Schacht et al., 2013). Über 

Verhaltensanalysen im Rahmen von Spielsituationen konnte 
gezeigt werden, dass Mütter mit BPS Schwierigkeiten haben, 
das Befinden ihrer Kinder adäquat zu erkennen. Kommenta-
re der Mütter mit BPS stimmten während des gemeinsamen 
Spiels mit ihrem Kind seltener mit der tatsächlichen mentalen 
Aktivität ihres Kindes überein, als dies bei gesunden Kont-
rollmüttern beobachtet wurde (Marcoux et al., 2017). Glei-
chermaßen haben Mütter mit BPS Schwierigkeiten bei der 
Interpretation von Gesichtsausdrücken ihrer Säuglinge, wobei 
insbesondere neutrale Gesichtsausdrücke häufig als negative 
Gefühlszustände missinterpretiert werden (Elliot et al., 2014). 
Diese Auffälligkeiten können dazu führen, dass Mütter mit 
BPS unangemessene Reaktionen auf die (fehlinterpretierten) 
Bedürfnisse ihrer Kinder zeigen. Weiterhin berichten Kiel et 
al. (2017) im Rahmen eines standardisierten Laborparadig-
mas mit einer nicht-klinischen Gruppe von Müttern mit ihren 
Kindern, dass Mütter mit hoher BPS-Symptomausprägung 
verstärkt strafendes und invalidierendes Erziehungsverhalten 
als Reaktion auf kindlichen Ärger zeigen im Vergleich zu Müt-
tern mit niedriger BPS-Symptomatik. Dies war insbesondere 
dann der Fall, wenn die Mütter Schwierigkeiten in der Emoti-
onsregulation aufwiesen (Kiel et al., 2017). In der Interaktion 
mit ihren Kindern zeigen Mütter mit BPS häufiger übergriffi-

ge, unsensible und feindselige Verhaltens- und Sprachmuster 
als gesunde Mütter (Hobson et al., 2005; Hobson et al., 2009; 
Kluczniok et al., 2018; Macfie et al., 2017). Verglichen mit ei-
ner gesunden Kontrollgruppe, sind Interaktionen von Müttern 
mit BPS und ihren Kindern durch mangelnde Förderung von 
Autonomie, Rollenkonfusion und ein höheres Ausmaß an 
ängstlichen und desorientierten Verhaltensweisen seitens 
der Mütter gekennzeichnet (Hobson et al., 2009; Macfie et 
al., 2017). Die beobachtbaren Herausforderungen, die eine 
Elternschaft für Mütter mit BPS mit sich bringt, drücken sich 
gleichermaßen im Erleben der Betroffenen aus. So berichten 
Mütter mit BPS nicht nur, dass sie sich als inkompetent erle-
ben und unzufrieden mit ihren elterlichen Fähigkeiten seien, 
sondern sie fühlen sich darüber hinaus in ihrer Elternrolle ge-
stresst (Renneberg & Rosenbach, 2016), stärker als  gesunde 
Mütter in einer Kontrollgruppe (Newman et al., 2007).

Zu den bereits beschriebenen psychischen Problemen, die 
eine Elternschaft für Personen mit BPS als besonders her-
ausfordernd gestalten, kommen häufig schwierige soziale 
Faktoren. In diesem Zusammenhang sind einerseits oft feh-

3 Die hier kursiv ausgewiesenen Kurztitel finden Sie mit ausführlichen Quel-
lenangaben am Ende des Artikels, das vollständige Literaturverzeichnis auf der 
Homepage der Zeitschrift unter www.psychotherapeutenjournal.de.

        Einerseits haben Menschen mit Borderline-Persönlichkeitsstö-
rung große Schwierigkeiten, stabile Beziehungen aufrechtzuerhalten, 
andererseits haben sie eine große Angst davor, verlassen  
zu werden.
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lende berufliche Perspektiven und finanzielle Probleme zu 
nennen, auf der anderen Seite trägt die oftmals instabile Be-
ziehungsgestaltung dazu bei, dass ein Großteil der Mütter mit 
BPS entweder alleinerziehendend ist oder sich in belasteten 
Partnerschaften befindet (Feldman et al., 1995; Miano et al., 
2018) und somit häufig unzureichende soziale Unterstützung 
erfährt.

Aufgrund der unterschiedlichen Belastungen in Familien mit 
einem Elternteil mit BPS ist in einigen Fällen auch das Ju-
gendamt involviert. Dennoch fällt es Betroffenen schwer, 
die angebotene Unterstützung anzunehmen. Zu groß ist die 
Befürchtung, dass ihr Kind ihnen entzogen werden könnte, 
wenn sie offen mit ihren Schwierigkeiten umgehen. Das Feh-
len geeigneter Hilfen für Mutter und Kind kann jedoch das 
Kindeswohl dauerhaft gefährden.

Neben den genannten Problemen und Herausforderungen 
ist die Elternschaft für Personen mit BPS zugleich mit einem 
großen Änderungspotenzial verbunden, welches eine Chance 
darstellt, vorhandene Ressourcen zu mobilisieren. Ein Groß-
teil der Betroffenen ist selbst in einem invalidierenden (d. h. 

abwertenden, wenig wertschätzenden) Umfeld aufgewach-
sen, häufig gekennzeichnet von emotionaler und körperlicher 
Misshandlung sowie Vernachlässigung (Zanarini et al., 1997). 
Mütter mit BPS wollen die Fehler ihrer Eltern nicht wiederho-
len – vielmehr erhoffen sie sich, ihren Kindern das zu bieten, 
was ihnen selbst in ihrer Kindheit fehlte (Liebe, Geborgenheit, 
Halt). Nicht selten fordern sie dabei jedoch von sich selbst, 
eine „perfekte Mutter“ zu sein. Mangelndes erfahrungsba-
siertes Wissen über kindliche Grundbedürfnisse sowie unzu-
reichende Fertigkeiten zur Gewährleistung eines darauf abge-
stimmten und stabilen Umfelds machen es den betroffenen 
Müttern schwer, diesem Vorsatz nachzukommen. Die Angst, 
als Mutter zu „versagen“, löst Hilflosigkeit, Verzweiflung und 
Schuldgefühle aus (Rosenbach & Renneberg, 2019). Dieses 
Dilemma hat zur Folge, dass die betroffenen Mütter häufi-
ge Wechsel zwischen Überengagement, Überbehütung und 
strikten Regeln einerseits und Unterengagement, Vernachläs-
sigung und mangelnder Struktur andererseits zeigen (Stepp 
et al., 2011). Hinzu kommt, dass die Störung in der Emotions-
regulation bei Müttern mit BPS dazu führt, dass sie in Abhän-
gigkeit von ihrer jeweiligen Stimmung auf ihre Kinder reagie-
ren. Das Muster aus unvorhersehbarem und inkonsistentem 
Erziehungsverhalten fördert nicht nur ambivalente Bindungs-
muster, sondern ruft zudem Angst und Orientierungslosig-
keit bei den betroffenen Kindern hervor. Reinelt et al. (2014) 

wiesen in ihrer Langzeitstudie darauf hin, dass insbesondere 
ein überprotektives und zugleich ablehnendes Erziehungsver-
halten ein Risikofaktor für die Transmission von Symptomen 
der Mütter mit BPS auf ihre Kinder darstellt. Neuere Arbeiten 
zeigen, dass mütterliche Schwierigkeiten in der Emotionsre-
gulation einen besonderen Risikofaktor für Kindesmissbrauch 
und -misshandlung darstellen (Dittrich et al., 2018; Hiraoka et 
al., 2016), was wiederum die Entwicklung psychischer Pro 
bleme aufseiten des Kindes begünstigt (Dittrich et al., 2018).

Kinder von Müttern mit BPS

Die Entstehung von psychischen Störungen wird durch ein 
multikausales, biopsychosoziales Ätiologiemodell erklärt. 
D. h. sowohl bestimmte Vulnerabilitätsfaktoren (z. B. gene-
tische und epigenetische Faktoren und Prozesse) als auch 
Stressfaktoren (z. B. familiäres Umfeld, kritische Lebens-
ereignisse) wirken zusammen mit individuellen Schutzfak-
toren (z. B. Resilienz) bei der Entwicklung von emotionalen 
und Verhaltensauffälligkeiten. So sind Kinder von Müttern mit 
BPS zum einen (epi-)genetisch vorbelastet (s. z. B. Torgersen 

et al., 2012), zum anderen durch 
u. U. auftretende psychosoziale 
Faktoren einem erhöhten Risiko 
für die Entwicklung psychischer 
Störungen ausgesetzt.

Studien, die ihren Fokus auf die 
Betrachtung der Kinder lenken, 
weisen darauf hin, dass Kinder 
von Müttern mit BPS bereits ab 

dem 2. Monat Auffälligkeiten in der Interaktion und im Verhal-
ten zeigen. Untersuchungen mittels „Still-Face“-Paradigma 
zeigen, dass Kinder von Müttern mit BPS im Vergleich zu 
Kindern gesunder Mütter weniger allgemeine Interaktionsbe-
reitschaft sowie Ansprechbarkeit zeigen, häufiger über einen 
starren sowie benommenen Blick verfügen oder diesen gar 
von ihrer Mutter abwenden (Apter et al., 2017; Crandell et al., 
2003). Die Autoren führten das Verhalten der Säuglinge auf 
dysfunktionale Strategien der Selbstregulation im Umgang 
mit interpersonellem Stress sowie auf emotionale Störun-
gen in der Mutter-Kind-Interaktion zurück (Apter et al., 2017; 
Crandell et al., 2003). Darüber hinaus fanden Hobson et al. 
(2005) bei 80 % der Kinder von Müttern mit BPS im Alter von 
einem Jahr Hinweise auf einen desorganisierten Bindungs-
stil. Schwierigkeiten in der Emotionsregulation lassen sich bei 
Kindern im Alter von ein bis zwei Jahren beobachten: Kinder 
von Müttern mit BPS reagierten bei Konfrontation mit angst-
auslösenden Stimuli entweder mit sehr starker Angst oder 
drückten gar keine Angst aus, wohingegen sie kaum in der 
Lage waren, mittlere Ausprägungen von Angst auszudrücken 
(Whalen et al., 2015).

Mithilfe einer Story-Completion-Task zeigten Macfie und 
Swan (2009) bei Kindern von Müttern mit BPS bereits ab dem 
Alter von vier Jahren mehr Rollenumkehr in der Eltern-Kind-

        Mütterliche Schwierigkeiten in der Emotionsregulation stellen 
einen Risikofaktor für Kindesmissbrauch und -misshandlung dar, was 
wiederum die Entwicklung von psychischen Problemen aufseiten des 
Kindes begünstigt.
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Tabelle: Übersicht über Themen und Inhalte der Gruppensitzungen

Sitzung Thema Ziele und Inhalte

1 Einführung �� Gegenseitiges Kennenlernen
�� Organisatorisches, Information zum Training
�� Vermittlung von Zusammenhängen zwischen der BPS der Mutter und der Kindesentwicklung
�� Vermittlung von Risiken für das Kind und Möglichkeiten, diese zu durchbrechen

2 Achtsamkeit �� Erarbeitung der Bedeutung von Achtsamkeit im Zusammensein mit dem Kind

3 Kindliche Grundbedürfnisse �� Informationsvermittlung über und Einfühlung in grundlegende kindliche Bedürfnisse
�� Identifikation eigener Stärken und Schwächen in der Versorgung des Kindes

4 Stress �� Psychoedukation zur Entstehung von Stress
�� Identifikation individueller Risikosituationen für Mutter und Kind
�� Perspektivübernahme Erleben des Kindes

5 Stressbewältigung �� Erlernen von Techniken zur Reduktion von Stressoren
�� Entwicklung spezieller Stresstoleranzskills, die im Beisein der Kinder angewandt werden können

6 Struktur und Flexibilität �� Etablierung hilfreicher Tagesstrukturen 
�� Erarbeitung von festen und flexiblen Regeln

7 Umgang mit Konflikten �� Erarbeitung und Einübung von konkreten Konfliktlösungsstrategien
�� Perspektivübernahme Erleben des Kindes

8 Umgang mit Gefühlen �� Wahrnehmung eigener und kindlicher Emotionen
�� Erarbeitung eines konstruktiven Umgangs mit eigenen und kindlichen Emotionen

9 Die Bedeutung des Körpers 
in der Kindererziehung

�� Sensibilisierung für eigene körperliche Reaktionsmuster
�� Erarbeitung von Möglichkeiten der achtsamen Wahrung von Nähe und Distanz
�� Perspektivübernahme Erleben des Kindes

10 Grundannahmen in der 
Kindererziehung

�� Identifikation und Distanzierung von dysfunktionalen Einstellungen
�� Erarbeitung hilfreicher Einstellungen

11 Selbstfürsorge für Mütter �� Entwicklung von Strategien der Selbstfürsorge
�� Herstellung einer Balance zwischen Selbstfürsorge und Sorge für das Kind

12 Abschluss �� Festigung des Erlernten
�� Vorbereitung auf die Zeit nach dem Training

Beziehung, eine größere Angst, verlassen zu werden und ne-
gativere Erwartungen an die Eltern-Kind-Beziehung, als dies 
bei Kindern gesunder Mütter beobachtet wurde. Zusätzlich 
wiesen die Kinder inkongruente und schamhafte Selbstbilder 
auf sowie reduzierte Fähigkeiten in der Emotionsregulation 
(Macfie & Swan, 2009). In späteren Studien wurden bei Kin-
dern von Müttern mit BPS wiederholt stärkere negative Af-
fekte und weniger Kontrolle bei der Selbstregulation gezeigt 
(Mena et al., 2017), sowie Tendenzen zur Parentifizierung in 
den Mutter-Kind-Dyaden (Macfie et al., 2017; Trupe et al., 
2018).

Jugendliche mit Müttern mit BPS weisen häufiger Diagnosen 
wie Störung des Sozialverhaltens oder Aufmerksamkeitsde-
fizit-/Hyperaktivitätsstörung auf und berichten im Vergleich 
zu Kindern von gesunden Müttern vermehrt von Trennungs-
ängsten, selbstschädigendem Verhalten und Dissoziation 
(Stepp et al., 2012). Frankel-Waldheter et al. (2015) betonen 
die Bedeutung der Schwierigkeiten von Müttern mit BPS mit 
Autonomie und Verbundenheit in der Erziehung für interna-
lisierende und externalisierende Probleme bei ihren 14- bis 
17-jährigen Kindern.

Insgesamt weisen Forschungsbefunde darauf hin, dass El-
ternschaft eine große Herausforderung für Personen mit BPS 
darstellt. Gleichzeitig gibt es Hinweise auf ein erhöhtes Risiko 
für die Entwicklung von emotionalen und Verhaltensauffäl-
ligkeiten (zusammenfassend siehe Eyden et al., 2016 ) sowie 
von einzelnen störungsspezifischen Symptomen der BPS 
(Barnow et al., 2013) bei Kindern betroffener Mütter. Da sich 
Auffälligkeiten in der kindlichen Entwicklung bereits in den 
ersten Lebensjahren beobachten lassen, ist eine frühzeitige 
Unterstützung betroffener Mütter notwendig, um mögliche 
negative Entwicklungswege der Kinder zu unterbrechen. 
Berücksichtigt man das Zusammenwirken von Vulnerabilitä-
ten und Belastungsfaktoren in der Entwicklung psychischer 
Störungen, kann eine genetische Prädisposition zwar nicht 
verändert werden, psychosoziale Belastungsfaktoren (hier 
dysfunktionale Erziehungsstrategien) jedoch reduziert bzw. 
durch funktionale Umgebungsfaktoren ersetzt werden. Nur 
so kann eine gesunde kindliche Entwicklung in Risikogruppen 
gefördert werden.

Vielversprechend ist in diesem Zusammenhang, dass ein 
Großteil der Mütter mit BPS die Elternschaft trotz der damit 
verbundenen Herausforderungen auch als Chance sieht. Häu-

	 4/2019 Psychotherapeutenjournal	 353

C. Rosenbach, J. Zitzmann & B. Renneberg



fig sind betroffene Mütter motiviert, ihr Verhalten zugunsten 
des Wohlergehens ihrer Kinder zu verändern, und erhoffen 
sich, in der Mutter-Kind-Beziehung selbst eine Stabilisierung 
sowie Zugehörigkeit und Identitätsstiftung zu erleben. Exis-
tierende Elterntrainings haben zwar zum Ziel, dysfunktiona-
les Erziehungsverhalten zu reduzieren und Eltern im Umgang 
mit ihren Kindern zu unterstützen; sie fokussieren jedoch 
nicht auf borderlinespezifische Aspekte wie z. B. Emotions-
regulation. Um Mütter mit BPS in dem Entwicklungsprozess 
sowie bei der Erziehung ihrer Kinder zu unterstützen, wurde 
ein störungsspezifisches Gruppentrainingsprogramm (Buck-
Horstkotte et al., 2015) entwickelt. Das Training zielt darauf 
ab, das psychische Wohlbefinden der Mutter und des Kindes 
zu verbessern, indem nicht nur die mütterliche Erziehungs-
kompetenz gestärkt wird, sondern gleichzeitig das Stresser-
leben reduziert wird.

Das Gruppentraining „Borderline und 
Mutter sein“
Die Entwicklung des Gruppentrainings „Borderline und Mut-
ter sein“ (Buck-Horstkotte et al., 2015) basiert auf dem „In-
teraktiven Skillstraining für Borderline-Patienten“ (Bohus & 
Wolf-Arehult, 2013) sowie auf bereits existierenden Eltern-
trainings. Zielgruppe der Intervention sind Mütter mit klei-
neren Kindern (0 bis 6 Jahre), da das Verhalten von und die 
Beziehung zu zentralen Bezugspersonen insbesondere in der 
frühen Kindheit elementar für die Entwicklung individueller 
Bedürfnisse, der Fähigkeiten zur Emotionsregulation und der 
Bindungsmuster ist.

Teilnehmerinnen des Gruppentrainings besuchen zwölf zwei-
stündige, wöchentlich stattfindende Sitzungen, in denen elf 
Themen behandelt werden (s. Tab.). Dabei steht die Vermitt-
lung individueller Techniken im Vordergrund, die es den Müt-
tern ermöglichen sollen, Verlässlichkeit und Stabilität bei der 
Kindererziehung zu gewährleisten.

Jede Gruppensitzung besteht aus zwei Blöcken, die durch 
eine 20-minütige Pause getrennt sind (s. Abb. 1). Der erste 
Block beginnt stets mit einer Achtsamkeitsübung, an die sich 
die Besprechung der „Hausaufgaben“ der vergangenen Wo-
che anschließt. In dem zweiten Block werden vereinfachte 
wissenschaftliche Grundlagen des zu besprechenden neuen 
Themas erläutert, bevor praktische Übungen (Rollenspiele) 
dazu absolviert werden. Anschließend werden die neuen 
„Hausaufgaben“ inkl. der Informations- und Arbeitsblätter 
erklärt. Zum Abschluss formuliert jede Teilnehmerin ihre indi-
viduelle Take-Home-Message.

Das Gruppentraining sollte von zwei Trainerinnen geleitet 
werden, die Erfahrungen in der Arbeit mit Patientinnen mit 
BPS haben. Zudem ist es von Vorteil, wenn zumindest eine 
der Trainerinnen selbst Kinder hat oder über Erfahrungen in 
der Erziehung kleiner Kinder verfügt. Es empfiehlt sich, dass 
sich die Teilnehmerinnen in einer begleitenden Einzeltherapie 

befinden, um Schwierigkeiten der Mütter, die sich nicht direkt 
auf die Interaktion mit dem Kind beziehen (z. B. Beziehungs-
probleme, selbstverletzendes Verhalten), außerhalb des 
Gruppensettings zu besprechen. Auch kann die Auseinander-
setzung mit der eigenen Mutterrolle negative Erinnerungen 
an die eigene Kindheit aktivieren, welche im Detail nicht in 
der Gruppe, sondern im Einzelsetting besprochen werden 
sollten.

Darüber hinaus sollten die Trainerinnen während der Sitzun-
gen stets genügend Raum für einen Austausch der Mütter 
untereinander ermöglichen. Es hat sich gezeigt, dass sich die 
Mütter an vielen Stellen gegenseitig gut helfen können und 
untereinander konstruktive Hinweise austauschen. Um die-
sen Austausch zu unterstützen, ist es Aufgabe der Trainerin-
nen, die Gespräche zu moderieren und zu leiten. In den Grup-
pen gilt zudem zu beachten, dass die individuellen Maßstäbe 
der einzelnen Mütter eventuell nicht mit den eigenen Vorstel-
lungen der Trainerinnen hinsichtlich der Kindererziehung über-
einstimmen. So ist es wichtig, im Veränderungsprozess auch 
kleine Schritte zu beachten, welche die betroffenen Mütter 
machen. Es könnte beispielsweise das „Fernsehen beim Es-
sen“ nicht mit den verinnerlichten Normen der Trainerinnen 
übereinstimmen, für eine Gruppenteilnehmerin jedoch zu-
nächst ein wichtiger Schritt in ihrer Entwicklung darstellen, 
z. B. indem dadurch Gewalt beim Essen verhindert wird.

Eine besondere Herausforderung stellt für die teilnehmenden 
Mütter die Durchführung der Rollenspiele dar. Die Mütter sol-
len hierbei eine wiederkehrende eigene Stress- oder Konflikt-
situation mit ihrem Kind auswählen, wobei sie sich im Rollen-
spiel selbst spielen und eine andere Teilnehmerin das jewei-
lige Kind. Die Rollenspiele werden auf Video aufgenommen 

Abbildung 1: Übergreifende Struktur der Sitzungen
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Abbildung 2: Projekt „ProChild“

und anschließend – unter Berücksichtigung von zuvor bespro-
chenen Feedback-Regeln – in der Gruppe angesehen. Das 
„Vorspielen“ des eigenen dysfunktionalen Verhaltens und vor 
allem das anschließende Ansehen der Videoaufnahme sind 
zunächst stark schambehaftet, sodass die Teilnehmerinnen 
häufig versuchen, dies zu vermeiden. In diesen Situationen 
ist es wichtig, auf die Nützlichkeit dieser Übung hinzuweisen 
(„Nur wenn wir uns genau anschauen, was nicht funktioniert, 
können wir Wege finden, dass es besser läuft.“) und darauf, 
dass die meisten Mütter die Übung im Nachhinein als sinnvoll 
und hilfreich erleben. Insbesondere in Bezug auf die anschlie-
ßende Erprobung neu erlernter Verhaltensweisen sind die 
Rollenspiele als Ankerpunkt von Nutzen. Nicht selten erhalten 
die Mütter von den anderen Teilnehmerinnen positives Feed-
back zu einzelnen Aspekten ihrer Interaktion mit dem Kind im 
Rollenspiel. Dies führt teilweise zu einer (erstmaligen) Wahr-
nehmung von positiven Seiten des eigenen Verhaltens: „Es 
gibt einige Dinge, die ich schon kann / die ich gut mache.“ In 
einer ersten Pilotstudie gaben die Mütter an, die Rollenspiele, 
wenn sie auch Überwindung kosten, als besonders hilfreich 
empfunden zu haben (Renneberg & Rosenbach, 2016).

Wie bereits angesprochen, stellen insbesondere die Defizite 
der Mütter mit BPS in der eigenen Emotionsregulation ein 
Risiko sowohl für übergriffiges und unsensibles Verhalten als 
auch für negative Entwicklungsverläufe der Kinder dar. Ge-
rade wenn betroffene Mütter ihre eigenen Emotionen nicht 
mehr unter Kontrolle haben, ist das Risiko für körperliche und/
oder psychische Gewalt erhöht. Zusätzlich fehlt den Kindern 
ein Modell zum Erlernen von eigenen Strategien zur Emoti-
onsregulation, was die Entwicklung kindlicher Psychopatho-
logie begünstigt. Dementsprechend zielen die Sitzungen des 
Trainings trotz verschiedener Schwerpunkte insgesamt auf 
die Förderung der mütterlichen Emotionsregulationskompe-
tenz. Nicht nur das Erlernen eines besseren Umgangs mit ei-
genen und kindlichen Gefühlen, sondern auch die Reduktion 

von Stress, der adäquate Umgang mit Stressoren, die Verbes-
serung der Konfliktlösung, die Anwendung von Achtsamkeit 
und die Modifikation negativer Grundannahmen sollen dazu 
beitragen, angemessenere Strategien zur Regulation aversi-
ver Emotionen zu fördern.

Die Studie ProChild

In der Phase der Entwicklung wie auch nach Publikation des 
Manuals wurde das Training in verschiedenen Settings (am-
bulant und stationär, Praxen, Ambulanzen, betreute Wohnein-
richtungen) durchgeführt. Dabei zeigte sich zum einen eine 
große Nachfrage und ein hoher Bedarf an Unterstützung in 
der Erziehung für Mütter mit BPS, zum anderen berichteten 
sowohl die Teilnehmerinnen als auch die Trainerinnen von ei-
nem positiven Effekt auf die mütterliche Erziehungskompe-
tenz und eine Reduktion des Stresserlebens (Renneberg & 
Rosenbach, 2016).

Diese positiven ersten Forschungsergebnisse sollen nun in 
einem vom BMBF geförderten Forschungsprojekt empirisch 
überprüft werden (Multicenter-Studie „ProChild“, Prävention 
von Misshandlung und Förderung der psychischen Gesund-
heit bei Kindern von Müttern mit Borderline-Persönlichkeits-
störung, s. Abb. 2). In der seit April 2019 laufenden rando-
misiert-kontrollierten Längsschnittstudie4 wird das Gruppen-
training an drei Standorten durchgeführt, um im Rahmen 
dessen den Effekt des Trainings (a) auf die mütterliche Erzie-
hungskompetenz und das Stresserleben, (b) auf die kindliche 
psychische Belastung und (c) auf die Mutter-Kind-Interaktion 
systematisch zu untersuchen. Neben Selbstbeurteilungs-
instrumenten und Interviews kommen auch experimentelle 

4 Siehe https://www.gesundheitsforschung-bmbf.de/de/prochild-pravention-
von-misshandlung-und-forderung-der-psychischen-gesundheit-bei-kindern-8913.
php.
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Untersuchungen der Mutter-Kind-Interaktion zum Einsatz. 
Zusätzlich werden epigenetische Aspekte im Längsschnitt 
untersucht. Die Wirksamkeit des Trainings wird als Add-on-
Maßnahme (zusätzlich zu anderen Behandlungen der Mütter 
wegen ihrer BPS-Symptomatik) mittels eines Wartekontroll-
gruppendesigns überprüft.

Ein weiteres Teilprojekt widmet sich der Analyse des Helfer-
systems. Dabei wird u. a. geprüft, welche Faktoren die Zu-
sammenarbeit zwischen Müttern mit BPS und dem Jugend-
amt erschweren und inwieweit sich bestehende Strukturen 
verbessern lassen.

Über die Förderung der mütterlichen Erziehungskompetenz 
und die Verbesserung der Emotionsregulation durch das 
Training soll das Risiko für Vernachlässigung der Kinder 
reduziert werden. Langfristiges Ziel des Projekts ist es, neue 
und wirksame Wege zu finden, um die Transmission von 
Gewalt und Misshandlung zu unterbrechen und damit einen 
Beitrag zur Förderung einer gesunden kindlichen Entwicklung 
zu leisten.
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Die aktuelle Diskussion zur Evaluation ambulanter psy-
chotherapeutischer Behandlungen führt zur Frage 
nach dem Nutzen von Feedback- und Monitoring-Sys-

temen in der Praxis. Wie kann Feedback in die Routinepraxis 
integriert werden und wie verändert es die therapeutische 
Arbeit?

Bedarf und Nutzen

Die primäre Zielsetzung von kontinuierlichem Prozess- und 
Outcome-Monitoring in der Routinepraxis richtet sich auf 
eine Verbesserung der Wirksamkeit von Psychotherapie. Es 
besteht die Hoffnung, Therapien durch solche Instrumente 
effektiver zu machen – und zwar nicht nur im Durchschnitt, 
sondern speziell auch für solche Patientinnen, deren Psy-
chotherapie ohne Verlaufsfeedback sonst ergebnislos („non-
responder“), mit Verschlechterungen („deteriorations“) oder 
mit Abbrüchen („drop-outs“) en-
den würde. Entsprechende Zah-
len machen die Notwendigkeit 
deutlich: In Übersichtsarbeiten 
wird von einer durchschnittlichen 
Abbruchrate von 47 %, berichtet, 
der Anteil an „non-respondern“ 
liege zwischen 10 % und 50 %, 
und mit Verschlechterungen sei in 5 % bis 15 % der Fälle zu 
rechnen (Fischer-Klepsch et al., 2009; Lambert et al., 2002a; 
Lambert & Ogles, 2004). „Versteckte“ Misserfolge sind bei 
fehlender Abschlussdokumentationen kaum erkennbar und 
wurden folglich nicht mitberücksichtigt (Hiller et al., 2011). 
Trotz ständiger Weiterentwicklungen auf dem Gebiet stö-
rungsspezifischer Psychotherapien sind heute in vielen Berei-
chen keine besseren Therapieergebnisse zu verzeichnen als 
vor Jahrzehnten (Cristea et al., 2017; Hand, 2015; Johnsen & 

Friborg, 2015). Auch wenn man den Fokus auf die Person der 
Psychotherapeutin und deren (Lern-)Fähigkeit zum richtigen 
Einschätzen der Therapiesituation legt, zeigen sich hier Pro-
bleme: So verbessert sich die persönliche Wirksamkeit von 
Psychotherapeutinnen mit zunehmender Berufserfahrung 
nicht (Goldberg et al., 2016). Psychotherapeutinnen scheinen 
überdies nur sehr begrenzt in der Lage zu sein, Verschlech-
terungen oder nahende Therapieabbrüche ihrer Patientinnen 
rechtzeitig zu erkennen (Lambert et al., 2002b; Hatfield et 
al., 2010). Offenbar unterliegen Psychotherapeutinnen einem 
schönfärbenden Bias, d. h. sie schätzen Behandlungsfort-
schritte deutlich positiver ein, als sie sich in Messergebnis-
sen darstellen (Sapyta et al., 2005). Quantitative Rückmeldun-
gen werden häufig entwertet (Norcross, 2003) oder ignoriert 
(Garland et al., 2003).

Auch wenn diese Befunde primär aus dem angloamerikani-
schen Raum stammen und vielleicht etwas überzeichnet wir-

ken, sollten sie doch zu denken geben. Neben dem ableitba-
ren Anspruch, Psychotherapien in ihrem Verlauf transparen-
ter zu machen und Prozesse auch quantifiziert darzustellen, 
verdeutlichen sie auf jeden Fall die Notwendigkeit zur Opti-
mierung von Psychotherapien durch Formen fortlaufender 

Prozessmonitoring in der Psychotherapie:  
Anspruch und Nutzen

Günter Schiepek, Leonhard Kratzer, Yvonne Hülsner & Egon Bachler

Zusammenfassung: Psychotherapie vollzieht den digitalen Wandel. Elektronisches (d. h. Internet- und app-basiertes) 
Feedback zum Verlauf von Psychotherapien etabliert sich in der Praxis zunehmend mehr und gilt aus Sicht zahlreicher 
Forscher als „good practice“. Berichtet wird über die Resultate mehrerer Meta-Analysen zu den Effekten von Therapie-
feedback. Dabei kommt es entscheidend darauf an, wie dieses Feedback realisiert wird. Eine Rolle spielen dabei die 
Messfrequenz, die Option, nichtlineare Eigenschaften des Veränderungsprozesses zu erkennen (z. B. spontane Muster-
wechsel, Phasen von Stabilität oder Instabilität), die erfassten Prozessmerkmale sowie die Qualität und Häufigkeit von 
Feedbackgesprächen unter Bezug auf die visualisierten Analyseergebnisse. Der Mehrwert für Klientinnen1, Therapeu-
tinnen und praxisnahe Forschung kann sehr vielfältig sein, wobei zu bedenken ist, dass sich die Routinepraxis durch 
digitalisiertes Feedback bereits jetzt verändert.

1 Zu der mit der Ausgabe 4/2017 eingeführten geschlechtersensiblen Schreib-
weise im Psychotherapeutenjournal lesen Sie bitte den Hinweis auf der hinte-
ren inneren Umschlagseite. Bei dieser Ausgabe handelt es sich um ein Heft in 
der weiblichen Sprachform.

        Durch Monitoring-Systeme sollen Psychotherapien wirksamer 
gemacht werden – besonders bei Patientengruppen, bei denen ohne 
Feedback eine Verschlechterung oder ein Abbruch drohen würde.
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Rückkopplung an die Patientenwahrnehmung. Die Datenlage 
zum Nutzen von eben in diesem Sinne eingesetzten Monito-
ring-Systemen lässt diesbezüglich durchaus hoffen. In einer 
Studie aus der stationären Psychotherapie konnte mit dem 
Einsatz von Feedback die Verschlechterungsrate von 25 % 
auf unter 9 % gesenkt werden (Probst et al., 2013). In der ge-
meindenahen Versorgung depressiver Patientinnen, die feed-
back-unterstützt behandelt wurden, zeigten sich im Vergleich 
mit Patientinnen ohne Feedback deutliche Effekte (36 % vs. 
13 % Verbesserung) (Gibbons et al., 2015). Frühwarnsignale 
(„precusors“) von Therapieabbrüchen lassen sich mit Monito-
ring-Systemen offenbar erkennen, ebenso Beziehungskrisen 
(„alliance ruptures“), die Psychotherapeutinnen anscheinend 
nicht bemerken, obwohl sie ja direkt involviert sind (Hannan 
et al., 2005). In einer Studie von Finch et al. (2001) konnten 
85 % bis 100 % der Patientinnen, deren Symptomatik sich im 
Verlauf von Psychotherapien verschlechterte, durch den Ein-
satz von Monitoring-Systemen identifiziert werden (vgl. auch 
Dimidjian & Hollon, 2010). Mediierende „common factors“ 
lassen sich somit nicht nur durch Supervision und kollegiale 
Intervision aktivieren, sondern auch durch Feedback (Lam-
bert, 2017), wobei sich Supervision und Therapiefeedback 

ergänzen und gegenseitig optimieren (Rousmaniere, 2014; 
Rubel et al., 2017; Swift et al., 2015).

Inzwischen liegen über 43 Studien zur Wirksamkeit von The-
rapiefeedback vor. Seit dem Jahr 2000 wurden vier Über-
sichtsarbeiten und Meta-Analysen zum Effekt von Therapie-
feedback publiziert, mit unterschiedlichen Ergebnissen. Zwei 
Übersichten stammen aus der Arbeitsgruppe um Lambert 
(Shimokawa et al., 2010; Lambert, 2017 )2 und beziehen sich 
auf die Daten ihrer eigenen Studien. Shimokawa et al. (2010) 
berichten auf der Basis von sechs Studien von mittleren bis 
großen Effekten (g = 0,53–0,70), vor allem bei Patientinnen 
mit „not on track“-Verläufen, also solchen, die sich unter dem 
Durchschnitt vergleichbarer Patientinnen entwickeln (vgl. 
auch de Jong et al., 2014). Eine Übersichtsarbeit von Lambert 
(2017) über 12 Studien zeigt, dass sich bei Patientinnen mit 
dem Risiko einer Verschlechterung die Verschlechterungsra-
te von 21 % auf 13 % reduzieren lässt, während die Remis-
sionsrate von 20 % auf 35 % ansteigt. Wird auf negatives 
Feedback mit maßgeschneiderten Problemlösungsangebo-
ten (z. B. Clinical Support Tools) reagiert, sinken Verschlech-
terungen sogar auf 6 % ab, während die Remissionsrate auf 
über 50 % ansteigt. Die Meta-Analyse von Knaup et al. (2009) 
basiert auf 12 Studien und stellt einen geringen Gesamtef-
fekt des Einsatzes von Feedback-Systemen fest (d = 0,10), 
der zudem im Follow-up wieder verschwindet. Ein Cochrane-

Review (Kendrick et al., 2016), basierend auf 17 Studien, fand 
keine Gesamteffekte, jedoch einen gering positiven Effekt 
bei Patientinnen mit „not on track“-Verläufen (d = 0,22). Die 
jüngste Meta-Analyse (de Jong et al., im Druck) bezieht sich 
auf 43 Studien und berichtet über einen geringen Gesamtef-
fekt von d = 0,17, mit Hinweis auf überdauernde Effekte im 
Follow-up (d = 0,18) und einer Reduktion von Drop-out-Raten 
(reduzierte odds um 22 %). Je nach Einschätzung könnte man 
die Datenlage also mit vorsichtigem Optimismus beurteilen. 
Angemerkt sei in diesem Zusammenhang, dass die Effekte 
von Therapiefeedback nicht zuletzt von den vorausgehenden 
Einstellungen und Erwartungshaltungen abhängig sind, die 
Psychotherapeutinnen und Patientinnen diesem Procedere 
gegenüber einnehmen (zu Therapeutenfaktoren s. de Jong et 
al., 2012; de Jong & de Goede, 2015; Lutz et al., 2015).

Compliance

Die technische und praktische Machbarkeit („feasibility“) von 
Therapiefeedback in der Praxis ist durchaus gegeben (Brown 
et al., 1999). Monitoring-Systeme wie das Synergetische Na-

vigationssystem (SNS) bieten die 
Möglichkeit, mit geringem Auf-
wand zeitlich beliebige Taktungen 
von Fragebogen-Erfassungen 
durchzuführen und die Ergebnisse 
zu visualisieren. Als Standard für 
hochfrequente (tägliche) mehr-
dimensionale Prozesserfassung 
kann der Therapie-Prozessbogen 

(TPB) gelten (Schiepek et al., 2019). Die Variante für ambu-
lante Psychotherapie enthält 33 Items wie „Heute bin ich der 
Lösung meiner Probleme nähergekommen.“, „Heute war ich 
motiviert, an der Erreichung meiner Ziele zu arbeiten.“ oder 
„Heute erlebte ich innere Unruhe/Anspannung.“ – jeweils ein-
zuschätzen auf visuellen Analogskalen.

Patientinnen können Fragebögen über Smartphones, Tablets 
oder PCs ausfüllen. Die Ergebnisse sind für die Psychothe-
rapeutinnen in Echtzeit sichtbar und können regelmäßig mit 
der Patientin besprochen, in der Patientenakte abgespeichert 
oder in einen LZT-Antrag integriert werden. Der aktive Einbe-
zug der Patientin in die Reflexion des Therapieverlaufs bringt 
diese in eine partizipative Rolle.

Die Kooperationsbereitschaft und Technologieakzeptanz von 
Patientinnen für kontinuierliches Monitoring sind hoch, wie 
Praxiserfahrungen und Studien zeigen. 93 % der befragten 
Patientinnen der TK-Studie zur Qualitätssicherung äußerten 
sich positiv über psychometrische Erhebungen in der ambu-
lanten Psychotherapie (Lutz et al., 2012). Im Bereich der sta-
tionären und tagesklinischen Therapie konnte an einer nicht 
selektierten Patientengruppe eine Compliance-Rate von ca. 

2 Die hier kursiv ausgewiesenen Kurztitel finden Sie mit ausführlichen Quel-
lenangaben am Ende des Artikels, das vollständige Literaturverzeichnis auf der 
Homepage der Zeitschrift unter www.psychotherapeutenjournal.de.

        Monitoring-Systeme bieten die Möglichkeit, mit geringem Auf-
wand zeitlich beliebige Taktungen von Fragebogen-Erfassungen 
durchzuführen und die Ergebnisse zu visualisieren.
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80 % festgestellt werden, und zwar bei täglichen (!) Selbst-
einschätzungen mit dem Therapie-Prozessbogen (TPB, 47 
Items) (Schiepek et al., 2016). In der ambulanten Praxis ist die 
Nutzungsbereitschaft ähnlich hoch.

Compliance-Raten erweisen sich weitgehend unabhängig 
von Diagnosen und vom Schweregrad der Störung (Schiepek 
et al., 2016). Nach eigener, inzwischen 12-jähriger Erfahrung 
hängt die Nutzungsbereitschaft von Feedback-Systemen 
dagegen vom erkennbaren Nutzen für die Patientinnen, von 
Frequenz und Qualität der Feedbackgespräche zum Behand-
lungsverlauf und auch von der Identifikation der Psychothera-
peutin mit der Methodik ab (vgl. auch de Jong et al., 2012). 
Optimale Nutzungsbereitschaft ergibt sich durch die Arbeit 
mit individualisierten Prozessfragebögen, wie sie aus indivi-
duellen Fallkonzeptionen (z. B. idiographischer Systemmo-
dellierung) heraus entwickelt werden (Schiepek et al., 2015). 
Eine Ablehnung des Vorgehens auf Seiten der Patientinnen 
ist selten; die dann vorgebrachten Zurückweisungsgründe 
liegen vereinzelt in überzogenen Befürchtungen oder techno-
logiefeindlichen Einstellungen. Nach kurzer Einführung haben 
oft auch ältere Patientinnen Erfolgserlebnisse mit tablet- oder 
smartphone-basierten Technologien.

Wie soll Therapiemonitoring durch
geführt werden?
Nach bisherigen Erfahrungen kann vermutet werden, dass 
der Mehrwert und auch der therapeutische Effekt des The-
rapiemonitorings von der Art der Durchführung abhängen. 
Diese Einschätzung deckt sich mit Wampold (2015), der rou-
tinemäßigem Therapiefeedback 
zwar ausreichende Evidenz be-
scheinigt, aber die entscheidende 
Frage eben darin sieht, wie es re-
alisiert wird. Sollte sich Feedback 
nur auf das Outcome beziehen 
wie in den ersten Evaluationspro-
jekten der Techniker-Krankenkasse (Outcome-Erfassung im 
halbjährlichen Rhythmus; Strauß et al., 2015) oder sollte ein 
kombiniertes Prozess-Outcome-Monitoring umgesetzt wer-
den, das unterschiedliche Prozessmerkmale berücksichtigt 
(z. B. therapeutische Beziehung, Veränderungsmotivation, 
Einsicht und Verständnis, Fortschritte, Emotionen, Problem-
belastung)? In welcher Frequenz und Taktung sollten Daten 
erhoben werden? Sollte man sich nur auf „Verbesserung vs. 
Verschlechterung“ konzentrieren oder sind dynamische Mus-
ter wie sprunghafte Veränderungen oder Destabilisierungen 
des Prozesses interessant? Wird mit standardisierten oder 
mit individualisierten Prozessfragebögen gearbeitet? Wie oft 
und in welcher Qualität finden feedback-basierte Therapiege-
spräche statt? An diesen und ähnlichen Fragen entscheidet 
sich unserer Erfahrung nach die Qualität und Reichhaltigkeit 
der Information über den Verlauf, damit die Motivation von 
Patientinnen und Psychotherapeutinnen, mit Feedback zu ar-
beiten, und schließlich der Nutzen und Mehrwert. Künftige 

Evaluationsstudien müssten folglich der Qualität der Durch-
führung und dem „Wie“ des Vorgehens mehr Beachtung 
schenken.

Die Richtlinien für die Evaluation im Bereich der ambulanten 
Psychotherapie, die das Institut für Qualitätssicherung und 
Transparenz in der Medizin (IQTIG) für den Gemeinsamen 
Bundesausschuss der Ärzte und Krankenkassen (G-BA) er-
arbeitet hat,3 können als Schritt in Richtung einer Qualitäts-
definition gelesen werden. Methoden der Qualitätssicherung 
sollten

�� sowohl auf die Prozess- als auch die Ergebnisqualität fo-
kussieren,

�� einrichtungsbezogen sein, d. h. in der Praxis zur Anwen-
dung kommen,

�� patientenorientiert sein, d. h. überwiegend Informationen 
aus der subjektiven Sicht der Patientinnen liefern,

�� verfahrens- und diagnoseübergreifend sein und

�� die Erfassung individueller Therapieziele ermöglichen.

�� Schließlich soll damit eine allgemeine Basisdokumentation 
für die ambulante Psychotherapie entwickelt werden.

Monitoring-Systeme und Daten
sicherheit

Monitoring-Systeme sollten für die Erfassung und Steuerung 
von Therapien sowohl Effekte wie auch Prozesse abbilden. 

Inzwischen stehen unterschiedliche elektronische Systeme 
zur Verfügung, von denen einige kurz benannt sein sollen:

Das server-basierte System MyOutcomes® ermöglicht Echt-
zeit-Feedback über Behandlungsprozesse. Es benutzt als Fra-
gebögen die Outcome Rating Scale (ORS) und die Session 
Rating Scale (SRS) mit Eingabeoptionen über PCs, Tablets 
oder Smartphones. Die Datenerhebung am Ende einer Thera-
piesitzung besteht dabei aus lediglich vier kurzen Fragen. Das 
System liefert einen einfachen Bericht über die Werteausprä-
gung der Patientin. Es kann dargestellt werden, ob sich der 
Verlauf „on track“ bewegt oder nicht. Auch steht eine e-lear-
ning-Plattform zum Vorgehen des „Feedback-Informed Treat-
ment“ (FIT) zur Verfügung (https://www.myoutcomes.com).

3 Vgl. Zwischenbericht. Verfügbar unter: https://www.g-ba.de/downloads/ 
39-261-2438/2015-12-17_PT-RL_Abnahme-Konzeptskizze-QS-ambul-PT.pdf 
[15.10.2019].

        Monitoring-Systeme sollten für die Erfassung und Steuerung von 
Therapien sowohl Effekte wie auch Prozesse abbilden.
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Patientinnen Therapeutinnen Forschung

�� Regelmäßige Beschäftigung mit den Themen 
und Zielen der Therapie, alltagsnah und 
außerhalb der Sitzungen,

�� Motivation durch zeitnahe Rückmeldung von 
Veränderungen,

�� Erkennen prozessualer Muster, die im aktuel-
len Erleben nicht auffallen würden,

�� expressives Schreiben elektronischer 
Tagebücher,

�� Unterstützung von Selbstregulation und 
Selbstmanagement,

�� Mentalisierung und Achtsamkeits-Fokussie-
rung,

�� differentielle Wahrnehmung von Emotionen, 
Kognitionen und Verhalten,

�� Unterstützung der therapeutischen Koopera-
tion und der Qualität der Therapiebeziehung,

�� Vermittlung von Sicherheit und Struktur 
durch regelmäßiges (z.B. tägliches) Ausfüllen,

�� Förderung der Emotionsregulation,
�� Ausdruck der Wertschätzung gegenüber den 
Patientinnen und deren Wahrnehmung,

�� Erleichterung des Transfers zwischen Thera-
pie und Alltag/Lebenswelt.

�� Informationssammlung und -aufbereitung 
für Fallkonzeptionen und funktionelle 
Bedingungsanalysen,

�� Stütze für die therapeutische Beziehung,
�� Ermittlung von Informationen und deren 
Vorstrukturierung für die feedback-basierten 
Therapiegespräche,

�� Früherkennung von therapeutischen Krisen 
oder Stagnationen,

�� Vermittlung von Sicherheit im Vorgehen,
�� Bereitstellung einer soliden  Datenbasis 
für therapeutische Mikroentscheidungen 
(adaptive Indikation),

�� Vermittlung eines theoretischen Bezugs (Psy-
chotherapie als Selbstorganisationsprozess),

�� Evaluation der Therapien,
�� Hinweise auf nichtlineare Eigenschaften (z.B. 
Ordnungsübergänge, kritische Instabilitäten) 
des Therapieprozesses,

�� Ermöglichung einer Individualisierung und 
Personalisierung des Vorgehens,

�� Datengenerierung und deren Visualisierung 
in Form von Graphiken für Berichte, Überwei-
ser und Gutachter,

�� Förderung der Rolle von Therapeuten als 
„scientist practitioners“.

�� Bereitstellung alltagsnaher und praxisnaher 
Daten über Prozess und Outcome,

�� Kombination aus quantitativen (Zeitreihen) 
und qualitativen Daten (elektronische 
Tagebücher),

�� hohe ökologische Validität und Praxisrele-
vanz,

�� perfektes Datenmaterial für Kasuistiken,
�� Zusammenführung von idiographischer und 
nomothetischer Forschung,

�� nimmt nichtlineare Prozessanalysen bereits 
im System vor (kein Datenexport notwendig),

�� Generierung von „big data“ durch flächende-
ckenden Einsatz.

Tabelle: Mehrwert und Nutzen von hochfrequentem Therapiefeedback

Der OQ® Analyst erlaubt Ergebnismessungen mit Hilfe von 
Tablets, Desktops, Laptops oder Smartphones mit verschie-
denen Varianten des Outcome Questionnaire (OQ) für Er-
wachsene, Kinder und Gruppen. OQ-Fragebögen dienen da-
zu, Veränderungen während der Behandlung einer Patientin 
zu verfolgen und Algorithmen zur Erkennung von „off track“-
Verläufen bereitzustellen (ein „track“ ist ein Standardverlauf 
bei einer diagnosebezogenen Vergleichspopulation). Ange-
bote zum Umgang mit „off-track“-Verläufen (sog. Clinical 
Support Tools) sollen die Behandlungsplanung unterstützen 
(https://www.oqmeasures.com/oq-analyst)

STATUS (https://stts.app) ist eine Plattform, die es erlaubt, 
Fragebögen online zu erstellen und diese browsergestützt 
oder über eine App beantworten zu lassen. Die Daten können 
über Templates visualisiert werden. STATUS stellt mehrere 
Eingabemöglichkeiten zur Verfügung, z. B. die Beantwortung 
von Fragen mittels Audioaufzeichnung. Konditionale Fragen, 
die nur bei bestimmten Antworten auf andere Fragen vorge-
legt werden, sind möglich. In einem aktuellen Projekt werden 
damit Prädiktoren von Therapieabbrüchen bei Borderline-Per-
sönlichkeitsstörung gesucht.

PCOMS (Partners for Change Outcome Management Sys-
tem) ist über eine Web-Applikation mit der Bezeichnung „Bet-
ter Outcomes Now“ (NOW) verfügbar (H. Duncan). PCOMS 
enthält zwei Rating Skalen mit je 4 Items: die Outcome Rating 
Scale zur Beurteilung therapeutischer Fortschritte und die 
Session Rating Scale zur Beurteilung der Therapiebeziehung. 
Die Funktionalitäten der NOW-Plattform sind auf der entspre-
chenden Internet-Seite einsehbar.

Das internet- und app-basierte Synergetische Navigations-
system (SNS®, www.ccsys.de) ist ein hochflexibles gene-
risches System und erlaubt die Nutzung unterschiedlicher 
lizenzfreier Prozess- und Outcome-Fragebögen (derzeit sind 
ca. 80 solcher Fragebögen verfügbar) sowie die freie Wahl 
von Messfrequenzen (event- oder time-sampling). Die Nut-
zung elektronischer Tagebücher ist möglich. Über einen Fra-
gebogeneditor können auch personalisierte Prozessfragebö-
gen eingegeben und verwendet werden. Die App ermög-
licht die Datenerfassung und das Versenden von Texten, Do-
kumenten (z. B. pdf-Dateien), Audio- oder Videoaufnahmen 
zu therapeutischen Zwecken. Eine detaillierte Analyse und 
Visualisierung der erhobenen Zeitreihendaten fokussiert auf 
die Darstellung dynamischer Muster und Musterübergänge 
sowie auf Frühindikatoren solcher Übergänge. Möglich ist 
auch die Analyse von Interaktionsmustern in Gruppen (Paa-
re, Familien) sowie die Erstellung einer Gruppenstatistik von 
Outcome-Effekten.

Die Sicherheitsstandards beruhen in allen Systemen auf der 
Nutzung von https-Webseiten, was dem Standard des e-
Banking entspricht. Wenn keine Patientendaten (Namen, Dia-
gnosen, etc.) eingegeben werden, sondern nur anonymisierte 
User-Kürzel und Passwörter, lassen sich selbst im Falle eines 
„Datenklaus“ keine Rückschlüsse auf reale Patientinnen vor-
nehmen.

Im Vergleich der Monitoring-Systeme wird deutlich, dass Pro-
zesse nicht unabhängig von der theoretischen Perspektive 
auf das therapeutische Geschehen erfasst und verstanden 
werden können. Weiterhin wird deutlich, dass die Psycho-
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Abbildung: Prozessuale Muster psychotherapeutischer Veränderung, wie sie im Feedback erkennbar werden (Synergetisches Navigations-
system;  Schiepek et al., 2018a). Vertikale Linien machen die Ordnungsübergänge im Prozess deutlich. Links: Patient mit Zwangsstörungen; 
Mitte: Patient mit chronifizierter Depression (vgl. Schiepek et al., 2018b); Rechts: Patientin mit Zwangsstörungen. (a) Wöchentliche Symp-
tomeinschätzungen auf Basis des DASS-21 (Nilges & Essau, 2015). Links: Subskala Depression; Mitte und rechts: Subskalen Depression 
(blau), Stress (gelb) und Angst (rot). (b) Tägliche Selbsteinschätzungen auf Basis des Therapie-Prozessbogens Revised (TPB-R). Links: Symp-
tom- und Problemintensität (blau) und Achtsamkeit/Körpererleben (rot); Mitte: Therapeutische Fortschritte/Zuversicht/Selbstwirksamkeit (blau) 
und Achtsamkeit/Körpererleben (rot); rechts: Therapeutische Fortschritte/Zuversicht/Selbstwirksamkeit (blau). (c) Rohdaten-Farbdiagramme. 
Blautöne: niedrige Werte, Orange- und Rottöne: hohe Werte von 47 in Zeilen angeordneten Items des TPB-R. (d) Komplexitäts-Resonanz-
Diagramme. Links und rechts: Farbdiagramme (Blautöne: niedrige dynamische Komplexität, Orange- und Rottöne: hohe dynamische Komple-
xität) von 47 in Zeilen angeordneten Items des TPB-R. Mitte: Schwarz-Weiss Komplexitäts-Resonanz-Diagramm. Dunkelgraue und schwarze 
Pixel bedeuten hohe dynamische Komplexität.

therapie in Zeiten von Digitalisierung nicht mehr an einer Ko-
operation mit Technologieanbietern vorbeikommt, wobei die 
Vernetzung von Praxis, Forschung und Technologieentwick-
lung in vielen Gebieten der Wissenschaft (z. B. in Medizin und 
Biologie) seit Jahrzehnten zur Routine gehört. Die Psychothe-
rapie zieht hier lediglich nach.

Trotz der im Moment boomenden Digitalisierung in der Psy-
chotherapie sei angemerkt, dass es auch nicht-digitale Vor-
läufer von Monitoring-Systemen gegeben hat. Exemplarisch 
sei der Bielefelder Klienten-Erfahrungsbogen (BIKEB) nach 
Höger und Eckert (1997) genannt, der als eine Weiterentwick-
lung des Klientenerfahrungsbogens (entwickelt bereits 1970; 
s. Eckert et al., 1977; Höger, 1986) die Wirkung von Therapie-

stunden („post-session outcome“) auf das Erleben der Pati-
entin erfasst. Gerade die Gesprächstherapie hat schon sehr 
früh theoretische und auch methodische Impulse zur Prozes-
serfassung gegeben, die bis heute nicht an Bedeutung verlo-
ren haben. Neben technischen Innovationen im Bereich der 
Digitalisierung, welche eine Online-Erfassung und -Auswer-
tung von Prozessen quasi auf Knopfdruck ermöglichen, sind 
allerdings auch konzeptionelle Entwicklungen dazu gekom-
men, die in den ersten Jahrzehnten der Prozessforschung be-
reits angelegt (insbesondere bei Carl Rogers), aber noch nicht 
verfügbar waren. Gemeint sind Methoden der nichtlinearen 
Zeitreihenanalyse und Modelle selbstorganisierter Muster
übergänge, die heute das Verständnis von Veränderung prä-
gen (Schiepek, 2017; Schiepek et al., 2017, 2018a).

	 4/2019 Psychotherapeutenjournal	 361

G. Schiepek, L. Kratzer, Y. Hülsner & E. Bachler



Vielfältiger Mehrwert
Der Nutzen und Mehrwert für die Psychotherapie kann so-
wohl für Patientinnen wie für Therapeutinnen sehr vielfältig 
sein und bezieht sich auch auf die praxisnahe Forschung (s. 
Tab.). Die in der Tabelle aufgelisteten Punkte beruhen auf ei-
genen jahrelangen Erfahrungen in unterschiedlichen Einrich-
tungen und Settings, einer noch nicht publizierten Interview-
studie und auf der Literatur (z. B. de Jong et al., im Review), 
können aber noch nicht als empirisch gesichertes Wissen 
gelten. Ob sich Hinweise auf eine Verkürzung von Behand-
lungsdauern und auf eine Kostenreduktion (Delgadillo et al., 
2017) als tragfähig erweisen, muss sich zeigen und hängt si-
cher auch von der Art der Anwendung ab.

Darstellung therapeutischer Prozesse

Ein besonderer Nutzen speziell des hochfrequenten Therapi-
emonitorings (tägliche Messungen) besteht darin, unmittel-
bare Einsicht in die nichtlinearen, dynamischen Eigenschaf-
ten therapeutischer Prozesse zu gewinnen. Die Prozess-
forschung der letzten Jahre hat umfassende Evidenz dafür 
geliefert, dass Psychotherapien nicht geradlinig, sondern 
sprunghaft verlaufen („sudden gains“, „sudden losses“), 
dass diese spontanen Musterwechsel Frühindikatoren ha-
ben (z. B. kritische Instabilitäten und erhöhte Synchronisation 
von Kognitionen und Emotionen), und dass Psychotherapien 
hochkomplexe und unvorhersehbare Dynamiken aufweisen. 
Vor diesem Hintergrund mag die Annahme, Psychotherapien 
würden bestimmten Standardverläufen („standard tracks“) 

folgen, sehr fragwürdig erscheinen (vgl. Schiepek et al., im 
Review). Wären Therapieverläufe vorhersehbar wie ein Uhr-
werk, wäre jedes Prozessfeedback überflüssig. Am besten 
scheinen dies Theorien von Chaos und Selbstorganisation 
verstehbar zu machen und zu erklären (Haken & Schiepek, 
2010; Schiepek et al., 2017).

Im Fall eines depressiven Patienten (ausführliche Falldarstel-
lung in Schiepek et al., 2018a) war eine transiente Verschlech-
terung der Frühindikator einer sprunghaften Verbesserung (s. 
Abb. Mitte). Diese ließ lange auf sich warten, da depressi-
ves Grübeln und selbstentwertende Verarbeitungsmuster 
das Bild während fast der gesamten Dauer des Klinikaufent-
halts prägten. Mit Hilfe der Tagebucheintragungen und der 
Zeitreihendaten war es möglich, die depressionsrelevanten 
Trigger, Verarbeitungsmuster und Selbstbeurteilungen in 
den regelmäßigen feedbackgestützten Therapiesitzungen zu 
besprechen und auch die Grübelinhalte zu identifizieren. Die 

Wiederkehr der Inhalte lösten bei dem Patienten sowohl ei-
nen „konstruktiven Selbstärger“ als auch ein Verständnis für 
seine Verarbeitungsmuster aus, was schließlich dazu führte, 
dass er seine Verarbeitungsmuster aufgab.

Therapiemonitoring unterstützt Bemühungen um Individuali-
sierung und Personalisierung von Psychotherapie, da indivi-
duelle Verläufe minutiös abgebildet werden. Neben standar-
disierten können auch individualisierte Prozessfragebögen 
genutzt werden, welche direkt aus detaillierten Fallkonzepti-
onen heraus entwickelt und von einem Fragebogeneditor in 
das Monitoringsystem eingespeist werden. Personalisierte 
Therapie bietet eine Chance für Patientinnen, die von Stan-
dardverfahren nicht hinreichend profitieren und gilt als dritter 
Evolutionsschub der Profession – nach schulenspezifischen 
und störungsbildspezifischen Entwicklungen. Zudem ist Per-
sonalisierung eine konsequente Antwort auf die begrenzte 
Vorhersehbarkeit („deterministisches Chaos“), Komplexität, 
Eigendynamik und Individualität menschlicher Veränderungs-
prozesse (Schiepek et al., 2018 a, b) (s. Abb.).

Vorbehalte

Trotz der erkennbaren Vorteile bleiben viele Psychotherapeu-
ten skeptisch, u. a. weil sie sich kontrolliert und bewertet füh-
len (Ionita et al., 2016), Usability, Stabilität und technische Ein-
fachheit nicht immer gewährleistet sind, naturwissenschaft-
lich-technische Methoden mit Argwohn betrachtet werden 
oder der unmittelbare Nutzen noch nicht evident genug er-
scheint. Argumente wie zeitlicher oder finanzieller Mehrauf-

wand lassen sich leicht entkräf-
ten. Zu Beginn gibt es, wie bei der 
Einführung anderer Therapietech-
niken auch, einen Mehraufwand, 
der sich nach kurzer Zeit in der 
Routineanwendung klar reduziert. 
Feedbacktechnologien müssen 
sich in bestehende Arbeitsrouti-

nen einfügen (Boyce et al., 2014), was eine adäquate techni-
sche Infrastruktur erfordert. Mit heutigen Möglichkeiten von 
Apps, Smartphones und Tablets stellen sich aber keine prin-
zipiellen Probleme mehr. Darüber hinaus erfordert die Imple-
mentierung eines Monitoring-Systems Training und Support 
(Callaly et al., 2006). Selbst wenn diese Herausforderungen 
bewältigt werden, sind immer noch Unterschiede zwischen 
Psychotherapeutinnen in der Akzeptanz von Real-Time-Moni-
toring-Systemen festzustellen (Lucock et al., 2015).

Ein häufig zu hörender Einwand richtet sich auf mögliche ne-
gative Effekte der Nutzung computerbasierter Technologien 
auf die therapeutische Beziehung. Befürchtet wird z. B. eine 
Entfremdung durch zwischen Psychotherapeutin und Patien-
tin stehende technische Medien oder eine kontrollierende Ein-
schränkung der Psychotherapeutin durch die Überwachung 
des Therapieprozesses. In der Praxis lassen sich solche Be-
fürchtungen nicht bestätigen und sie lösen sich bei mit Feed-

        Nach Entwicklungen bezogen auf Verfahren und Störungsbilder 
folgt ein dritter Evolutionsschub der Profession: die indivdiualisierte 
Therapie abseits eines standardisierten Vorgehens.
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back arbeitenden Kolleginnen schnell auf. Sowohl praktische 
Erfahrungen wie auch eine randomisiert-kontrollierte Studie 
(McClintock et al., 2017) sprechen für eine Verbesserung der 
therapeutischen Beziehung und der von der Patientin erleb-
ten Empathie durch die Nutzung von Therapiefeedback (vgl. 
de Jong et al., im Review). Psychotherapeutin und Patientin 
berichteten in einer qualitativen Studie zu Erfahrungen mit 
Feedback-Systemen über eine Verbesserung der Zusammen-
arbeit sowie die Unterstützung offener Kommunikation und 
interpersoneller Prozesse (Moltu et al., 2018), was auch un-
seren eigenen, noch nicht publizierten Befunden entspricht. 
Prozessfeedback erleichtert die Fokussierung auf relevante 
Themen, indem ein „roter Faden“ durch den Prozess gene-
riert wird, liefert einen ergänzenden Blick (elektronische Ta-
gebucheinträge und tägliche Selbst-Ratings liefern oft eine 
andere Perspektive als die Face-to-Face-Kommunikation in 
Sitzungen) und bieten einen Kommunikationsanlass, nicht zu-
letzt auch für kritische Themen (Carlier et al., 2012; Unsworth 
et al., 2012). Patientinnen fühlen sich auch im Alltag wahrge-
nommen und begleitet. Apps und Internet-Feedback wirken 
hier wie „Übergangsobjekte“.

Über die angesprochenen Effekte hinaus eröffnen sich mit 
dem digitalisierten Therapiefeedback auch gesundheitspoli
tische Dimensionen. Das Gutachtersystem zur Genehmigung 
von Psychotherapien könnte ergänzt oder ersetzt werden 
durch den Rückgriff auf reale Verlaufsdaten und Evaluationen, 
aus erster Hand der Patientinnen. Ein flächendeckender Ein
satz könnte auch zeitnahe Einschätzungen möglich machen, 
welche Therapien bei welchen Patientinnen wie wirken, was 
zu entsprechenden Optimierungen Anlass geben könnte. 
Schließlich könnten Feedback-Systeme aufgrund der Tatsa
che, dass Messung immer auch Selbstreflexion und autoka
talytische Effekte beinhaltet,  kontinuierliche Interventionen 
darstellen und in Zeiten von Personalknappheit in Kliniken 
auch therapeutische Funktionen erfüllen.

Mit Spannung können weitere Entwicklungen erwartet wer-
den, wie

�� die Kombination von internet- oder app-basierten Psycho-
therapien mit Face-to-Face-Therapien,

�� feedback-basierte Supervision und Intervision (Rousmani-
ere, 2014; Rubel et al., 2017; Swift et al., 2015; Fachgruppe 
Therapiefeedback und Evaluation der Deutschen Gesell-
schaft für Systemische Therapie und Familientherapie),

�� die Integration von Prozessdaten in Computermodelle 
von Psychotherapie (Schiepek et al., 2017; Schöller et al., 
2018), was Optionen für KI-unterstützte Therapieplanung 
eröffnet, und vor allem

�� die notwendige Kompetenzentwicklung in der Therapie-
ausbildung.

Die Nutzung von Feedbacksystemen sollte in Zukunft in die 
Therapieausbildung integriert werden (Lutz & Rubel, 2015), 
wobei das „Wie“ von entsprechenden Aus- und Weiterbil-
dungen sehr vom „Wie“ des Prozessfeedbacks selbst ab-
hängen wird. Der entscheidende Unterschied für Praxis, 
Technologie und Aus-/Weiterbildung liegt im Verständnis der 
Wirkmechanismen: Sind Psychotherapieprozesse linear und 
abhängig von Interventionen oder resultieren sie aus der För-
derung selbstorganisierender, nichtlinearer Dynamiken des 
komplexen bio-psycho-sozialen Systems einer Patientin?
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Prophylaxe von Belastungsreaktionen  
bei Psychotherapeutinnen1: Risikofaktoren  
erkennen und Resilienz stärken

Sabine Rehahn-Sommer & Annette Kämmerer

Überforderung. Johanna erhielt die Rolle der großen Schwes-
ter und Unterstützerin der Mutter. Bedürfnisse nach eigener 
Fürsorge durch Mutter oder Vater hatten hinter dem Gebot 
„Mach es uns nicht auch noch schwer“ zurückzustehen. Ihr 
lerngeschichtlich erworbener Oberplan lautete: „Nur wenn 
Du anderen nicht zur Last fällst, Deine eigene Stärke Benach-
teiligten zu Gute kommen lässt und Erwartungen perfekt er-
füllst, kannst Du hoffen, Anerkennung und Zuwendung zu er-
halten sowie Ablehnung und Isolation zu vermeiden“. Sie war 
beliebt, meisterte die Schule und auch das folgende Studium 
mit Bestnoten, ihr Berufswunsch Psychotherapeutin war früh 
gefasst. Mit 30 heiratete sie einen beruflich engagierten Wis-
senschaftler. Die Ehe blieb nach zwei Fehlgeburten kinderlos. 
Neben ihrem vollen Berufsalltag verfügte sie lange Zeit über 
ein vielfältiges, Regeneration bietendes Privatleben: netter 
Freundeskreis, Reiten (eigenes Pflegepferd), Chor, Fitness-
kurse, gemeinsame Freude mit ihrem Mann an Kultur und 
Reisen etc. Seit Beginn ihrer Berufstätigkeit jedoch begleitete 
sie ein Problem: Es fiel ihr ungeheuer schwer, Therapiean-
fragen abzulehnen und die von ihr gewünschte Begrenzung 
der Therapieplätze einzuhalten. Hatte sie denn das Recht, ihr 
Bedürfnis nach „Freizeit“ über das anderer, Leidender zu stel-
len? Der Austausch mit Kolleginnen half da nicht viel, jeder 
ging doch irgendwie anders mit dieser Frage um, und über zu 
viel Arbeit klagten eigentlich alle. Nachdem sie einen schwe-
ren Reitunfall erlitt, gab sie dieses Hobby auf. Der Kontakt mit 
den Freundinnen, die Mütter wurden, fiel ihr schwer, und sie 
begann sich aus diesem Kreis zurückzuziehen.

Ein Fall von Burnout

Die Psychotherapeutin Johanna M. war vor kurzem 51 
Jahre alt geworden, als ihr – wie sie es nannte – ihr 
„Leben entglitt“. In dem Bericht der Klinik hieß es: 

„Die Patientin Frau M. wies bei ihrer stationären Aufnah-
me alle Zeichen intensiver emotionaler und körperlicher Er-
schöpfung auf. Sie berichtete, unter ständiger Anspannung 
zu stehen und sich den beruflichen und privaten Aufgaben 
absolut nicht mehr gewachsen zu fühlen. Sie erlebe eine 
große innere Leere bei gleichzeitigen Schamgefühlen ange-
sichts des ,Makels’ ihres Zustandes und der Furcht, hiermit 
privat und beruflich vor dem Aus zu stehen.“ Die Diagnose 
lautete: ICD F48.0 Neurasthenie, Z73.0 Burnout-Syndrom.

Schon lange vorher hatte es Warnzeichen gegeben. Absolut 
untypisch für sie selbst und für den Anlass unangemessen 
geschah es, dass sie in Therapien ungeduldig, gereizt reagier-
te, manchmal spürte sie eine große Distanz zu Patientinnen 
und wertete deren Probleme ab. Dann wieder ließen sie Er-
fahrungen aus den Therapien gar nicht mehr los, wie z. B. Är-
ger und Schuldgefühle angesichts von Kritik und Vorwürfen, 
die furchtbaren Bilder aus den Schilderungen der Traumati-
sierten, das Grübeln über ausbleibende Erfolge etc. Es ge-
lang ihr immer schwerer abzuschalten und dies überlagerte 
ihr Privatleben. Auch hier gab es Signale: Sie verlor Dinge, 
es unterliefen ihr Fehler, sie vergaß wichtige Termine, wurde 
reizbar und fuhr bei kleinsten Anlässen aus der Haut.

Johanna war das erste Kind ihrer Eltern, es folgten ein Bru-
der (geistig behindert, „das Sorgenkind“) und danach Zwil-
lingsschwestern. Der Vater (Ingenieur) war beruflich sehr 
eingespannt, die Mutter (Hausfrau) immer an der Grenze der 

1 Zu der mit der Ausgabe 4/2017 eingeführten geschlechtersensiblen Schreib-
weise im Psychotherapeutenjournal lesen Sie bitte den Hinweis auf der hinte-
ren inneren Umschlagseite. Bei dieser Ausgabe handelt es sich um ein Heft in 
der weiblichen Sprachform.
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Ohne bewusste Entscheidung verbrachte sie zunehmend 
mehr Zeit in der Praxis. Die Zahl der Patientinnen wuchs – 
auch von solchen mit schweren interaktionellen Störungen. 
Diese Therapien kosteten sie eine enorme Kraft, sowohl 
während der Arbeit als auch darüber hinaus. Oftmals fühl-
te sie sich mit ihrer gesamten Persönlichkeit auf dem Prüf-
stand, vorgeführt, manipuliert und nur mit größter Mühe ihre 
professionelle Position bewahrend. Begleitend wuchsen die 
Schreib- und organisatorischen Arbeiten, für das Lesen von 
Fachliteratur oder den Besuch von Fortbildungen war keine 
Zeit mehr. Die hormonellen Veränderungen der Wechseljahre 
machten sie zusätzlich emotional instabiler. Am Feierabend 
und an Wochenenden war sie zu erschöpft für Aktivitäten 

oder das Treffen von Leuten; sie wollte nur noch ihre „Ruhe 
haben“, was fernsehen, schlafen etc. bedeutete. Eine wirkli-
che Regeneration ihrer Kräfte war kaum mehr möglich. Schon 
längere Zeit hatte sie das Gefühl, ihr Leben nicht mehr selbst 
zu steuern, sondern fremdkontrolliert zu sein. Ihre frühere 
Freude am Beruf wich allmählich einem pflichtschuldigen und 
quälenden „Erledigen“ der Aufgaben – und dies umso rigi-
der, ungnädiger, je mehr sie das Bedürfnis nach Flucht und 
Vermeidung spürte. Ein bilanzierendes Innehalten, das eine 
bewusste Auseinandersetzung mit der eigenen Situation und 
die Einleitung notwendiger Selbstfürsorgemaßnahmen er-
möglicht hätte, fand nicht statt. Ungehindert konnte sich so 
der destruktive Prozess fortsetzen.

Letzter Auslöser ihres Zusammenbruchs war die mitfühlende 
Frage ihres Patienten, ob es ihr wirklich gut gehe, sie wirke 
so abwesend und belastet. Die andrängenden Tränen waren 
nicht mehr aufzuhalten. Sie fühlte sich absolut überfordert, 
konnte kaum noch etwas sagen und beendete die Stunde. 
Ohne in ihre Praxis zurückzukehren, begab sie sich nach eini-
gen Tagen in therapeutische Behandlung.

Die psychische Gesundheit von Psycho-
therapeutinnen und Auswirkungen auf 
die Arbeitsqualität – ein Überblick über 
den Stand der Forschung

Psychotherapeutinnen sind tagtäglich mit den psychischen 
Problemen ihrer Patientinnen beschäftigt. Wie aber steht es 
mit dem eigenen Befinden und welche Bedeutung hat dies 
für ihr therapeutisches Handeln? Interessanterweise finden 
diese Fragen nach den beruflichen Belastungen in der im 
deutschen Sprachraum durchgeführten psychotherapeuti-

schen Forschung vergleichsweise wenig Beachtung. Dass 
hier weitere wissenschaftliche Untersuchungen nötig sind, 
belegen die im amerikanischen Sprachraum durchgeführten 
Studien allerdings deutlich. Im Folgenden fassen wir die Er-
gebnisse zusammen. Laverdiere et al. (2018) – eine der For-
schergruppen – sprechen angesichts ihrer Ergebnisse von 
der Notwendigkeit eines „Weckrufs zum Thema psychischer 
Gesundheit der Psychotherapeutinnen“ (S. 315).2

Psychische Gesundheit wird anhand verschiedener Indikato-
ren geprüft: Neben Syndromen/Symptomen wie Ängsten, 
Depression, Suizidalität, Lebensunzufriedenheit etc. betref-
fen sie das Störungsbild des „Burnout“. Definiert nach den 

Kriterien von Maslach und Jack-
son (1981) kommt diesem eine 
besondere Bedeutung für den 
Psychotherapeutenberuf zu. Es 
beinhaltet die Hauptdimensionen: 
emotionale Erschöpfung (keine 
Energie, Kraftlosigkeit, Überfor-
derungserleben), Depersonalisa-
tion (geringe bis keine Empathie, 

Distanz, Abwertung von Patientinnen) und verringerte Leis-
tungsfähigkeit (subjektives Effektivitätserleben).3

Eine jüngst publizierte Studie von Simpson et al. (2019) zeigt, 
dass von den N = 433 befragten Psychotherapeutinnen fast 
die Hälfte, nämlich 47,9 %, ein mittleres bis hohes Erschöp-
fungsniveau aufgrund ihrer beruflichen Tätigkeit angaben. 
Eine Meta-Analyse der gleichen Arbeitsgruppe (Simionato & 
Simpson, 2018) verdeutlichte, dass Burnout als häufigste Ur-
sache der Berufsunfähigkeit von Psychotherapeutinnen an-
zusehen ist: 55 % aller Befragten waren im mittleren bis ho-
hen Ausmaß von Burnout betroffen. Laverdiere et al. (2018) 
fanden bei ihrer Untersuchung von N = 240 Psychothera-
peutinnen, dass ein Fünftel sich emotional erschöpft fühlte 
und 10 % einen manifesten seelischen Leidenszustand auf-
wiesen. Die Autoren fassen ihre Befunde anhand von vier 
Profilen zusammen: 12 % sind hochgradig symptombelastet, 
35 % akut von psychischer Erkrankung bedroht, 40 % gut 
angepasst, 12 % sehr gut funktionierend. In einer weiteren 
Untersuchung von Reis et al. (2014) an einer ebenfalls gro-
ßen Stichprobe, nämlich von über 700 Psychotherapeutin-
nen, gaben 45 % große emotionale Erschöpfung und 30 % 
ein reduziertes subjektives Wohlbefinden für sich an. In der 
Studie von Gilroy et al. (2002) bezeichneten sich von über 
tausend Befragten 62 % als depressiv, von diesen wieder-
um nannten 42 % suizidale Gedanken und Verhaltensweisen. 
Im 2009 erschienenen „APA Collegue Assistance and Well-
ness Survey“ berichteten 40–60 % der befragten Praktike-
rinnen, dass sie mindestens eine kurzzeitige Unterbrechung 

2 Die hier kursiv ausgewiesenen Kurztitel finden Sie mit ausführlichen Quel-
lenangaben am Ende des Artikels, das vollständige Literaturverzeichnis auf der 
Homepage der Zeitschrift unter www.psychotherapeutenjournal.de.
3 Wir verwenden diese Definition eines „Burnout“-Syndroms in diesem Artikel 
und verstehen den Begriff als synonym zu „Belastungsreaktion“; die viel disku-
tierte Abgrenzung zur Depression sollte an anderer Stelle geführt werden.

        Interessanterweise finden Fragen nach den beruflichen Belas-
tungen in der deutschsprachigen psychotherapeutischen Forschung 
kaum Beachtung.
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ihres professionellen Funktionierens hatten, die mit Burnout, 
Ängsten oder Depression im Zusammenhang stand; 18 % 
gaben an, dass sie – bei Konfrontation mit persönlichen oder 
beruflichen Stressoren und Herausforderungen – Suizidge-
danken hatten (APA 2010).

Man kann daher der Aussage von Kleespiess et al. (2011) zu-
stimmen, dass hinreichend belegt ist, dass Psychotherapeu-
tinnen dem Risiko der Ausprägung von Depressionen, Ängs-
ten, Substanzmissbrauch und Suizidalität ausgesetzt sind. 
Nur eine uns bekannte Forschungsarbeit von Willutzki und 
Veith (2018) referiert für Psychotherapeutinnen im Vergleich 
mit anderen helfenden Berufen ein geringeres Burnout-Risi-
ko, gleichwohl weisen die Autoren auf die Bedeutsamkeit des 
Themas hin.

Interessant ist, dass die Berufserfahrung als bedeutsam für 
das Burnout- und Depressionsrisiko angesehen wird. In meh-
reren Studien (Lim et al., 2010; Reis et al., 2014; Simionato 
& Simpson, 2018; Willutzki & Veith, 2018 ) erwiesen sich vor 
allem junge, am Berufsbeginn ste-
hende Psychotherapeutinnen als 
von Burnout betroffen bzw. ge-
fährdet. Mit zunehmender Berufs-
erfahrung hingegen schildern Kol-
leginnen, wenig bis kaum unter 
psychischen Beeinträchtigungen 
zu leiden. Entsprechend ziehen 
manche Autorinnen hieraus den beruhigenden Schluss eines 
niedrigen Burnout-Risikos für erfahrene Psychotherapeutin-
nen (z. B. Willutzki & Veith, 2018). Mit Blick auf die Validität 
dieser Befunde, d. h. auf den potentiellen Antwortbias, der 
sich in Befragungen niederschlagen kann, sowie aufgrund ei-
gener Eindrücke im Berufs- und Kolleginnenkreis wagen wir 
Zweifel an dieser Interpretation anzumelden. So bilanzieren 
auch Kleespiess et al. (2011), dass die Forschungsergebnisse 
zu psychischen Erkrankungen bis hin zu Suizidalität und Suizid 
als Unterschätzungen bewertet werden müssten und zwar 
aufgrund der mit diesen Ereignissen verbundenen Scham und 
des Stigmas der Betroffenen bzw. des sozialen Umfeldes. Zu 
ähnlichen Schlussfolgerungen kommt Jaeggi sowohl bei ihrer 
großen Studie zur psychischen Gesundheit von Psychothera-
peutinnen (Jaeggi, 2001; 2019) als auch aufgrund ihrer heu-
tigen Erfahrung bei Forschung, Intervision, Supervision und 
Therapie von Kolleginnen. Idealistische Selbstansprüche und 
Normvorstellungen der Psychotherapeutinnen verfälschten – 
so ihre Überzeugung – Befragungsergebnisse, nach dem Mot-
to: „Als berufserfahrene und qualifizierte Therapeutin muss 
man sein Leben und sich selbst im Griff haben, psychische 
Erkrankung wäre ein Beleg von Schwäche und Inkompetenz 
(s. u.).“ Könnte sich somit in den Ergebnissen der verschiede-
nen Studien ein schambesetztes Thema niederschlagen, das 
die wahre Befindlichkeit verbirgt? Mehr noch: Ist dies eventu-
ell auch einer der Gründe für die vergleichsweise geringe Be-
achtung unseres Themas innerhalb des klinischen Diskurses? 
Wir meinen, dass einiges für diese Annahmen spricht und es 
auf jeden Fall wert wäre, diesen Fragen weiter nachzugehen.

Im Gegenzug wird die in Befragungen von Psychotherapeu-
tinnen geäußerte hohe Zufriedenheit mit der beruflichen Ar-
beit ins Feld geführt (Rabe-Menssen & Hild-Steimecke, 2013; 
Willutzki & Veith, 2018 ). Diese zeige, so der Einwand, dass 
der psychotherapeutische Beruf von den allermeisten Kol-
leginnen als bereichernd und Freude machend beschrieben 
wird. Allerdings werden die spezifischen Belastungen des 
psychotherapeutischen Alltags lediglich in Hinblick auf büro-
kratische und wirtschaftliche Herausforderungen erfragt (An-
tragsverfahren, Altersvorsorge etc.); genauere Fragen nach 
belastenden emotionalen Erfahrungen werden nicht gestellt. 
Es ist daher auch durch diese scheinbar kontroversen Befun-
de nicht auszuschließen, dass eine Tabuisierung der eigenen 
psychischen Belastung durch die Patientenarbeit stattfindet. 
Das ist sogar in gewisser Weise verständlich, da von verschie-
denen Autorinnen betont wird: „Burnout ist eines der weni-
gen Therapeutenmerkmale, die sich nach einer Metaanalyse 
relativ konsistent negativ auf das Therapieergebnis auswir-
ken“ (Willutzki & Veith, 2018, S. 55, unter Berufung auf Beut-
ler et al.). Die physiologischen, kognitiven und emotionalen 

Einschränkungen dieses Krankheitsbildes behindern somit ei-
ne förderliche Therapeutin-Patientin-Beziehung, erhöhen die 
Fehlerwahrscheinlichkeit diagnostischer und therapeutischer 
Prozesse und führen zu schlechteren Arbeitsergebnissen.

Die Forschungsergebnisse zeigen also insgesamt: Die psychi-
sche Gesundheit der Psychotherapeutinnen ist Belastungen 
ausgesetzt, die Auswirkungen auf die Arbeitsqualität haben 
können. Sowohl zum Schutz der Psychotherapeutinnen als 
auch zum Schutz ihrer Patientinnen sind deshalb Burnout-
Prophylaxe-Maßnahmen dringend erforderlich.

Risikofaktoren des Berufes

Obwohl Belastungsreaktionen in allen Berufen auftreten, zeigen 
entsprechende Forschungsarbeiten, dass die Auslöser und die 
Folgen über verschiedene Berufstätigkeiten hinweg variieren. 
Ein angemessenes Verständnis von Burnout erfordert also, dass 
man sich mit der spezifischen Eigenart und den Ansprüchen der 
jeweiligen Berufstätigkeit auseinandersetzt (Lee et al., 2011; zu 
den folgenden Aspekten s. auch: Kleespieß et al., 2011; Laver-
diere et al., 2018; Lohmann, 2017; Reis et al., 2014; Simionato & 
Simpson, 2018; Simpson et al., 2019; Willutzki & Veith, 2018).

Belastungen des Psychotherapeutenberufs

Die therapeutische Arbeit stellt eine intensive zwischen-
menschliche Begegnung dar. Diese hinterlässt unweigerlich 

        Es ist belegt, dass Psychotherapeutinnen einem nicht zu unter-
schätzenden Risiko der Ausprägung von Depressionen, Ängsten, 
Substanzmissbrauch und Suizidalität ausgesetzt sind.
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Spuren bei den Psychotherapeutinnen – bisweilen mit stär-
kenden, manchmal auch mit destabilisierenden Auswirkun-
gen. Psychotherapeutinnen sind mit ihrer ganzen Person, ih-
rem Menschen- und Selbstbild, den eigenen kognitiven und 
emotionalen Schemata und den daraus abgeleiteten Lebens-
strategien, dem biographischen Hintergrund und der aktuel-
len Lebenssituation in den therapeutischen Beziehungspro-
zess involviert. Ihre Reaktionen auf die verschiedenen Patien-
tinnen, deren Wahrnehmung und (diagnostische) Einordnung 
sowie ihr Verhalten in der Therapeutin-Patientin-Beziehung 
bilden eines der wichtigsten therapeutischen Werkzeuge. Al-
lein dies impliziert eine starke emotionale und kognitive Bean-
spruchung. Psychotherapeutinnen lernen sehr früh, dass die 
Beziehung der wichtigste Wirkfaktor für die Psychotherapie 
ist (Flückiger et al., 2018), umso bedeutsamer also die psychi-
sche Präsenz in der therapeutischen Interaktion.

Inhaltlich werden sie durch ihre Patientinnen immer wieder mit 
schweren Schicksalen und Leid konfrontiert, mit intensiven 
emotionalen Bedürfnissen, mit unrealistischen Erwartungen 
an Hilfe und Unterstützung, mit offenen oder verdeckt manipu-
lativen, Grenzen missachtenden Strategien, mit aggressivem 
Verhalten, Suizidalität und Ähnlichem. Je intensiver die beruf-
lichen Eindrücke sind, je mehr sie die Psychotherapeutin bei 
vulnerablen Punkten berühren und/oder es Überschneidungen 
mit aktuellen privaten Lebensthemen gibt, desto schwerer ge-
lingt möglicherweise eine Abgrenzung. Die emotionalen The-
men begleiten sie in ihre private Welt und erschweren damit 
die notwendige Regeneration der Arbeitskraft und -freude.

Umgekehrt können auch Probleme und Belastungen aus dem 
Privatleben in die berufliche Tätigkeit eindringen. Schafft es 
die Psychotherapeutin nicht, sich diesbezüglich während ihrer 
Arbeitszeit zu distanzieren, kann sich dies erschwerend auf ih-
re emotionale und kognitive Aufmerksamkeit gegenüber der 
Patientin – d. h. auf ihre Arbeitsqualität – auswirken.

Wie auch bei anderer Berufstätigkeit können weitere Belas-
tungen aus negativen externen Arbeitsbedingungen resultie-
ren, wie z. B. hoher Arbeitsdruck, Zeitknappheit für Büroarbei-
ten, externe Kontrolle über die Arbeit etc.

„Verführungen“

Aber nicht nur negative, belastende Bedingungen des Beru-
fes bedrohen die psychische Gesundheit. Auch das Erleben 
von Erfolgen und positiven Rückmeldungen seitens der Pa-
tientinnen birgt potentielle Gefahren, denn diese können da-
zu verführen, den Beruf auf Kosten des Privatlebens immer 
mehr auszuweiten.

Positive Therapieerfahrungen bieten die Möglichkeit für die 
Befriedigung u. a. von

�� narzisstischen Bedürfnissen (Dankbarkeit, Lob, Wert-
schätzung, bis hin zur Bewunderung und Idealisierung 
durch Patientinnen);

�� Macht und Kontrollbedürfnis (Steuern, Einflussnahme auf 
Lebensverläufe);

�� sozialem Kontaktbedürfnis sowie

�� Lust und Neugier an dem teilweise spannenden, außerge-
wöhnlichen Leben der Patientinnen: Dies bedeutet stell-
vertretendes, virtuelles Leben statt des eigenen.

Je weniger Therapeutinnen über ein Privatleben verfügen, 
das diese Bedürfnisse ebenfalls erfüllt, desto eher können 
sie verführt sein, hierfür die berufliche Erfahrungswelt zu 
funktionalisieren und ihr entsprechend viel Raum zu geben. 
Eine mögliche Folge ist, dass reale Bindungs-, Liebes-, Wirk-
samkeits- und Lebenserfahrungen weiter abnehmen. Die po-
sitiven Äußerungen der Patientinnen können diese Erfahrung 
nicht wirklich ersetzen, da sie zum großen Teil auf Projekti-
onen/Idealisierungen bzw. nur eingeschränkter Kenntnis der 
Person der Therapeutin basieren. Wenn schließlich erkannt 
wird, wie wenig Inhalt das eigene Leben tatsächlich noch 
aufweist, wenn die Kraft nachlässt und sich Erschöpfung ein-
stellt, droht psychische Destabilisierung in Form von Burnout 
und anderen Symptomen.

Der Selbstanspruch, eine ideale Therapeu-
tin mit perfekten, erfolgreichen Therapie-
methoden zu sein

Psychotherapeutinnen – egal welcher Schulrichtung – durch-
laufen innerhalb ihrer Ausbildung eine auf die persönliche Ent-
wicklung abzielende Selbsterfahrung. Sie erlernen allgemeine 
und spezifische Problemlösungs- und -bewältigungstechniken, 
sowie – gerade auch in der aktuellen Verhaltenstherapie – In-
terventionsmethoden, deren Wirksamkeit als wissenschaftlich 
belegt gilt. All dies kann zu einem enormen Erfolgsdruck füh-
ren, immer den absolut richtigen und erfolgreichen Therapie-
weg zu finden. Gelingt dies nicht, so ist die Attribuierung des 
„Misserfolgs“ auf die eigene Inkompetenz naheliegend (Re-
hahn-Sommer, 2015; Rehahn-Sommer, im Druck). Der mögli-
cherweise niederschmetternde Vergleich mit anderen Psycho-
therapeutinnen – die doch „die viel besseren Persönlichkeiten 
und kompetenteren Behandlerinnen“ sind – impliziert nagende 
Selbstzweifel bis hin zur Infragestellung, ob man für diesen Be-
ruf überhaupt geeignet ist (Jaeggi, 2019).

Die reale psychotherapeutische Arbeit beinhaltet – im Ge-
gensatz zu klinisch-psychologischen Studien, die zumeist an 
einer studentischen Population oder homogenen Patienten-
gruppen orientiert sind – in aller Regel die Konfrontation mit 
viel Unkontrollierbarem, Unvorhersehbarem, mit komplexen 
Störungsbildern, unzureichender Therapiemotivation etc., an-
gesichts dessen die Psychotherapeutin Entscheidungen über 
die individuelle Anpassung der Therapiewege und -methoden 
vorzunehmen hat. Dieser komplexe Prozess ist niemals von 
vornherein durch Erfolg gesichert, sondern birgt auch die 
Möglichkeit von Fehlschlägen. Ist man sich dessen nicht be-
wusst, kann dies fatale Folgen für die Psychotherapeutin und 
deren psychisches Befinden haben.
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Hinzu kommt, dass die „psychotherapeutische Landschaft“ 
sich verändert; die Palette der Störungsbilder differenziert und 
erweitert sich, die Akzeptanz von Psychotherapie unterliegt 
Wandlungen, die Ansprüche von Patientinnen ändern sich 
ebenfalls (Kämmerer, im Druck). Auf all diese Veränderungen 
müssen Psychotherapeutinnen reagieren; sie müssen mit 
jungen Menschen ebenso umgehen können wie mit älteren, 
mit Männern wie mit Frauen, vielleicht sogar noch mit Paaren 
und Familien. Je nach existentiel-
ler Situation, d. h. der Notwendig-
keit, mit der eigenen Praxis oder 
der Angestelltenstelle das Leben 
finanziell abzusichern, bleibt u. U. 
wenig Spielraum, um den eige-
nen Vorlieben und Kompetenzen 
wirklich Genüge zu tun; vielmehr 
wird eine möglichst große Zahl an 
Patientinnen behandelt, auch weil 
Therapieplätze rar sind und es schwerfällt, Patientinnen abzu-
lehnen (s. hierzu auch die Ergebnisse von Rabe-Menssen & 
Hild-Steimecke, 2013).

Je stärker Selbstzweifel nagen und je schambehafteter das 
Erleben, desto weniger wird man sich die Chance geben, 
im offenen Gespräch mit Kolleginnen generelle Belastungs-
faktoren zu erkennen. Trotz aller Erfahrung mit der eigenen 
Person und dem Leben bleiben Psychotherapeutinnen reale, 
nicht perfekte Wesen („Der Mensch ist nicht für die Vollkom-
menheit geschaffen“, Merkel). Das Bemühen um kompeten-
te Arbeit und um die ständige Erweiterung unseres Wissens 
ist ein selbstverständlicher Anspruch; dies verhindert jedoch 
nicht, dass beruflich Stärken und Schwächen existieren. Da
rum zu wissen, es nicht zu verleugnen und angemessen da-
mit umzugehen, ist die Strategie der Wahl.

Die Ansprüche als Privatmensch

Der Identitäts- und Rollenwechsel von der Psychotherapeutin 
zum Privatmenschen ist nicht immer einfach und kann einen 
Stressor für die seelische Gesundheit darstellen. Welche aus 
Therapiewissen abgeleiteten Ansprüche stellen Therapeutin-
nen – mit welcher Unerbittlichkeit oder Nachsicht – an sich 
selbst? Wo erlauben sie sich Abweichungen, also „mensch-
lich“ und nicht nur „therapeutisch“ zu reagieren? Denn auch 
das private Umfeld konfrontiert Psychotherapeutinnen oft-
mals mit Verhaltenserwartungen, die sie auf die Rolle als The-
rapeutin festlegen. Wo darf man sich z. B. dem Wunsch der 
Freundin nach dem privaten „Sorgengespräch“ verweigern, 
wo sich „un-therapeutisch“ zeigen? Zwischen Abgrenzungs-
notwendigkeit, Rollenwechsel und eigenen sozialen Werten 
eine gute Balance zu realisieren, bildet eine ständige Heraus-
forderung.

Vieles spricht dafür, dass unrealistische und idealistische 
Selbstansprüche ebenfalls verantwortlich sind für die inten-
sive Furcht- und Schambesetzung hinsichtlich eigener psy-
chischer Schwächen, die als ein Zeichen beruflichen und 

privaten Versagens gedeutet werden könnten. In der Unter-
suchung von Kleespies et al. (2011) beschreiben Psychothe-
rapeutinnen große Hemmungen, in psychischer Not Hilfe zu 
suchen (z. B. bei Kolleginnen). Als häufigste Gründe wurden 
genannt: Zeitmangel (61 %), Verleugnen oder Kleinreden von 
Warnhinweisen (43 %), private oder vertrauliche Überlegun-
gen (43 %), Scham, Schuld, Peinlichkeit (40 %), Mangel an 
Wissen über verfügbare/nutzbare Ressourcen (31 %), Furcht 

vor Verlust des professionellen Status/Ansehens (29 %), in-
adäquate soziale Unterstützung (7 %). Ohne rechtzeitige, an-
gemessene Hilfe jedoch steigt die Gefahr, dass genau jenes 
geschieht, was man verhindern wollte: die Ausbildung einer 
nicht mehr zu verbergenden psychischen Symptomatik.

Persönlichkeitsspezifische Vulnerabilitäten

Neben den genannten Faktoren kommt den eigenen persön-
lichkeitsspezifischen Prägungen, Schemata und Berufswahl-
motiven ebenfalls eine bedeutsame Rolle bei möglichen Vul-
nerabilitäten zu. Simionato und Simpson (2018) identifizierten 
bei Psychotherapeutinnen Neurotizismus, Perfektionismus 
und spezifisches Vermeidungsverhalten als gesundheits-
gefährdend. Simpson et al. (2019) konnten in ihren Studien 
aufzeigen, dass frühe maladaptive Schemata und maladap-
tive Coping-Modi die Anfälligkeit für die Ausbildung einer 
Burnout-Symptomatik bei Psychotherapeutinnen erhöhen. 
Besonders negative Folgen ergaben sich aus „unbarmher-
zigen Standards“ und der Tendenz zur „Selbstaufopferung“.

In unserer langjährigen Tätigkeit als Dozentinnen in der The-
rapieausbildung machen wir folgende Beobachtung: Die ty-
pischen jungen Psychotherapeutinnen sind weiblich, häufig 
stammen sie aus Familien, in denen es ein Geschwister oder 
Elternteil gab, das psychosomatisch belastet war. Schon sehr 
früh wurde gelernt, die eigene Bedürfnisse hinter denen an-
derer zurück zu stellen (‚sozial’ zu handeln), perfektionistisch 
und leistungsorientiert die Erwartungen anderer zu erfüllen 
(„Einser-Abiturientinnen“), mit der Hoffnung dadurch Ableh-
nung, Abwertung, Kritik oder Scheitern zu vermeiden und 
stattdessen Anerkennung, Kontrolle, Bindung, „Glanz“ zu er-
halten. Hiermit sind positive und potentiell vulnerable Voraus-
setzungen für den Therapeutinnen-Beruf impliziert: Neben 
hoher Empathie-Fähigkeit, Strukturiertheit, Intelligenz, Leis-
tungsfähigkeit, sozialen Werten und Ähnlichem stehen diese 
Personen auch in der Gefahr, für die Anerkennung durch ihre 
Patientinnen andere, wichtigere Ziele zu vernachlässigen, an 
unrealistischen Standards sowohl im Beruf als auch im Privat-

        Je stärker Selbstzweifel nagen und je schambehafteter das 
Erleben, desto weniger wird man sich die Chance geben, im offenen 
Gespräch mit Kolleginnen generelle Belastungsfaktoren zu  
erkennen.
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leben festzuhalten und die notwendige Selbstfürsorge u. a. 
in Form einer Abgrenzung gegenüber der beruflichen Erfah-
rungswelt zu unterlassen.

Burnout-Prophylaxe: Resilienz stärken 
durch Selbstfürsorge
Wie können die Qualität der therapeutischen Arbeit, die Ar-
beitsfähigkeit und Arbeitsfreude angesichts der Risikofakto-
ren aufrechterhalten werden, wie können sich Psychothera-
peutinnen vor Burnout schützen, was stärkt ihre Resilienz?

Neben der ständigen Fortbildung in therapeutischen und ar-
beitsorganisatorischen Kompetenzen betrifft dies eine auf die 
individuelle und aktuelle Situation ausgerichtete Selbstauf-
merksamkeit und eine angemessene Selbstfürsorge (Klee-
spies et al., 2011; Lee et al., 2011; Reis et al., 2014; Simonato 
& Simpson, 2018; Willutzki & Veith, 2018). Und zwar, das ist 
uns wichtig, während des gesamten beruflichen und priva-
ten Lebens. Diese Selbstaufmerksamkeit setzt voraus, dass 
man sich regelmäßig einem „Check-Up“, d. h. einer Selbst-
einschätzung bzgl. des Befindens, des Kräftehaushalts und 
der Lebenssituation unterzieht und über das Wissen und die 
Möglichkeiten entsprechender Maßnahmen zur Resilienz-
Stärkung verfügt.

Selbstfürsorge

Zunächst zum Terminus „Selbstfürsorge“ (Hoffmann & Hof-
mann, 2008). Hierbei geht es nicht um die Realisierung einer 
allgemeinen „ego-zentristischen“ Schonhaltung, sondern um 
selbststärkende Maßnahmen, die aus den spezifischen Risi-
kofaktoren des Berufs der Psychotherapeutin abgeleitet wer-
den. Eine solche, auf Resilienz-Stärkung abzielende Selbstfür-
sorge von Psychotherapeutinnen beinhaltet aus unserer Sicht 
folgende Aspekte:

�� kontinuierliche Reflexion der eigenen beruflichen Wert-
haltungen, der kritischen Überprüfung, ob die eigene be-
rufliche Orientierung nach wie vor den inneren Standards 
entspricht (Bohus et al., 2016);

�� folglich eine kognitive und emotionale Überprüfung des 
professionell realisierten Menschenbilds, der moralischen 
Einstellungen und Überzeugungen (Kämmerer, im Druck);

�� Selbstachtsamkeit und Selbstmitgefühl;

�� ein Privatleben, das die Möglichkeit zur Befriedigung von 
Grundbedürfnissen bietet, um oben genannten „Verfüh-
rungen“ besser zu widerstehen;

�� ein Privatleben, das der Berufswelt entgegengesetzte, 
kompensierende Kräfte stärkende Erfahrungen ermög-
licht (statt ‚heilen“ lieber Neues schaffen, Kreativität, 
gesellschafts- und berufspolitische Einflussnahme; statt 
Leiden, Trauer, Schwere lieber Leichtigkeit, Freude, Hu-
mor; symmetrische Beziehungen; statt Isolation – Ge-

meinschaft, Kontakt; Beschäftigen mit „Nicht-Psycho-
themen“; statt langem Sitzen – Bewegung, Aktivierung, 
Entspannung);

�� Abgrenzungs-, Distanzierungs- und Selbstunterstützungs-
kompetenzen;

�� realistische, positive berufliche und private Selbstansprü-
che;

�� Kenntnis eigener vulnerabler Punkte und hilfreiches Um-
gehen damit;

�� Selbst-Validierung und Selbst-Ermutigung bei „Not-Situa-
tionen“, die zu expliziter Auseinandersetzung und Hilfesu-
chen beitragen statt zu schamhaftem Verbergen;

�� hilfreiche soziale Vernetzung – beruflich und privat.

Wichtig ist jedoch, dass hiermit nicht das alte durch ein neues 
unrealistisches Idealbild ersetzt wird, im Sinne „der allseits 
ideal selbstfürsorglich lebenden und handelnden Therapeu-
tin“. Wir verstehen dies als Orientierungsziele, als eine Anlei-
tung zur Handlungsreflexion, wohl wissend, dass man sie nie 
ganz erreichen kann.

Maßnahmen zur Burnout-Prophylaxe

Innerhalb des regelmäßigen, persönlichen „Check-ups“ zur 
Burnout-Prophylaxe ist es wichtig zu entscheiden, welche 
für den Einzelfall spezifischen Selbstfürsorgemaßnahmen 
mit Blick auf die aktuell kräftezehrenden und belastenden 
Faktoren als bedeutsam und hilfreich eingeschätzt werden. 
Dies erfordert zunächst eine sorgfältige Problemanalyse der 
aktuell relevanten internen und externen Faktoren der akuten 
Belastungssituation, der generellen Lebenssituation sowie 
der berührten vulnerablen Persönlichkeitsaspekte etc. Mit 
dieser Information können Ziele und Wege – einschließlich 
der Identifikation von Unterstützungs-Ressourcen – entwor-
fen werden.

Die Bearbeitung kann in unterschiedlichen Settings durchge-
führt werden und – je nach Adressaten und deren beruflicher 
Situation – spezifische Themen in den Focus nehmen.

�� Ausbildungsteilnehmende: Die Mehrheit der vorlie-
genden Forschungsergebnisse spricht dafür, so früh wie 
möglich mit Burnout-Prophylaxe zu beginnen und zwar 
schon innerhalb der Therapieausbildung (Kämmerer 
et al. 2011; Kleespies et al., 2011; Reis et al., 2014). Die 
angehenden Psychotherapeutinnen sollen hierbei durch 
Information und Selbsterfahrung für Risiken, Frühwarn-
symptome, eigene vulnerable Punkte, Ressourcen und 
relevante Selbstfürsorgemaßnahmen sensibilisiert und 
vorbereitet werden und Ermutigung erfahren, indizierte 
Unterstützungsmöglichkeiten umzusetzen.

�� Berufstätige
Für die Prophylaxe-Arbeit dieser Adressatengruppe bieten 
sich mehrere Settings an:
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�� als allein durchgeführte, regelmäßige Selbstevaluation 
mit – falls notwendig – Einleitung schützender Selbst-
fürsorgemaßnahmen;

�� als themenspezifische kollegiale Intervision, Supervisi-
on und Selbsterfahrung sowie

�� als spezifischer Fortbildungs-Workshop.

Je nach Dauer und Art der Berufstätigkeit können, neben den 
o. g. allgemeinen Belastungsfaktoren, auch spezifische Be-
lastungen für die Prophylaxe-Arbeit relevant werden:

�� Anfänger-Therapeutinnen (s. auch Simionato & Simp-
son, 2018 ):
Die Eröffnung einer eigenen Praxis bedeutet zumeist gro-
ße Unsicherheit und Ängste bzgl. Einkommen und Kom-
petenz, bei hohem Verantwortungsdruck und „Realitäts-
schock“ (s. o.) und gleichzeitiger Isoliertheit in der Arbeit.
Als angestellte Psychotherapeutinnen, zum Beispiel in einer 
(privatisierten) Klinik, erleben sie nicht selten hohen Arbeits- 
und Verantwortungsdruck bei wenig Unterstützung und An-
leitung, wenig Selbstbestimmung, zeitliche und emotionale 
Überforderungssituationen, geringe Bezahlung.

�� Langjährig berufstätige Therapeutinnen können (neben 
einigen der o. g. Punkte) potentiell Gefahr laufen, abzu-
stumpfen, lustlos und desillusioniert gegenüber früherer 
Wert- und Sinndefinition ihres Berufes zu werden, oder 
mit Erschöpfungssymptomen auf die jahrzehntelangen 
Herausforderungen des Berufes reagieren.

Seminare und Trainings

Simionato und Simpson (2018) kommen aufgrund ihrer Unter-
suchungen zu dem Ergebnis, dass das Burnout-Risiko erheb-
lich durch kontinuierliche Trainings gesenkt werden könnte, 
die Therapeutinnen dabei unterstützen, sich ihrer Stärken, 
Grenzen und Kapazitäten bewusst zu werden und damit 
die bessere Vereinbarkeit von Person, Umfeld und Beruf zu 
fördern. Durch die Entwicklung von spezifischen Skills und 
Selbstansprüchen, die eine angemessene Selbstfürsorge im-
plizieren, könne die Resilienz gestärkt sowie eine gute Work-
Life-Balance erreicht werden. Humor und die Fähigkeit, sich 
im Notfall Hilfe zu suchen, sind wichtige Bestandteile.

Willutzki und Veith (2018) entwickelten einen Workshop zum 
Thema Burnout, den sie – neben der Thematisierung in ande-
ren therapierelevanten Kontexten wie bspw. Supervision – als 
Teil der Psychotherapie-Ausbildung anbieten. Aus ihren Erfah-
rungen folgern sie, dass die aktive Reflexion von spezifischen 
und herausfordernden Arbeitsbedingungen zum Erhalt einer 
positiven Arbeitsmotivation beitragen kann: „Belastungsma-
nagement und Selbstfürsorge sollten daher Bestandteil der 
Psychotherapieausbildung und einer verantwortungsvollen 
Berufsausübung sein“ (2018, S. 58 ).

Die Autorinnen entwickelten ein Seminarkonzept zur Burn-
out-Prophylaxe, das – in Anlehnung an die bereits erwähnten 

Konzepte – Selbstreflexion, Wissensvermittlung und Super-
vision (z. B. bei sehr schwierigen, herausfordernden Thera-
pieerfahrungen) zum Gegenstand hat (Kämmerer & Rehahn-
Sommer, 2018). Die Durchführung dieser Seminare hat unser 
Erfahrungswissen zu potentiellem Burnout bei psychothera-
peutisch arbeitenden Kolleginnen wesentlich bereichert. Es 
hat sich gezeigt, dass ein individualisiertes Vorgehen mit dem 
Schwerpunkt auf vulnerablen Persönlichkeitsanteilen, Risiko-
faktoren und Schutzmöglichkeiten sinnvoll und hilfreich ist.

Das Alter der Teilnehmenden, die an den bisherigen Semina-
ren teilgenommen haben, variierte von Mitte 30 bis Ende 60, 
d. h. es handelte sich auch um Berufsanfängerinnen, mehr-
heitlich jedoch um langjährig Berufserfahrene, Frauen sind 
überrepräsentiert. Die Teilnehmenden hatten verschiedene 
therapeutische Ausbildungen (und entsprechend Approbati-
onen) absolviert; die Schulenorientierung spielte keine Rolle. 
Die erörterten Themen umfassten Auswirkungen privater 
Herausforderungen auf die berufliche Tätigkeit (z. B. zeitliche 
und emotionale Belastung durch die Versorgung der alten und 
hilfsbedürftigen Eltern) und auch umgekehrt belastende Aus-
wirkungen des Berufs auf das Privatleben (wie z. B. Überlas-
tung durch die Anzahl zu behandelnder Patienten). Die Rück-
meldungen der Teilnehmerinnen sind durchgängig positiv.

Fazit
�� Der psychischen Gesundheit von Therapeutinnen sollte so-
wohl im Forschungs- als auch im Praxiskontext eine deut-
lich größere Aufmerksamkeit gewidmet werden als bisher.

�� Die Scham über eigene psychische Probleme und Erkran-
kungen und die daraus resultierende Tabuisierung des ei-
genen negativen Befindens sollte in der klinisch-psycholo-
gischen Forschung stärker in den Fokus gerückt werden.

�� Dem Druck durch falsche Idealvorstellungen sollte durch 
Aufklärung (über allgemeine und objektive gesundheitliche 
Risikofaktoren des Berufes) sowie durch die Entwicklung 
eines realistischen beruflichen und privaten Therapeutin-
nen-Bildes entgegengewirkt werden.

�� Burnout ist als eine – der beruflichen Tätigkeit inhärente 
– Gefahr zu erkennen. Maßnahmen zur Prophylaxe sind 
deshalb unabdingbar und schon in der Therapieausbildung 
sowie später fortlaufend begleitend zur Berufstätigkeit zu 
ergreifen.

�� Diese Maßnahmen beinhalten die Prüfung des aktuellen 
psychischen Belastungsstatus, eine entsprechende Prob-
lemanalyse und die Erarbeitung selbstfürsorglicher Schutz- 
bzw. Unterstützungsstrategien.

�� Aufgrund der Relevanz des Themas „Psychische Gesund-
heit und Burnout-Prophylaxe“ sollten die Psychotherapeu-
tenkammern ihre Mitglieder über die Bedeutung und die 
verschiedenen Möglichkeiten der Umsetzung informieren 
sowie standardmäßig zur Burnout-Prophylaxe in ihrem 
Fortbildungsangebot installieren.
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�� Analog zum Advisory Committee On Colleague Assis-
tance (ACCA) der APA sollte von den entsprechenden Stel-
len (vorwiegend den Psychotherapeutenkammern) eine 
Möglichkeit angeboten werden, an die sich Betroffene mit 
psychischen Krankheitssymptomen wenden können. Ziel 
wäre, mit Informationen und konkreten Unterstützungsan-
geboten Hilfe in Krisensituationen zu bieten und der Gefahr 
negativer Entwicklungen bis hin zur Suizidalität entgegen-
zuwirken (Reis et al., 2014).

Maßnahmen zur Stärkung der Resilienz gegen Burnout die-
nen der Qualitätssicherung der Arbeit – zum Wohle der Psy-
chotherapeutinnen und ihrer Patientinnen!
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Körperliches Training:  
eine additive Behandlungsmethode?

Viola Oertel, Miriam Bieber, Daniela Schmidt, Esra Görgülü & Kirsten Zabel

Eine Analyse von Daten aus der US-amerikanischen Natio-
nal Health and Nutrition Examination Survey (NHANES) zeigt 
einen Zusammenhang zwischen der Zeit in moderater bis in-
tensiver körperliche Aktivität (MVPA), sedentärem Verhalten 
(sitzende Position) und der Gesamtmortalität (Loprinzi et al., 
2016). Die Forscher fanden heraus, dass eine längere MVPA-
Zeit den negativen Folgen von sedentären Verhaltensweisen 
über lange Zeiträume entgegenwirken kann. Die Richtlinien 
der Weltgesundheitsorganisation empfehlen für Erwachsene 
im Alter von 18–64 Jahren mindestens 150 Minuten körper-
licher Aktivität mit mittlerer Intensität während der Woche. 
Um zusätzliche gesundheitliche Vorteile zu erzielen, sollten 
Erwachsene ihre aerobe körperliche Aktivität mit mäßiger 
Intensität auf 300 Minuten pro Woche erhöhen oder 150 Mi-
nuten aerobe körperliche Aktivität mit starker Intensität pro 
Woche absolvieren (World Health Organization, 2015). Bei 
Personen mit psychischen Störungen gibt es keine gesonder-
ten Richtlinien.

Personen mit einer psychischen Störung sind weniger kör-
perlich aktiv als psychisch gesunde Personen (Osborn et al., 
2007; Schuch et al., 2017; Stubbs et al., 2016). Querschnitts-
daten weisen darauf hin, dass, desto weniger Zeit mit MVPA 
verbracht wird, je höher das Erkrankungsrisiko für psychische 
Störungen wie Depressionen ist (Schulz et al., 2012). Häufig 
lassen sich bei psychisch beeinträchtigten Menschen darüber 
hinaus eine nachteilige Lebensweise mit ungesunder Ernäh-
rung, erhöhtem Genussmittelkonsum und begleitenden kör-
perlichen Problemen wie Herz- und Kreislaufbeschwerden, 
Störungen des Fettstoffwechsels und Übergewicht (Osborn 

Einleitung

Multifaktorielle Behandlungsprogramme sehen bei 
Menschen mit psychischen Störungen psychophar-
makologische sowie psychotherapeutische und 

soziotherapeutische Maßnahmen vor. Der Erfolg therapeu-
tischer Interventionen ist allerdings begrenzt und führt in 
vielen Fällen nur zu Teilremissionen oder keinerlei Therapie-
erfolg: Bei depressiven Störungen bleibt etwa die Hälfte bis 
ein Drittel der Betroffenen trotz regelmäßiger Behandlung 
dauerhaft erkrankt bzw. erlangt nicht das gleiche Funktions-
niveau wie vor Ausbruch der Erkrankung (Wittchen & Hoyer, 
2011). Auf der Suche nach weiteren Verbesserungen thera-
peutischer Interventionen wird deshalb vielfach die Integra-
tion eines körperlichen Trainings in einem multifaktoriellen 
Behandlungskonzept diskutiert (Weigelt et al., 2012) und 
systematisch erforscht (Banzer, 2017).1

Wenn in diesem Artikel von körperlichem Training gesprochen 
wird, so sind darunter Bewegungs- bzw. körperorientierte The-
rapieverfahren gemeint, die in anderen Zusammenhängen auch 
als Bewegungstherapie, Körpertherapie oder Sporttherapie be-
zeichnet werden (siehe auch Oertel-Knöchel & Hänsel, 2015). 
Körperliches Training wirkt sich durch die Stärkung von Grundla-
genausdauer, Kraftausdauer, Flexibilität, koordinativen Fähigkei-
ten oder psychischen Aspekten – je nach Ausrichtung des kör-
perlichen Trainings – positiv auf die Gesundheit aus (Wiemeyer 
& Hänsel, 2017). Ebenso zeigen sich durch regelmäßige körper-
liche Aktivität positive Effekte bei somatischen Erkrankungen 
wie beispielsweise Herz-Kreislauf-Erkrankungen, Stoffwechsel-
störungen oder hinsichtlich des Schlaganfallrisikos. Die genauen 
Wirkmechanismen von körperlichem Training auf die seelische 
Gesundheit und den neuronalen Stoffwechsel benötigen weite-
re Forschung (Wiemeyer & Hänsel, 2017).

Zusammenfassung: In dem Artikel werden Ziele und Methoden körperlichen Trainings als additive Methode in einem 
multidisziplinären Behandlungskonzept psychischer Störungen vorgestellt. Der anschließende Textabschnitt zeigt For-
schungsergebnisse zur Wirkung und zu den Wirkmechanismen dieser Methode, insbesondere für die Störungsbilder: 
depressive Störungen, kognitive Beeinträchtigung und Demenz, Angststörungen und Psychosen. Weiterhin werden 
Strategien, die für die Anwendung relevant sind, dargestellt. Körperliches Training als Therapieansatz bei psychischen 
Störungen stellt eine neue Interventionsform dar und es existieren bisher nur in geringem Umfang empirisch gut ge-
sicherte Erkenntnisse zur positiven Wirkung und zu den zugrundeliegenden Mechanismen. Dennoch sind bisherige Er-
fahrungen vielversprechend, sodass körperliches Training vereinzelt schon Eingang in aktuelle Therapieleitlinien findet. 
Weitere Bestrebungen gehen dahin, evidenzbasierte Empfehlungen zur Anwendung körperlichen Trainings bei psychi-
schen Störungen zu entwickeln.

1Die hier kursiv ausgewiesenen Kurztitel finden Sie mit ausführlichen Quellen-
angaben am Ende des Artikels, das vollständige Literaturverzeichnis auf der 
Homepage der Zeitschrift unter www.psychotherapeutenjournal.de.
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et al., 2007) beobachten. Studien an Patientinnen2 mit Schi-
zophrenie stellten beispielsweise fest, dass ein ungesunder 
Lebensstil bestehend aus hohem Nikotinkonsum, unausge-
glichener Ernährung und Bewegungsmangel die somatische 
Morbidität erhöht (Laursen, 2011; Roick et al., 2007). Zudem 
kann die Einnahme von bestimmten Psychopharmaka zu 
Wechselwirkungen mit dem Fettstoffwechsel führen, wie 
beispielsweise Paton et al. (2004) für atypische Neuroleptika 
nachwiesen (Dyslipidämie).

Ein Ziel des körperlichen Trainings für Menschen mit psychi-
schen Störungen ist die Verminderung dieser bereits genann-
ten körperlichen Beschwerden und Risikofaktoren. Denn es 
sind nicht nur positive physiologische Anpassungserscheinun-
gen durch körperliches Training zu erwarten, sondern auch 
Verbesserungen psychischer Funktionen. So lassen sich eine 
Erhöhung der Selbstwirksamkeit und eine verstärkte Aktivie-
rung bei gleichzeitiger Verminderung von störungsbezogenen 
Symptomen wie beispielsweise Antriebs- und Interessenver-
lust (siehe Oertel-Knöchel & Hänsel, 2015 ) beobachten. Auch 
psychosoziale Gesundheitsfaktoren, beispielsweise die Inte-
gration in eine Sportgruppe oder einen Verein, wodurch ver-
stärkt soziale Kontakte hergestellt oder vertieft werden, sind 
wichtige Ziele bei der Etablierung regelmäßiger Bewegung 
bei einem Betroffenen. Weitere psychosoziale Effekte kön-
nen ein verbesserter Umgang mit Stress, bessere Selbstwirk-
samkeit und ein verbessertes Problembewältigungsverhalten 
sein. Ein weiteres Ziel ist die Rezidivprophylaxe – das Durch-
führen regelmäßiger körperlicher Aktivität, um einen Rückfall 
und ein erneutes Aufflammen der psychischen Symptome zu 
verhindern (siehe Abb. 1).

Abbildung 1: Ziele körperlichen Trainings in einem multifaktoriellen 
Behandlungskonzept psychischer Störungen

Wirkung körperlicher Aktivität auf  
psychische Störungen

Als bisherige Datenbasis existieren für Depressionen (Evi-
denzgrad B), Demenz sowie Angststörungen (in den Leitli-
nien aufgeführt) mehrere randomisierte Studien. Für Schi-
zophrenie, bipolar affektive Störungen, Suchterkrankun-
gen, somatoforme Störungen, Essstörungen und sonstige 
Angststörungen gibt es vereinzelte randomisierte Studien, 
offene Studien und Fallbeschreibungen (Broocks & Som-
mer, 2005).

Insgesamt ist eine Verbesserung der Ausdauerleistung bei 
den meisten Störungsbildern eruierbar (siehe bei Angststö-
rungen z. B. Brooks et al., 1998; Mehnert et al., 2011) und 
damit einhergehend eine Verbesserung körperlicher Funktio-
nen, wie eine Steigerung der maximalen Sauerstoffaufnahme 
(Vo2max) (Oehland et al., 2010). Besonders bei Psychose-
patientinnen und Personen, die unter einem Psychoserisiko 
leiden, scheint regelmäßige körperliche Aktivität protektiv 
zu wirken und Risikofaktoren wie Gewichtsprobleme, Stoff-
wechselstörungen, Nikotinkonsum, Substanzmissbrauch po-
sitiv zu beeinflussen (Mittal et al., 2017).

Bei der Durchführung von regelmäßiger körperlicher Aktivität 
kommt es zu verschiedenen physiologischen Anpassungs-
erscheinungen, die auf kardio-vaskulärer, immunologischer 
und metabolischer Ebene zu beobachten sind (z. B. Knuttgen, 
2008). Diese Effekte werden durch die physikalische Arbeit 
größerer Muskelgruppen erzielt. Zudem werden neurobiolo-
gische Prozesse angestoßen, z. B. kommt es zu einer zere-
bralen Gefäßneubildung und zu einer veränderten Konzen-
tration von Wachstumsfaktoren, welche wiederum zu einer 
intensiveren Hirndurchblutung und einer verstärkten Neubil-
dung von Nervenzellen führen (z. B. Cotman et al., 2007; van 
Praag et al., 2005). Firth et al. zeigten beispielsweise in ihrer 
Übersichtsarbeit, dass positive Effekte von sportlicher Ak-
tivität auf kognitive Defizite bei der Schizophrenie durch die 
Anregung von Neurogenesis zustande kommen. Viele Studi-
en zeigen dabei einen positiven Effekt auf das Hirnvolumen 
(auch wenn die Hirnareale, bei denen ein Effekt zu sehen ist, 
variieren) und vermuten, dass dies auf die Up-Regulation von 
vermehrt gebildetem BDNF (brain derived neurotrophic fac-
tor) zurückzuführen ist (Firth et al., 2017). Voraussetzung für 
derartige multiple Effekte sind jedoch ausreichend starke und 
systematische Trainingsreize im Hinblick auf die Intensität, 
den Umfang, die Dauer und die Häufigkeit des Trainings.

Zusätzlich werden während körperlicher Aktivität psycholo-
gische Prozesse angestoßen. Dazu zählt insbesondere eine 
subjektive Wahrnehmung von körperlichen Anpassungspro-
zessen (z .B. Leistungssteigerung), die die Selbstwahrneh-
mung, das Selbstwertgefühl, die Motivation, Gefühle wie 
Stolz und Freude und soziale Aspekte wie Anerkennung, 
Unterstützung, Gruppenzugehörigkeit beinhalten (Wolf & 
Hautzinger, 2012). Es wird vermutet, dass die durch körperli-
che Aktivität angestoßenen physiologischen und psychologi-
schen Anpassungsprozesse einen Beitrag zur Reduktion psy-
chischer Symptome leisten. Wie genau, in welcher Form und 
inwiefern psychologische und physiologische Anpassungs-
prozesse einander bedingen, daran wird intensiv geforscht.

2 Zu der mit der Ausgabe 4/2017 eingeführten geschlechtersensiblen 
Schreibweise im Psychotherapeutenjournal lesen Sie bitte den Hinweis auf der 
hinteren inneren Umschlagseite. Bei dieser Ausgabe handelt es sich um ein 
Heft in der weiblichen Sprachform. Im Zusammenhang dieses Artikels ist zu 
betonen, dass, wenn in Bezug auf Studien etwa von „Patientinnen“ die Rede 
ist, Personen beiderlei Geschlechts gemeint sind. Sollten sich Aussagen aus-
schließlich auf weibliche Personen beziehen, würde dies gesondert kenntlich 
gemacht werden.
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Affektive Störungen

Regelmäßiges körperliches Training wirkt bei unipolaren De-
pressionen aktuellen Übersichtsarbeiten zufolge mit einer 
mittleren Effektstärke (d = 0,56) antidepressiv (z. B. Conn, 
2010; Krogh et al., 2011). Gemessen wird der Effekt hierbei 
häufig mit Hilfe gängiger Selbst- oder Fremdbeurteilungsska-
len, die die depressive Symptomatik überprüfen (z. B. Beck-
Depressions-Inventar 2 (BDI-II; Steer et al., 2000), MADRS 
(Montgomery & Asberg, 1979)). Einige Einzelbefunde weisen 
auf eine Verbesserung von kognitiven Defiziten bei affektiven 
Störungen hin (z. B. Oertel-Knöchel et al., 2014; Vasques 
et al., 2011). Bei bipolaren Patientinnen wird ebenfalls ein anti-
depressiver Effekt berichtet (siehe Übersichtsarbeit von Melo 
et al., 2016 ).

Sport wirkt antidepressiv – das heißt jedoch nicht, dass es 
Psychopharmakotherapie oder Psychotherapie ersetzen 
kann: Die Befunde in Vergleichsstudien (Psychopharmako-
therapie – Psychotherapie – Sportintervention) zeigen, dass 
körperliches Training antidepressive Effekte haben kann, aber 
letztlich nur eine ergänzende Therapiemaßnahme zu den her-
kömmlichen Interventionen darstellt. Wirklich ersetzen kann 
es die anderen Behandlungsarme nicht (Broocks & Sommer, 
2005; Rethorst & Trivedi, 2013).

Psychosen

Dem Cochrane Review von 2010 zufolge, in das drei rando-
misierte klinische Studien (RCT) einbezogen wurden, sorgt 
körperliche Aktivität bei der Schizophrenie prinzipiell für eine 
Verbesserung der physischen und psychischen Gesundheit 
(Gorczynski & Faulkner, 2010). Firth et al. zeigten in ihrer 
Meta-Analyse, die zehn Studien und 385 Schizophrenie-Pati-
entinnen einschloss, dass sportliches Training die Arbeitsge-
dächtnisleistung, die Soziale Kognition und Aufmerksamkeit/
Vigilanz bedeutsam verbesserte (Firth et al., 2017). Positive 
Auswirkungen auf die Verarbeitungsgeschwindigkeit, das 
verbale und visuelle Gedächtnis sowie auf Schlussfolgern 
und Problemlösungskompetenzen fanden sich nicht. Falkai 
et al. berichteten in ihrer Übersichtsarbeit ebenfalls Effekte 
auf die globale Kognition, auf das Arbeitsgedächtnis und die 
Aufmerksamkeit sowie auf positive, negative und globale 
Symptome (Keller-Varady et al., 2017). Oertel-Knöchel et al. 
(2014) fassen zudem körperliche Effekte zusammen, wie ei-
ne Reduktion von Übergewicht (Poulin et al., 2007), eine Ver-
besserung der körperlichen Fitness, eine Verbesserung des 
Fettstoffwechsels (Convertino, 2007; Wu et al., 2009) sowie 
eine Verminderung kardiovaskulärer Risikofaktoren als Resul-
tat regelmäßigen körperlichen Trainings (siehe z. B. Fogarty 
& Happell, 2005; Heggelund et al., 2011). Eine wegweisende 
Studie aus dem Jahr 2010 von Pajonk et al. (2010) zeigt bei 
einer Gruppe Ausdauersport betreibender schizophrener Pa-
tientinnen einen Anstieg des Hippocampus-Volumens mittels 
funktioneller Kernspintomographie-Messung (fMRT); ein Ef-
fekt, der sich zwar auch in der Kontrollgruppe (hier bestand 
die Intervention aus Tischfußball) zeigte, aber in signifikant 

geringerem Maße ausgeprägt war. Firth et al. (2018) beschäf-
tigten sich mit der Frage, ob körperliche Aktivität das Aus-
maß der Erkrankung von ersterkrankten Psychosepatientin-
nen vermindern kann. Sie kamen zu einem positiven Ergebnis 
hinsichtlich Neurokognition und weiteren Symptomen sowie 
Stoffwechsel-Werten.

Kognitive Beeinträchtigung und Demenz

Das Risiko für eine demenzielle Erkrankung scheint durch 
körperliches Training reduziert zu werden (Rovio et al., 2005; 
Yoshitake et al., 1995). Bei bereits erkrankten Patientinnen 
zeigen sich Verbesserungen der subjektiven und objektiven 
kognitiven Einschränkungen (Eggermont et al., 2006) sowie 
der begleitenden Angstsymptome (z. B. Strickland & Smith, 
2014). Eine aktuelle Übersichtsarbeit von Loprinzi et al. (2019) 
zeigt, dass sich körperliches Training positiv auf das Kurzzeit- 
und das Langzeitgedächtnis auswirken kann.

Angststörungen

Nach derzeitigen Erkenntnissen reduziert körperliches Trai-
ning (Ausdauertraining) die subjektiv empfundene Angst bei 
Personen mit einer Angststörung, bei Personen mit anderen 
psychischen Störungen (Schizophrenie, Depression) mit be-
gleitenden Angstsymptomen (z. B. Dunn et al., 2001; Petruz-
zello et al., 1991), bei Personen mit somatischen Problemen 
mit begleitenden Angstsymptomen und bei gesunden Perso-
nen mit subklinisch ausgeprägter Ängstlichkeit (Wipfli et al., 
2008). Eine aktuelle Meta-Analyse von Stubbs et al. (2016) 
schließt sechs randomisierte kontrollierte Studien mit insge-
samt 262 Probandinnen ein und bestätigt, dass Angstsymp-
tome bei Personen mit Angststörungen und stressbedingten 
Störungen durch körperliches Training mit einem moderaten 
Effekt reduziert werden. Auch Gordon et al. (2017) zeigen in 
ihrer Meta-Analyse einen anxiolytischen Effekt körperlichen 
Trainings.

Schwerpunkte in der Anwendung

Bei der Implementierung von körperlicher Aktivität im The-
rapiekontext sollte zunächst entschieden werden, inwiefern 
ein Einbezug von Bewegungselementen in die Psychothera-
pie oder aber ein gezieltes körperliches Training zur Verbes-
serung der körperlichen Fitness und zur Verminderung der 
psychischen Symptome sinnvoll ist. Bewegungstherapeuti-
sche Interventionen sind häufig als Therapieelement in den 
Therapieplan integriert, dienen vornehmlich der Psychoedu-
kation und Symptomreduktion und häufig stehen qualitative 
und soziale Aspekte im Vordergrund. Die Bewegung findet 
dann oberhalb der Ruhepulsfrequenz statt. Darunter fallen 
beispielsweise Strategien zur Stärkung der Körperwahr-
nehmung / dem körperlichen Erleben (z. B. Embodiment, 
Achtsamkeit). In der Therapie von Essstörungen ist eine 
häufig eingesetzte Strategie, mit Bewegungselementen die 
Körperwahrnehmung wieder zu verändern. In der Depres-
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sionsbehandlung kann Entspannung z. B. in Form von Acht-
samkeitsübungen oder Körperübungen integriert werden. 
Einen guten Überblick über mögliche Übungen bietet hier 
beispielsweise das Übungsprogramm „Yoga bei Depression“ 
(Trökes, 2017). In der Angsttherapie bietet es sich beispiels-
weise an, mit Hilfe von Bewegungselementen den Patien-
tinnen aufzuzeigen, dass körperliche Anzeichen wie Schwit-
zen, schnellerer Puls oder eine andere Atemfrequenz nicht 
zwingend Angstsymptome darstellen, sondern auch norma-
le physiologische Reaktionen auf körperliche Aktivität sind. 
Auch in der Depressionsbehandlung werden zum Aktivitäten-
aufbau häufiger Bewegungselemente benutzt, um gegen den 
Antriebs- und Energieverlust vorzugehen. Ein Programm zur 
Umsetzung bietet hierbei das Buch „Bewegung und Sport 
gegen Burnout, Depressionen und Ängste“ von Oertel und 
Matura (2017). Patientinnen können mit Tipps zu kurzen Be-
wegungseinheiten („15-Minuten-Tipps“), die gut in den Alltag 
zu integrieren sind, dazu ermuntert werden, im Alltag kleine 
Aktivitätseinheiten zu absolvieren und sich so für weitere 
Bewegungselemente und regelmäßige körperliche Aktivität 
zu motivieren. Die 15-Minuten-Übungen sind in Kategorien 
wie „in den Tag starten“, „achtsam sein in der Bewegung“, 
„Anti-Ärger-Programm“, „den Tag abschließen“ oder „wäh-
rend des Wartens“ unterteilt und sollen den Anwender dazu 
anregen, in verschiedenen Momenten und Situationen kör-
perlich aktiv zu werden und damit das physische und psy-
chische Empfinden zu verbessern. Kaluza (2011) beschreibt, 
dass die beste Effektivität von körperlicher Aktivität erreicht 

wird, wenn möglichst täglich, mindestens aber an fünf Tagen 
pro Woche, und jeweils für 30 Minuten Bewegungselemente 
von Patientinnen durchgeführt werden.

Ein weiteres Anwendungsgebiet von körperlichem Training 
besteht in aeroben Aktivierungsprogrammen, die vor allem 
Fahrradergometertraining, Walken, Joggen oder neuerdings 
auch Krafttraining beinhalten (Conn, 2010; Hoffman et al., 
2011). Die Auswahl der Sportart richtet sich nach den Ge-
gebenheiten (Räumlichkeiten, Auswahl an Material, Verlet-
zungsgefahr) sowie der körperlichen Fitness und psychischen 
Konstitution der Patientinnen. Oft wird die Notwendigkeit und 
Wichtigkeit von Sport und Bewegung auch im Therapieset-
ting erläutert, die Durchführung erfolgt jedoch häufig in ei-
ner außerklinischen Institution oder als Belastungserprobung 
durch Integration in den Alltag.

Einige Übersichtsarbeiten haben sich mit der Frage beschäf-
tigt, ob niedrig oder hoch dosiertes körperliches Training ef-
fektiver antidepressiv wirkt (Rethorst et al., 2009; Teychenne 

et al., 2008). Auf der Grundlage dieser Arbeiten wurden die 
NICE-Guidelines (National Institute for Health and Clinical 
Excellence, 2013) definiert, eine Zusammenstellung für die 
Durchführung von körperlichem Training bei Depressionen. 
Hier werden 45–60 Minuten pro Training dreimal wöchentlich 
für eine Phase von 10–14 Wochen als effektive Behandlung 
vorgeschlagen. Stanton und Reaburn (2014) raten aufgrund 
ihrer Erkenntnisse in einer Übersichtsarbeit dazu, ein ange-
leitetes Ausdauertraining mit leichter bis mittlerer Intensität 
für 30–40 Minuten pro Training zwei- bis dreimal wöchentlich 
über eine Dauer von mindestens neun Wochen durchzufüh-
ren. Dabei scheint es nicht relevant zu sein, ob das Training im 
Einzel- oder im Gruppensetting stattfindet.

Firth et al. (2017) zeigten in ihrer Meta-Analyse mit schizo-
phrenen Patientinnen, dass eine größere Menge an Sportin-
tervention zu einer gesteigerten Verbesserung in der globalen 
Kognition führte. Hier zählte offenbar als Maß die Menge an 
Sport pro Woche (gemessen in Minuten), nicht die Anzahl an 
Interventions-Wochen oder die Anzahl an Trainings pro Wo-
che.

Insgesamt muss bei der Durchführung aller drei Bewegungs-
formen auf psychische Konstellationen und Kontraindikatio-
nen geachtet werden, die einer Anwendung der geplanten 
Aktivitäts-Strategien im Weg stehen können. Beispielsweise 
sollten ängstliche Patientinnen auf regulative physiologische 
Prozesse und Reaktionen bei körperlicher Anstrengung (z. B. 

erhöhter Puls, Schwitzen) hinge-
wiesen werden. Darüber hinaus 
können z. B. Patientinnen, die un-
ter einer akuten manischen Phase 
leiden, mit einem Sportprogramm 
im Gruppenverband überfordert 
sein. Depressive Patientinnen 
hingegen neigen zu überhöhten 
Selbstansprüchen und perfektio-

nistischen Grundüberzeugungen, wodurch es bei Schwierig-
keiten im Training oder einem Nichterreichen von gesetzten 
(überhöhten) Zielen oft zu Frustration und einer Verstärkung 
von negativen Affekten einhergehend mit einer reduzierten 
Selbstwirksamkeitserwartung kommen kann. Hier erscheint 
es sinnvoller, eine körperliche Aktivität zu wählen, bei der die 
erbrachte Leistung nicht gemessen oder mit anderen Perso-
nen verglichen wird und somit kein kompetitiver Kontext im 
Vordergrund steht (Oertel-Knöchel & Hänsel, 2015).

Vor dem Aufnehmen eines körperlichen Trainingsprogramms 
sollte die betroffene Patientin immer eine medizinische Ab-
klärung ihres körperlichen Gesundheitszustands bei einer In-
ternistin oder Fachärztin für Sportmedizin vornehmen lassen 
und dies regelmäßig im Verlauf wiederholen, insbesondere 
wenn somatische Beschwerden auftreten. Das ist deshalb 
wichtig, da zum einen psychisch erkrankte Personen häufi-
ger körperliche Kontraindikationen haben (Bressington et al., 
2018; Oertel-Knöchel & Hänsel, 2015 ) und ein gesundheits-
schädigendes Verhalten bestehen kann und zum anderen die 

        Depressive Patientinnen neigen zu überhöhten Selbstansprüchen, 
weswegen Sportformen gewählt werden sollten, bei denen Leistungs-
messung und Wettbewerb nicht im Vordergrund stehen.
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Medikation unter Umständen Nebenwirkungen verursachen 
kann, die sich auf die Sporttauglichkeit auswirken (z. B. Herz-
Kreislauf-System).

Motivation und Nachhaltigkeit

Dauerhafte Verhaltensänderungen im Alltag zu erzielen, ist 
außerhalb der (stationären) Therapie jedoch mit gewissen 
Hürden konfrontiert (Cless & Matura, 2017) (siehe Abb. 2).

Abbildung 2: Schwierigkeiten und Lösungsmöglichkeiten beim 
Transfer von regelmäßiger körperlicher Aktivität in den Alltag (ent-
nommen aus Oertel & Matura, 2017)

Die Hindernisse dabei, regelmäßig körperlich aktiv zu sein, 
können vielfältiger Natur sein; am häufigsten genannt wer-
den fehlende Zeit, familiäre und berufliche Pflichten, störende 
psychische Symptome wie Angst und depressive Verstim-
mungen und die Schwierigkeit, die Anregungen ohne einen 
vorgegebenen Behandlungsplan umzusetzen (Oertel & Ma-
tura, 2017). Firth et al. (2016) berichten in ihrer Meta-Analy-
se, das die größten Barrieren eine schlechte Stimmung und 
Stress (61 % der Patientinnen mit schwerer psychischer Stö-
rung geben das als Hinderungsgrund an) sowie eine fehlende 
Unterstützung (50 %) sind. Der Aufwand für das Ausführen 
sportlicher Aktivitäten ist im persönlichen Alltag deutlich grö-
ßer als in einer Klinik mit vor Ort vorhandenen Räumlichkeiten 
und Materialien sowie mit Übungspersonal, das eine Betreu-
ung anbietet. Bereits das Suchen einer geeigneten Institution 
(Sportverein, Fitnessstudio etc.) mit bedürfnisgerechten An-
geboten gestaltet sich zur Fortführung eines Übungsregimes 
außerhalb des klinischen Kontexts bei bestimmten Patienten-
gruppen schwierig.

Daher ist es in allen Anwendungsbereichen körperlichen Trai-
nings wichtig, im Anschluss an eine stationäre oder ambu-
lante Therapie die Motivation aufrechtzuerhalten, um einen 
Transfer von Bewegung in den Alltag zu ermöglichen und 
rechtzeitig den Patientinnen bei der Planung ihrer sportlichen 
Aktivität zu unterstützen. Hierbei bieten sich Strategien des 
Motivationsmanagements an. Nach Cless und Matura (2017) 
gehören „eine wohnortnahe Behandlung, der Einbezug von 
ambulantem Behandlungspersonal, eine regelmäßige Über-
prüfung im häuslichen Kontext mit Anpassung an die Gege-
benheiten, eine Bewusstmachung der Vorteile, Möglichkeiten 

zur Besprechung des Vorgehens sowie eine zeitnahe Übertra-
gung in den Alltag“ zu den Möglichkeiten, positive Vorhaben 
aus dem stationären Behandlungssetting in das ambulante 
zu übertragen. Dazu ist ein gezieltes Barriere-Management 
wichtig, um ein gesetztes Ziel zu erreichen und langfristig bei-
zubehalten (siehe auch Fuchs & Göhner, o. J.).

Diskussion

Nach aktueller Studienlage ist davon auszugehen, dass kör-
perliches Training das herkömmliche psychotherapeutische 
Vorgehen sinnvoll ergänzen kann. Prinzipiell existieren schon 
seit dem vorletzten Jahrhundert Bewegungsangebote in der 
Behandlung psychischer Störungen in Form von offenen 
Sportangeboten, konzentrativer Bewegungstherapie, in der 
Schmerztherapie oder in der Physiotherapie (Oertel-Knöchel 
& Hänsel, 2015). Doch trotz des Wissens um die positiven 
Effekte von körperlichem Training bei psychischen Beschwer-
den gelingt es bisher nur teilweise, Bewegungskonzepte in 
ein multimodales Behandlungskonzept zu integrieren. Es 
bestehen vermehrt Bestrebungen, körperliches Training in 
Behandlungsprogramme einzubinden und Strategien zu ent-
wickeln, wie Patientinnen diese Ansätze erfolgreicher in den 
Alltag integrieren können. Ein Problem ist, dass die bisherige 
Datenlage zu den Wirkmechanismen und Wirkungen noch 
heterogen ist, da noch wenige evaluierte Wirksamkeitsnach-
weise existieren (Oertel-Knöchel & Hänsel, 2015). Daher wird 
beispielsweise in den aktuellen Leitlinien der Deutschen Ge-
sellschaft für Psychiatrie und Psychotherapie, Psychosomatik 
und Nervenheilkunde e. V. (DGPPN & KBV, 2015) für Patien-
tinnen mit einer unipolaren Depression körperliches Training 
empfohlen, jedoch nur ein Empfehlungsgrad B (optional an-
wendbare Therapiealternative mit nachgewiesenen Effek-
ten) ausgesprochen. Ziel ist es nach Banzer, evidenzbasier-
te Empfehlungen zur Anwendung körperlichen Trainings bei 
psychischen Störungen zu entwickeln, die dann gezielt in den 
Behandlungsalltag integriert werden können (Banzer, 2017).

Für die Psychotherapeutin stellt sich dabei die Frage, inwie-
weit körperliches Training in ein Gesamttherapiekonzept inte-
griert werden kann. Dabei sind drei mögliche Anwendungs-
strategien in Abhängigkeit vom Ziel gegeben: die Stärkung 
der Körperwahrnehmung, die Einbindung von Bewegungs-
elementen sowie aerobe Aktivierungsprogramme. Damit 
langfristig ein Transfer in den Alltag gewährleistet werden 
kann, sind eine klare Zielsetzung sowie Strategien für die 
Aufrechterhaltung der Motivation und die Verminderung von 
Barrieren hilfreich. Dabei ist die Berücksichtigung individuel-
ler Bedürfnisse, Vorlieben und Präferenzen (welche Sportart, 
welche Tageszeit, in der Gruppe oder einzeln) und die Einbin-
dung von ambulantem Behandlungspersonal essentiell, um 
die Betroffenen optimal zu unterstützen. Wenn individuelle 
Interessen ermittelt und einbezogen werden, erhöht das die 
intrinsische Motivation und Volition, so dass auch nachhaltige 
Effekte zu erwarten sind. Ein wichtiger Schritt ist hierbei auch 
der Aufbau von Netzwerken zwischen Psychotherapeutinnen, 
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Ärztinnen, Krankenkassen, Sportvereinen und sonstigen An-
bietern körperlicher Trainingsformen. Es ist wünschenswert, 
dass die Behandlerin, die die sportliche Aktivität an einer ex-
ternen Einrichtung mit ihrer Patientin plant, zunächst klärt, ob 
die gewählte Sportstätte geeignete Rahmenbedingungen für 
die Betroffene bereithält.

Bei der Planung eines körperlichen Trainings für Patientinnen 
sind verschiedene Aspekte zu beachten, die wir im Folgen-
den kurz aufzeigen wollen. Ungeklärt und nicht zu unter-
schätzen sind psychosoziale Effekte durch ein Gruppentrai-
ning – Kommunikation und Austausch mit Mittrainierenden, 
Gemeinschaftsgefühl, positives Feedback, Zuspruch und 
Fürsorge seitens der Trainerin – können potentielle Effekte 
entfalten. Zudem steht ein direkter Vergleich der Effektivität 
verschiedener Trainingsformen (Krafttraining vs. Ausdauer-
training, Mannschaftssport vs. Einzelsport, unterschiedliche 
Sportarten) und deren richtiger Kombination noch aus. Da die 
Gruppe der psychisch Erkrankten eine hohe Anzahl an soma-
tischen Problemen mitbringt und zudem durch Psychophar-
makotherapie auch Nebenwirkungen entstehen können, die 
eine sportliche Aktivität ausschließen, schränkt dies die Zahl 
an Personen ein, die überhaupt für ein körperliches Training in 
Frage kommen. Es ist auch möglich, dass sich die körperlichen 
Parameter während einer Behandlung verändern können und 
somit eine weiterführende Teilnahme nicht mehr möglich ist. 
Wie bereits angeklungen, ist ein Hauptproblem die Frage der 
langfristigen Umsetzung. Sportliche Aktivität als regelmäßi-
ges Gruppenangebot durch eine vorgegebene Tagesstruktur 
während eines stationären Aufenthalts fällt leichter, in einem 
ambulanten Setting muss hier eine Eigenstrukturierung und 
-motivierung stattfinden.

Man muss zudem bedenken, dass regelmäßig mehrmals pro 
Woche trainiert wird. Wie schon beschrieben, bestehen häu-
fig Antriebsprobleme und Symptome wie Müdigkeit, Rück-
zugsverhalten, Ängste und eine Verarmung an Interessen. 
Depressive Patientinnen neigen zu dysfunktionalen Gedan-
ken bezüglich ihrer eigenen sportlichen Fähigkeiten oder stel-
len vor allem den Leistungsaspekt des Sporttreibens in den 
Vordergrund. Auch können Ängste vor einer Bewertung durch 
Mittrainierende oder die Trainerin entstehen. Ein mangelndes 
Selbstbewusstsein, wie es beispielsweise zur Symptomatik 
einer Depression gehört, führt häufig dazu, dass sich die Pa-
tientinnen während des Trainings als wenig selbstwirksam 
erleben und das Training abbrechen.

Zusammenfassung und Ausblick

Bei psychischen Störungen wie der depressiven Störung wird 
zwar in den aktuellen S3-Leitlinien neben dem herkömmli-
chen Vorgehen der Einschluss additiver Maßnahmen, wie 
z. B. das körperliche Training, empfohlen. Einige wichtige Fra-
gen sind jedoch noch nicht hinreichend geklärt, insbesondere 
inwieweit die Trainingsart oder der Trainingsumfang Einfluss 
auf die Wirksamkeit hat, inwiefern die Effekte nachhaltig sind 

und wie gezielt nachhaltiges Bewegungs-Verhalten geför-
dert werden kann. Hohe Drop-out-Raten, Selektionseffekte, 
Übungsleitereffekte, psychosoziale Effekte und Verzerrungen 
aufgrund von körperlichen oder psychischen Problemen (Kon-
traindikationen für Experimentalgruppen) können Wirksam-
keitsnachweise erschweren oder beeinflussen.

Bei der Integration von Bewegung in den Therapiealltag wird 
vorgeschlagen, zunächst ein klares Ziel zu definieren. Je nach 
Zielsetzung sind dann bewegungstherapeutische Ansätze 
oder sportliches Training mit der Patientin in einem darauf 
ausgerichteten (Trainings-)Behandlungsplan zu etablieren. 
Bevor mit dem Training gestartet werden kann, sollte eine 
Standardbestimmung erfolgen, damit keine unrealistischen 
Ziele und Pläne aufgestellt und Patientinnen nicht demoti-
viert werden. Auch eine Klärung möglicher psychischer oder 
medizinischer Kontraindikationen erfolgt vor dem Start des 
körperlichen Trainings. Das Aussuchen des geeigneten Set-
tings sowie das Barrierenmanagement spielt in der anschlie-
ßenden konkreten Planungsphase eine Rolle. Wenn möglich, 
ist die Einbindung psychotherapeutisch geschulten Personals 
in das Sporttraining mit psychisch erkrankten Personen oder 
die Einbindung einer Sportwissenschaftlerin/Bewegungsthe-
rapeutin in körperliche Trainingspläne wünschenswert, um 
durch gegenseitigen Austausch Fehlerquellen zu minimieren. 
Bei der Änderung des Behandlungssettings (stationär – am-
bulant) ist die Patientin intensiviert zu unterstützen. Zu guter 
Letzt erscheint es wichtig, dass den Prozess des körperlichen 
Trainings immer eine feste Ansprechperson begleitet, Kont-
raindikationen im Blick behält, motiviert, Barrieren überprüft 
und Strategien zur Verminderung vermittelt.
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Adipositas-Chirurgie – ein narratives Review1

Stephan Herpertz, Sebastian Jongen & Henrik Kessler

Im Hinblick auf die Adipositas im Kindes- und Jugendalter lie-
ferten die Ergebnisse des bundesweiten Kinder- und Jugend-
gesundheitssurveys (KiGGS) erstmalig repräsentative Infor-
mationen zur Verbreitung von Übergewicht und Adipositas: 
15 % der Kinder und Jugendlichen im Alter von 3 bis 17 Jah-
ren sind übergewichtig (BMI > 90. Perzentile der Referenzda-
ten). Von diesen als übergewichtig eingestuften Kindern und 
Jugendlichen leiden wiederum rund 40 %, d. h. 6,3 % aller 3- 
bis 17-Jährigen, an einer Adipositas (BMI > 97. Perzentile der 
Referenzdaten). Familien mit niedrigem Sozialstatus, Kinder 
mit Migrationshintergrund und Kinder, deren Mütter ebenfalls 
übergewichtig sind, tragen ein höheres Risiko für Überge-
wicht und Adipositas (Kurth & Schaffrath Rosario, 2007).

Eckpfeiler der Adipositas-Behandlung sind in der Regel eine 
Ernährungsumstellung, eine Änderung des Essverhaltens, 
eine Steigerung der körperlichen Aktivität und verhaltens-
therapeutische Interventionen (Hauner & Berg, 2000, Her-
pertz, 2008, Jensen et al., 2014). Ca. die Hälfte der Teil-
nehmerinnen eines konservativen Gewichtsreduktionspro-
gramms („lifestyle“-Interventionen) reduziert ihr Gewicht 
um 5–10 % (Dansinger et al., 2007), was das Minimum an 
Gewichtsverlust im Hinblick auf eine klinisch signifikante Re-
duktion somatischer Risikoparameter darstellt (Dow et al., 
2013; Liu et al. 2013; Wing et al., 2011). Neben der hohen 
Rate an Non-Respondern ist eine erneute Gewichtszunah-
me eher die Regel als die Ausnahme. Etwa ein Drittel bis die 
Hälfte der ursprünglichen Therapie-Responder hat innerhalb 
eines Jahres nach Behandlungsende wieder das Ausgangs-

Adipositas – Epidemiologie, Prognose

Entsprechend den Daten der Nationalen Verzehrstudie II 
(Max-Rubner-Institut 2008) sind insgesamt 58,2 % der 
Menschen in Deutschland übergewichtig (BMI: 25–30 

kg/m2) oder adipös (BMI > 30 kg/m2; 20,8 % der Bevölke-
rung). Die Zahl der übergewichtigen und adipösen Men-
schen wird weltweit auf ungefähr 1,5 Milliarden bzw. 500 
Millionen Menschen geschätzt (Kelly et al., 2008). Folgt man 
dem Barmer GEK-Report Krankenhaus (2016), so mussten 
sich 2014 ca. sieben Millionen Menschen wegen Adipositas 
bzw. darauf beruhenden Folgeerkrankungen ambulant be-
handeln lassen, eine Steigerung um 14 % gegenüber 2006. 
Bei den stationären Behandlungen war ein Zuwachs von 
7 % zu verzeichnen.

In den letzten Jahrzehnten war in Deutschland eine kontinu-
ierliche Verlängerung der Lebenserwartung zu beobachten, 
bedingt durch Verbesserung der Einkommensverhältnisse, 
des Lebensstandards, der Ernährung, der gesundheitlichen 
Versorgung, aber auch nachlassenden Zigarettenkonsum in 
der Bevölkerung. So gehörte Deutschland 2014 zu den Län-
dern mit der höchsten durchschnittlichen Lebenserwartung 
(80,8 Jahre). Sie war in den letzten 50 Jahren um 12 Jahre 
gestiegen (Statistisches Bundesamt, 2016). Allerdings meh-
ren sich die Stimmen, die eine rückläufige Lebenserwartung 
für die Zukunft erwarten, was auf Folgeerkrankungen der 
Adipositas wie koronare Herzkrankheit (KHK), Schlaganfall 
(Apoplex), Typ-2-Diabetes, arterielle Hypertonie und be-
stimmte onkologische Erkrankungen zurückzuführen ist 
(Blüher & Sharma, 2016). Ein Beispiel ist der Typ-2-Diabe-
tes, dessen Erkrankungsrisiko bei adipösen gegenüber nor-
malgewichtigen Männern um das Neunfache gestiegen ist 
(Weinstein et al., 2004). Zumindest für die USA kommen 
Olshansky et al. (2005) zu dem Schluss, dass die Lebenser-
wartung nicht zuletzt durch den hohen Anteil übergewich-
tiger Kinder wieder sinken wird, bei denen von einem er-
höhten Risiko für adipositas-assoziierte Krankheiten (s. o.) 
auszugehen ist.

Zusammenfassung: Die Erfolge konservativer Gewichtsreduktionsmaßnahmen einschließlich der Ernährungsberatung 
und -umstellung, der Pharmakotherapie wie auch der Psychotherapie sind nicht befriedigend. Insbesondere bei Men-
schen mit ausgeprägter Adipositas (Grad 2: BMI > 35 kg/m2; Grad 3: BMI > 40 kg/m2) stellt die Adipositas-Chirurgie die 
Therapie der Wahl dar, zumal sich in den letzten Jahren gezeigt hat, dass neben einer klinisch signifikanten Gewichtsab-
nahme auch adipositas-assoziierte komorbide Erkrankungen wie Diabetes mellitus, arterieller Hypertonus und Fettstoff-
wechselstörungen günstig beeinflusst werden. Bei der überwiegenden Mehrzahl der Patientinnen2 ist eine Steigerung 
der Lebensqualität zu beobachten, insbesondere was die physische Lebensqualität anbelangt.

1 Teile dieses Reviews wurden dem Artikel Herpertz, S., Kessler., H. & Jongen, 
S. (2017). Psychosomatic and Psychosocial Questions Regarding Bariatric 
Surgery: What Do We Know, or What Do We Think We Know? Zeitschrift für 
Psychosomatische Medizin und Psychotherapie, 63 (4), 344–369, entnommen.
2 Zu der mit der Ausgabe 4/2017 eingeführten geschlechtersensiblen Schreib-
weise im Psychotherapeutenjournal lesen Sie bitte den Hinweis auf der hinte-
ren inneren Umschlagseite. Bei dieser Ausgabe handelt es sich um ein Heft in 
der weiblichen Sprachform. Im Zusammenhang dieses Reviews ist zu betonen, 
dass, wenn in Bezug auf Studien und Untersuchungen etwa von „Patientin-
nen“ die Rede ist, Personen beiderlei Geschlechts gemeint sind. Sollte eine 
Studie lediglich Aussagen in Bezug auf weibliche Testpersonen treffen, würde 
dies gesondert kenntlich gemacht werden.
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gewicht erreicht und selbst bei langfristig angelegten Be-
handlungen können durchschnittlich nur 4–5 % des initialen 
Gewichtsverlusts gehalten werden (Look AHEAD Research 
Group, 2014; Middleton et al., 2012).3 Insbesondere bei aus-
geprägter Adipositas (Grad 3; BMI > 40 kg/m2) dürfte der 
Erfolg einer konsequenten konservativen Maßnahme noch 
geringer einzuschätzen sein. Die Zahlen schwanken hier 
zwischen 2 % und 6,9 % Gewichtsverlust (Sjöström et al., 
2007; Mingrone et al., 2015; Schauer et al., 2012).

Die epidemische Zunahme der Adipositas und das Versagen 
konservativer Gewichtsreduktionsmaßnahmen machen chir-
urgische Verfahren zu einer notwendigen Methode zur Ge-
wichtsreduktion bei Patientinnen mit Adipositas Grad 2 und 
Grad 3.

Die Geschichte der Adipositas-Chirurgie 
in Deutschland
Die Chirurgie der Adipositas begann in den 1950er Jahren in 
den USA mit einer Dünndarm-Bypass-Operation, die ca. ein 
Jahrzehnt später auch in Deutschland zur Anwendung kam. 
Allerdings traten schwere Nebenwirkungen auf, weshalb 
der Züricher Chirurg Largadier die Frage stellte: „Warum soll 
man aus einem gesunden Dicken einen kranken Dünnen ma-
chen?“ (zit. n. Weiner, 2019). Zielkriterium war das Gewicht, 
weshalb man die Eingriffe „bariatrische Operationen“ nann-
te („baros“ bedeutet auf Griechisch „Gewicht“). Der Begriff 
Adipositas-Chirurgie wurde Jahrzehnte später eingeführt, da 
mittlerweile die Adipositas auch als Krankheit Anerkennung 
gefunden hatte. Allerdings hat sich der Begriff „Bariatrie“ in 
Deutschland bis heute gehalten.

Bis in den 1990er Jahre hat sich die Adipositas-Chirurgie ins-
besondere im Vergleich zu den USA, aber auch anderen eu-
ropäischen Staaten kaum durchgesetzt. Das änderte sich mit 
Einführung der minimalinvasiven Chirurgie durch Einsatz der 
Laparoskopie (Bauchspiegelung) und Implantation insbeson-
dere des steuerbaren Magenbandes.

Die Bandoperationen wurden zunehmend durch Bypass-
Operationen ersetzt, die Anfang der 1990er Jahre erstmalig 
in den USA durchgeführt wurden. Seit knapp zehn Jahren ist 
der Schlauchmagen („gastric sleeve“) auf dem Vormarsch und 
stellt zur Zeit im Rahmen der Adipositas-Chirurgie zusammen 
mit der Bypass-Operation (Roux-en-Y-Bypass, RYGB) das Mit-
tel der Wahl dar. In den 2007 erschienenen S3-Leitlinien der 
Deutschen Adipositas-Gesellschaft (DAG) „Prävention und 
Therapie der Adipositas“ wurde die Adipositas-Chirurgie erst-
mals ausführlicher behandelt, acht Jahre später erarbeitete die 
Deutsche Gesellschaft für Allgemein- und Viszeralchirurgie S3-
Leitlinien zur Adipositas-Chirurgie, die 2018 von der Arbeits-
gemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachge-
sellschaften (AWMF) veröffentlicht wurden. Im Jahr 2013 wur-
den 468.608 bariatrische Operationen weltweit durchgeführt, 
95,7 % davon laparoskopisch (Angrisani et al., 2015).

Nach den Leitlinien der Deutschen Adipositas Gesellschaft 
(2014) besteht die Indikation für eine chirurgische Interven-
tion nach Scheitern einer konservativen Therapie bei Pati-
entinnen mit Adipositas Grad 3 oder bei Patientinnen mit 
Adipositas Grad 2 und erheblichen Komorbiditäten (z. B. Di-
abetes mellitus Typ 2; arterielle Hypertonie; Schlafapnoe-
Syndrom etc.). In der Adipositas-Chirurgie stellt „percenta-
ge excess weight loss“ (% EWL) eine relative Erfolgsgröße 
dar und umschreibt den Verlust an Gewicht, welches über 
dem Idealgewicht liegt (excess weight).

Entsprechend den 2016 veröffentlichten Ergebnissen der 
Qualitätssicherungsstudie zur operativen Therapie der Adi-
positas (GBSR), einer der bedeutenden Registerstudien zur 
Adipositas und metabolischen Chirurgie weltweit, konnten 
seit Initiierung der Studie im Jahr 2005 Operationsdaten von 
mehr als 45.121 Patientinnen in Deutschland ausgewertet 
werden (Stroh et al., 2016). Die häufigsten metabolisch chi-
rurgischen Eingriffe waren der Schlauchmagen (n =15.795), 
der RYGB (n = 17.215) und das Magenband (n = 4.125). Das 
durchschnittliche Alter der Patientinnen betrug 42,7 Jahre 
und der mittlere BMI 48,69 kg/m². 86,54 % aller Patientin-
nen litten zum Operationszeitpunkt an somatischen Begleit
erkrankungen. Die 30-Tage-Mortalität betrug 0,21 %. In 
dem Zeitraum zwischen 2005 und 2013 war bei den Patien-
tinnen mit Magenband ein Gewichtsverlust von 8,36 kg/m2, 
bei den mit Schlauchmagen von 14,67 kg/m2 und bei den 
mit RYGB von 14,60 kg/m2 zu beobachten. Die allgemeine 
postoperative Komplikationsrate für das Magenband betrug 
1,7 %, für den Schlauchmagen 5,9 % und für den RYGB 
5,3 % (Stroh, 2015).

Neben der signifikanten Gewichtsabnahme stellt sich auch 
die Rückbildungsrate an adipositas-assoziierten somatischen 
Erkrankungen wie der Diabetes mellitus Typ 2 eindrucksvoll 
dar. In der Swedish-Obese-Subjects-(SOS-)Studie fand sich 
im Vergleich zu der konservativ behandelten Kontrollgruppe 
ein deutlich geringerer Anteil an Patientinnen mit Typ-2-Dia-
betes zehn Jahre nach der OP. Je kürzer die Diabetesdauer 
und je höher der Gewichtsverlust, desto wahrscheinlicher 
war die Remission des Diabetes (Sjoström et al., 1999, 2004, 
2007). In einer randomisiert-kontrollierten Studie mit einer 
Drei-Jahres-Katamnese wurden 150 Patientinnen in eine 
konservative Gruppe und zwei chirurgische Gruppen (Magen-
band, Schlauchmagen) randomisiert (Schauer et al., 2012). 
Der mittlere BMI lag bei 36 kg/m2, der mittlere HbA1c-Wert 
(Maß für die Blutzuckereinstellung der letzten sechs Wochen) 
bei 9,3 % mit einer durchschnittlichen Dauer des Diabetes 
von ca. 8,3 Jahren. Als primärer Endpunkt wurde ein HbA1c-
Wert < 6 % mit oder ohne antidiabetische Medikation nach 
drei Jahren definiert. Fünf Prozent der konservativ behandel-
ten Patientinnen erreichten diesen Wert mit einer Gewichts-
abnahme von 4,2 % verglichen mit 38 % der RYGB und 24 % 
der Schlauchmagen-Patientinnen mit Gewichtsabnahmen 

3 Die hier kursiv ausgewiesenen Kurztitel finden Sie mit ausführlichen Quel-
lenangaben am Ende des Artikels, das vollständige Literaturverzeichnis auf der 
Homepage der Zeitschrift unter www.psychotherapeutenjournal.de.
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von 24,5 % bzw. 21,1 %. In die gleiche Richtung weisen die 
Daten der GBSR in Deutschland (Stroh, 2016). Die Manifes-
tation eines Typ-2-Diabetes kann auch durch eine Operation 
verhindert werden. Bei Patientinnen mit vorbestehender Hy-
perglykämie (erhöhten Blutzuckerwerten) verringerte ein Ma-
gen-Bypass das Diabetesrisiko um das 30-fache (Long et al., 
1994). Neben Besserung der Insulinresistenz werden jedoch 
auch andere Stoffwechsel- und kardiovaskuläre Krankheiten 
positiv beeinflusst, ablesbar an harten Endpunkten wie der 
Letalität. So konnten Adams et al. (2007) eine Senkung der 
Sterblichkeitsrate nach einer RYGB-OP um 40 % nach 7,1 
Jahren im Vergleich zu nicht-operierten adipösen Menschen 
nachweisen. Bezogen auf die KHK sank die Mortalität um 
56 %, auf den Diabetes um 92 % und auf onkologische Er-
krankungen um 60 %.

Begutachtung im Rahmen des Antrags-
verfahrens zur Kostenübernahme
Im Gegensatz zur Weltgesundheitsorganisation (WHO) und 
zur privaten Krankenversicherung (PKV) stuft die gesetzliche 
Krankenversicherung (GKV) die Adipositas nicht als Krank-
heit ein, was zur Folge hat, dass eine konservative oder chi-
rurgische Behandlung der Adipositas in Deutschland nicht 
unter den Regelleistungs-Katalog der GKV fällt, eine sog. 
Einzelfallentscheidung beinhaltet, von daher die Kostenüber-
nahme der Behandlung individuell beantragt werden muss. 
In der Regel werden die Kostenübernahmeanträge dem 
Medizinischen Dienst der Krankenkassen (MDK) zur Be-
gutachtung vorgelegt. Neben dem Antrag der Versicherten 
und Berichten der behandelnden Ärzte wird ein Gutachten 
oder zumindest eine Stellungnahme von Seiten einer Ärz-
tin für Psychosomatische Medizin und Psychotherapie bzw. 
Psychiatrie und Psychotherapie oder einer Psychologischen 
Psychotherapeutin gefordert. Ein wesentliches Ziel der prä-
operativen Evaluation ist neben einer ausführlichen Anam-
nese die Abklärung der Motivation, des Wissens über den 
geplanten Eingriff sowie der Erwartungen an den Eingriff. 
Gleichzeitig sollte die Evaluation die zu erwartende sozia-
le Unterstützung ansprechen und einen Grundstein für die 
postoperative Compliance legen (de Zwaan et al., 2006). Die 
Legitimation einer solchen Begutachtung bzw. Stellungnah-
me basiert zum einen auf den häufigen komorbiden psychi-
schen Störungen adipositas-chirurgischer Patientinnen (Da-
wes et al., 2016; de Zwaan et al., 2011; Herpertz et al., 2006; 
Mauri et al., 2008; Rosenberger et al., 2006; Kalarchian et 
al., 2007; Mitchell et al., 2014), zum anderen auf einer nicht 
unerheblichen Anzahl von Patientinnen, die postoperativ 
nicht nur im Hinblick auf das Gewicht, sondern auch bezüg-
lich somatischer, psychischer und psychosozialer Parameter 
(z. B. Adhärenz gegenüber Nachsorgeuntersuchungen u. a. 
zur Detektion von Vitamin- und Mineralstoffmangelzustän-
den) bis hin zur Lebensqualität einen allenfalls suboptimalen 
Verlauf zeigen (Magro et al., 2008; Mechanick et al., 2013; 
O’Brien et al., 2004; Odom et al., 2010, Sjostrom et al., 
2007).

Psychische Komorbidität

Depression und Angststörungen

Depressive und Angststörungen lassen sich bei Adipositas-
Chirurgie-Patientinnen häufig beobachten. Nach Marek et al. 
(2016) ist von einer Punkt-(Lebenszeit-)Prävalenz von 15,5 % 
(45,5 %) für die Depression und 24 % (37,5 %) für die Angst-
störung auszugehen. Der Zusammenhang von Depression 
und Angststörungen vor dem chirurgischen Eingriff und post-
operativem Gewichtsverlauf (zumindest bezogen auf die ers-
ten drei Jahre nach der Operation) stellt sich widersprüchlich 
dar. Einige Studien konnten einen negativen (de Zwaan et al., 
2011; Kalarchian et al., 2008; Semanscin-Doerr, 2010), ande-
re einen positiven Zusammenhang beobachten (Averbukh et 
al., 2003; Odom et al., 2010). Wieder andere Studien fanden 
keinerlei Zusammenhänge (Marek et al., 2015; Tarescavage 
et al., 2013).

In eine Meta-Analyse von Dawes et al. (2016) wurden ins-
gesamt 68 prospektive Studien im Zeitraum zwischen 1988 
und 2015 mit den prä- und postoperativen Daten von 50.182 
Patientinnen einbezogen. Die häufigsten drei psychischen 
Störungen bei Adipositas-Chirurgie-Patientinnen (Depressi-
on, Angst- und Binge-Eating-Störung (BES)) traten im Ver-
gleich mit der US-amerikanischen Bevölkerung häufiger auf 
(affektive Störungen 23 % vs. 10 %; depressive Störungen 
19 % vs. 8 %; BES 17 % vs. 1–5 %). Ein klarer Zusammen-
hang zwischen diesen drei psychischen Störungen und dem 
postoperativen Gewichtsverlauf konnte nicht herausgearbei-
tet werden. Allerdings ließ sich nach dem operativen Eingriff 
eine deutliche Besserung der psychischen Symptomatik be-
obachten. 11 von 12 Studien (Mitchell et al., 2014; Crémieux 
et al., 2010; Petasne Nijamkin et al., 2013; Hayden et al., 2014; 
Dixon et al., 2003, 2015, 2016; Morseth et al., 2015; Gade et 
al., 2015; Booth et al., 2015; Sockalingam et al., 2015; White 
et al., 2015) zeigten eine Besserung der depressiven Störung 
sowohl im Hinblick auf die Prävalenz der depressiven Störung 
wie auch die depressive Symptomatik. Bei der Mehrzahl der 
Studien umfasste der postoperative Beobachtungszeitraum 
nicht mehr als drei Jahre. Aber auch die Ergebnisse zweier 
Studien mit längeren Katamnesezeiträumen von vier Jahren 
(Dixon et al., 2003) und 7,8 Jahren (Adams et al., 2007) wie-
sen in die gleiche Richtung.

Bisher wurden drei Studien mit großen Katamnesezeiträu-
men von neun bzw. zehn Jahren veröffentlicht (Karlsson 
et al., 2008; Herpertz et al., 2015; Canetti et al., 2016). Bei 
dem Vergleich von chirurgisch (n = 851) und konservativ (n 
= 852) behandelten adipösen Patientinnen ließ sich in der 
SOS-Studie (Karlsson et al., 2007) eine Halbierung der De-
pressions-Scores (Hospital Anxiety Depression Scale) ein 
Jahr nach der Operation beobachten, sechs und zehn Jahre 
danach waren es noch 25 % bzw. 27 %, wobei sich ein enger 
Zusammenhang zwischen dem Gewicht und dem Depressi-
onsscore abbildete. Gegenüber der konservativ behandelten 
Vergleichsgruppe kam es zu einer signifikanten Besserung 
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der depressiven Symptome, allerdings waren die Effekte 
in beiden Gruppen klein (0,35) bzw. marginal (0,14). Einen 
vergleichbaren Verlauf nahm die Angstsymptomatik, deren 
HADS-Scores nach einem Jahr 37 %, nach sechs bzw. zehn 
Jahren 20 % bzw. 23 % des präoperativen Werts betrugen. 
Ein wesentlicher Unterschied zur konservativ behandelten 
Vergleichsgruppe zeigte sich nicht.

Die Essen-Bochum-Obesity-Treatment-Studie (EBOTS) ver-
glich adipöse Teilnehmende einer konservativen Adipositas-
Behandlung (Optifast®, n=249) mit Adipositas-Chirurgie-Pa-
tientinnen (Magenband, n = 152) 
und adipösen Menschen ohne 
Anliegen einer Gewichtsreduktion 
(n = 128) über zwei, vier und neun 
Jahre (Burgmer et al., 2007, 2014; 
Herpertz et al., 2015 ). Im Gegen-
satz zu den konservativ behan-
delten Studienteilnehmenden, die 
ihr initiales Gewicht nach ca. vier 
Jahren wieder erreicht hatten, zeigte sich die postoperative 
Gewichtsabnahme mit ca. 11 kg/m2 über den langen Zeitraum 
von neun Jahren stabil. Im Gegensatz zur SOS-Studie ließ 
sich aber der positive Zusammenhang von Gewicht und psy-
chischem Befinden, insbesondere depressiver Symptomatik 
nicht nachweisen. Trotz persistierendem reduziertem Ge-
wicht verschlechterten sich nach anfänglicher Besserung die 
depressiven Symptome wieder zwischen dem vierten und 
neunten Jahr nach der Operation, um am Ende die präoperati-
ven (HADS-)Werte zu erreichen oder sie sogar zu übertreffen. 
Ähnlich bildete sich der Verlauf der Angstsymptomatik über 
den Katamnesezeitraum ab. Nach anfänglicher Besserung der 
Angstsymptome in den ersten vier Jahren nach der OP war 
ein Unterschied zwischen prä-operativer Symptomatik und 
derjenigen neun Jahre später nicht mehr auszumachen.

Die kontrollierte Studie von Canetti et al. (2015) mit einer klei-
nen Stichprobe von 36 Adipositas-Chirurgie-Patientinnen und 
34 Teilnehmenden einer konservativen Gewichtsreduktions-
maßnahme mit zwei katamnestischen Untersuchungen ein 
und zehn Jahre nach der Behandlung kam zu vergleichbaren 
Ergebnissen. Trotz einer Gewichtsreduktion von 27 % des 
Ausgangsgewichts nach zehn Jahren hatten sich die Werte 
des Mental Health Inventory (MHI) u. a. mit Items zu Angst- 
und depressiven Symptomen in diesem Zeitraum deutlich 
verschlechtert. Hingegen erwies sich das psychische Befin-
den der konservativen Kontrollgruppe als stabil. Auch wenn 
die drei Studien vergleichbare Katamnesezeiträume haben, 
so unterscheiden sie sich in der Stichprobengröße und dem 
Rücklauf während der Katamnese. So betrug der Rücklauf der 
SOS-Studie 72–77 %, der EBOTS 55–65 % und der Studie 
von Canetti et al. (2015) 100 %.

Essstörungen, gestörtes Essverhalten

Die Prävalenz der BES liegt bei adipösen Patientinnen vor Ope-
ration bei etwa 15–30 % (de Zwaan et al., 2002, Dawes et 

al., 2016). Aber auch andere Formen problematischen, in der 
Regel hyperkalorischen Essverhaltens wie das Night-Eating 
Syndrom (NES) (Allison et al., 2006) mit Verzehr von ca. 75 % 
der Tages-Kalorienmenge in den Abend- und Nachstunden und 
nächtlichen Essanfällen, das „Grazing“ i. S. eines Konsums klei-
ner Mengen von Nahrungsmitteln über den Tag verteilt ohne 
Hungergefühl (Colles et al., 2008), Kontrollverluste beim Essen 
(„loss of control over eating“, LOC), emotionales Essen, Essen 
ohne Hunger oder süchtiges Essverhalten (Opozda et al., 2016, 
Baldofski et al., 2015) werden nicht selten beobachtet. Essstö-
rungen nehmen kurzfristig nach der bariatrischen Operation 

ab, scheinen aber im weiteren Verlauf wieder zuzunehmen. 
Die Nahrungsmittelmengen, die während eines Essanfalls auf-
genommen werden, sind insbesondere bei restriktiven Ope-
rationsverfahren jedoch i. d. R. geringer als vor der Operation. 
Patientinnen mit einer Essstörung vor der Operation tragen ein 
höheres Risiko für ein problematisches Essverhalten nach der 
Operation (Niego et al., 2007, Opozda et al., 2016), das wie-
derum mit einer geringeren Gewichtsabnahme bzw. stärkeren 
Gewichtszunahme einhergeht. So untersuchten Colles et al. 
(2008) 129 adipöse Patientinnen vor und ein Jahr nach Adiposi-
tas-Chirurgie. Vor der Operation war bei 14 % eine BES-Symp-
tomatik, bei 31 % LOC und bei 17,1 % ein NES zu beobachten. 
Postoperativ waren es 3,1 % (BES), 22,5 % (LOC) und 7,8 % 
(NES). „Grazing“ mit 26,3 % vor der Operation steigerte sich 
auf 38,0 % nach der OP. Präoperatives BES führte häufig zu 
„Grazing“ nach der OP. Patientinnen mit LOC und „Grazing“ 
ein Jahr nach der OP zeigten einen signifikant geringeren Ge-
wichtsverlust und klagten über mehr psychischen Stress als 
Patientinnen ohne gestörtes Essverhalten.

Betrachtet man den Zusammenhang von prä- und postope-
rativem Essverhalten und deren prädiktive Funktion für den 
postoperativen Gewichtsverlauf, so ist das postoperative 
Essverhalten eindeutig aussagekräftiger (Opozda et al., 2016). 
Die Frage, welche Patientinnen erneut Essanfälle entwickeln 
und bei welchen Patientinnen die Essanfälle dauerhaft aus-
bleiben, lässt sich präoperativ nur schwer beantworten. Nicht 
selten entwickeln Patientinnen nach Erreichen des Gewichts-
plateaus eine intensive Angst vor erneuter Gewichtszunah-
me. Die Folge ist häufig ein bewusstes restriktives Essverhal-
ten, das bei entsprechender Vulnerabilität das Wiederauftre-
ten von Essanfällen begünstigen kann.

Traumafolgestörungen

Nach Dawes et al. (2016) ist bei adipositas-chirurgisch be-
handelten Patientinnen von einer Prävalenz der Posttrauma-

        Ist die depressive Entwicklung Folge der Adipositas oder gingen 
depressive Episoden einschließlich gewichtssteigender Antidepres-
siva in der Vergangenheit mit einem hyperkalorischen Essverhalten 
einher? 
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tischen Belastungsstörung von 1–2 % auszugehen. Wadden 
et al. (2006) berichteten, dass 20 % ihrer untersuchten 142 
Patientinnen sexuellen Missbrauch erlebt hatten, in der Stu-
die von Grilo et al. (2005) waren es 32 % von insgesamt 
340 Patientinnen. In einer kanadischen interviewgestütz-
ten Kohortenstudie konnten bei 21,5 % der Patientinnen, 
die über einen Zeitraum von vier Jahren operiert wurden 
und für die Follow-up-Daten verfügbar waren (n = 6.016), 
Missbrauchserfahrungen dokumentiert werden (Hensel et 
al., 2016), was etwa dem Anteil in der Allgemeinbevölke-
rung entspricht. Allerdings stellte sich die psychische Ko-
morbidität deutlich höher dar. Am häufigsten war emotio-
naler Missbrauch (13,1 %), gefolgt von sexuellem (10,6 %) 
und körperlichem Missbrauch (8,9 %). Was die Gewichts-
abnahme anbelangt, so unterschieden sich zumindest für 
das erste postoperative Jahr Patientinnen mit und ohne 
Missbrauchserfahrungen nicht. Vergleichbare Ergebnisse 
erbrachte eine weitere Studie von Grilo et al. (2006). Von 
137 Patientinnen berichteten 32 % der Patientinnen über 
sexuellen Missbrauch in der Kindheit und 27 % über emo-
tionalen Missbrauch. Ein Jahr nach der Operation konnten 
keine klinisch relevanten Unterschiede zu den Patientinnen 
ohne Missbrauchserfahrungen im Hinblick auf das Gewicht, 
Essverhalten und psychische Befinden beobachtet werden. 
In einer retrospektiven Erhebung (Clark et al., 2007) wurden 
152 Patientinnen zwei Jahre nach der Operation untersucht. 
27 % berichteten über einen sexuellen Missbrauch in ihrer 
Kindheit, 9 % über ein sexuelles Trauma und 19 % über kör-
perliche Gewalterfahrung als Erwachsene. Auch in dieser 
Untersuchung hatten die traumatischen Erlebnisse keinen 
Einfluss auf den postoperativen Gewichtsverlauf, allerdings 
wiesen acht der 37 Patientinnen (22 %), die nach der OP 
psychiatrische Hilfe in Anspruch nahmen, sexuelle Miss-
brauchserfahrungen in ihrer Kindheit auf.

Zusammengefasst scheint die Prävalenz traumatischer Erfah-
rungen bei Patientinnen vor einem adipositas-chirugischen 
Eingriff nicht erhöht zu sein, auch sagt das Ausmaß früherer 
traumatischer Erfahrungen den postoperativen Gewichtsver-
lauf zumindest in kürzeren Katamnesen nicht voraus. Aller-
dings bestehen Hinweise auf eine erhöhte Vulnerabilität ge-
genüber postoperativ auftretenden psychischen Störungen.

Persönlichkeitsstörungen

Persönlichkeitsstörungen bei Adipositas-Chirurgie-Patien-
tinnen treten im Vergleich zur Allgemeinbevölkerung in er-
höhtem Ausmaß auf. So fanden Kalarchian et al. (2007) in 
einer Stichprobe von 288 Adipositas-Chirurgie-Patientinnen 
eine Lebenszeitprävalenz von 29 % für Achse-II-Störungen, 
Mauri et al. (2008) in einer vergleichbaren Stichprobe von 
19,5 % gegenüber 6 % (Huang et al., 2009) bis 12 % (Len-
zenweger et al., 2008) in der Allgemeinbevölkerung. In ei-
nem systematischen Review von Livhits et al. (2012) wur-
den 115 Artikel eingeschlossen und präoperative Prädikto-
ren für die postoperative Gewichtsabnahme untersucht. Von 
den insgesamt 14 Studien zu dem Zusammenhang von Per-

sönlichkeitsstörungen und postoperativem Gewichtsverlust 
zeigten sieben Studien einen negativen, vier einen positiven 
und drei keinen Zusammenhang. Allerdings basierte die Di-
agnostik der eingeschlossenen Studien fast ausschließlich 
auf Fragebögen, wobei auch einige Studien nicht zwischen 
Persönlichkeitsmerkmalen und -störungen unterschieden. 
Zu einem anderen Ergebnis kam das systematische Review 
von Gerlach et al. (2015), das u. a. vier prospektive Studien 
mit insgesamt 570 Patientinnen untersuchte. Die Beobach-
tungszeiträume der Studien reichten von sechs Monaten bis 
vier Jahren. Keine der Studien konnte einen Zusammenhang 
zwischen einer Persönlichkeitsstörung und dem Gewichts-
verlust nach der OP beobachten. Nicht unerwähnt soll die 
Studie von Lier et al. (2013) bleiben, die einen Rückgang 
der Persönlichkeitsstörungen nach Adipositas-Chirurgie von 
22 % auf 8 % ein Jahr nach OP beobachtete. Pontirolli et 
al. (2007) kamen bei einer interviewbasierten Untersuchung 
von 172 Adipositas-Chirurgie-Patientinnen über einen Zeit-
raum von ein bis vier Jahren zu dem Schluss, dass Achse-
I- und Achse-II-Störungen mit Ausnahme eines marginalen 
Effekts der narzisstischen Persönlichkeitsstörung keinen 
Einfluss auf den Gewichtsverlust hatten.

Persönlichkeitsstörungen scheinen bei Adipositas-Chirurgie-
Patientinnen im Vergleich zur Normalbevölkerung zwar häu-
figer vorzukommen, deren prädiktive Funktion für den post-
operativen Verlauf scheint allerdings gering zu sein.

Selbstverletzendes Verhalten und  
Suizidalität

In den letzten Jahren sind einige Studien publiziert worden, die 
einen Anstieg der Mortalität infolge von Unfällen, einer Überdo-
sierung von Medikamenten und Suiziden bei Patientinnen nach 
Adipositas-Chirurgie im Vergleich zur Allgemeinbevölkerung 
oder adipösen Menschen, die sich keiner Adipositas-Chirurgie 
unterzogen hatten, nachweisen konnten (Pories et al., 1995; 
Omalu et al., 2005; Sjöström et al., 2013; Bruschi Kelles et al., 
2014). Ebenfalls konnte ein positiver Zusammenhang zwischen 
depressiven Symptomen und Adipositas auch im Längsschnitt 
nachgewiesen werden (Mather et al., 2009; Luppino et al., 
2010; Faith et al., 2011). Zwei systematische Reviews von Kli-
nitzke et al. (2012) und Perera (2015) kommen allerdings zu 
dem Schluss, dass es sich um einen inversen Zusammenhang 
von Adipositas und Suizid handelt, was die Bedeutung des 
Mortalitätsanstiegs von adipösen Menschen nach Adipositas-
Chirurgie unterstreicht. In einer prospektiven Studie verglichen 
Adams et al. (2007) die Mortalitätsraten von Patientinnen nach 
Magen-Bypass und adipösen Kontrollprobandinnen. Nach 
durchschnittlich sieben Jahren lag die Mortalitätsrate bei den 
operierten Patientinnen bei 2,6 und in der Kontrollgruppe bei 
0,9 auf 10.000 Personenjahren, wobei 15 Suizide auf die ope-
rierten Patientinnen, fünf auf die Kontrollprobandinnen entfie-
len. Die Suizidrate überstieg auch die durchschnittliche Suizid-
rate der US-amerikanischen Bevölkerung, die bei 1,1 auf 10.000 
Personenjahre liegt. Anknüpfend an weitere Studien (Pories et 
al., 1995; Omalu et al., 2005; Sjöström et al., 2013 und Bruschi 
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Kelles et al., 2014) untersuchte Tindle et al. (2010) die postope-
rative Suizidalität der Bevölkerung von Pennsylvania. Mit 6,6 
Suiziden auf 10.000 Personenjahre lag sie doppelt so hoch wie 
die von Adams et al. (2007) ermittelte, wobei die Angaben im 
Hinblick auf Männer und Frauen deutlich differierten (Männer: 
13,7/10.000; Frauen: 5,2/10.000). 70 % der Suizide ereigne-
ten sich innerhalb der ersten drei Jahre nach der Operation. 
Zu beachten ist dabei, dass der Nadir des postoperativen Ge-
wichtsverlusts zwei Jahre nach der Operation erreicht ist, um 
dann nach einer Gewichtszunahme bei den meisten Patientin-
nen in ein Plateau überzugehen (Magro et al., 2008). In einem 
systematischen Review von 28 relevanten Studien und einer 
Kohorte von insgesamt 23.885 Patientinnen und 190.433 post-
operativen Personenjahren kommen Peterhänsel et al. (2013) 
auf ein gegenüber der Gesamtbevölkerung vierfach erhöhtes 
Suizidrisiko bei Patientinnen nach Adipositas-Chirurgie. Dieses 
Risiko scheint insbesondere auf jüngere Patientinnen zuzutref-
fen. Nach einer Studie von Davidson et al. (2016) war einzig 
in der Alterskohorte der Unter-35-Jährigen die Mortalitätsrate 
der operierten Patientinnen nach einem Katamnesezeitraum 
von sieben Jahren höher als in der nicht-operierten Vergleichs-
gruppe, wobei das Risiko für Todesfälle aufgrund äußerer Ein-
flüsse ((nicht-)beabsichtigte Vergiftungen, Suizide etc.) einzig 
bei Frauen in dieser Altersgruppe erhöht war. In allen älteren 
Kohorten hatten die operierten Patientinnen eine niedrigere 
Sterblichkeitsrate.

Das Risiko für Selbstverletzungen bei Adipositas-Chirurgie-
Patientinnen war in jüngster Zeit ebenfalls Gegenstand eini-
ger größerer Untersuchungen, beginnend mit der Beobach-
tung von Sansone et al. (2008), der bei mehr als 53 % der Pa-
tientinnen ein Selbstverletzungsverhalten beobachten konn-
te. Zwei neuere große Studien aus Schweden und Australien 
kommen zu sehr unterschiedlichen Ergebnissen. Lagerros et 
al. (2016) untersuchten 22.000 Patientinnen mit Magen-By-
pass-Operation. Sie beobachteten einen postoperativen An-
stieg von Selbstverletzungen von 0,38 auf 0,59 (100 Perso-
nenjahre). Diese Ergebnisse konnten durch eine kanadische 
Arbeitsgruppe (Bhatti et al., 2016) bestätigt werden, die eine 
Stichprobe von fast 9.000 Patientinnen mit einem prä- und 
postoperativen Beobachtungszeitraum von jeweils drei Jah-
ren untersuchte. In dieser Studie war ein Anstieg selbstver-
letzenden Verhaltens von 2,33 auf 3,63 Vorfälle auf jeweils 
1.000 Patientinnen zu beobachten. Interessanterweise wie-
sen 93 % der Adipositas-Chirurgie-Patientinnen mit Selbst-
verletzung anamnestisch eine psychiatrische Diagnose auf. 
Demgegenüber kommen Morgan und Ho (2016) in einer Stu-
die mit vergleichbarem Design und Stichprobe in Australien 
zu dem Ergebnis, dass Selbstverletzungen bei Patientinnen 
mit dem Anliegen einer adipositas-chirurgischen Maßnahme 
häufiger auftreten, allerdings ließ sich ein Anstieg nach der 
Operation nicht verzeichnen.

Störungen durch psychotrope Substanzen

Der Konsum von psychotropen Substanzen, insbesondere 
der schädliche Gebrauch bzw. die Abhängigkeit von Alkohol, 

war Gegenstand zahlreicher Studien in der Vergangenheit. 
Conason et al. (2013) untersuchten 155 Patientinnen, die sich 
entweder einer Magenband- (n = 100) oder einer RYGB-OP 
(n = 55) unterzogen hatten. Sie konnten einen signifikanten 
Anstieg des Konsums von Alkohol in dem Beobachtungszeit-
raum von zwei Jahren nach der OP feststellen, nicht jedoch 
von Zigaretten oder „Partydrogen“. Insbesondere berichteten 
Patientinnen mit RYGB-OP über eine deutliche Zunahme ih-
res Alkoholkonsums.

Bei der Frage des schädlichen Gebrauchs von Alkohol („al-
cohol use disorder“, AUD) bzw. Alkoholabhängigkeit mach-
te die Studie von Buffington et al. (2007) auf sich aufmerk-
sam, wonach von 318 Adipositas-Chirurgie-Patientinnen 
ca. 83 % nach der OP Alkohol konsumierten, von denen 
wiederum 84 % angaben, nach der OP die Wirkung von 
Alkohol stärker wahrzunehmen, einige sogar Intoxikations-
symptome nach dem Konsum kleiner Mengen Alkohol be-
schrieben. 28 % der operierten Patientinnen sprachen von 
einem unkontrollierten Alkoholkonsum nach der OP gegen-
über 4,5 % vor der OP. Zu einem anderen Ergebnis kamen 
Ertelt et al. (2008), wonach in ihrer Stichprobe von 70 ope-
rierten Patientinnen 1,4 % eine AUD und weniger als 3 % 
eine Alkoholabhängigkeit sechs bis zehn Jahre nach der 
Operation entwickelten. Verglichen mit diesen beiden ret-
rospektiven Erhebungen bietet die prospektive Studie von 
King et al. (2012) mit insgesamt 2.458 Patientinnen und 
zwei Untersuchungszeitpunkten ein (T2) und zwei Jahre 
(T3) nach RYGB-OP validere Aussagen zu dem Zusammen-
hang von Adipositas-Chirurgie, AUD bzw. Alkoholabhän-
gigkeit. In der Katamnese zeigte sich eine Zunahme von 
AUD (prä-OP: 7,6 %; T2: 7,3 %; T3: 9,6 %). An präoperati-
ven Risikofaktoren konnten männliches Geschlecht, junges 
Alter, Zigarettenkonsum, regelhafter Alkoholkonsum, AUD, 
geringe soziale Unterstützung, Drogenkonsum in der Frei-
zeit und RYGB identifiziert werden. Suzuki et al. (2012) be-
obachteten bei 51 konsekutiv operierten Patientinnen eine 
Punkt-(Lebenszeit-)Prävalenz für AUD von 11,8 % (35,3 %). 
Es fand sich kein Zusammenhang zwischen Gewichtsver-
lust, AUD oder Achse-I-Störungen, allerdings berichteten 
Patientinnen mit RYGB und bekannter AUD vor der OP häu-
figer über AUD nach der Operation im Vergleich zu Patien-
tinnen mit einer Magenband-OP. Entscheidend für den hö-
heren Alkoholkonsum insbesondere nach RYGB-OP dürf-
ten die veränderten anatomischen Verhältnisse des Gas-
trointestinaltraktes und damit einhergehende veränderte 
Absorptionsbedingungen sein. So wurden bei Patientinnen 
sowohl nach Magenschlauch-OP (Maluenda et al., 2010) 
als auch nach RYGB (Woodard et al., 2011) erhöhte und län-
ger anhaltende Alkoholwerte im Blut gefunden. Der Kon-
sum von 140 Gramm Rotwein nach einer RYGB-OP führte 
zu einem dreifachen Anstieg des Alkoholspiegels im Blut 
verglichen mit Werten vor der Operation. Abschließend ist 
jedoch herauszustellen, dass die Prävalenz für AUD nach 
einer bariatrischen Operation zwar steigt, sich im Vergleich 
zur Normalbevölkerung allerdings geringer darstellt (Kess-
ler et al., 2005).
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Lebensqualität

Die gesundheitsbezogene Lebensqualität (Health-Related 
Quality of Life, HRQoL) ist ein multidimensionales „Kon-
strukt“ aus physischen, psychischen und sozialen Dimen-
sionen und geht damit über Aussagen zum individuellen 
Gesundheitszustand hinaus. Menschen mit höhergradiger 
Adipositas im Allgemeinen und mit dem Anliegen einer Adi-
positas-Chirurgie im Besonderen zeichnen sich durch eine 
erhebliche Einschränkung ihrer Lebensqualität aus. Wenn 
man berücksichtigt, dass die überwiegende Mehrheit von 
Adipositas-Chirurgie-Patientinnen schon zahllose letztendlich 
frustrane Versuche konservativer Gewichtsreduktionsmaß-
nahmen aufweist, so ist eine deutliche Besserung der HR-
QoL nach der OP, insbesondere vor dem Hintergrund einer 
steten Gewichtsabnahme in den ersten zwei Jahren („ho-
neymoon-Phase“), zu erwarten. Von daher sind Studien zur 
Lebensqualität mit längeren Katamnesen von Vorteil. 2005 
erschien ein strukturiertes Review zur Lebensqualität von Pa-
tientinnen mit insgesamt 34 RCTs, publiziert zwischen 1979 
und 2003 (Maciejewski et al., 2005). Das Review kam zu dem 
Ergebnis, dass Gewichtsreduktionsmaßnahmen (konservati-
ve, chirurgische) zu keiner Verbesserung der HRQoL führten. 
Die Autoren wiesen allerdings auf die unzureichende Qualität 
vieler Studien hin, insbesondere das Fehlen standardisier-
ter Untersuchungsinstrumente. Das Review von Warkentin 
et al. (2014) stützte sich auf die aktuellen Leitlinien (Liberati 
et al., 2009) zur Durchführung von Reviews mit besonderer 
Berücksichtigung standardisierter Instrumente. Insgesamt 
wurden 53 RCTs (bei vier chirurgischen Interventionen) einge-
schlossen. Ca. 25 % der Studien erlaubten eine quantitative 
Datenanalyse und zeigten einen statistisch wie auch klinisch 
signifikanten Zusammenhang von Gewichtsabnahme und 
physischer Lebensqualität. Kein Zusammenhang ergab sich 
zwischen Gewichtsabnahme und psychischer Lebensqualität 
– ein Ergebnis, welches durch andere Kohortenstudien mit 
längeren Katamnesen bestätigt werden konnte (Adams et al., 
2012; Kolotkin et al., 2012; Herpertz et al., 2015). Andersen et 
al. (2015 ) führten ein systematisches Review zur Lebensqua-
lität von Adipositas-Chirurgie-Patientinnen durch, wobei sie 
ausschließlich Studien mit einer Katamnese von mindestens 
fünf Jahren einschlossen. Insgesamt konnten sieben Studien 
(Karlsson et al., 2007; Mathus-Vliegen, 2007; Helmiö et al., 
2011; Schouten et al., 2011; Kolotkin et al., 2012; Aasprang 
et al., 2013) mit 1.113 Patientinnen, Beobachtungszeiträumen 
von fünf bis zehn  Jahren und einer Rücklaufquote von 61 % 
bis 92 % berücksichtigt werden. Keine der Studien mit länge-
rer Katamnese war randomisiert-kontrolliert, nur zwei Studien 
hatten Kontrollgruppen. Der Drop-out schwankte zwischen 
8 % und 39 %. Sechs der sieben Studien zeigten statistisch 
wie auch klinisch eine signifikante Verbesserung der Lebens-
qualität, wobei die Ergebnisse zur physischen Lebensqualität 
eindeutiger ausfielen als zur psychischen Lebensqualität.

Eine Steigerung der Lebensqualität ist in den ersten Jahren 
nach der Operation zu beobachten, wobei es insbesondere 
die physische und weniger die psychische Lebensqualität ist, 

die gegenüber dem präoperativen Befund deutlich zunimmt. 
Bei längeren Katamnesen ist eine rückläufige Tendenz zu 
beobachten, wobei die Studienlage nicht einheitlich ist. Ins-
gesamt ist bei einer längeren Katamnese eine rückläufige 
Tendenz der Lebensqualität und schließlich Stabilisierung auf 
einem gegenüber dem präoperativen Zustand gesteigerten 
Niveau zu beobachten.

Zusammenfassung

In Anbetracht der unzureichenden Ergebnisse konservativer 
Gewichtsreduktionsmaßnahmen bei Menschen mit Adipo-
sitas Grad 2 und Grad 3 stellt sich weniger die Frage nach 
einer wirklichen Alternative zur Adipositas-Chirurgie, sondern 
eher die Frage, bei welchen Patientinnen die Operation zum 
jetzigen Zeitpunkt nicht durchgeführt werden sollte. Nur we-
nige psychiatrische Diagnosen stellen eine Kontraindikation 
zur Adipositas-Chirurgie dar, wie etwa die Bulimia nervosa, 
die akute Psychose oder die Alkoholabhängigkeit. Neben den 
kategorialen Diagnosen wie Depression, Angst- oder Ess-
störungen ist der dimensionale Aspekt wie etwa stationäre 
Aufenthalte in psychiatrischen Kliniken als Abbild der Schwe-
re einer psychischen Störung wichtig (Valley & Grace, 1987; 
Herpertz et al., 2004). Die Binge-Eating-Störung liefert keine 
Kontraindikation für eine Adipositas-Chirurgie, allerdings deu-
ten tägliche Kontrollverluste bei der Nahrungsaufnahme auf 
eine ausgeprägtere Impulskontrollstörung, die durchaus eine 
Kontraindikation gegenüber einem adipositas-chirurgischen 
Eingriff darstellen kann. Im Hinblick auf die Depression stellt 
sich die Frage nach „state“ und „trait“: Ist die depressive 
Entwicklung Folge der Adipositas (frustrane Gewichtsreduk-
tionen in der Vergangenheit, negative Stigmatisierung, kör-
perliche Folgeerkrankungen etc.) oder gingen depressive Epi-
soden einschließlich gewichtssteigender Antidepressiva in 
der Vergangenheit mit einem hyperkalorischen Essverhalten 
einher? Bei diesen Patientinnen sollte eine pharmakologische 
und/oder psychotherapeutische Behandlung der Operation 
vorgeschaltet werden, wobei allerdings „state“ und „trait“ 
häufig nicht voneinander zu trennen sind.

Jede Patientin sollte eine ausführliche Diagnostik durch eine 
Ärztin für Psychiatrie, psychosomatische Medizin oder eine 
Psychologische Psychotherapeutin erhalten, wobei alle drei 
Berufsgruppen über ein profundes Wissen im Hinblick auf 
Adipositas im Allgemeinen und Adipositas-Chirurgie im Be-
sonderen verfügen sollten. Leitlinien für eine solche ärztliche 
bzw. psychologische Stellungnahme oder sogar Begutach-
tung fehlen. Von daher ist von sehr unterschiedlichen Stel-
lungnahmen auszugehen, was zweifelsohne für die betrof-
fenen Patientinnen eine unbefriedigende Situation darstellt 
(Bauchowitz et al., 2005) und das Problem der Stigmatisie-
rung adipöser Menschen aufwirft (Ashton et al., 2008). Eine 
begleitende Psychotherapie macht nur in Ausnahmefällen 
Sinn, da die Mehrzahl der Patientinnen mit der Operation 
auch eine deutliche Besserung ihres psychischen Befindens 
verbinden, von einer für eine Psychotherapie notwendigen 
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Motivation also nicht auszugehen ist. Daran dürfte sich auch 
nichts bis zu dem Gewichtsnadir ca. zwei bis drei Jahre nach 
der Operation ändern. In jedem Fall sollte die ärztliche bzw. 
psychologische Stellungnahme aber auch mit der Zusiche-
rung einhergehen, im Falle einer psychischen Krise/Störung 
entsprechende Hilfsangebote anbieten zu können.
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Interview

Und wer therapiert die Therapeutinnen1 heute? 
Selbstfürsorge in einem heilenden Beruf

Gertrud Corman-Bergau im Gespräch mit Eva Jaeggi

Gertrud Corman-Bergau (PTJ): Frau Jaeggi, die Idee für 
dieses Interview entstand, weil wir einen Schwerpunkt im 
PTJ rund um Selbstfürsorge, Gesundheitsprophylaxe und im 
weitesten Sinne Zufriedenheit der Psychotherapeutinnen in 
ihrem Beruf planen. Ihr interessantes Buch von 2001 „Und 
wer therapiert die Therapeuten?“ war ein früher Beitrag zu 
diesem Thema. Uns würde interessieren, wie sehen Sie das 
Thema 2019 und welche neuen Gesichtspunkte gibt es aus 
ihrer Sicht 20 Jahre nach Einführung des Psychotherapeuten-
gesetzes und bei den vorgesehenen recht großen Verände-
rungen in Ausbildung und Gesundheitssystem?

Eva Jaeggi: Wenn man sich damit beschäftigt, was Psycho-
therapeutinnen über die emotionale Belastung sagen, was 
sie als Grund ihres „Burnout“ angeben, und dies in Verbin-
dung bringt mit der Motivation für diesen Beruf, dann wis-
sen wir, dass viele der Helferinnen sogenannte „verwundete 
Seelen“ sind. Das sind Menschen, die schon in der Kindheit 
gelernt haben, für schwächere Familienangehörige zu sorgen 
und sich zurückzunehmen. Die Motivation für den Beruf ist 
dann zum wichtigsten Teil: anderen Menschen zu helfen, wie 
man es in der Kindheit schon getan hat. Wenn das so ist, 
entsteht aber auch oft ein unbewusster Konflikt. Denn wir 
wissen sehr gut, dass Kinder, die Helferpositionen einneh-
men mit ambivalenten Gefühlen zu kämpfen haben, die nicht 
immer leicht auszudrücken sind. Einerseits bedeutet es, stolz 
darauf zu sein, zum Beispiel eine depressive Mama trösten 
zu können; andererseits aber ist das Kind damit auch leicht 
überfordert, denn es will ja selbst getröstet und versorgt sein 
und entwickelt Ärger und Frustration.

Und wenn sich dieser unbewusste Konflikt fortsetzt in der 
Berufstätigkeit, ohne dass er bearbeitet werden kann, dann 
wundert man sich nicht, dass Menschen, die diesen Beruf 
wählen, sich auch irgendwann mal selbst sehr überlastet füh-
len und Probleme damit haben, immer für andere da zu sein.

Wenn die Motivation für den Beruf aber mehr aus einer gu-
ten Mischung von Neugierde, Prestigedenken, finanziellen 
Aspekten und dem Interesse zu helfen besteht, dann ist die 
Gefahr nicht so groß, dass man sich überlastet fühlt, dass 
man sich in dieser Weise als Burnout-Fall nun dem Beruf 
entziehen muss. Unbewusste Konflikte sind, sofern sie nicht 

bewusst werden können, eben etwas, das Unruhe und be-
stimmte Symptome erzeugt – unter anderem natürlich auch 
Depression und Burnout.

Sie benutzen den Begriff „Burnout“. Das ist interessant 
in diesem Kontext, weil Burnout ja nicht eine klar  
umrissene krankheitswertige Störung beschreibt. Das 
hat sicherlich einen Sinn.

Ja, es ist ein Alltagsbegriff geworden, es gibt vielleicht auch 
die Schwierigkeit, ihn von Depressionen abzugrenzen. Aber 
ich denke schon, dass es einen Sinn hat, diesen Begriff zu 
verwenden, auch um gerade Kolleginnen klarzumachen, dass 
man weiß, worum es sich handelt, wenn sie mit ihrem Beruf 
hadern. Burnout steht ja im Kontext der jeweiligen Berufs-
ausübung, vor allem bei Berufsgruppen, die im persönlich-
sozialen Kontext agieren.

Nun ist es ja so, dass durch das Psychotherapeutenge-
setz und vielleicht auch noch einmal mehr durch die 
Einrichtung eines eigenen Psychotherapiestudiums 
die Entscheidung für und das Eintrittsalter in den 
Beruf erheblich früher liegen wird als zu der Zeit, in 
der Ihr Buch entstanden ist. Meinen Sie, dass sich das 
auswirkt auf den Bereich, den Sie gerade benennen?

Wir haben bisher ja noch keine Erfahrungen. Man kann sich 
gut vorstellen, dass das auch ein wichtiger Punkt ist. Es kann 
sein, dass so junge Menschen noch gar nicht bereit sind, sich 
intensiv mit ihren Motivationen auseinanderzusetzen, dass 
die Motive also unter Umständen unbearbeitet sind. Es kann 
sein, dass die Folgen solch unbewusster Konflikte dann noch 
stärker auftreten können als bisher. Deswegen denke ich, 
Präventionsseminare schon in die Ausbildung hinein zu neh-
men, ist eine sehr gute Idee. Ob es wirklich reicht, wird man 
sehen. aber es ist ja inzwischen wirklich in allen therapeuti-
schen Richtungen üblich, auch Selbsterfahrung einzubauen.

1 Zu der mit der Ausgabe 4/2017 eingeführten geschlechtersensiblen 
Schreibweise im Psychotherapeutenjournal lesen Sie bitte den Hinweis auf 
der hinteren inneren Umschlagseite. Bei dieser Ausgabe handelt es sich um 
ein Heft in der weiblichen Sprachform.
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In den Verfahren ist es sehr unterschiedlich, wie Selbst-
erfahrung aussieht und gestaltet wird. In Ihrem Buch 
haben Sie seinerzeit die psychoanalytischen Lehrana-
lysen recht stark kritisiert, weil sie unter anderem zu 
große Abhängigkeiten oder Idealisierungen herstellen, 
zugleich betonen Sie heute, wie wichtig der Anteil der 
unbewussten Konflikte sei, die man vor Berufsantritt 
bearbeiten müsse. Könnte man sagen, dass es jetzt um 
einen gegenteilige Trend gegenüber früher geht? Der 
überwiegende Teil, der jetzt nach dem Psychotherapeu-
tengesetz Ausgebildeten nehmen die Pflichtstunden 
von insgesamt 120 Stunden als Maßgabe.

Ich denke, das ist tatsächlich zu wenig. Von der Tiefe her wür-
de ich die verschiedenen Richtungen nicht abwerten wollen. 
Aber ich glaube, dass ein Umfang von 120 Stunden, die zum 
Teil in der Gruppe stattfinden, ein bisschen zu niedrig ange-
setzt ist, gerade wenn wir es in Zukunft mit jüngeren Leuten 
zu tun haben. Die allzu langen Analysen allerdings (manche 
haben mehr als 1.000 Stunden gedauert!) sehe ich auch jetzt 
noch als eine Gefahr an. Da wird dann jahrelang die Therapie 
wichtiger als das reale Leben.

Bei Psychotherapeutinnen sind aber auch noch eine ganze 
Reihe von anderen Dingen schwierig. Man hat keinen objek-
tiven Maßstab für die Qualität der eigenen Arbeit. Das war 
vor 19 Jahren schon so und das ist heute das Gleiche. Na-
türlich wird versucht, durch Evaluationen und Fragebögen 
Vergleichsmaßstäbe zu schaffen. Eine Technikerin kann ein 
von ihr gewartetes, entworfenes 
oder verbessertes Gerät prüfen: 
Funktioniert es oder funktioniert 
es nicht? Solche vergleichbaren 
Maßstäbe hat man nicht im Beruf 
der Psychotherapeutin. Man kann 
sich natürlich einbilden, dass man 
alles prima macht. Aber man kann sich auch bei jedem Miss-
lingen einer Therapie sagen, dass man eine schlechte Psy-
chotherapeutin und sowieso nicht geeignet ist für den Beruf. 

Diese Nicht-Vergleichbarkeit sorgt dafür, dass Ziele in einer 
Therapie schwer zu operationalisieren sind. Wir wissen, wie 
oft es vorkommt, dass am Ende einer Therapie vielleicht ei-
nes dieser Ziele erreicht ist, dass man aber drei Jahre später 
dieselbe Patientin wieder vor sich hat und genau dasselbe 
Problem wieder aufgetaucht ist. Das sind alles Dinge, die es 
erschweren, sich sagen zu können: Ich bin eine gute Psycho-
therapeutin.

Es ist sicherlich fatal, wenn man Erfolg an der Errei-
chung anfangs geplanter Ziele misst, unter anderem 
wissen wir ja oft nicht, wo eine Patientin wäre, wenn 
die Psychotherapie nicht stattgefunden hätte.

Damit kann man sich immer trösten. Bei manch einer Patien-
tin kann man durchaus sagen, sie wäre ohne Behandlung in 
der Psychiatrie gelandet oder hätte nicht diese Lebensform 

gefunden, die einigermaßen tragbar ist. Aber das sind dann 
auch unter Umständen Abwehrbewegungen der Psychothe-
rapeutinnen. Das lässt sich schlecht unterscheiden. Aber 
wie gesagt, das alles sind Dinge, die man so mit sich selbst 
ausmachen muss. Man kann das alles so oder so drehen. 
Man kann sich fragen: Was ist denn überhaupt bei einem be-
stimmten Störungsbild ein Erfolg? Ich denke, die diesbezügli-
che Unsicherheit ist ein wichtiger Punkt.

Das führt ja nochmal zur Frage des inneren Erlebens 
der Psychotherapeutinnen, wenn es zum Beispiel 
aufgrund dieser Unsicherheit zu Symptomen kommt 
oder einem Burnout. Welche Instrumente oder welche 
Möglichkeiten sehen Sie innerhalb der regulären 
Ausübung dieses Berufes? Einen Punkt haben Sie ja 
schon genannt. Das ist eine gute Selbsterfahrung. 
Weiteres sind Fragen der Prävention von chronischer 
Erschöpfung. Fast alle Psychotherapeutinnen unter-
ziehen sich dem kollegialen Gespräch, Supervision und 
Intervision. Ist das nicht eine große Hilfe?

Da viele Psychotherapeutinnen in ihrem Selbstbild sehr 
oft schwimmen, weil sie nicht wissen, wie gut oder wie 
schlecht sie sind im Vergleich mit anderen, geraten Su-
pervisionen und auch Intervisionen manchmal zu einem 
Lügengespinst. Wir haben Befragungen von Menschen 
gemacht, die Supervision gemacht haben. Es ist schon 
ziemlich klar geworden, dass man in der Supervision vieles 
nicht sagt, weil man auch vor der Supervisorin gut daste-

hen will. Das ist in der Ausbildung vielleicht noch nicht so, 
weil die Kandidatinnen wirklich noch etwas lernen wollen 
und weil sie in dem Status sind, wo gestattet ist, etwas 
falsch zu machen. Bei Intervisionen oder auch bei Supervi-
sionen außerhalb der Ausbildung ist die Sache schon viel 
schwieriger, sich wirklich mit dem, was man vielleicht eher 
suboptimal umgesetzt hat, bloßzustellen. Bei Befragungen 
gaben viele an, eine ganze Menge geschwindelt oder aus-
gelassen zu haben. Ich erinnere mich: Ich selbst war bei 
einer sehr berühmten englischen Psychoanalytikerin in Su-
pervision und in unserer Gruppe haben sich die Protokolle 
immer mehr dem angenähert, was unsere Supervisorin für 
gut gehalten hat. Auch ich habe manches natürlich ausgelas-
sen, weil ich vor dieser Supervisorin nicht jämmerlich daste-
hen wollte. Man schreibt eben nicht alles in die Protokolle 
hinein, was man macht.

Es gibt ja auch Methoden, in denen Stunden aufge-
zeichnet werden. Klar ist, man kann nicht alle Stunden 
aufnehmen und transkribieren. Die Frage ist aber, ob 
nicht auch in Mini-Sequenzen einer Behandlung, die 
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man vorstellt oder aufgenommen hat, etwas drinsteckt 
von dem, was Sie „inneren Konflikt“ nennen und in 
einem solchen Austausch bearbeitet wird.

Die Identifikation mit der Patientin sehe ich dabei übrigens 
oft als Hinweis: Ich denke, bei meinen Supervisionen kann 
ich spüren, wie empört Supervisandinnen zum Beispiel über 
Eltern, Partner oder auch Kinder der Patientin sind. Ich ma-
che sie dann auf so etwas aufmerksam. Sie können sich dann 
überlegen, warum gerade mit dieser Patientin die Identifika-
tion so auffällig ist. Dadurch lernen Supervisandinnen etwas 
über die Involvierung ihrer eigenen Konflikte in den Therapie-
prozess. Die Identifikation mit der Patientin kann auch sehr 
belasten, gerade wenn man hier keine Distanz herstellen 
kann. Im Grunde muss nach 50 Minuten die Patientin bei der 
Tür raus sein. Das Loslassen der Patientinnen scheint mir un-
umgänglich, damit man psychisch stabil bleibt.

Das ist sicher eine große und schwierige Frage, die Sie 
ansprechen: Wie komme ich dazu, sowohl einfüh-
lend und mitfühlend zu sein und zugleich auch mit 
kritischem Abstand denkerisch dabei zu sein. Da kann 
ja eine Theorie über den Prozess und das Psychische 
helfen, das wäre sozusagen eine dritte Position.

Ja, das wäre die gelungene ödipale Situation. Man zieht sich 
einerseits heraus aus dem Beziehungsgeschehen und bleibt 
trotzdem im Kontakt, allerdings ohne sich zu identifizieren mit 
der Patientin. Man kann das auch die „exzentrische Position“ 
nennen. Sie ist zugleich distanziert und bezogen. Dasselbe 
gilt übrigens auch für die eigenen persönlichen Probleme.

Ich habe relativ oft Kolleginnen in der Psychotherapie, die mit 
Schrecken feststellen, dass das eigene Leben doch auch im-
mer wieder desaströs oder defizitär aussieht – nicht besser 
als das mancher Patientinnen. Dann denken sie, sie seien viel-
leicht deshalb nicht geeignet für diesen Beruf.

Welche Möglichkeit sehen Sie, mit solchen Zwei-
feln umzugehen? Die Arbeit mit Menschen ist sehr 
aufwändig und persönlich wird in Krisen vieles auch 
vom eigenen Leben hinterfragt.

Das ist etwas, was Psychotherapeutinnen oft wirklich mit 
sich herumtragen: die Diskrepanz zwischen der eigenen Le-
bensführung und den Zielen, die man für seine Patientinnen 
hat. Das ist beim Beruf der Psychotherapeutin krasser als 
beispielsweise bei Lehrerinnen. Ich glaube nicht, dass viele 

Lehrerinnen sich beruflich Sorgen machen, weil sie keine 
Partnerschaft haben oder sich scheiden lassen. Bei Psycho-
therapeutinnen ist das schon so eine Geschichte, es ist viel 
schwerer, es von sich fernzuhalten. Es gibt ja den Spruch, der 
dann immer wieder fällt: Der Wegweiser geht nicht mit. Aber 
kann man den wirklich verinnerlichen, kann man sich wirklich 
sagen: Bei mir geht es drunter und drüber, die Kinder tan-
zen mir auf der Nase herum und mein Partner hilft überhaupt 
nicht mit. Und gleichzeitig bin ich in der Erziehungsberatung, 
mache Familientherapie und versuche Ordnung in eine ande-
re Familie zu bringen.

Ich möchte allen Kolleginnen sagen: Wie es bei euch daheim 
aussieht, das hat nichts damit zu tun, wie gut Ihr darin seid, 
anderen zu helfen. Und ich denke von vornherein, dass auch 
schon in der Ausbildung solche Themen behandelt werden 
sollten. Das Befragen der eigenen Rollenbilder ist eine loh-
nende präventive Arbeit. Meine Rolle als Helferin ist eine an-
dere als meine Rolle als Mutter oder Ehefrau.

Und Sie denken, präventive Kurse können dabei helfen?

Ja, ich denke, dass solche Kurse wie die im Artikel zum The-
ma „Burnout-Prophylaxe“ in dieser Ausgabe beschriebenen2 
schon in der Ausbildung ein hilfreicher Beitrag wären.

Was ich auch immer schon gefordert habe, sind das offene 
Eingestehen und die Analyse von Fehlern. Es kann nämlich 
ein bisschen die Last von der Schulter nehmen, die Fehler 
anderer zu sehen und zu erkennen, dass andere bereit sind, 
diese Fehler anzusprechen und genauso gut zu analysieren, 
wie man das bei Erfolgen macht. Das wird manchmal ge-

macht, aber ich finde, da könnte 
man noch zulegen.

In der Praxis haben wir ja ständig 
Patientinnen mit sehr multiplen 
Problematiken, körperlich, see-
lisch und sozial in allen möglichen 
Richtungen. Und diese fallen aus 
den oft nur nach einem Merkmal 

untersuchten Gruppen heraus, in der Praxis begegnen wir 
solchen Menschen häufig und auch deswegen sind Kurse, in 
denen darüber gesprochen werden kann, besonders wichtig.

Ein Trend, der die Probleme des Erlebens eigener 
Unzulänglichkeit auch fördern könnte, ist die stärkere 
finanzielle Förderung von Kurzzeitbehandlungen. Wenn 
es mir nicht gelingt, eine Patientin in kürzerer Zeit zu 
heilen, fühle ich mich nicht so richtig als Psychothera-
peutin und verdiene auch weniger Geld.

Das halte ich auch für problematisch. Es gibt Behandlungen, 
die müssen lebenslang durchgeführt werden. Es gibt Men-

2 Vgl. den Beitrag von Sabine Rehahn-Sommer und Annette Kämmerer in 
diesem Heft auf S. 365ff.
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schen, die ohne eine solche Psychotherapie – das sind dann 
natürlich keine Analysen, aber doch eine fortdauernde psy-
chotherapeutische Begleitung – vielleicht sonst irgendwo in 
der psychiatrischen Langzeitbehandlung gelandet wären.

Haben Sie eine Idee, wie man anhand bestimmter 
Merkmale bei den Patientinnen entscheiden kann, 
ob sie eher ein verstehendes oder ein formendes 
Verfahren benötigen?

Ich fände es gut, wenn die neuen Ausbildungsrichtlinien 
mithelfen, dass Psychotherapeutinnen mehr Sinn dafür er-
halten, dass es im Lauf der Entwicklung einer Therapie un-
terschiedliche Anforderungen auch von Patientinnen gibt. 
Es gibt Patientinnen, wo das Funktionieren in einem um-
grenzten Bereich sehr wichtig ist, aus welchen Gründen 
auch immer, dann wäre es ziemlich unsinnig, diese dann 
erstmal lange reflektieren zu lassen, warum das Funktio-
nieren für sie so wichtig ist. Das wäre in einer späteren 
Phase unter Umständen sinnvoll. Bei anderen ist eine 
Anleitung, wie man sich bei Ängsten über eine Konfron-
tationstherapie regulieren kann, angesagt. Es gibt Pati-
entinnen, die sehr gut mit Bildern und mit Imaginationen 
arbeiten können. Aber dazu muss man doch wissen, dass 
es unterschiedliche Formen gibt oder auch dass bei der 
gleichen Person in verschiedenen Stadien einer Therapie 
unter Umständen andere Methoden angesagt sind.

Dazu muss man wissen, welche Konzepte und Psychothera-
pieformen es gibt. Und ich muss nicht alles machen. Es gibt 
Psychotherapeutinnen, die vielleicht weniger mit Fantasie-
übungen anfangen können oder mit Träumen. Andere bevor-
zugen ein solches Vorgehen. Man sollte auch möglichst doch 
einiges davon ausprobieren – auch bei sich selbst. Das wäre 
eine Generalkompetenz, ebenso das Wissen darum, was in-
nerhalb einer Behandlung an Methoden zu berücksichtigen 
ist – je nach Entwicklungsgrad der Therapie. Die eigenen 
Grenzen muss man halt kennen. Es gibt Dinge, die mag man 
selbst nicht und dann kann man sie auch nicht vermitteln.

In einer idealen Universität würde man lernen, wie sich ver-
schiedene anthropologische Grundannahmen in jeweils un-
terschiedliche therapeutische Konzepte übersetzen lassen 
und welche Vorstellungen vom Menschen und von der Ent-
wicklung dahinter liegen. Das halte ich wirklich für wichtig 
und indirekt wirkt dies präventiv gegenüber der Vorstellung, 
dass es nur die eine richtige Psychotherapieform gibt. Da gab 
es aus meiner Sicht in der Vergangenheit zu wenig Selbstkri-
tik, zu wenig Aufarbeitung von Fehlern. Manche Richtungen 
in der Psychotherapie können so manchmal leicht auch Sek-
tencharakter annehmen.

Ein weiterer interessanter Aspekt in Ihrem Buch ist, 
dass Sie sich auch ausdrücklich als Wissenschaftlerin 
verstehen und als Forscherin. Sie hätten erlebt, dass 
viele Forscherinnen in dem Moment, wo sie sich in die 
Anwendung in der Psychotherapie begeben haben, 

eigentlich nicht mehr wissenschaftlich gearbeitet 
haben. Heute ist der Anspruch: Es soll Forschungsför-
derung passieren und gleichzeitig, praktisch parallel 
dazu auch die Therapieausbildung. Ist das zu verein-
baren, ist es eine gute und notwendige Spaltung, die 
man da machen muss?

Wissenschaft heißt: etwas sine ira et studio (ohne Zorn und 
Eifer) zu betrachten. So schwierig das auch sein mag, ist aber 
eine distanzierte, objektivierende Haltung doch sehr wichtig. 
Nochmal zum Burnout: Sich zu sehr überwältigen zu lassen, 
zu sehr darauf hinarbeiten, dass es unbedingt ein irgendwie 
erfolgreicher Abschluss sein muss – das kann man etwas re-
lativieren, wenn man sich der Möglichkeiten und der Grenzen 
der Psychotherapie auch anhand einschlägiger Studien verge-
wissert: Wie viele Drop-outs gibt es in der Realität? Wie viele 
Psychotherapien verlaufen unbefriedigend?

Aber ich denke auch in anderen Kategorien. Man sollte aus 
dem eigenen „Theorieschlamm“, in dem man steckt, einmal 
heraustreten und sich unvoreingenommen klar machen, was 
mit welchem Vorgehen besser oder schlechter möglich ist. 
Wenn ich mir eine Problematik aus verschiedenen Blickwin-
keln, etwa vom verhaltenstherapeutischen, psychoanalyti-
schen oder systemischen Standpunkt oder von der Gestalt-
psychotherapie usw. aus, ansehe, kann man die eigene The-
rapieform vielleicht besser mit objektiver Distanz beurteilen.

Das ist ja jetzt genau so im neuen Studium gedacht, 
dass die verschiedenen Paradigmen die verschiedenen 
Ansätze und Theorien nebeneinander gelehrt und 
gelernt werden.

Ich finde, dass das genau der richtige Ansatz für das Studium 
ist, davon bin ich begeistert! Ob man das alles so durchführen 
kann, weiß ich nicht. Ich habe im letzten PTJ mit Interesse 
auch die Artikel gelesen, die diese den Einzelverfahren vorge-
lagerten Faktoren betonen. Allgemeine persönliche Kompe-
tenzen für Studierende sind aus meiner Sicht nicht einfach zu 
vermitteln und nur schwer zum Gegenstand von Prüfungen 
zu machen. Es ist aber erst einmal wichtig, überhaupt zu se-
hen, dass das ein Beruf ist, dem unterschiedliche Menschen-
bilder und Grundansätze zugrunde liegen können. Das eige-
ne Menschenbild, das, was man selber für richtig hält, kann 
durch praktische Erfahrung auch konterkariert werden. Diese 
Betrachtungsweise könnte dazu führen, dass man in der Aus-
übung des Berufes mehr Distanz gewinnt. Ich habe damals 
die Metapher von der Schauspielerin benutzt, die eben auch 
eine Rolle spielt, die sie zwar auch mitfühlt, zugleich aber 
immer weiß: Es gibt auch die Differenz zu meinem eigenen 
Fühlen. Diese Metapher hat mir viel Kritik eingetragen. Ich 
bleibe trotzdem dabei. Empathie: ja, aber gleichzeitig auch mit 
einem reflexiven Abstand zu sich. Das ist im Übrigen auch 
das, was wir jeder Patientin für ihr eigenes Leben beibringen 
wollen: Dinge distanziert betrachten zu können und trotzdem 
mitfühlend zu bleiben, die berühmte „ödipale Stufe“ – oder 
wie immer man das nennen möchte – zu erreichen.
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Sie haben ja eben auch eine Thematik angesprochen, 
die im Moment sehr in der Diskussion ist: die Frage 
nach den Verfahren als Grundlage und Rahmen psycho-
therapeutischer Praxis. Sollte man sich eigentlich vom 
Verfahrensbegriff lösen? Mich würde Ihre Sicht hier 
auch besonders interessieren, da Sie ja als ausgebil-
dete Verhaltenstherapeutin und Psychoanalytikerin 
verschiedene Verfahren von innen kennengelernt 
haben.

Ich bin begeistert, dass dieses Thema jetzt aufgegriffen wird 
– und dies nicht mehr nur abgrenzend, sondern auch im Sin-
ne von: Integration. Ich bin eine Verfechterin einer Integrati-
on von psychotherapeutischen Techniken und Methoden. Zu 
welchem Zeitpunkt in der Therapie ist welche Vorgehenswei-
se angemessen? Wann ist mehr an Innerlichkeit, vielleicht 
sogar Meditation gefragt? Das sind alles Dinge, die man als 
Psychotherapeutin bisher sehr intuitiv entscheidet. Aber ich 
glaube, dass es sehr wertvoll ist, zu wissen, was es an Mög-
lichkeiten gibt und was an Vorstellungen von Veränderung 
dahintersteht.

Meine Vorstellung ist schon, dass mit vorbereitenden wis-
senschaftlich orientierten Vorlesungen und Seminaren immer 
wieder aufzeigt wird, wie manche grundlegende Wahrheiten 
des Menschlichen in verschiedenen Konzepten ausgedrückt 
werden, sodass es dann nicht so wichtig ist, für welches Ver-
fahren ich mich entscheide. Heutzutage ist es ja so, dass die 
Studierenden meist gar keine echte Wahl haben. Es ist eben 
noch immer traurig bestellt um die psychodynamischen An-
sätze an den Universitäten.

Der überwiegende Teil der Psychotherapieforschung 
bezieht sich eben auf kurze Zeiträume, Langzeitbe-
handlungen finden demgegenüber wenig Berücksich-
tigung. Welche mögliche Entwicklungsperspektive 
sehen Sie hier als Forscherin? Sie haben in Ihrem 
Buch auch davon gesprochen, dass die Soziologie 
viele Instrumente entwickelt hat, mehr qualitativ zu 
forschen. Diese seien damals von der Psychologie an 
den Universitäten nicht aufgegriffen worden.

Seit dem 18. und 19. Jahrhundert sind wir gewohnt, Wis-
senschaft mit Zahlen zu verbinden. Wir sollten uns klar-
machen, dass dieser einseitige Bezug auf das wieder-
holbare Experiment – was in vielen Bereichen unseres 
wissenschaftlichen Denkens wichtig ist – für bestimmte 
Felder aber eben nicht die bestgeeignete Methode ist. 
Der Beruf der Psychotherapeutin war lange Zeit ein eher 
randständiger Beruf. Er musste sich, so wie die gesam-
te Psychologie, durch Zahlen und möglichst genaue sta-
tistische Experimente und Untersuchungen unter Beweis 
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stellen. Aber eine bloße Verfeinerung der statistischen 
Befunde kann nicht für alle Fragestellungen das Maß der 
Dinge sein. Denn sehr viele Fragen des Erlebens müssen 
im Gespräch oder durch Beobachtung geklärt werden. 
Das leistet in manchen wichtigen Bereichen qualitative 
Forschung. Auch wenn diese aufwändiger sind und in der 
Durchführung Mehrkosten mit sich bringen, haben qualita-
tive Zugänge in der Scientific Community inzwischen Fuß 
fassen können. Es gibt einige Stiftungen, die gezielt auch 
solche Forschung fördern, und es ist zu hoffen, dass auch 
die Deutsche Forschungsgemeinschaft sich diesen The-
men stärker annähert.

Frau Jaeggi, ich danke Ihnen sehr für das interessante 
Gespräch.
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Zur Diskussion gestellt

Die Zukunft der Psychotherapieverfahren im 
neuen Psychotherapiestudium

Cord Benecke

Zusammenfassung: Das Konzept der „Psychotherapieverfahren“ wurde in jüngster Zeit massiv kritisiert. Diese Kritik 
soll hier nun ihrerseits kritisch überprüft werden. Die von verschiedenen Autoren vorgeschlagenen Alternativen zu den 
wissenschaftlich anerkannten Verfahren („evidenzbasierter Pluralismus“, „Modulare Psychotherapie“, „kompetenzorien-
tierte Psychotherapie“) werden hinsichtlich ihrer theoretischen Stichhaltigkeit sowie der vorliegenden empirischen Evi-
denz bewertet. Als Ergebnis zeigt sich: Die Entwicklung einer allgemeinen Psychotherapie liegt in weiter Ferne und die 
vorgeschlagenen Alternativen lassen empirische Evidenz vermissen. Daher wird von einer voreiligen Abschaffung der 
Logik wissenschaftlich anerkannter Verfahren in der Ausbildung zum jetzigen Zeitpunkt abgeraten, da dies dazu führen 
würde, dass zukünftige Psychotherapeutinnen1 in einer Psychotherapieform ohne Evidenz ausgebildet würden. Es wird 
vermutet, dass die aktuellen Versuche, die Psychotherapieverfahren abzuschaffen, mit der Reform des Psychotherapeu-
tengesetzes zusammenhängen und verhindern sollen, dass die qualifizierte Lehre aller wissenschaftlich anerkannten 
Verfahren erfolgen muss. Der Ausblick skizziert die aktuell greifbaren Möglichkeiten zur Entwicklung echter integrativer 
Ansätze, die allerdings erst in der Zukunft und unter Beteiligung von Vertretern aller wissenschaftlich anerkannten Ver-
fahren zu erwarten sind.

Kritik am Verfahrensbegriff

Das Konzept der „Verfahren“, wie es für die psychothera-
peutische Versorgung in Deutschland bisher maßgeblich ist, 
wurde in jüngster Zeit kritisiert.2 So wendet sich beispielswei-
se Rief (2018) dagegen, dass „systemkonservativ veraltete 
Verfahrensbegriffe gepflegt werden“ (S. 70); andere Autoren 
propagieren eine „Modulare Psychotherapie“ (Kiyhankhadiv 
& Schramm, 2017). In der aktuellen Stellungnahme der Deut-
schen Gesellschaft für Psychologie (DGPs) zum Entwurf des 
neuen Psychotherapeutengesetzes heißt es: „Zukunftsori-
entierter evidenzbasierter Pluralismus anstatt Verankerung 
traditioneller Psychotherapieverfahren“ (DGPs, 2019, S. 4).3 
Diese Losung suggeriert, dass die wissenschaftlich aner-
kannten Verfahren weder evidenzbasiert noch zukunftsorien-
tiert seien.

Die wissenschaftlich anerkannten Psychotherapieverfahren 
werden dabei sprachlich mit äußerst negativ konnotierten 
Beschreibungen verbunden: Die Verfahren seien „veraltet“, 
„monotheoretisch“, es werde die Rolle der Erkrankung „ge-
leugnet“, Deutschland habe „Schwächen“ und werde inter-
national „abgehängt“, im „bestehenden Psychotherapie-Sys-
tem funktioniert Innovation nicht“ etc.

Diese und weitere Äußerungen zielen ab auf eine Ersetzung 
der wissenschaftlich anerkannten Psychotherapieverfahren 

durch vermeintlich „moderne“ und „zukunftsweisende“ 
Konzepte, wie z. B. einen „evidenzbasierten Pluralismus“ 
(DGPs, 2019), „Modulare Psychotherapie“ (Kiyhankhadiv & 
Schramm, 2017) oder eine „kompetenzorientierte Psychothe-
rapie-Qualifikation“ (Rief, 2019b) im zukünftigen Psychothe-
rapiestudium.

Störungs- und Veränderungstheorien

Warum gibt es überhaupt verschiedene Psychotherapiever-
fahren? Meines Erachtens ist dies wesentlich in der Natur 
psychischer Störungen begründet.

1 Zu der mit der Ausgabe 4/2017 eingeführten geschlechtersensiblen 
Schreibweise im Psychotherapeutenjournal lesen Sie bitte den Hinweis auf 
der hinteren inneren Umschlagseite. Bei dieser Ausgabe handelt es sich um 
ein Heft in der weiblichen Sprachform.
2 Laut Wissenschaftlichem Beirat Psychotherapie (WBP) liegt einem Psycho-
therapieverfahren „ein umfassendes Theoriesystem der Krankheitsentste-
hung zugrunde“, aus welchem sich die Behandlungsstrategien für ein breites 
Spektrum psychischer Störungen ableiten lassen. Um als wissenschaftlich 
anerkanntes Verfahren im Sinne des WBP zu gelten, müssen außerdem für 
die wichtigsten psychischen Störungen empirische Wirksamkeitsbelege 
vorliegen (WBP, 2010).
3 Die hier kursiv ausgewiesenen Kurztitel finden Sie mit ausführlichen Quel-
lenangaben am Ende des Artikels, das vollständige Literaturverzeichnis auf 
der Homepage der Zeitschrift unter www.psychotherapeutenjournal.de.
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Divergierende Modelle liegen in der Natur 
psychischer Störungen

Allgemein bezeichnet ein Symptom innerhalb der Medizin ein 
Zeichen, das auf eine Erkrankung hinweist. Das Symptom ist 
also streng von der „eigentlichen Krankheit“, vom „Defekt 
in der Person“ (Schulte, 1998, S. 20) zu unterscheiden. So 
können einer „Gelbsucht“ als Symptom unterschiedliche Er-
krankungen zugrunde liegen, z. B. Gallensteine, eine Hepatitis 
oder ein Tumor an der Papilla vateri. Die Aufgabe des Arztes 
besteht darin, anhand der Symptome Hypothesen über die 
zugrunde liegende Erkrankung zu bilden und diese dann zu 
überprüfen, z. B. durch Laboruntersuchungen, Bildgebung 
oder dergleichen. Erst dann kann die Behandlung eben dieser 
ursächlichen, der eigentlichen Erkrankung geplant werden.

Was in der Organmedizin wie selbstverständlich erscheint, ist 
im Bereich von psychischen Störungen weitaus unklarer, da 
die gebräuchlichsten Nomenklaturen psychischer Störungen 
(DSM-V und ICD-10) eine grundlegend abweichende Defini-
tion von Krankheit/Störung aufweisen: Eine bestimmte Kon-
stellation von Symptomen ist hier die Störung/Krankheit. Ein 
Rekurs auf diesen Symptomen zugrunde liegende Prozesse 
oder Veränderungen in der Person findet in DSM und ICD 
nicht statt und wird explizit abgelehnt.4

Im Grunde fehlt im Bereich der psychischen Störungen ein 
für Krankheit im medizinischen Modell analoger allgemein ak-
zeptierter Begriff (vgl. Cooper, 2004; Zachar, 2000), da der 
Rekurs auf „pathologische Veränderungen“ bzw. Prozesse 
bisher nur verfahrensspezifisch erfolgt. Zwar gibt es einige 
Komponenten, über deren Bedeutung für die Entwicklung 
psychischer Störungen einigermaßen Konsens besteht (z. B. 
Emotionsregulation), aber auch diese sind nicht unumstritten 
und deren Bedeutung und Gewichtung werden wiederum 
sehr unterschiedlich gesehen. Auch die neurobiologische For-
schung hat diesbezüglich letztlich nicht überzeugen können.5

Im Verlauf der Geschichte der Psychotherapie haben sich 
unterschiedliche Störungstheorien mit jeweils unterschied-
lichen Kern-Komponenten entwickelt, aus denen dann auch 
entsprechend unterschiedliche verfahrenstypische thera-
peutische Haltungen, Strategien und Techniken abgeleitet 
wurden und werden. Diese Störungstheorien und daraus ab-
geleiteten Behandlungen unterliegen einem steten Entwick-
lungsprozess, auch und gerade innerhalb der verschiedenen 
Verfahren, sodass immer wieder Weiter- und/oder Neuent-
wicklungen entstehen, die das Spektrum der mittels Psycho-
therapie behandelbaren psychischen Erkrankungen deutlich 
erweitert haben.

Da es aber kein objektives Wahrheitskriterium und schon gar 
keinen wissenschaftlichen Konsens über die den einzelnen 
psychischen Störungen zugrunde liegenden Mechanismen 
gibt, haben sich diese Weiter- und/oder Neuentwicklungen 
weitgehend innerhalb der jeweiligen Verfahrensspektren voll-
zogen, mit nur gelegentlichen Anleihen aus anderen Verfah-

ren oder gänzlich anderen Kontexten (wie z. B. fernöstlichen 
Meditationstechniken).

Zwar gab es immer wieder Versuche, integrative oder generi-
sche theoretische Störungsmodelle zu entwickeln, aus denen 
sich dann so etwas wie eine allgemeine oder eben integrative 
Psychotherapie ableiten lassen sollte. Die bekanntesten An-
sätze stammen wohl von Wachtel (1977), Prochaska (1984) 
und Grawe (1998). Bisher konnte keines dieser Modelle über-
zeugen, geschweige denn, sich auch nur ansatzweise durch-
setzen, was wohl daran liegt, dass alle diese Modelle, so klug 
sie auch sind, eben immer nur einen Teil der insgesamt für re-
levant gehaltenen Modellkomponenten berücksichtigen und 
daher von einem Großteil der Psychotherapeutenschaft nicht 
als Bereicherung oder Fortschritt erlebt wurden.

Dennoch kritisiert Rief (2019b) die „Monotheorien“ der wis-
senschaftlich anerkannten Verfahren, schlägt dann ein eige-
nes „übergeordnetes Störungsmodell“ vor (Rief & Strauß, 
2018), bei dem allerdings nicht ersichtlich wird, warum das 
nun weniger „mono“ sein soll, als beispielsweise die aktuel-
len (und sehr komplexen) Theorien aus dem kognitiv-behavio-
ralen oder dem psychodynamischen Umfeld.

Wie entstehen klinische Theorien und neue 
therapeutische Ansätze?
Immer wieder ist zu hören oder zu lesen, dass die Psycho-
logie so etwas wie die „Mutterwissenschaft“ der Psycho-
therapie sei (z. B. Wittchen & Rief, 2015), da sich sowohl die 
Störungs- als auch die Änderungsmodelle aus der psycholo-
gischen Grundlagenforschung ableiten würden. So schreibt 
etwa auch Rief (2019b): „Der einzelne Störungsmechanismus 
leitet sich hierbei oftmals aus wissenschaftlich fundierten 
Konzepten der Psychologie, manchmal auch der Neurowis-
senschaften ab“ (S. 265).

Dass die Psychologie so etwas wie die Mutterwissenschaft 
für die Psychotherapie sei, klingt zwar irgendwie logisch – ist 
aber de facto nicht der Fall. Ein Blick auf die bedeutsamsten 
psychotherapeutischen Weiter-/Neuentwicklungen der letz-
ten Jahre zeigt, dass die akademische Psychologie hier kaum 
als Mutterwissenschaft für die Psychotherapie bezeichnet 
werden kann: Weder die Entwicklungen aus dem verhaltens-
therapeutischen Spektrum (z. B. Dialektisch-Behaviorale The-
rapie (DBT) nach Linehan, 1996; Schematherapie nach Young 

4 Dieser Fokus auf die reine Deskription erfolgte erst mit der Einführung von 
ICD-10 bzw. DSM-III, und zwar aufgrund mangelhafter Beurteiler-Überein-
stimmungen der vorherigen Systeme, die Rekurse auf „Zugrundeliegendes“ 
enthielten. 
5 Thomas Insel, langjähriger Chef des US-amerikanischen National Institute 
of Mental Health (NIMH), zieht folgendes Résumé: „I spent 13 years at 
NIMH really pushing on the neuroscience and genetics of mental disorders, 
and when I look back on that I realize that while I think I succeeded at getting 
lots of really cool papers published by cool scientists at fairly large costs—I 
think $20 billion—I don’t think we moved the needle in reducing suicide, re-
ducing hospitalizations, improving recovery for the tens of millions of people 
who have mental illnesses” (Thomas Insel im Interview für das WIRED-
Magazine 2017). 
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et al., 2005; Cognitive Behavioral Analysis System of Psy-
chotherapy (CBASP) nach McCullough, 2007) noch aus dem 
psychodynamischen Umfeld (z. B. übertragungsfokussierte 
Psychotherapie gemäß Clarkin et al., 2001; Strukturbezogene 
Psychotherapie nach Rudolf, 2004; Mentalisierungsbasierte 
Psychotherapie (MBT) à la Bateman & Fonagy, 2004) wurden 
aus „wissenschaftlich fundierten Konzepten der Psycholo-
gie“ abgeleitet. Diese Neu- oder Weiterentwicklungen sind 
im Wesentlichen aus der Praxis heraus entstanden, oder so-
gar aus eigener Betroffenheit (wie DBT, CBASP), oder wur-
den fernöstlichen Meditationstechniken entnommen (Acht-
samkeitsbasierte Therapie; Heidenreich & Michalak, 2009). 
Allenfalls werden nachträglich Untersuchungen initiiert, um 
die neuen Konzepte und Methoden zu validieren – hier wird 
sich dann der psychologischen Methodik bedient.

Der Sinn übergeordneter klinischer  
Theorien
Dass therapeutisch relevante Neu-/Weiterentwicklungen 
nicht aus der Psychologie heraus entstehen, liegt wahr-
scheinlich u. a. daran, dass erstens die allgemeine psycho-
logische Grundlagenforschung wenig Bezug zu klinischen 
Problemstellungen aufweist, wohl aber zweitens auch ganz 
wesentlich daran, dass die Psychologie als wissenschaftliche 
Disziplin seit Jahren mit einer „Theorie-Krise“ zu tun hat (vgl. 
Muthukrishna & Henrich, 2019; Oberauer & Lewandowsky, 
2019; Wissenschaftsrat, 2018) und daher kaum Konzepte be-
reitstellen kann, die für Störungs- und/oder Veränderungsthe-
orien relevant wären.

Es braucht aber übergeordnete Theorien / theoretische Mo-
delle. Theorien liefern Erklärungen, erlauben Vorhersagen 
und zeigen Veränderungsmöglichkeiten auf. Die komplexen 
theoretischen Modelle, die die Psychotherapieverfahren kon-
stituieren, enthalten vor allem auch funktionale Komponen-
ten, also Aussagen über funktionale Zusammenhänge und 
Prozesse, aus denen sich Veränderungsstrategien ableiten 
lassen.

Der Sinn, in Psychotherapieverfahren auszubilden (und nicht 
lediglich in Methoden oder Techniken), besteht darin, dass 
die Beherrschung eines Psychotherapieverfahrens in die La-
ge versetzt, eine große Bandbreite psychischer Störungen 
zu behandeln, inklusive der üblicherweise anzutreffenden 
komplexen Störungen. Dies gelingt, weil sich das behand-
lungstechnische Vorgehen aus einer in sich stringenten und 
umfassenden Theorie über die menschliche Psyche und 
den Bedingungen der Entstehung und Aufrechterhaltung 
von psychischen Störungen ableitet. Eine solche umfassen-
de Behandlungskompetenz erlaubt es dann auch, eventuell 
auftauchende Komplikationen im Behandlungsverlauf in ihrer 
Komplexität zu verstehen und darauf wiederum basierend auf 
einem Gesamtverständnis angemessen zu reagieren. Ohne 
eine solchermaßen umfassende Theorie ist eine Psychothe-
rapeutin insbesondere bei unvorhergesehenen Entwicklun-
gen (wenn also z. B. das als evidenzbasiert empfohlene tech-

nische Vorgehen nicht „anschlägt“) auf eine Versuch-und-
Irrtum-Strategie angewiesen.

Vorgeschlagene Alternativen

Die vorgeschlagenen Alternativen zu den bisherigen wissen-
schaftlich anerkannten Psychotherapieverfahren sollen hier 
kritisch beleuchtet werden.

„Evidenzbasierter Pluralismus“ oder  
„Modulare Psychotherapie“
Das neue Konstrukt eines „evidenzbasierten Pluralismus“ 
(DGPs, 2019) ist bisher nirgends definiert. Aus verschiede-
nen Texten (Stellungnahmen, Artikeln, z. B. DGPs, 2019; Rief, 
2018) lässt sich aber ungefähr Folgendes herauslesen: Zu-
künftige Psychotherapeutinnen behandeln nicht mehr auf der 
Basis einer umfassenden Theorie und daraus abgeleiteten 
Behandlungsstrategie, sondern wenden die für die jeweils 
vorliegende Störung/Symptomatik als evidenzbasiert gelten-
de Technik oder Methode an. Bei der (regelhaft vorliegenden) 
Komorbidität psychischer Störungen müssten dann die je-
weiligen störungs- oder symptomspezifischen Module kom-
biniert werden. Kiyhankhadiv und Schramm (2017) sprechen 
von „Baukastensystem“, Rief und Strauß (2018) von „Bau-
steinen“.

Für eine solcherart konzipierte Psychotherapie liegt bisher 
keinerlei empirische Evidenz vor. Es müsste jede einzelne 
Technik-/Methoden-Kombination separat durch RCT-Studien 
für jede einzelne Störungs-/Symptom-Kombination unter-
sucht werden, um die Evidenz (und mögliche negative Wech-
selwirkungen) überprüfen zu können. Zudem müsste gezeigt 
werden, dass die jeweils kombinierten Einzeltechniken auch 
dann noch wirksam sind, wenn sie von Psychotherapeutinnen 
angewendet werden, die nicht bereits über eine umfassende 
Verfahrensausbildung verfügen. Solche Studien liegen nicht 
vor.

Das englische IAPT als Modell für  
Deutschland?
Um die vermeintliche Notwendigkeit einer Abschaffung der 
Psychotherapieverfahren und den Gegenvorschlag einer 
„Umstellung auf evidenzbasierte Versorgung“ zu untermau-
ern, verweist Rief mehrfach (DGPs, 2019; Rief, 2019b) auf 
das IAPT-Projekt („Improving Access to Psychological The-
rapies“) in England. Unter der Überschrift „Evidenzbasie-
rung als oberste Priorität in der Ausbildung“ heißt es in der 
DGPs-Stellungnahme: „Deutschland braucht zum Wohle der 
psychisch Kranken eine konsequente Umsetzung der wissen-
schaftlich fundierten Erkenntnisse zu den Grundlagen und 
Anwendungen der Psychotherapie. Die Umsetzung einer evi-
denzbasierten Psychotherapie weist jedoch in Deutschland 
noch beträchtliche Schwächen auf. Großbritannien hatte bis 
2008 eine ähnliche Situation, hat dann jedoch auf eine kon-
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sequente evidenzbasierte psychotherapeutische Versorgung 
umgestellt. Dadurch konnten die Behandlungserfolge in der 
Versorgung psychisch Kranker mehr als verdoppelt werden“ 
(DGPs, 2019, S. 2). Die Stellungnahme bezieht sich dabei auf 
einen Artikel von Clark (2018), in dem die Ergebnisse des 
IAPT-Programmes dargestellt werden.

Es wird hier also behauptet, dass Deutschland „beträchtliche 
Schwächen“ in der Umsetzung evidenzbasierter Psychothe-
rapie aufweise und dass in Großbritannien bis 2008 ähnliche 
Schwächen bestanden hätten, dass dort aber eine starke 
Verbesserung erfolgt sei. Dies stellt nun wirklich eine grobe 
Verzerrung der Realität dar, da die Situation in Großbritannien 
zu der in Deutschland in keiner Weise „ähnlich“ war und ist, 
weder vor 2008 noch danach. In Großbritannien, mit seinem 
steuerfinanzierten Gesundheitssystem, existierte vor 2008 
faktisch überhaupt keine Regelversorgung mit Psychothera-
pie. Psychotherapie musste im Wesentlichen privat bezahlt 
werden. Vor diesem Hintergrund ist die Einführung des IAPT-
Projekts durchaus ein Fortschritt für England.

Die Stellungnahme suggeriert, dass sich die Verdoppe-
lung der Erfolge auf die gesamte Versorgung bezieht. Rief 
wiederholt dies in der Anhörung vor dem Gesundheitsaus-
schuss des Deutschen Bundestages: „Wir haben hier sehr 
robuste Zahlen aus Großbritannien, wo flächendeckend 
500.000 Personen jährlich in evidenzbasierte Psychothera-
pieprogramme kommen. Durch diese Umstellung auf eine 
konsequent evidenzbasierte Psychotherapie konnten mehr 
als doppelt so viele Patienten erfolgreich behandelt werden. 
Das sind sehr beeindruckende Zahlen und das würde ich 
mir für Deutschland wünschen“ (W. Rief, Wortprotokoll der 
49. Sitzung des Ausschusses für Gesundheit am 15.5.2019, 
S. 11).

Tatsächlich ist bei Clark (2018) nachzulesen, dass die Erfolgs-
raten in den IAPT-Zentren (die von Anfang an nur „evidenzba-
siert“ gemäß NICE-guidelines6 arbeiteten) in den Anfangsjah-
ren lediglich bei ca. 20 % lagen und sich im Laufe der Jahre 
verbessert haben. Dies betrifft aber eben nur Verbesserun-
gen innerhalb der IAPT-Zentren, die von Anfang an evidenzba-
sierte Behandlungsmethoden anwendeten. Clark (2018) zu-
folge kommt es mittlerweile bei ca. 50 % der in IAPT-Zentren 
mittels „evidenzbasierter“ Therapie behandelten Menschen 
zu symptomatischen Besserungen. Aktuelle Studien aus der 
IAPT-Gruppe zeigen allerdings, dass die Rückfallquote ex
trem hoch ist: ca. 50 % Rückfälle innerhalb eines Jahres (die 
meisten schon nach sechs Monaten), knapp 66 % Rückfälle 
nach zwei Jahren (Ali et al., 2017; Delgadillo et al., 2018); d. h. 
nach zwei Jahren sind nur ca. 17 % der Patientinnen weiter-
hin gebessert. Das ist sehr wenig, zumal nicht einmal sicher 
ist, dass es sich überhaupt wirklich um Patientinnen mit einer 
psychischen Störung mit Krankheitswert handelt, da die „Di-
agnosen“ lediglich per Screening-Fragebogen erhoben wer-
den. „Robuste Zahlen“ sehen anders aus. Zudem zeigt sich, 
dass die innerhalb dieses Systems ausgebildeten psychothe-
rapeutisch Tätigen extrem hohe Raten an Burnout aufweisen 

(50–70 %; Westwood et al., 2017). Das kann nun wirklich kein 
Vorbild für uns in Deutschland sein!

„Personalisierte Psychotherapie“ –  
der letzte Schrei …
Die sehr stark störungsspezifische Konzeption von Behand-
lungsansätzen mit genauen Vorgaben, was in welcher Rei-
henfolge zu tun ist, entspricht dem sog. medizinischen Mo-
dell: Eine Traverso-OP beispielsweise wird gemäß eines ge-
nau festgelegten „Protokolls“ durchgeführt. Unterschiedliche 
standardisierte Behandlungsprotokolle sind leicht durch RCT-
Studien zu vergleichen, was dazu führt, dass es im Bereich 
der Organmedizin einen recht hohen Grad der Standardisie-
rung in der Behandlung vieler Erkrankungen gibt.

Personalisierte Medizin (oder auch individualisierte Medizin 
oder Präzisionsmedizin genannt, z. B. Leiner, 2015) bezeich-
net nun Ansätze, in denen jeder Patient unter Einbeziehung 
individueller, über die Krankheitsdiagnose hinaus gehender 
Merkmale behandelt wird (oftmals liegt der Personalisierung 
die Analyse des genetischen Codes zugrunde). Das schließt 
auch das fortlaufende Anpassen der Therapie an den individu-
ellen Veränderungsprozess ein.

Übertragen auf die Psychotherapie würde eine „Personalisie-
rung“ bedeuten, dass das therapeutische Vorgehen sich nicht 
ausschließlich aus der ICD- oder DSM-Diagnose ergibt (also 
nicht ausschließlich störungsspezifisch angelegt ist), sondern 
dass individuelle Merkmale jenseits der Symptomatik eben-
falls in den Fokus genommen und therapeutisch bearbeitet 
oder zur Adaptierung des Vorgehens berücksichtigt werden 
sowie dass auch hier das therapeutische Vorgehen laufend an 
den konkreten Behandlungsfortschritt angepasst wird.

Auch Rief (2019b) plädiert in diese Richtung: „Ein ‚wissen-
schaftlich fundiertes‘ Therapieverfahren würde danach also 
weniger nach einer übergeordneten Theorie bewertet, son-
dern eher, ob es z. B. Weiterbildungsteilnehmenden für alle 
diese Komponenten bzw. Störungsmechanismen eines über-
geordneten Störungsmodells nach bestem Wissensstand 
Handlungskompetenzen vermittelt. Vor Behandlungsbeginn 
wäre die Aufgabe der Behandelnden, am Einzelfall eine Di-
agnostik und Gewichtung vorzunehmen, auf welche Kompo-
nente des Störungsmodells beim vorliegenden Fall in der The-
rapie besonders einzugehen ist. Dies ebnet den Weg zu einer 
personalisierten oder individualisierten Psychotherapie, die 
trotzdem wissenschaftlich fundiert sein kann“ (Rief, 2019b, 
S. 263).7

Aber genau das machen die jetzigen Psychotherapeutinnen 
in Deutschland sowieso schon und erlernen dies auch in 
den verfahrensbezogenen Ausbildungen: eine Einzelfalldiag-
nostik, um eine Gewichtung der vorrangig zu bearbeitenden 

6 NICE = National Institute for Health and Care Excellence.
7 Als übergeordnetes Störungsmodell schlägt Rief das von Rief und Strauß 
(2018) vor. 
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Aspekte/Komponenten vorzunehmen – nur dass sie sich da-
bei nicht am Modell von Rief und Strauß (2018) orientieren, 
sondern an den (deutlich komplexeren) Störungsmodellen ih-
rer jeweiligen wissenschaftlich anerkannten Verfahren. Und 
insofern praktizieren Psychotherapeutinnen bereits heute 
personalisierte Psychotherapie (Norcross & Wampold, 2018) 
– vielleicht ausgenommen dann, wenn sie gerade ein sehr 
durchstrukturiertes und störungsspezifisches Manual inner-
halb einer RCT-Studie anwenden.

Im Unterschied zu der in der Praxis seit jeher angewandten 
Personalisierung beinhaltet das Konzept einer „personalisier-
ten Psychotherapie“, dass die Personalisierung evidenzbasiert 
vorgenommen wird, die jeweilige Adaptierung des therapeu-
tischen Vorgehens also empirisch abgesichert erfolgt, damit 
das „personalisierte“ Vorgehen „trotzdem wissenschaftlich 
fundiert sein kann“ (Rief, 2019b, S. 263). Die dafür notwen-
digen empirischen Studien liegen m. W. allerdings noch nicht 
vor. Auch andere Autoren kommen aktuell zu dem Schluss: 
„The current state of affairs reflects our lack of knowledge 
of how to shape treatment protocols to the particular social 
and psychological factors prominent in the history of any in-
dividual patient“ (Fonagy & Luyten, 2019, S. 270; Hervorhe-
bung: d. Verf.).

„Kompetenzorientierte Psychotherapie-
Qualifikation“
In seinem jüngsten Text plädiert Rief (2019b) für eine „Neu-
kategorisierung von Psychotherapie-Ansätzen entsprechend 
fokussierter Veränderungsmechanismen“; dabei wird vorge-
schlagen, „globale Verfahrensbegriffe zu verlassen und stär-
ker die im Behandlungsansatz fokussierten Änderungsme-
chanismen in den Mittelpunkt der Kategorisierung zu stellen“ 
(S. 265).

Rief nennt dann drei Änderungsmechanismen als Beispie-
le: 1) Reduzierung von Kompetenz- und Fertigkeitsdefiziten 
durch Lernen/Üben (dazu zählt er Elemente der Strukturbezo-
genen Psychotherapie nach Rudolf, der MBT nach Bateman 
& Fonagy, der Akzeptanz- und Commitment-Therapie (ACT) 
nach S. C. Hayes, 2004); 2) „Beziehungsfokussierte Psycho-
therapie“ (solche Interventionen seien bspw. in der übertra-
gungsfokussierten Therapie (TFP), der Schematherapie oder 
im CBASP zu finden); 3) „Motivations- und Zielorientierte 
Psychotherapie“ (bei der „eine Ambivalenz oder ein Konflikt 
zwischen gelebten Zielen und intrinsischen Zielen im Mittel-
punkt“ stehe; als Interventionen „wird auf Klärung, Motivati-
onsaufbau und Lebensziel-Analyse gesetzt“).

„Diese Beispiele sollen veranschaulichen, dass eine solche 
Kategorisierung mehr über die in dieser Kategorie subsumier-
ten Behandlungsansätze aussagt als eine Kategorisierung 
nach Begriffen wie ‚psychodynamisch‘, ‚systemisch‘ oder 
‚verhaltenstherapeutisch‘, deren inhaltliche Spezifität und 
Konturen unscharf geworden sind“ (Rief, 2019b, S. 266). Tat-
sächlich müssten m. E. zu jeder der oben genannten Katego-

rien die Attribute „psychodynamisch“, „verhaltenstherapeu-
tisch“ etc. immer gleich mitgenannt werden, aus dem sehr 
einfachen Grund, weil sehr unterschiedliche Dinge darunter 
verstanden werden und auch behandlungstechnisch überaus 
unterschiedlich damit umgegangen wird.

Dies soll hier kurz am Beispiel „Beziehungsfokussierte Psy-
chotherapie“ illustriert werden: Zwar wird der therapeuti-
schen Beziehung mittlerweile in allen Behandlungskonzepten 
eine besondere Bedeutung für eine gelingende Psychothera-
pie zugesprochen. Die Funktion und damit auch die Nutzung 
bzw. Bearbeitung der therapeutischen Beziehung unterschei-
det sich allerdings weiterhin stark (ausführlich in Benecke, 
2014, 2016 ). Beispielsweise findet sich in verschiedenen 
Behandlungsmodellen im verhaltenstherapeutischen Spekt-
rum die Idee einer gezielt auf die spezifischen Motive und 
„Erwartungen“ des jeweiligen Patienten zugeschnittenen 
Beziehungsgestaltung als bedeutsames Agens der therapeu-
tischen Veränderung: z. B. das Erfüllen zentraler Bedürfnisse 
in der Bedürfnisorientierten Psychotherapie (Caspar, 2007) 
oder die gezielt geplante nicht-komplementäre Reaktion des 
Therapeuten verbunden mit einem „Diskriminationstraining“ 
im CBASP (McCullough, 2011) oder im Konzept des „limited 
reparenting“ in der Schematherapie (Young et al., 2005). Kon-
zeptuell wird in diesen Ansätzen davon ausgegangen, dass 
das gezielte Beziehungsverhalten der Therapeuten korrigie-
rende emotionale Erfahrungen vermittelt. In Psychodynami-
schen Therapien wird die therapeutische Beziehung vorwie-
gend als zentrales Manifestationsfeld der inneren Welt der 
Patientin angesehen. Entsprechend wird das interaktionelle 
Geschehen von der Psychotherapeutin beständig mitmonito-
riert, um Hypothesen über die (unbewusste) Innenwelt des 
Patienten zu extrahieren. Aus diesen Hypothesen werden 
dann Interventionen abgeleitet, um der Patientin einen Zu-
gang zu dieser Innenwelt zu eröffnen, im Sinne einer „emo-
tionalen Einsicht“ (d. h. mit einer Aktivierung von bisher ab-
gewehrten Emotionen), wodurch die unbewussten Determi-
nanten ihre Macht über das psychische Geschehen verlieren 
sollen. Als weitere Varianten können die gezielte Vertiefung 
der Übertragung im Hier und Jetzt der therapeutischen Bezie-
hung sowie die sog. Widerstandsanalyse angesehen werden. 
Empirische Belege in Form von Prozess-Outcome-Studien 
oder gar Dismantling-Studien für die spezifische Wirksam-
keit der gezielten Beziehungsgestaltung gemäß Bedürfniso-
rientierter Therapie, CBASP und Schematherapie sowie der 
gezielten Vertiefung der Übertragungsbeziehung liegen m. W. 
nicht vor – sie wurden bisher nur „im Paket“ von verfahrens- 
bzw. methodenbezogener Wirksamkeitsstudien untersucht.

Ähnlich verhält es sich bei den anderen von Rief beispielhaft 
genannten Kompetenzen: Welcher Unterschied besteht 
zwischen der Bearbeitung von bewussten Zielkonflikten (z. B. 
Michalak & Schulte, 2002) einerseits und von unbewussten 
Konflikten (z. B. Arbeitskreis OPD, 2006) andererseits? Bei 
welchen Patientinnen mit welchen Merkmalen wende ich 
was wann an? Oder: Welcher Unterschied besteht zwischen 
den Techniken der Strukturbezogenen Psychotherapie (Ru-
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dolf, 2004) und Skills-Training (Linehan, 1996)? Oder ist eine 
Verbesserung des Strukturniveaus doch eher via Bearbeitung 
der Übertragung zu erreichen (Clarkin et al., 2001)? Auch hier 
die gleichen Fragen: Bei welchen Patientinnen mit welchen 
Merkmalen wende ich was wann an? Ist eine Bearbeitung der 
Übertragung überhaupt ohne ein Konzept unbewusster Kon-
flikte sinnvoll? Könnte eine so entkoppelte Übertragungsbe-
ziehungsbearbeitung mit Skills-Training verbunden werden? 
All das sind letztlich empirische Fragen, die aber vollkommen 
ungeklärt sind.

Es existiert also bisher so gut wie kein empirisch gesicher-
tes Wissen darüber, ob und wie technische Komponenten 
außerhalb des „angestammten“ Gesamtpaketes oder im Ver-
bund mit einem anderen Gesamtpaket oder gar im Verbund 
mit weiteren technischen Einzelkomponenten bei welchen 
Patientinnen mit welchen Merkmalen wirken. Dies gilt nicht 
nur für die hier kurz skizzierten Techniken bzgl. der therapeu-
tischen Beziehung.

Trotzdem behauptet Rief: „(A)uch Studien belegen den Zu-
satzgewinn an Behandlungserfolgen durch Schulungen in 
Interventionen außerhalb des eigenen Therapieverfahrens 
(z. B. Foa, McLean, Capaldi & Rosenfeld, 2013)“ (Rief, 2019b, 
S. 265). Die Studie von Foa et al. (2013) kann dies m. E. aber 
gerade nicht „belegen“. Es wird der Erfolg eines „prolonged 
exposure program“ mit „supportive counseling“ in der Be-
handlung von adoleszenten Mädchen mit PTSD verglichen, 
wobei sich das „prolonged exposure program“ als wirksamer 
erweist. Beide „treatments“ werden durch die gleichen vier 
Counselors-Master-Absolventen durchgeführt; diese vier 
Counselors wurden in beiden „treatments“ geschult. Allein 
aus der Tatsache, dass das vorherige Masterstudium dieser 
vier Counselors eher humanistisch orientiert ausgerichtet war 
(und entsprechend das Training in „supportive counseling“ 
dem inhaltlich näher war), leitet Rief (2019b) den oben zitier-
ten Beleg ab. Abgesehen davon, dass diese Studie in keiner 
Weise auf die deutsche Situation übertragbar ist, hat sie wei-
tere gravierende Schwächen.8 Daher liefert die Studie keinen 
„Beleg“ für eine Überlegenheit von verfahrensgemischten 
Ansätzen. Wenn Rief (2019b) lediglich eine methodisch derart 
schwache Studie zur Untermauerung seiner zentralen Neu-
erung anführt, scheint es um die Evidenzbasierung dieser 
Neuerung nicht gut bestellt: Für die These, dass ein Baukas-
tensystem oder auch die Anreicherung des therapeutischen 
Technikarsenals von gut und umfassend verfahrensausgebil-
deten Psychotherapeutinnen zu besseren Behandlungsergeb-
nissen führt, scheint kein belastbarer empirischer Nachweis 
vorzuliegen.

Zwar gibt es Annäherungen zwischen den Verfahren, sowohl 
die Störungs- als auch Veränderungsmodelle betreffend (sie-
he z. B. Benecke, 2016 ). Aber abgesehen davon, dass es 
nach wie vor markante Unterschiede gibt, sind diese Annähe-
rungen eher auf konzeptueller Ebene angesiedelt – in der Pra-
xis lassen sich Verfahrenszugehörigkeiten nach wie vor klar 
unterscheiden, auch durch verblindete Rater und auch in natu-

ralistischen Studien, auch bzgl. Psychodynamischer Therapie 
und 3.-Welle-KVT (z. B. Calderon et al., 2019; Connolly Gib-
bons et al., 2016; Giesen-Bloo et al., 2006; Hau et al., 2015; 
Huber et al., 2012; Midgley et al., 2018; Tasca et al., 2011).9 
Das heißt, die Aussage, dass „die traditionellen Schulenbe-
griffe in der Psychotherapie zunehmend ihre diskriminative 
und kategorisierende Funktion verloren haben“ (Rief, 2019b, 
S. 265), ist empirisch nicht haltbar.

Daran ändern auch Befunde nichts, die zeigen, dass Psy-
chotherapeutinnen immer schon und immer mal wieder 
auch „verfahrensfremde“ Interventionen nutzen (z. B. Ablon 
& Jones, 2002; Ablon et al., 2006; Castonguay et al., 1996; 
D‘Andrea & Pole, 2012; Glock et al., 2018; A. M. Hayes et al., 
1996; Katz et al., 2019; Zimmermann et al., 2015). Da die in 
solchen Studien gefundenen Zusammenhänge mit dem Be-
handlungsergebnis üblicherweise rein korrelativ sind, kann 
nicht auf deren kausale Wirksamkeit geschlossen werden. 
Um Klarheit über den „kausalen“ Beitrag der unterschiedli-
chen Techniken oder Haltungen zum Behandlungsergebnis 
zu bekommen, wären experimentelle Komponenten-Studien, 
in denen die Verwendung von „verfahrensfremden“ Techni-
ken und Haltungen systematisch variiert würde, notwendig. 
Solche Studien liegen nicht vor. Daher finden wir auch hier 
keinen „Beleg“ im Sinne der evidenzbasierten Medizin. Au-
ßerdem hatten die Psychotherapeutinnen in den oben ge-
nannten Studien eine umfassende Verfahrensausbildung. 
Eine Psychotherapie, die auf einer Ausbildung in einer Tech-
nik-Mischung basiert, wurde noch nie untersucht. Daher auch 
hier: Es liegt keinerlei Evidenz für eine solcherart konzipierte 
Psychotherapie vor.

8 Die Master-AbsolventInnen wurden in „supportive counseling“ von Judith 
Cohen und Esther Deblinger trainiert. Judith Cohen hat gemeinsam mit 
Anthony Mannarino auch das entsprechende Manual verfasst (Cohen & 
Mannarino (1996), welches aber nie publiziert wurde). Dies ist insofern merk-
würdig, weil Judith Cohen (gemeinsam mit E. Deblinger und A. Mannarino) 
als Begründerin der „trauma-focused cognitive behavioral therapy“ (TF-CBT) 
gilt (siehe: https://www.goodtherapy.org/famous-psychologists/judith-
cohen.html), die sie auch schon vorher in einer RCT-Studie gegen diese 
selbstkreierte „client-centered supportive counseling“ als Kontrollbedingung 
getestet hatte – nicht überraschend mit besserer Erfolgsrate der TF-CBT 
(Cohen et al., 2004). Das von Cohen als Vergleichsgruppe für die eigene 
TF-CBT geschriebene Manual zum „supportive counseling“ sieht im Übrigen 
keine aktive Bearbeitung der traumatischen Erfahrung vor. Und entspre-
chend reden die Patientinnen in den Behandlungen, die von den von Cohen 
und Deblinger „trainierten“ Counselsors durchgeführt wurden, auch nicht 
darüber: „No participants in the supportive counseling condition described 
their trauma during the sessions“ (Foa et al., 2013, S. 2652). All das spricht 
dafür, dass bei Foa et al. (2013) ein ausgeprägter researcher allegiance bias 
mitgewirkt hat.
9 Es wurden eine ganze Reihe von Instrumenten entwickelt, um Aspekte 
des Psychotherapieprozesses, auch Interventionen, durch geschulte Rater 
(die üblicherweise „blind“ sind für die Therapieschule, die sie gerade raten) 
zu erfassen. Verbreitet sind beispielsweise Psychotherapy Q-Sort (PQS, 
Ablon & Jones (1998), (2005)), die Comparative Psychotherapy Process 
Scale (CPPS, Blagys und Hilsenroth (2000)) oder die Multitheoretical List of 
Therapeutic Interventions (MULTI; McCarthy & Barber (2009)). Jüngst wurde 
ein Instrument zur Differenzierung von 3.-Welle-KVT vorgelegt (Boyle et al., 
2019). Alle Instrumente differenzieren sehr gut zwischen Sitzungen verschie-
dener Therapieschulen. 
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Fazit: Fehlende Evidenz und konzeptuelle 
Verarmung
Die vorgeschlagene Ersetzung der wissenschaftlich aner-
kannten Psychotherapieverfahren durch die Konzeption ei-
nes „evidenzbasierten Pluralismus“ oder einer „Modularen 
Psychotherapie“ oder einer „kompetenzorientierten Psycho-
therapie“ würde dazu führen, dass die zukünftigen Psycho-
therapeutinnen in einer Psychotherapieform ohne empirisch 
gesicherte Evidenz ausgebildet würden.10 Um Missverständ-
nissen vorzubeugen: Ich sage nicht, dass verfahrensüber-
greifende Anreicherungen nicht auch vorteilhaft sein können; 
was ich aber sage: Wir haben dafür keine empirische Evidenz.

Es ist meines Erachtens wissenschaftlich nicht korrekt, ei-
nerseits das hohe Lied der Evidenzbasierung zu singen (und 
„Evidenzbasierung als oberste Priorität in der Ausbildung“ zu 
fordern; DGPs, 2019 ) und andererseits die eben ja evidenz-
basierten, wissenschaftlich anerkannten Psychotherapiever-
fahren zugunsten einer vollkommen ungeprüften Phantasie 
abschaffen zu wollen.

Es drängt sich die Frage auf, warum gerade jetzt – auf der 
Zielgeraden der Reform des Psychotherapeutengesetzes 
und parallel zum Erstellen einer neuen Approbationsordnung 
– diese Vorschläge derart massiv propagiert werden. Eine na-
heliegende Vermutung ist diese: Hätte sich der Gesetzgeber 
tatsächlich von den so positiv konnotierten Begriffen wie „zu-
kunftsorientierter evidenzbasierter Pluralismus“ oder „kom-
petenzorientierte Psychotherapie“ dazu verleiten lassen, die 
ausgewogene Lehre in allen wissenschaftlich anerkannten 
Verfahren nicht mehr vorzugeben, dann hätte an den Lehr-
stühlen für Klinische Psychologie und Psychotherapie der 
staatlichen Universitätsinstitute (an denen wohl der Großteil 
der neuen Psychotherapiestudiengänge angesiedelt werden 
wird) alles so bleiben können, wie es bisher ist: Die jewei-
ligen Professorinnen hätten allein entscheiden können, was 
sie unter Psychotherapie verstehen und welche Methoden 
sie aus den pluralistischen Technik- und Methodenbaukästen 
für die Lehre auswählen – aller Voraussicht nach wären diese, 
wie jetzt auch, fast ausschließlich aus dem verhaltensthera-
peutischen Spektrum gekommen. Und die für die Implemen-
tierung des neuen Psychotherapiestudiums bereitgestellten 
zusätzlichen Stellen hätten mit „den eigenen Leuten“ besetzt 
werden können, wie in letzter Zeit zu hören war.

Denn gemäß der Konzeption einer „kompetenzorientierten 
Psychotherapie“ wäre die verfahrensbezogene Qualifikation 
der Lehrenden nicht mehr von Belang, da ja alle alles könnten. 
So würde dann auch nichts mehr dagegensprechen, wenn 
beispielsweise die behandlungstechnische Bearbeitung von 
Übertragungen oder von Konflikten ausschließlich von z. B. 
CBASP- oder Schematherapie-geschulten Verhaltensthera-
peutinnen gelehrt und vermittelt werden würde. Die aktuell 
gegebene psychotherapeutische Monokultur in den Insti-

tuten für Psychologie hätte weitergeführt werden können 
und wäre höchstwahrscheinlich bald zu so etwas wie einer 
„allgemeinen“ oder „wissenschaftlichen Psychotherapie“ 
erhoben worden. Eine konzeptuelle Verarmung der Psycho-
therapie – sowohl bzgl. der Störungs- als auch der Verände-
rungsmodelle – und damit eine gravierende Einschränkung 
der Wahlmöglichkeiten der Patientinnen wäre die absehbare 
Folge gewesen (vgl. dazu auch die Situation in den USA: Levy 
& Anderson, 2013).

Rief (2019a) verweist als Zukunftsmodell auf Hofmann und 
Hayes (2019), die für eine „process-based therapy“ plädieren. 
Dies ist der gleiche Hofmann, der jüngst schrieb: „We further 
argue for an integrated scientific psychotherapy, with CBT 
serving as the foundational platform for integration“ (David 
et al., 2018, S. 1). Und auch Hofmann und Hayes (2019) bezie-
hen sich in ihrer Skizzierung einer „process-based therapy“ 
ausschließlich auf „CBT“ als den „gold-standard“ der Psy-
chotherapie und empfehlen „(…) that evidence-based practi-
tioners can best help their patients by utilizing strategies from 
all of the CBT generations, linked to evidence of moderation 
and mediation“ (Hofmann & Hayes, 2019, S. 42).11

Und so wäre das dann wohl die Zukunftsvision all dieser Auto-
ren: Alle lernen KVT und können das dann noch, je nach Gus-
to, mit dieser oder jener Komponente aus anderen Verfahren 
anreichern, sofern es dafür empirische Evidenz gibt. Da es die 
anderen Verfahren dann bald nicht mehr geben wird, werden 
deren Ansätze dann wohl wieder neu erfunden werden …

Fazit: Erst forschen, dann Systeme  
wechseln
Es ist keineswegs so, dass wir auch nur annähernd genügend 
Wissen hätten, um einen „Systemwechsel“ in der Psycho-
therapieausbildung wissenschaftlich zu fundieren. Entspre-
chend schreiben auch Hofmann und Hayes (2019) vornehm-
lich im Konjunktiv: „This could represent a paradigm shift in 
clinical science (…) Clinical science might see a decline of 
named therapies (…) These changes could integrate or bridge 
(…)“ (S. 37; Hervorhebung: d. Verf.).

Die mittlerweile klassische Frage von Gordon Paul – „What 
treatment, by whom, is most effective for this individual with 
that specific problem, and under which set of circumstanc-
es?” (Paul, 1967, S. 111) – ist empirisch nach wie vor nicht 
beantwortet. Zwar gibt es hier und da Einzelbefunde, gleich-
zeitig fehlen für eine empirisch basierte Indikationsstellung 
und Prognose relevante alternative Taxonomien psychischer 
Störungen bzw. zugrunde liegender Mechanismen (vgl. Nor-
cross & Wampold, 2011a, 2011b, 2018; Norcross & Lambert, 

10 Ausführlich zur Frage der Verfahren in der Psychotherapieausbildung 
siehe auch Beutel et al. (2015); Leichsenring et al. (2019).
11 In der letzten Ausgabe des Psychotherapeutenjournals hat Ulrich Stangier 
ein stark auf Hofmann und Hayes zurückgreifendes Modell Prozessbasierter 
Kognitiver Verhaltenstherapie differenziert vorgestellt; vgl. PTJ 3/2019, S. 
236ff.
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2018). Und solange dies so ist, wäre es unverantwortlich, den 
Patientinnen die Wahlmöglichkeiten zwischen verschiedenen 
evidenzbasierten Verfahren zu nehmen12 – zumal es durchaus 
Hinweise gibt, dass die „Präferenz“ für eine Behandlungs-
form Bedeutung für den Behandlungserfolg hat (Swift et al., 
2011, 2018).

Hofmann und Hayes (2019) träumen von einem „adequate ac-
count of the relationships between all of the variables that can 
be involved in change processes, including clinician factors, 
client factors, and actual mechanisms of change” (Hofmann 
& Hayes, 2019, S. 41; Hervorhebung: d. Verf.). Solche Be-
schreibungen existieren bisher verfahrensspezifisch, wobei 
sicher nie „all of the variables“ einbezogen werden.

Um die neuen Ansätze (process-based therapy oder kompe-
tenzorientierte Therapie) auf solidere wissenschaftliche Füße 
zu stellen, also damit die neue individualisierte Psychothe-
rapie „trotzdem wissenschaftlich fundiert sein kann“ (Rief, 
2019b, S. 263)13, müssten alle Fragen wie die folgende (die 
sich beispielhaft auf einen der oben genannten „Kompetenz-
bereiche“ bezieht) empirisch geklärt werden:

Bei welcher Patientin mit welchen Merkmalen (Störungen, 
Komorbiditäten und weiteren Merkmalen) sollte zur Bearbei-
tung der therapeutischen Beziehung eher die CBASP-Varian-
te („self-disclosure“, gezielt geplante nicht-komplementäre 
Reaktion der Therapeutin, Diskriminanztraining) oder eher die 
Schematherapie-Variante („limited reparenting“) oder eher 
die psychodynamische Variante oder eher die psychoanalyti-
sche Variante in welcher Phase der Behandlung mit welcher 
therapeutischen Haltung in welcher Kombination mit welchen 
anderen Kompetenzen/Techniken eingesetzt werden, um ei-
ne bestmögliche und nachhaltige Entwicklung der jeweiligen 
Patientin zu ermöglichen?

Das Gleiche gölte dann für alle anderen Kompetenz-/Technik-
Bereiche (siehe oben). Alle Varianten wären gemäß den aktu-
ell (z. B. in Leitlinien-Arbeitsgruppen) angewandten Kriterien 
der Evidenzbasierung durch experimentelle Komponenten-
Studien (also der randomisierten Zuteilung der Patientinnen 
zu einer der Therapie-Varianten) zu prüfen. Da dies für alle 
Störungsbilder und deren Kombinationen, mit allen denkba-
ren weiteren relevanten Patientinnen-Merkmalen und allen 
den Störungen zugrunde liegenden Mechanismen sowie für 
sämtliche denkbaren Kombinationen aller technischen Va-
rianten aus allen Kompetenzbereichen geschehen müsste, 
bräuchte es dazu extrem große Stichproben. Erst wenn eine 
ganze Reihe solcher Studien (aus unterschiedlichen Arbeits-
gruppen) vorliegen würde, könnten die darin untersuchten 
Varianten/Kombinationen für die eingeschlossenen Patienten-
gruppen als evidenzbasiert gelten und in einer Leitlinie emp-
fohlen werden. Bisher liegt keine derartige Studie vor.

Die oben genannten „neuen Ansätze“ skizzieren also eher 
pure Ideen oder bestenfalls Teile eines ambitionierten For-
schungsprogramms. Ein solches Forschungsprogramm könn-

te lohnend sein. Aber: Zum jetzigen Zeitpunkt rechtfertigt 
NICHTS die Ersetzung der aktuell wissenschaftlich anerkann-
ten Psychotherapieverfahren durch die genannten „Alternati-
ven“ in der psychotherapeutischen Ausbildung.

Es könnte sein, dass es irgendwann einmal ein halbwegs kon-
sensuelles allgemeines Störungsmodell und, daraus abgelei-
tet, eine halbwegs konsensuelle allgemeine Psychotherapie 
geben wird. Es könnte auch sein, dass wir irgendwann einmal 
genügend empirisch gesichertes Wissen darüber haben, bei 
welcher Patientin mit welchen Merkmalen welche (verfah-
rensübergreifende) technische Kombination in welcher Phase 
der Behandlung mit welcher therapeutischen Haltung einge-
setzt werden sollte, um eine bestmögliche Entwicklung der 
jeweiligen Patientin zu ermöglichen, sodass sich dann eine 
primär verfahrensorientierte Psychotherapieausbildung erüb-
rigt.

Es könnte aber auch sein, dass wir nie dahin kommen. Auf 
jeden Fall sind wir heute, wie ich hoffentlich zeigen konnte, 
noch Lichtjahre davon entfernt. Daher würde eine Abschaf-
fung der Verfahren in der Ausbildung zum jetzigen Zeitpunkt 
die Psychotherapie in einen unwissenschaftlichen Blindflug 
schicken.

Ausblick: Wie echte Integration wachsen 
könnte
Wenn ein wirkliches Interesse an der Entwicklung eines inte-
grativen Denkens und entsprechender Weiterentwicklungen 
in der Psychotherapie besteht (siehe auch Borst, 2019; Rich-
ter, 2019), gäbe es dafür zurzeit in Deutschland beste Mög-
lichkeiten:

Das am 26. September 2019 im Bundestag verabschiedete 
neue Psychotherapeutengesetz schreibt vor, dass in dem 
zukünftigen Psychotherapiestudium alle wissenschaftlich an-
erkannten Psychotherapieverfahren gelehrt werden müssen. 
In § 7 Abs. 1 heißt es: „Das Studium, das Voraussetzung für 
die Erteilung einer Approbation als Psychotherapeut oder 
Psychotherapeutin ist, vermittelt Kenntnisse (...) und Kom-
petenzen, die (...) für die psychotherapeutische Versorgung 
(...) mittels der anerkannten psychotherapeutischen Verfah-
ren erforderlich sind“ (Beschlussempfehlung und Bericht 
des Gesundheitsausschusses vom 25.09.2019, Drucksache 
19/13585, S. 18). Die Gesetzesbegründung (die Teil des Ge-
setzes ist) formuliert noch deutlicher: „Ziel des Studiums ist 
eine verfahrensbreite Qualifizierung, die gleichermaßen alle 

12 „So wie Wirkung und Nebenwirkung von Medikamenten individuell 
unterschiedlich sind, so sind auch therapeutische Methoden und Behand-
lungsstrategien der verschiedenen Verfahren für bestimmte Menschen mit 
bestimmten Störungsbildern mehr oder weniger gut geeignet“ (Günter Rug-
gaber, dgvt, Wortprotokoll der 49. Sitzung des Ausschusses für Gesundheit 
am 15.5.2019, S. 19).
13 Mit „wissenschaftlich fundiert“ sind hier Nachweise gemäß den Kriterien 
der evidence-based medicine gemeint. Auf eine weitergehende Kritik an 
dem eingeschränkten Wissenschaftsbegriff, der damit verknüpft ist, wird 
hier verzichtet.
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wissenschaftlich anerkannten Verfahren umfasst“. Und es 
wird „klargestellt, dass das Studium sich auf die Vermittlung 
von Kenntnissen und Kompetenzen in allen wissenschaftlich 
anerkannten psychotherapeutischen Verfahren erstrecken 
soll“ (Beschlussempfehlung und Bericht des Gesundheits-
ausschusses vom 25.09.2019, Drucksache 19/13585, S. 80; 
Hervorhebung: d. Verf.).

Der jährliche Mehraufwand für die Umsetzung des Psycho-
therapiestudiums wird auf 47 Millionen Euro beziffert (Be-
schlussempfehlung und Bericht des Gesundheitsausschus-
ses vom 25.09.2019, Drucksache 19/13585, S. 5). Die Mittel 
sollen über erhöhte Curricular-Normwerte je nach Anzahl der 
Studienplätze an die Standorte verteilt werden und würden 
ausreichen, um neue Professuren inklusive Mitarbeiterinnen 
einzurichten, sodass alle wissenschaftlich anerkannten Ver-
fahren auf Professorenebene in allen Instituten, die das neue 
Psychotherapiestudium anbieten, repräsentiert wären. Dies 
würde kurzfristig sicherstellen, dass die Studierenden die ver-
fahrensbezogenen Kenntnisse und Kompetenzen auch von 
im jeweiligen Verfahren ausgebildeten Lehrenden vermittelt 
bekommen und dass sie sich informiert für eine Vertiefung 
in der Weiterbildung entscheiden können. Zudem hätten da-
durch alle wissenschaftlich anerkannten Verfahren die gleiche 
Chance, universitäre Forschung zu betreiben.

Durch eine solche Strukturqualität würde die Chance steigen, 
dass dringend benötigte Studien zu differenziellen Indikatio-
nen, jenseits der Symptomatik, realisiert werden, und zwar 
ohne researcher allegiance bias, weil alle Verfahren gleichbe-
rechtigt vertreten wären. Ebenso wäre es naheliegend, dass 
sich die Forschung dann stärker auf die Untersuchung von 
Therapie-Prozessen (statt auf noch mehr horse-race-Studien) 
konzentriert.

Durch die verfahrensausgewogene Lehre sowie die dann zu 
erwartenden verfahrensübergreifenden Forschungsansätze 
(z. B. Moderatoren und Mediatoren des Behandlungserfolgs) 
würden diese Institute Orte, an denen integratives Denken 
gedeihen kann, weil Studierende die verschiedenen Konzepte, 
Perspektiven und therapeutischen Ansätze aus erster Hand 
und von kompetenten Dozentinnen vermittelt bekämen und 
sich in den dann verfahrensgemischt geführten Hochschul-
ambulanzen die verschiedenen Verfahren in Anschauung und 
in Interventionsseminaren in Erfahrung bringen könnten.

Auch der Vorschlag von Rief (2019b), „dass Behandlungsan-
sätze aus der gleichen Kategorie (z. B. strukturorientierte psy-
chodynamische Therapie und fertigkeitsbasierte Verhaltens-
therapie) sich zur gegenseitigen Bereicherung austauschen, 
anstatt ideologische Abgrenzungen zu betreiben“ (S. 266), 
wäre dann an jedem Standort möglich, naheliegend und den 
Studierenden gleichermaßen zugänglich.

Durch eine solche Implementierung der Verfahren mit perso-
neller Strukturqualität würde der Grundstein für echte integ-
rative und dynamische Weiterentwicklungen der Psychothe-

rapie als Ganzes gelegt. Diese Weiterentwicklungen würden 
aus den gelebten Auseinandersetzungen an der Basis der In-
stitute entstehen – die Früchte dessen könnten dann gegebe-
nenfalls von der nächsten Generation PsychotherapeutInnen 
in die nächste Gesetzesreform in ca. 20 Jahren eingehen.

Mit der Einführung der Psychotherapiestudiengänge wird es 
ein kurzes Zeitfenster für die hier vorgeschlagene strukturelle 
Weichenstellung geben. Die finanziellen Mittel dazu sind vor-
handen. Jetzt braucht es nur noch den Willen dazu.
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Mut zur Zukunft – und Gegenwart: Kompetenz-
orientierte Psychotherapie-Qualifikation

Ein Kommentar zur Stellungnahme von  
Cord Benecke

Winfried Rief

Einleitung

Die Weiterentwicklung der Qualifikation in Psychotherapie 
von einem primär verfahrensorientierten Vorgehen hin zu 
einem stärker kompetenzorientierten Aus- und Weiterbil-
den birgt zahlreiche Chancen in sich. Es geht weniger um 
die Frage, welches Wissen vermittelt wurde, sondern ob 
die notwendigen Kompetenzen erworben wurden, eine gu-
te Psychotherapeutin zu werden. Ein solcher Ansatz bietet 
ein über weite Strecken verfahrensübergreifendes Qualifi-
kationsmodell, er kann die inhaltliche Kommunikation zwi-
schen Vertreterinnen unterschiedlicher Therapierichtungen 
fördern und damit die flexible Weiterentwicklung verfah-
rensspezifischer und verfahrensübergreifender Psychothe-
rapie ermöglichen. Damit lässt sich auch eine Antwort auf 
die Frage finden, wie die zunehmende Pluralisierung der 
psychotherapeutischen Entwicklungen wissenschaftlich 
fundiert integriert werden kann. Zusätzlich können über ei-
nen solchen Ansatz auch die wissenschaftlich anerkannten 
Methoden und Ansätze der Psychotherapie außerhalb der 
derzeitigen Richtlinienverfahren in die Qualifikation inte
griert werden.

Wenn ein neuer Vorschlag zur Entwicklung eines psychothe-
rapeutischen Qualifizierungsmodells gemacht wird, ist es 
legitim, sogar sinnvoll, dass auch jemand mögliche Gründe 
für eine Gegenposition darlegt. Dies hat Benecke in seinem 
lesenswerten Beitrag in diesem Heft gemacht, um damit die 
Grundlage für einen Diskurs zu schaffen. Seine Stellungnah-
me beantwortet aber nicht die Frage, wie wir der Plurali-
sierung durch wissenschaftlich basierte Neuentwicklungen 
sowie dem Pluralismus auch der Alltagsherausforderungen 
kompetent begegnen wollen. Entsprechend fasst auch 
Hans Schindler im Editorial des letzten Heftes zusammen: 
„(E)s spricht vieles dafür, die Verfahrensbedeutung tiefer zu 
hängen und das Verbot der Integration von verschiedenen 
Verfahren in den Psychotherapie-Richtlinien in Frage zu stel-
len“1.

Meine Freundin Vicky

Vicky arbeitet in der Suchtberatungsstelle. Seit ihrem Studi-
um schlägt ihr Herz für psychodynamische Verfahren und sie 
hat eine postgraduale Ausbildung in Psychoanalyse zwischen-
zeitlich fast beendet, was auch in der praktischen Arbeit ihr 
präferiertes Verfahren darstellt. Im ersten Jahr ihrer prakti-
schen Tätigkeit hat sie zusätzlich Workshops in Motivational 
Interviewing absolviert, was sie konsequent gerade bei den 
weniger motivierten Suchtpatienten in der Anfangsphase der 
Behandlung einsetzt. Am Ende der üblichen Beratungszyklen 
greift sie auch zunehmend Impulse aus dem Behandlungsan-
satz „Response Prevention“ auf, zu dem sie von Kolleginnen 
angeregt wurde.

Am Beispiel von Vicky lassen sich die Kernfragen dieser Dis-
kussion festmachen. Ist Vicky durch die Integration von Be-
handlungsansätzen wie des Motivational Interviewing (mit 
einer stark gesprächspsychotherapeutischen Komponente) 
und Relapse Prevention (mit einem stark kognitiv-behaviora-
len Anstrich) besser „fit für die Praxis“, oder hätte sie besser 
daran getan, konsequent eine rein psychoanalytische Ausbil-
dung voran zu treiben? Ist die wissenschaftliche Fundierung 
von Vickys Handeln besser, weil sie die zwei auf Evidenzgrad 
1 empfohlenen Interventionen aus Leitlinien der Suchthilfe 
integriert, oder wäre ihr Handeln wissenschaftlich fundier-
ter, wenn sie das reine psychoanalytische Handeln einsetzen 
würde, für das sich in diesem Fall ein niedrigerer Evidenzgrad 
finden lässt? Und ist es korrekt, dass die Psychotherapie-
Richtlinien eine solche Vermengung von Interventionen aus 
unterschiedlichen Therapieverfahren in der Kassenärztlichen 
Versorgungspraxis verbieten? Diese Fragen treffen selbst-
verständlich nicht nur Vicky: viele, vermutlich sogar die über-
wiegende Mehrheit stationärer Einrichtungen zeichnen sich 

1 Wenige Tage, nachdem ich diese Zeilen erstmals geschrieben hatte, 
habe ich vom Tod von Hans Schindler erfahren. Nach längerem Überlegen 
habe ich beschlossen, im positiven Gedenken an ihn dieses Zitat im Text zu 
belassen.
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durch ein kombiniertes Therapieangebot von traditionellen 
und neuen Therapieansätzen aus. Zu einer qualifizierten Aus- 
und Weiterbildung würde deshalb auch die Vermittlung von 
Kompetenzen gehören, wie ein integrierendes Handeln bei 
unterschiedlichen Behandlungsansätze erfolgen kann. Dazu 
werden verfahrensübergreifende Therapiemodelle benötigt.

Der neue Pluralismus in der Psychothe-
rapie ist wissenschaftlich fundiert
In der Psychotherapie stehen wir vor einer gewaltigen Her-
ausforderung: Innerhalb und außerhalb bestehender, traditi-
oneller Verfahrensgrenzen entwickelt sich ein neuer Pluralis-
mus an Behandlungsansätzen, die zum Teil substantiell von 
den theoretischen Grundannahmen der traditionellen Rich-
tungen abweichen, Kombinationen aus unterschiedlichen 
Richtungen vornehmen oder sich gänzlich außerhalb der 
Theoriegebäuden der in Deutschland wissenschaftlich aner-
kannten Verfahren psychodynamische Therapie (Analytische 
und Tiefenpsychologisch fundierte Psychotherapie), systemi-
sche Therapie und (kognitive) Verhaltenstherapie bewegen. 
Viele niedergelassene Psychotherapeutinnen „bereichern“ 
ihre Tätigkeit durch solche Neuentwicklungen oder Ausleihen 
aus anderen Verfahren. Während man früher solche Strömun-
gen schnell als „wissenschaftlich nicht fundiert“ zurückwei-
sen konnte, ist dies heute nicht 
mehr so einfach möglich: Viele 
der neuen Behandlungsansätze 
werden durch mehr belastbare 
wissenschaftliche Studien ge-
stützt als manche der traditionel-
len, jedoch wissenschaftlich an-
erkannten Verfahren. In meinem 
Beitrag im letzten Heft des Psy-
chotherapeutenjournals habe ich als eine Lösungsmöglichkeit 
für diese Situation vorgeschlagen, verfahrensübergreifend 
ein an Kompetenzzielen orientiertes Psychotherapie-
Qualifikationsmodell zu verfolgen, das die Integration solcher 
Entwicklungen ermöglicht. Selbstverständlich ist damit nicht 
die Abschaffung der Rolle der bisherigen anerkannten Verfah-
ren impliziert, wie Benecke befürchtet, sondern eine Auswei-
tung, Bereicherung und Flexibilisierung.

Der Kritik von Cord Benecke ist jedoch zuerst an verschiede-
nen Stellen zuzustimmen. Auch ich sehe mich zutiefst einer 
evidenzbasierten Psychotherapie in Aus- und Weiterbildung 
verpflichtet. Und ich sehe eine große Notwendigkeit für über-
geordnete Theorien und Modelle. Allerdings wehre ich mich 
dagegen, den Denkraum von Theorien und Modellen auf ei-
ne von wenigen abgegrenzten traditionellen Therapierichtun-
gen zu begrenzen. Gleichzeitig stelle ich mich, wie Benecke, 
gegen eine konzeptionelle Verarmung. Das Gegenteil, eine 
konzeptionelle Bereicherung und Pluralismus sind für eine 
dynamische Weiterentwicklung der Psychotherapie dringend 
notwendig. Diese wird aber kaum durch einen Protektionis-
mus für die traditionellen Verfahren erreicht.

Wann ist psychotherapeutisches  
Handeln wissenschaftlich fundiert?

Benecke stellt als prinzipielles Modell der Evidenzbasierung 
folgende Überlegung an: Ein Verfahren hat eine überge-
ordnete Theorie und wird laut Wissenschaftlichem Beirat 
Psychotherapie anerkannt, wenn es für bestimmte Indika-
tionsbereiche einige Studien mit wissenschaftlichen Effek-
tivitätsnachweisen bei einigen, wenn auch nicht allen rele-
vanten Störungsbereichen bieten kann. Daraufhin wird das 
Verfahren als Ganzes anerkannt und alles, was dann unter 
dem Schirmmantel des Verfahrens und dieser Theorie ge-
schieht, wird als wissenschaftlich fundiert bewertet. Wenn 
Interventionen demgegenüber durchgeführt werden, für die 
es zwar einerseits zahlreiche Evidenzbelege gibt, die aber 
andererseits nicht den wissenschaftlich anerkannten Grund-
richtungen und ihren Theorien zuordenbar sind, werden die-
se Interventionen nach Benecke als wissenschaftlich nicht 
fundiert bewertet.

Dieser theoretischen Denkrichtung vermag ich nicht zu fol-
gen. Es scheint sich mir hier um eine Polarisierung zu han-
deln, die einerseits die wissenschaftliche Fundierung der 
aktuell anerkannten Verfahren überbewertet, andererseits 
die zum Teil erschlagende Evidenz von neuen Behandlungs-

formen außerhalb der traditionellen Grundorientierungen 
über Maßen abwertet. Die bereits jetzt wissenschaftlich an-
erkannten Verfahren können sich nicht auf ewig auf der Ein-
schätzung als „wissenschaftlich anerkannt“ ausruhen. Zum 
einen hat bereits Grawe darauf hingewiesen, dass diverse 
Annahmen aus den schulenspezifischen Theoriegebäuden 
falsch sind und trotzdem protrahiert werden. Zum anderen 
ist gerade in der heutigen Zeit bei der Bewertung von wis-
senschaftlichen Studien höchste Vorsicht geboten. Die „Re-
plikationskrise“ in der Wissenschaft hat natürlich auch ihre 
Implikationen für die Psychotherapie. In den USA wurde be-
reits die Forderung formuliert, die Kriterien für „Evidenzba-
sierung“ zu erhöhen, und dann auch die bisher bewerteten 
Ansätze neu zu bewerten (Lilienfeld 2019). Auch die wis-
senschaftlich anerkannten Psychotherapie-Verfahren und 
-Methoden in Deutschland stehen bezüglich der in ihre Be-
wertung eingegangenen Studien auf weichem Untergrund.
Demgegenüber gibt es auf der anderen Seite Therapiestu-
dien höchster Qualität und Belastbarkeit, die die Wirkungs-
weise von Behandlungsansätzen belegen, die nicht direkt in
das Grundkonzept der bisherigen großen Hauptorientierun-
gen passen.

        Zu einer qualifizierten Aus- und Weiterbildung gehört auch die 
Vermittlung von Kompetenzen, wie unterschiedliche Behandlungsan-
sätze integriert werden können. Dazu brauchen wir verfahrensüber-
greifende Therapiemodelle!
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Kombination unterschiedlicher Behand-
lungsansätze: Nutzen oder Schaden?

Benecke führt in diesem Kontext weiter aus, dass die Kom-
bination von zwei als erfolgreich belegten Behandlungsansät-
zen automatisch die wissenschaftliche Anerkennung verliert, 
insbesondere wenn diese unterschiedlichen Grundtheorien 
entstammen, da zwar vielleicht die einzelnen Ansätze evalu-
iert wurden, aber nicht die Kombination. In der Tat ist ihm 
zuzustimmen, dass sich oftmals, wenn auch nicht immer, die 
Hoffnung zerschlagen hat, dass durch die Kombination von 
verschiedenen Ansätzen höhere Effektivität erreicht wer-

den könnte; eine Erfahrung, die wir auch in eigenen Studien 
gemacht haben (Kleinstäuber et al., 2019). Allerdings ist die 
Schlussfolgerung von Benecke, dass die Kombination von 
für sich genommen wirksamen Behandlungsansätzen auto-
matisch wissenschaftlich als unwirksam zu bewerten sei, 
ziemlich unbegründet. In den meisten Fällen erweist sich 
die Kombination von erfolgreichen Behandlungsansätzen in 
etwa so erfolgreich wie die Einzelbausteine. Deshalb könnte 
man auch hier das gleiche Bewertungsprinzip anlegen wie in 
der Medizin: Zwei wirkungsvolle Medikamente können kom-
biniert werden, solange es keine Hinweise gibt, dass durch 
die Verknüpfung Schaden entsteht. Diese Kombination muss 
nicht zwingend besser sein, aber noch weniger Evidenz gibt 
es dafür, dass eine vernünftige Kombination zu schlechteren 
Behandlungsergebnissen führen würde als die beteiligten 
Einzelinterventionen.

Das IAPT-Programm

Das englische Programm „Improving Access to Psychological 
Treatments“ (IAPT) setzt zum Teil auf ein kompetenzorientier-
tes und evidenzbasiertes Vorgehen. In dem seit zehn Jahren 
laufenden, weltweit einzigartigen Implementierungsprojekt 
wird angestrebt, allen Menschen mit psychischem Behand-
lungsbedarf in England auch eine entsprechende psychologi-
sche Behandlung zukommen zu lassen. Pro Jahr werden zur-
zeit 500.000 Menschen in das Programm aufgenommen und 
die Behandlungen werden wissenschaftlich begleitet (NHS, 
2019). Es konnte eine deutliche Steigerung der Erfolgsraten 
über die Zeit gezeigt werden (Clark 2018).

Beneckes Ausführungen zum IAPT-Programm tragen die Zü-
ge einer Suche nach dem Haar in der Suppe, um Gründe zu 

haben, die ganze Suppe auszuschütten. Er berichtet negative 
Nebenbefunde dieses Projektes (z. B. Überforderungsgefühle 
bei einzelnen Psychotherapeutinnen) und folgert daraus, dass 
deshalb das IAPT-Projekt aus deutscher Sicht als irrelevant zu 
verwerfen sei. Mit dem Aufspüren von veröffentlichten kri-
tischen Aspekten an dem Programm unterstreicht Benecke 
aber nicht die Schwächen, sondern die Stärken dieses IAPT-
Projektes. Durch kontinuierliche Evaluation und Rückmeldung 
auf regionaler als auch nationaler Ebene werden Problembe-
reiche identifiziert. So konnte in der Tat im IAPT-Programm 
erkannt werden, dass manche Psychotherapeutinnen über-
fordert sind (man bedenke, dass eine gute Vorbildung bei den 
Psychotherapeutinnen nicht sichergestellt war). Aber: dieses 

Problem wurde durch die kon-
tinuierliche Evaluation bei IAPT 
erkannt und durch bessere Schu-
lungen behoben, insbesondere 
in den Regionen, in denen diese 
Probleme offensichtlich wurden. 
Es handelt sich hier also um ein 
lernendes, sich ständig verbes-
serndes Versorgungssystem bei 
psychischen Erkrankungen. Ein 

solches haben wir in Deutschland nicht. Damit können solche 
und/oder andere Probleme in Deutschland existieren, ohne 
dass wir sie identifizieren und beheben können. Ich möchte 
hiermit auf keinen Fall ein hundertprozentiges Spiegeln die-
ses englischen Programmes empfehlen. Aber es wäre auch 
Dummheit, diesen großen und unvergleichbaren Erfahrungs-
schatz zur psychotherapeutischen Versorgung nicht zu nut-
zen, dem durchaus auch britische Psychoanalytikerinnen et-
was Positives abgewinnen können (Fonagy & Luyten, 2019).

Motivlagen

Es ehrt Cord Benecke, dass er seine persönlichen Motive 
für diese pointierte Gegenstellungnahme offenlegt: Es geht 
ihm darum, politischen Druck zu erzeugen, möglichst an al-
len Standorten Professuren für psychodynamische und sys-
temische Therapie einzurichten. Durch das Schaffen neuer 
Professuren insbesondere in den traditionellen Bereichen 
werden aber die hier skizzierten Aufgaben zur Entwicklung 
übergeordneter Konzepte zur Weiterentwicklung der Psy-
chotherapie sowie zur Bewältigung aktueller und zukünftiger 
Herausforderungen kaum gelöst. Zurückweisen möchte ich 
die Unterstellung, dass mir hier im Gegenzug ähnlich persön-
liche Motive zugeschrieben werden könnten. Das Problem, 
dass wir einen veränderten Umgang mit dem Begriff „wis-
senschaftlich anerkanntes Therapieverfahren“ benötigen, 
manche Grenzen flexibilisieren müssen und mehr Pluralismus 
auch außerhalb der traditionellen Verfahren zulassen müssen, 
hat bereits Grawe vor 30 Jahren beschrieben. Das Thema 
wird in anderen Ländern zum Teil noch intensiver und offener 
diskutiert. Der American Psychologist veröffentlichte gerade 
einen Artikel mit dem bezeichnenden Titel „Obtaining con-
senses in psychotherapy: What holds us back?“ (Goldfried, 

        Im Zuge des neuen Psychotherapiestudiums wollen manche 
mit Berufung auf die traditionelle Verfahrensorientierung politischen 
Druck erzeugen, möglichst an allen Standorten Professuren für psy-
chodynamische und systemische Therapie einzurichten.
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2019). Goldfried führt aus, dass wir eine übergeordnete The-
orie zur Psychotherapie benötigen, die ein Dach für alle evi-
denzbasierten Behandlungsansätze sein kann. Dadurch kann 
die Kommunikation zwischen verschiedenen Verfahrensver-
tretern verbessert werden sowie ein Modell entstehen, wann 
und wie Behandlungsansätze aus unterschiedlichen Verfah-
ren integriert werden können. Auch ließe sich daraus ablei-
ten, wie wir unserem Nachwuchs die Kompetenz vermitteln 
können, einen sinnvollen Umgang mit der Heterogenität von 
Behandlungsansätzen zu finden, anstatt sie in Überforde-
rungssituationen oder Kommunikationskonflikte zu senden. 
Diese fachlichen Herausforderungen zur Lösung dürfen nicht 
bagatellisiert werden.

Fazit

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass es einen enor-
men wissenschaftlichen und praktischen Pluralismus gibt, der 
sich außerhalb bestehender traditioneller Therapieschulen-
Konzepte bewegt. Sowohl in der Versorgung als auch in der 
modernen Psychotherapieforschung werden Kombinationen 
aus unterschiedlichen Ansätzen vorgenommen. Es stellt sich 
zunächst die Frage nach einem übergeordneten Konzept für 
die Integration unterschiedlicher Interventionen und dann die 
weitergehende Frage, wie diese Entwicklungen in der The-
rapieaus- und -weiterbildung berücksichtigt werden können. 
Der von mir ausformulierte Vorschlag eines übergeordneten, 
wissenschaftlich fundierten Aus- und Weiterbildungsrahmens 
durch Kompetenzorientierung soll hierfür eine Lösungsmög-
lichkeit bieten. Dies ist nicht ein Plädoyer für einen konzeptlo-
sen Eklektizismus, auch kein Plädoyer für eine theorielose Aus- 
oder Weiterbildung, im Gegenteil. Auch geht es nicht um eine 
Abschaffung der traditionellen Therapieverfahren. Es geht um 
eine konzeptionelle Ausweitung mit der Zielsetzung, den wis-
senschaftlich fundierten Pluralismus von Behandlungsansät-
zen, aber auch wissenschaftlich fundierte Therapiemethoden 
oder Kombinationen aus unterschiedlichen wissenschaftlich 
fundierten Ansätzen besser im Gesamt-Qualifikationsmodell, 
aber auch in der Versorgung fundiert integrieren zu können. So-
wohl in der Wissenschaft als auch in der Praxis stellt sich diese 
Herausforderung nicht erst in der Zukunft, es ist eine Heraus-
forderung der Gegenwart.
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Rezensionen

Wenn eine Psychotherapeutin selber Hilfe braucht …

Saalfrank, B. (2019). Ich, Birgit, Autis-
tin und Psychotherapeutin, Ostfildern: 
Patmos, 262 S., 24,00 €

In diesem Buch berichtet die Autorin 
von ihrer Lebens-, Leiden- und Thera-
piegeschichte. Ihre Herkunftsfamilie be-
schreibt sie als zerstritten, ihre Mutter 
als unfähig, Mitgefühl zu zeigen, und bei 
ihrem früh verstorbenen Vater vermutet 
sie mittlerweile auch eine autistische 
Störung. Da die Mutter sie früh in ihre 
Partnerschaftsprobleme „einbezieht“, 
bleibt sie dem Vater fern. Daher, so ver-
mutet sie, hat ihr die Erfahrung gefehlt, 
sich in einer Dreierbeziehung zu erle-
ben, und sie konnte vor ihren späteren 
verschiedenen Therapien nur symbioti-
sche Beziehungen eingehen. Von ihrer 
Mutter stammt die Aussage: „Ich kann, 
was ich will“. Mit diesem Motto hat sie 
erfolgreich Psychologie studiert und 
eine verhaltenstherapeutische Psycho-
therapieausbildung absolviert.

Zwar sei sie schon in der Schule nicht 
besonders sozial integriert gewesen, 
die Schwierigkeiten mit dem Bezug zu 
anderen Menschen sind aber erst in der 
psychotherapeutischen Berufstätigkeit 
richtig deutlich geworden. „Ich war nun 
in keinster Weise mehr ich selbst, son-
dern wurde immer mehr zu einer Rolle, 
die meine eigene Identität, mein ,Wah-
res Selbst’ verdrängte“ (S. 76). Die Au-
torin beginnt eine psychoanalytische 
Therapie und versucht durch einen Ar-
beitsplatzwechsel den Druck zu vermin-
dern. Aber auch in der Leitungsfunktion 

eines Psychosozialen Zentrums kommt 
sie nicht zur Ruhe. Nach der Arbeit ver-
bringt sie den Rest des Tages mit Grü-
beln und findet keinen Kontakt zu sich 
selbst und zu ihrer Lebenspartnerin.

Ein Buch bringt sie zur Frage, ob es 
sich auch bei ihr um Autismus handelt. 
Nach der Diagnose Asperger-Autismus 
kommt es dann zu einem „autistischen 
Schub“. Schließlich entscheidet sie 
sich dafür, so schreibt sie, lieber autis-
tisch auffällig zu sein, als immer unter 
Anspannung zu stehen. Mit Hilfe eines 
„Teilemodells“ beginnt sie, sich selbst 
besser zu verstehen. Sie erlebt einen 
kindlichen Teil, einen Funktionsteil, der 
viel leistet und sich sehr anstrengt, aber 
ihr „Ich“, vermutet sie, ist lange Zeit im 
Winterschlaf gewesen.

Sehr schwer fällt es ihr, endgültig Ab-
schied von ihrem Beruf zu nehmen und 
in die Berentung zu gehen. Sie erlebt 
das als Verlust des gesellschaftlichen 
Status, was starke Suizidgedanken zur 
Folge hat. Sie holt sich viel unterschied-
liche Hilfe: Neben der Psychoanalyse 
sucht sie Unterstützung in Kliniken, 
bei einer Verhaltenstherapeutin, einer 
Paartherapie und einem Coaching. Es 
wird deutlich, wie unterschiedlich die 
verschiedenen Hilfen wirken, aber al-
les trägt dazu bei, dass ihr Kontakt zum 
„Ich“ sich verstärkt.

Vor allem die Psychoanalytikerin erlebt 
sie als nach „beelternde“, fürsorgliche 
neue Beziehungserfahrung. Aber auch 

die anderen Unterstützungsangebote 
haben ihren Beitrag dazu geleistet, dass 
Frau Saalfrank heute ein Leben mit Au-
tismus, aber ohne Depression in einer 
dauerhaften Beziehung lebt. Sie ist eh-
renamtlich tätig. Von einer Rückkehr 
in die Berufstätigkeit als Psychothera-
peutin ist keine Rede mehr. Außerdem 
geht sie davon aus, lebenslang ein An-
tidepressivum und ein Neuroleptikum 
nehmen zu müssen.

Dieses Buch ist gut verständlich ge-
schrieben. Es bringt einem die Person 
der Autorin sehr nahe. Aber es ist natür-
lich verfasst worden, als die Autorin die 
tiefen Täler und schmerzhaften Heraus-
forderungen im Wesentlichen bereits 
hinter sich hatte. Dies macht es zu ei-
ner „Erfolgsgeschichte“. Die mit dieser 
Entwicklung verbundenen Schmerzen 
lassen sich nur erahnen. Eine Frage 
hat sich mir gestellt: Wie konnte den 
Supervisorinnen1 in der Approbations-
ausbildung verborgen bleiben, dass die 
Autorin so wenig bei sich und so sehr in 
einer Rolle gesteckt hat?

† Hans Schindler,
Bremen

1 Zu der mit der Ausgabe 4/2017 eingeführten 
geschlechtersensiblen Schreibweise im Psycho-
therapeutenjournal lesen Sie bitte den Hinweis 
auf der hinteren inneren Umschlagseite. Bei 
dieser Ausgabe handelt es sich um ein Heft in der 
weiblichen Sprachform.
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Der inneren kritischen Stimme gelassen gegenübertreten

Pigorsch, B. (2019): Der innere Kritiker 
von Psychotherapeutinnen und Psy-
chotherapeuten. Weinheim: Beltz, 243 S., 
36,99 €

Würde man ein Symposium aller kriti-
schen Stimmen von Psychotherapeu-
tinnen und Psychotherapeuten anberau-
men, träfe man vermutlich auf ziemlich 
finstere Gestalten in ziemlich düsteren 
und zynischen Diskussionen. Hier käme 
die Unfähigkeit der „Psychos“ in gna-
denlosen Verriss: „Die hat doch selbst 
die größte Schacke! Immer schlecht 
vorbereitet! Unempathisch! Unfähig! 
Hat keine Ahnung von Theorie. Und 
weiß viel weniger als alle anderen. 
Blenderin! Scharlatan!“. Sicherlich wä-
re beim Symposium auch die Unter-
veranstaltung mit dem Titel „Kritik am 
Privatleben“ ein Publikumsrenner: „Un-
zureichend im Kontakt mit der Familie, 
nerviger Partner, vernachlässigende 
Tochter, eigentlich eh beziehungsge-
stört ...“ Glaubt man dem Buch von Bo-
ris Pigorsch, so wäre es zudem ein äu-
ßerst gut besuchtes Symposium. Denn 
Pigorsch, selbst niedergelassener Psy-
chotherapeut, hat sich eingehend ver-
traut gemacht mit Selbstabwertungen 
und Selbstkritik unter Kolleginnen. Laut 
ihm sind Selbstzweifel und Selbstankla-
gen in unserem Beruf allgegenwärtig. 
Merkwürdig: Gehen denn viele Psy-
chotherapeutinnen – wider besseres 
und täglich aktualisiertes Wissen – so 
schlecht mit sich um? Teilen viele von 
uns diese narzisstische Wunde als Aus-
gangspunkt für diesen eigentlich un-
möglichen Beruf? Blieben wir dann, wie 
schon Wolfgang Schmidbauer (1981) 
formuliert hat, als Psychotherapeutin-
nen doch „hilflose Helfer(innen)“?

Oder kann es letztlich doch gelingen, 
die für unsere Patientinnen eingesetzten 
Fähigkeiten auch für uns selbst frucht-
bar zu machen? Genau dies möchte Pi-
gorsch mit seinem Buch anregen. Sein 
Vorschlag der Auseinandersetzung mit 
der inneren Kritikerin fußt auf der sog. 
Teilearbeit bzw. Ego-State-Therapie, die 
mit hypnotherapeutischen Zugängen 
einen Dialog mit dem kritischen Selbst-

anteil sucht. Er erklärt Erscheinungs-
formen und typische Vorwürfe dieser 
Selbstanteile und illustriert seine Thesen 
auch durch Auszüge von Interviews mit 
Kolleginnen, die sich mit ihm auf die Ex-
ploration ihrer inneren kritischen Stimme 
eingelassen haben. Immer wieder ist 
bedrückend zu lesen, wie viel Ankla-
gendes und Vorwürfliches in unseren 
beruflichen und privaten Selbstbildern 
gebunden ist. Es ist gut und wichtig, 
dass in diese Schattenseite des psycho-
therapeutischen Arbeitsfelds Licht fallen 
darf. Dass die oft anzutreffende heimlich 
nagende Selbstabwertung den Sphären 
von Scham, Verschweigen und Verleug-
nen entkommen und geteilt werden darf. 
Dass also auch die „verwundeten Heile-
rinnen“ (im griech. Cheiron-Mythos) ihre 
eigenen Wunden zu offenbaren wagen.

Pigorsch hat in seinem Buch höchst um-
fangreiches Arbeitsmaterial zur Ausein-
andersetzung mit der inneren Kritikerin 
entwickelt und zusammengetragen. Er 
verknüpft Ego-State-Zugänge mit ver-
haltenstherapeutischem Vorgehen und 
achtsamkeitsbasierten Methoden, wie 
etwa buddhistische Atemmeditationen. 
Ein Großteil seiner Anregungen finden 
sich als Arbeitsblätter, die er zur Selbst-
auseinandersetzung vorschlägt. Er lädt 
ein, neben der Erkundung der eigentli-
chen positiven Absichten der inneren kri-
tischen Stimme auch eine liebevoll-be-
gleitende kennenzulernen. Die kann da-
rin unterstützen, auch für uns selbst zu 
entwickeln, wofür wir viele unserer Pa-
tientinnen zu sensibilisieren versuchen: 
Selbstfürsorge. So ist die wiederkeh-
rende Anregung, sehr konkret im psy-
chotherapeutischen Alltag auf all das zu 
achten, was lebendig hält, stärkt, Spaß 
macht und guttut. Und hat ein 15-Tage-
Kompaktprogramm für die Umsetzung 
der Erkenntnisse in den Lebensalltag.

Kritikerinnen mögen einwenden, dass 
Pigorsch damit gerade den psychothera-
peutischen Perfektionsanspruch auf die 
Spitze treibt: Sind die umfänglichen Ar-
beitsaufgaben wiederum Fleißprogramm 
zur erneuten Selbstoptimierung – diesmal 
der Auflösung und Integration der negati-

ven Stimmen? Haben wir es dann mit der 
Fortsetzung und Pervertierung des Be-
schriebenen nur mit perfiderer Begrün-
dung zu tun? Aber Pigorsch nimmt diese 
Kritik vorweg und betont in seinem Buch, 
dass es ihm vielmehr um den Versuch ei-
ner gelassenen, neugierigen und freund-
lichen Akzeptanz gegenüber bisweilen 
auch quälendem Geschehen geht, das 
sich in diesem Prozess verändern und 
vielleicht sogar auflösen darf.

Ein weiterer kritischer Einwand könnte 
sich auf die objektiven strukturellen Ge-
gebenheiten der (meist einsamen) The-
rapiesituation beziehen. Diese können 
sich ja (bei mangelnder Intervision) zu 
überzogenen Erwartungen und Vorstel-
lungen der Psychotherapeutinnen in Be-
zug auf Erreichbares und Leistbares be-
ziehen. Das andere sind Unsicherheiten, 
die etwa darin begründet sind, dass man 
nur einen Weg für die jeweilige Stunde 
einschlagen kann. Die Frage „Hätte ich / 
hätten wir es nicht auch besser machen 
können?“ würde dann ggf. strukturell zur 
therapeutischen Situation dazugehören. 
Zudem: Sind Selbstzweifel gerade in 
diesem Berufsstand nicht auch produk-
tiv und angebracht? Die realitätsange-
messenen Formen von Selbstzweifeln 
geraten Boris Pigorsch möglicherweise 
ein wenig aus dem Blickfeld. Nicht jeder 
wird etwas mit der Vielfalt an vorgeschla-
genen Arbeitsbögen anfangen können. 
Vermutlich suchen manche den Dialog 
mit ihrem therapeutischen Über-Ich und 
seinen malignen Ausformungen lieber 
auf unstrukturierte Weise. Der Fundus 
an (auch im Audio-Download zugängli-
chen) Trancen und Phantasiereisen, an 
Meditationsvorschlägen, an hilfreichen 
Metaphern und Zitaten ist aber so groß, 
dass vermutlich jede Leserin wertvolle 
Anregungen und Inspiration für die ei-
gene Auseinandersetzung erfährt. Und 
hoffentlich auch Mut fasst, offener und 
schamfreier von eigenen Selbstzweifeln 
zu sprechen und sie zu teilen. Darüber 
auch lachen zu können, wäre schon mal 
ein guter Anfang.

Dr. Vera Kattermann,
Berlin
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Mehr Erlebnisorientierung in der Verhaltenstherapie wagen

Langlotz-Weis, M. (2019). Körperorien-
tierte Verhaltenstherapie. München: 
Reinhardt, 116 S., 19,90 €

Auch wenn der Körper gleich mehrfach 
ein zentrales Element in der Verhaltens-
therapie (VT) darstellt – einmal in der 
Organismus-Variable sowie bei der phy-
siologischen und motorischen Reaktion 
in der Mikroanalyse –, fand er lange 
wenig Beachtung in der praktischen 
Therapie(-ausbildung). Maren Langlotz-
Weis leistet daher mit ihrem Buch Pio-
nierarbeit, in dem sie jahrelang selbst 
angewandte Körperübungen nun einem 
breiten Publikum zugänglich macht. Die 
Autorin zeigt uns, wie sich körperorien-
tierte Verfahren in die VT integrieren 
lassen – und diese ungemein berei-
chern kann. Dies gelingt der Autorin 
auf besonders authentische Art, da sie 
selbst die Rollen der seit Jahrzehnten 
praktizierenden Verhaltenstherapeutin, 
Körperpsychotherapeutin und Ausbilde-
rin vereint.

Das Buch teilt sich in fünf Kapitel auf. 
In der Einleitung (Kapitel 1) verortet die 
Autorin zunächst die körperliche Seite 
innerhalb der VT, indem sie deren Kern-
stück – die Mikroanalyse – vorstellt. 
Bereits etablierte Verfahren wie Body-
Check und Biofeedback werden von 
der körperorientierten Verhaltensthera-
pie abgegrenzt: Bei dieser wird direkt 
mit dem Körper und seinen Reaktionen 
unter Berücksichtigung der therapeuti-
schen Beziehung gearbeitet. Damit wer-
den auch die zwei wesentlichen Ziele 
dieses Verfahrens benannt, die in der 
1) Arbeit im „Hier und Jetzt“ sowie 2)
der Nutzung des Körpers, um Zugang
zu eigenen Gefühlen und Erfahrungen
zu bekommen, liegen. Kapitel 2 bietet
eine theoretische Einbettung, in dem
relevante Grundlagengebiete der Psy-

chologie und deren Bezug zur körperori-
entierten Verhaltenstherapie dargestellt 
werden. Als Grundlage körperorientier-
ter Interventionen wählt Langlotz-Weis 
das Modell der affektmotorischen Sche-
mata von Downing (1996), bei dessen 
Mitarbeiterinnen sie auch selbst ihre 
Ausbildung absolviert hat. Abschließend 
wird der körperorientierte Ansatz in der 
„Dritten Welle“ der VT eingeordnet, in 
der Gefühle, die therapeutische Bezie-
hung, Bindung und die Lerngeschichte 
wichtige Ergänzungen zu den ersten 
beiden Wellen darstellen. Neben der 
Orientierung im Augenblick unter Ver-
wendung von Atemtechniken im acht-
samkeitsbasierten Ansatz nutzt Maren 
Langlotz-Weis vorrangig Kernelemente 
der Schematherapie. In Kapitel 3 wird 
das Handwerkszeug für körperorientier-
tes Arbeiten beleuchtet. Dies reicht vom 
konkreten Setting sowie von benötigten 
Materialien über Indikationen bezüglich 
verschiedener Störungsbilder bis hin zu 
Themen wie Berühren, therapeutischer 
Grundhaltung und dem Umgang mit 
aufkommenden Emotionen. In Kapitel 4 
werden konkret Interventionen für Ein-
zel- und Gruppensettings vorgestellt. 
Schwerpunkte stellen Atemübungen, In-
terventionen zur Modulation von Gefüh-
len sowie Übungen zum Haltgeben dar. 
In einer Schlussbemerkung (Kapitel 5) 
skizziert die Autorin die Entstehungs-
geschichte des Buches und benennt 
ihre Intention, „wortwörtlich mehr ‚Be-
wegung‘ ins therapeutische Arbeiten“ 
(S. 112) zu bringen.

Langlotz-Weis verbindet erstmalig kör-
perorientierte Verfahren konkret mit 
Verhaltenstherapie. So betont die Auto-
rin auch, dass lediglich etwa 20 % einer 
körperorientierten Verhaltenstherapie 
aus Körperübungen bestehen, wäh-
rend die übrigen 80 % der kognitiven 

Einbettung des Erlebten dienen. Die 
vorgestellten Interventionen stellen 
nicht nur für Verhaltenstherapeutinnen 
hilfreiche Werkzeuge dar, um einen 
Zugang zu Gefühlen und Erinnerungen 
zu bekommen, die kognitiv häufig nicht 
aufgedeckt werden können. Damit wird 
die VT um den Aspekt der Erlebnisori-
entierung bereichert. Wissenschaftlich 
gesprochen setzt die körperorientierte 
Verhaltenstherapie beim Grawe‘schen 
Wirkfaktor der Problemaktualisierung 
an – ohne zu erwarten, dass dies un-
bedingt von Erfolg gekrönt sein muss. 
Einen Versuch ist es jedoch wert.

Das vorliegende Buch ist handlich, gut 
lesbar und äußerst praxisorientiert, 
weswegen es für jede Psychotherapeu-
tin eine Bereicherung im Regal darstellt. 
Die enge Verknüpfung von Körper-
therapie mit schematherapeutischen 
Elementen wie der begrenzten ‚Nach-
beelterung‘ ist Geschmackssache und 
eher den persönlichen Präferenzen der 
Autorin als einer objektiven Darstellung 
geschuldet. An dieser Stelle wären 
noch Kombinationsmöglichkeiten mit 
anderen verhaltenstherapeutischen An-
sätzen wünschenswert gewesen. Ma-
ren Langlotz-Weis begegnet mit ihren 
körperorientierten Verfahren bewusst 
Hemmungen und Vorurteilen in der 
Psychotherapie bezüglich Berührungen 
und vermeintlicher Erotisierung. Jede 
Therapeutin kann selbst entscheiden, 
welche Übungen aus diesem facet-
tenreichen Werkzeugkoffer zum eige-
nen Stil passen und welche nicht. Die 
gute Nachricht für eher kontaktscheue 
Praktikerinnen: Körperorientierte Ver-
haltenstherapie ist auch gänzlich ohne 
Berührung möglich.

Daniela Schultheis,
Karlsruhe
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Leserbriefe

Über den bequemen Thera-
peutensessel hinausdenken

Mit Unbehagen habe ich den Artikel 
zum „Umgang mit der Klimakrise“ ge-
lesen.

Zuerst die Kritik: es sieht zunächst aus, 
als würde Fabian Chmielewski die psy-
chotherapeutische Abstinenzregel im 
psychotherapeutischen Kontext in Fra-
ge stellen. Leider recht mühsam muss 
ich mir aus dem Text erarbeiten, dass 
er nicht dies meint, sondern ein „un-
abstinentes“ Engagement unserer Be-
rufsgruppe in der Gesellschaft fordert. 
Merkwürdig finde ich auch, die verbrei-
tete Ignoranz gegenüber dem Klima-
wandel zum „gesamtgesellschaftlichen 
Gesundheitsproblem“ zu erklären, das 
wir „mit unserem psychologischen 
Rüstzeug“ behandeln müssen. Eine 
diagnostische und therapeutische Hal-
tung gegenüber Einzelnen ohne The-

Liebe Leserinnen und Leser,
der Beitrag „Die Verleugnung der Apokalypse – zum Umgang mit der 
Klimakrise aus der Perspektive der Existentiellen Psychotherapie“ von 
Fabian Chmielewski in der letzten Ausgabe des Psychotherapeuten-
journals (PTJ 3/2019, S. 253–260) hat eine kontroverse Diskussion 
ausgelöst. Der Autor hatte in seinem Fachartikel versucht, mit seinem 
theoretischen Rüstzeug und seinem praktischen Erfahrungswissen als 
Psychologischer Psychotherapeut gesamtgesellschaftliche Wahrneh-
mungs- und Verdrängungsmuster im Zusammenhang mit der Klimakrise 
zu analysieren und vor diesem Hintergrund erste Überlegungen für Hand-
lungsempfehlungen angestellt. Auslöser einiger kritischer Kommentare 
zu diesem Text war eine tendenziöse Besprechung des Artikels in ei-
nem einschlägigen Blog, was wiederum eine polarisierte Debatte um 
Ursachen und Folgen des Klimawandels auch und vor allem außerhalb 
des Fachpublikums auf den Plan rief. Der Großteil der mitunter in aufge-
regtem und beleidigendem Ton vorgetragenen Meinungsäußerungen be-
wegte sich entlang der eingespielten Frontlinien. So wurde der PTJ-Ar-
tikel wahlweise negativ als Ausweis einer Tendenz zur bevormundenden 
„Öko-Diktatur“ vereinnahmt oder aber zustimmend als Selbstbestäti-
gung dafür genommen, dass es angesichts von Verblendungsvorgängen 
in der Gesellschaft erst recht eines aktivistischen Weckrufs zur Rettung 
der Menschheit bedarf. Doch es gab in der Auseinandersetzung mit dem 
Text erfreulicherweise auch viele sachlich gehaltene Zwischentöne.

Ausweislich des Editorials des letzten Heftes sollte dieser Fachartikel, 
der als solcher weder ein allgemeinpolitischer Meinungsbeitrag noch 

eine klimawissenschaftliche Abhandlung sein wollte, in unserer Berufs-
gruppe u. a. eine „Diskussion um die Möglichkeiten – und Grenzen – un-
seres Engagements in den Rollen als Psychotherapeuten und Bürger“ 
anstoßen. Diese fachliche Diskussion fand sich auch in den hunderten 
Leserbriefen und Kommentaren wieder, die uns dazu erreicht haben. 
Nachfolgend finden Sie davon eine sehr kleine Auswahl, welche die 
wesentlichen wiederkehrenden Argumentationslinien allerdings gut wi-
derspiegelt.

Herr Chmielewski hat seine Positionen bereits in seinem Artikel ausführ-
lich dargelegt und absichtliche oder unbewusste Fehldeutungen in den 
Medien eindeutig klargestellt. Wir wollen hier nur wiederholen: Er hat in 
seinem Artikel schon vorsorglich der Unterstellung widersprochen, dass 
durch die vorgenommene sozialpsychologische Analyse von kollektiv 
wirksamen Mechanismen Menschen mit anderen politischen Ansichten 
pathologisiert und dadurch aus dem öffentlichen Diskurs ausgegrenzt 
werden sollen. In keinem Satz des Artikels werden Zwangsmaßnahmen 
gegen politisch Andersdenkende gefordert!

Wir wollen nun aber Ihnen das Wort geben und freuen uns auch weiter-
hin, wenn sich unsere Leserinnen und Leser lebhaft an der Debatte zu 
den Themen in unserer Zeitschrift beteiligen. Damit Ihr Leserbrief noch 
in der kommenden Ausgabe gedruckt werden kann, sollte er bis zum 22. 
Januar 2020 bei der Redaktion (redaktion@psychotherapeutenjournal.
de) eingehen. Als Leserinnen und Leser beachten Sie bitte, dass die Le-
serbriefe – ebenso wie die Fachartikel – die Meinung der Verfasserinnen 
und Verfasser und nicht die der Redaktion wiedergeben.

rapieauftrag? Das widerspricht meiner 
Berufsethik. Außerdem gibt es andere 
Gründe, den Klimawandel zu ignorieren: 
wenn Menschen einfach nicht genug 
darüber wissen, eine andere Überzeu-
gung, andere Prioritäten oder eigennüt-
zige, i. d. R. wirtschaftliche Interessen 
haben. (…) Aber ich lese weiter, irgend-
wie packt mich der Artikel, ich diskutie-
re darüber mit KollegInnen. (…)

Wenn (…) ein Artikel – und das ist mit 
diesem geschehen – (…) in sozialen 
Medien nicht nur diskutiert, sondern 
regelrecht verrissen wird, frage ich 
mich: wozu und warum? Die Antwort 
liegt auf der Hand: weil das Thema Kli-
mawandel unter die Haut geht – auch 
uns. (…) Spaltet der Artikel? Nicht der 
Artikel. Spaltungsphänome sind eine 
mögliche, auch kollektive Antwort auf 
eine existentiell bedrohliche, äußere 
Realität – und das ist der menschen-
gemachte Klimawandel, davon gehen 

97 % der wissenschaftlichen Erkennt-
nisse aus.

Unsere Diskussionen sind also nur ein 
Spiegelbild dessen, was aktuell in der 
Gesellschaft passiert. Zum Glück gibt 
es da auch die Mitte, als Haltung, nicht 
als politische Auffassung, und genau da 
gehören wir als Berufsgruppe und als 
TherapeutInnen hin. Unsere Aufgabe 
ist es, die Phänomene wahrzunehmen, 
zu beschreiben, zu verstehen und zu in-
tegrieren. Erst wenn wir das Thema in 
uns hineinlassen, sind wir in der Lage, 
angemessen zu reagieren, wenn unse-
re PatientInnen es in die Therapie brin-
gen. Was wir als Einzelne außerhalb der 
Therapie tun oder nicht tun, ist unsere 
Privatangelegenheit.

Für uns als Berufsgruppe darf aber ge-
fordert werden, hier stimme ich dem 
Autor entschieden zu, sich auf Grund 
der vorliegenden, wissenschaftlichen 
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Erkenntnisse für konsequenten Klima-
schutz einzusetzen. (…) Wie wir die-
sen Einsatz gestalten, kann und muss 
diskutiert werden. Mit Sicherheit ist 
es richtig, gesellschaftlichen Spal-
tungstendenzen entgegenzutreten, die 
bereits jetzt aus der Bedrohung resul-
tieren. Das erfordert – auch unter uns 
– mit Respekt und Wertschätzung über
das Thema zu diskutieren. Das erfor-
dert Aufklärungsarbeit. Das erfordert
unser – hoffnungsvolles – Engagement
gegen die Angst und für eine lebens-
werte Zukunft auf diesem Planeten.
Das erfordert den wissenschaftlichen
Diskurs und das Vertreten unserer For-
derungen – als Berufsgruppe – auch im
öffentlichen und politischen Raum. Das
hat vielleicht zur Konsequenz, über un-
sere bequemen TherapeutInnensessel
hinauszudenken. Der Artikel hat dazu
einen wichtigen Anstoß gegeben.

Dipl.-Psych. (FH) Heike Krause,
Salzgitter

Politisches Engagement 
gefährdet die Behandlungs-
qualität!

Wie im ähnlichen Maßstab bei der Mi-
grationsdebatte 2015 beherrscht ge-
genwärtig die Klimadebatte, welche 
ihrerseits wiederum von der „Fridays 
for Future“-Bewegung (FfF) dominiert 
wird, die gesellschaftliche und politi-
sche Diskussion. Diese Diskussion ist 
emotional stark aufgeladen, von zuwei-
len extremer, moralbasierter Argumen-
tation geprägt und wird von Anhängern 
(…) teilweise in Richtung einer religiö-
sen Bewegung geführt. In letzter Zeit 
haben sich zahlreiche Vertreter der FfF 
im Namen dieser zu Positionen abseits 
reiner Klimapolitik bekannt (…).

In der letzten Ausgabe des Psychothe-
rapeutenjournals erschien ein Artikel, 
der anregte, auf verschiedene Art und 
Weise FfF zu unterstützen. Dies sollte 
einerseits durch eine generelle offe-
ne politische Unterstützung durch die 
deutsche Psychotherapie sowie durch 
das Integrieren dieser in die alltägliche 
therapeutische Arbeit geschehen. Be-
reits in der Überschrift erschien eine 
stark religiöse geladene, eindeutige 

Wertung in Form der „Verleugnung der 
Apokalypse“. Aber besitzt die Psycho-
therapie überhaupt das methodische In-
ventar, um als Fach eine wissenschaft-
lichen Erfordernissen genügende Beur-
teilung klimawissenschaftlicher Studien 
vornehmen zu können? Wie würde sich 
eine solche Beurteilung auf das Anse-
hen des Faches auswirken, falls sie sich 
als fehlerhaft erweisen würde? (…)

Der Psychotherapeut an sich unter-
liegt aus verschiedenen Gründen dem 
Neutralitätsgebot. Stark vereinfacht, 
könnte der rechtlich und vertraglich 
festgelegte Auftrag als die Behandlung 
von Patienten mit dem Ziel der Hei-
lung formuliert werden. Wozu könnte 
ein politisches Engagement im Sinne 
von FfF diesbezüglich führen? Könn-
te es Patienten verschrecken, die die 
Ziele von FfF nicht teilen, und damit 
ihre Chance auf angemessene, ihnen 
zustehende Behandlung zunichtema-
chen? Könnte es von Therapeutenseite 
nicht zu, wahrscheinlich abwertenden, 
Werturteilen gegenüber solchen Pati-
enten führen? Könnte es auf Patienten-
seite und in der Gesellschaft falsche 
Vorurteile gegenüber Psychotherapie 
stärken? Mein Patientenstamm ist nur 
wenig akademisch geprägt, und ich be-
gegne immer wieder Vorurteilen, dass 
Psychotherapie eher Religion, Esoterik 
oder Moral sei als wissenschaftlich 
fundiertes Heilverfahren. (…) Was 
würde eine Verbindung von Psycho-
therapie und FfF für den Zugang dieser 
Diskutanten zu potentiell nötiger Psy-
chotherapie bedeuten?

Könnte es im Gegenzug allerdings bei 
Patienten, die die Ansichten Fabian 
Chmielewskis zu FfF teilen, ebenfalls 
therapiegefährdende Effekte wie Fra-
ternisierung über politische Agitation 
und Weltanschauung auslösen, die 
den Fokus von der eigentlichen The-
rapie wegbewegen? Könnte gar eine 
politische Manipulation am Patienten 
legitimiert werden, die sich unter dem 
Deckmantel gesundheitlicher Fürsorge 
verbirgt? Was passiert, wenn sich eine 
der Gegenbewegungen zu FfF durch-
setzt? Würde dies der Psychotherapie 
in Deutschland und damit der Versor-
gung unserer Patienten schaden?

Letztendlich: Wem ist der Behandler 
verpflichtet, und wem kann er verpflich-
tet werden? Ich sehe mich vor allem der 
Behandlung meiner Patienten verpflich-
tet, die ich wegen obiger Gedanken-
gänge nicht mit einem klimapolitischen 
Engagement meinerseits in meiner 
Funktion als Psychotherapeut vereinba-
ren kann.

Malte vom Brocke,
Lübeck

„Heilsame“ Unruhe

Vielen Dank für Ihren – durchaus muti-
gen – Artikel! (…) Es bedarf keiner pro-
phetischen Fähigkeit, um zu antizipie-
ren, dass Sie mit Ihren Zeilen nicht nur 
Zuspruch ernten. (…) (O)ffensichtlich 
ist es Ihnen dann gelungen, ein wenig 
„heilsame“ Unruhe in der Community 
der Psychotherapeuten auszulösen. 
Und idealerweise einen Diskurs darü-
ber anzustoßen, welche Funktion(en) 
Psychotherapeuten bzw. psychologi-
sche Metatheorien (bzw. therapeuti-
sche „Schulen“ oder „Ideologien“) 
– mal mehr, mal weniger selbstreflek-
tiert – in einer modernen Gesellschaft
einnehmen.

Hillmann und Ventura schrieben bereits 
1993: „Wir haben einhundert Jahre 
Psychoanalyse hinter uns und die Men-
schen werden immer sensibler, und der 
Welt geht´s immer schlechter (…) Wir 
arbeiten unaufhörlich an unseren Be-
ziehungen, an unseren Gefühlen und 
Reaktionen, aber dabei übergehen wir 
etwas (…) den immer schlechter wer-
denden Zustand der Welt. Warum hat 
die Psychotherapie das nicht bemerkt? 
Weil die Psychotherapie sich nur mit je-
ner ‚inneren Seele‘ beschäftigt. Indem 
sie die Seele aus der Welt herausnimmt 
und nicht erkennt, dass die Seele auch 
in der Welt ist, kann die Psychotherapie 
nicht mehr funktionieren.“ Das ist nun 
mehr als ein Vierteljahrhundert her. Hat 
die Psychotherapie inzwischen (hinrei-
chend) ihre Funktion(en) im Getriebe 
der Moderne reflektiert? Oder stockt 
ihre Selbst-Aufklärung und sie ist Teil 
eines kollektiven Prozesses des „Sich-
unzugänglich-Machens“ geworden? 
(…)
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Für mich sind die beiden „stärksten“ 
Sätze in Ihrem Artikel: „Ein Impuls für 
diesen Artikel war die erschreckende 
Erkenntnis, wie stark ausgeprägt bei 
mir selbst viele der beschriebenen 
Arten der Vermeidung in Bezug auf 
den Klimawandel wirksam sind. Ich 
sehe mich selbst als Teil des Prob-
lems, das ich verstehen und zu lösen 
helfen möchte.“ Dieser freundlichen 
Einladung zur Selbstkritik werden wir 
„Psychos“ uns (…) nicht entziehen 
können. Als Ärzte und Psychologen 
dürfen bzw. müssen wir uns (überwie-
gend) in der (oberen) Mittelschicht ei-
ner sehr wohlhabenden europäischen 
Gesellschaft verorten, die sich in der 
Komfortzone der sozialen Ordnung 
und der damit verbundenen Konsum-
muster (einschließlich ihrer Gesten der 
Distinktion) eingerichtet hat. In diesen 
saturierten Komfortzonen werden wir 
eigentlich nicht gerne gestört, zumal 
das therapeutische Selbst(miss)ver-
ständnis i. d. R. beinhaltet, per se mo-
ralisch gut (weil „therapeutisch“) zu 
handeln, und sich somit jede Form von 
Kritik verbittet. Wenn Ihr Artikel jedoch 
nun in diesen Komfortzonen (produk-
tive) Unruhe, Empörung und Protest 
auslöst, dann gebührt Ihnen dafür ein 
herzliches Dankeschön!

Dr. med. Ingo Bonde,
Essen

Das eigentliche Problem 
verfehlt

Gerne danke ich Herrn Chmielewski für 
seinen Beitrag zur Klimakrise, weil er 
uns anregt, darüber nachzudenken, was 
wir Psychotherapeuten im Bemühen 
um die Bewältigung dieser „Mensch-
heitsaufgabe“ (A. Merkel) mit unse-
rem professionellen Wissen beitragen 
können. Bedauerlich ist, dass er seine 
Ausführungen auf ein kaum tragfähiges 
Fundament gestellt hat. Zurecht stellt er 
fest, dass der Klimawandel nach allem 
verfügbaren Wissen eine existentielle 
Gefahr darstellt. Seine Ausführungen 
beruhen dann aber auf folgenden An-
nahmen:

1. Der Größe der Gefahr korrespondiert
eine entsprechende existentielle Angst.

2. Der dysfunktionale Umgang mit der
Krise – gleich ob in passiv-hinnehmen-
der, vermeidender oder verleugnender
Haltung – lässt sich als Angstabwehr
deuten.

Damit befindet der Autor sich dann auf 
vertrautem Terrain und kann psychothe-
rapeutische Kompetenz anbieten, wie 
der „existentiellen (Angst-)Neurose“ 
begegnet werden könne.

Ich fürchte indes, dass er damit das 
eigentliche Problem verfehlt. Dessen 
Kern besteht doch darin, dass Gefah-
ren, die der Mensch der Neuzeit mit der 
immens gesteigerten Beanspruchung 
natürlicher Ressourcen und massiven 
Eingriffen in die Naturgefüge neu in die 
Welt gebracht hat, sich gerade nicht in 
gewohnter Weise im emotionalen Er-
leben – als Bedrohung – abbilden; sie 
stoßen entsprechend wenig an. Of-
fenbar haben wir Menschen eine Welt 
geschaffen, auf deren Gefahren wir 
nicht gut vorbereitet sind. Sie (diese 
Gefahren) zeichnet aus, dass sie lang-
sam heraufziehen, sich als komplexe 
Wirkung unseres Handelns ergeben 
und ihre zerstörerische Kraft erst in der 
Zukunft und in einer nicht prägnant vor-
hersagbaren Weise entfalten. In erster 
Linie haben wir diesen Gefahren gegen-
über ein Problem der De- oder besser 
der Fehl-Realisierung, sie erscheinen 
irgendwie nicht real, und so bleibt, wie 
im Beitrag vermerkt, oft „nur ein lethar-
gisches ‚Gähnen‘ für die Apokalypse 
übrig“. Ohne die emotionale Fundie-
rung ist das Wissen, das wir von diesen 
Gefahren haben, abgespalten, seine 
Nutzung bleibt hochgradig anfällig für 
Ablenkungen, Selbsttäuschungen und 
den Angriff konkurrierender kurzfristi-
ger Interessen.

So gesehen gibt es keine „existentielle 
Neurose“ zu heilen, sondern eine „Fehl-
stelle“ in unserer seelischen Ausstat-
tung zu konstatieren, die sich in einer 
massiven Gefährdung der Selbstfürsor-
ge auswirkt. Ich bestreite nicht, dass es 
auf den Klimawandel bezogene innere 
Konflikte gibt, z. B. solche durch die Dis-
krepanz zwischen rational begründeten 
Ansprüchen an Verhaltensänderungen 
und der Realität der eigenen Lebens-

weise. Und zweifellos gibt es auch heu-
te schon Menschen mit besonderen 
(…) Voraussetzungen, die sich ange-
sichts der heraufziehenden Klimakrise 
tatsächlich ängstigen. Aber dass noch 
in der jüngeren Vergangenheit, nach-
dem die Gefahr längst bekannt war, das 
Problem über Jahre nahezu unbeachtet 
blieb, das ist mit Angstabwehr nun wirk-
lich nicht überzeugend zu begründen.

Wäre es Angst, die etwa hinter der 
Verleugnung des Klimawandels steht, 
wie wäre zu erklären, dass die Leug-
ner des anthropogenen Klimawandels 
gerne alternative Erklärungen bemühen 
wie: die Erdachse habe sich verscho-
ben, oder die Sonne zeige gegenwär-
tig ungewöhnliche Strahlungsaktivität? 
Damit nehmen sie sich doch – nicht 
eben angstmindernd – jede Aussicht 
auf wirksame Einflussnahme. Es ist un-
schwer zu erkennen, dass nicht Angst, 
sondern der Unwille, für das am Klima-
wandel beteiligte eigene Verhalten Ver-
antwortung zu übernehmen, treibende 
Kraft der Verleugnung ist. (…)

Dipl.-Psych. Helmut Leipersberger,
Calw

Psychotherapeutenschaft 
steht bei Klimafrage in der 
Verantwortung

Diplom-Psychologe Fabian Chmielew-
ski stellt Fragen in den Raum, die ge-
sellschaftlich relevant sind und breiten 
Diskurs anregen. (…) Dabei erwähnt 
Chmielewski nicht nur unser Konsu-
mentenverhalten, sondern spricht von 
unserer Verantwortung auf gesell-
schaftlicher Ebene. Und diese Verant-
wortung hört nicht bei unserer Rolle 
als BürgerIn in einer Demokratie auf, 
sondern bezieht sich auf unsere Rolle 
als PsychotherapeutInnen und Psycho-
logInnen. Wenn auch eine sehr junge 
Wissenschaft, versucht die Psycholo-
gie als einzige, individuelles mensch-
liches Verhalten zu beschreiben und 
vorherzusagen. (…) Wieso macht der/
die Einzelne nichts, wenn bereits Men-
schen an den Folgen des Klimawandels 
verhungern oder fliehen? (…) JedeR 
von uns sollte sich mit der Thematik 
des Klimawandels auseinandersetzen 
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und sich überlegen, inwiefern unsere 
Expertise von Nutzen sein könnte.

Chmielewski ist nicht allein mit seiner 
Aufforderung, dass wir uns mit dem 
menschlichen Verhalten in unserer 
heutigen, komplexen Zeit beschäftigen 
müssen. Die Europäische Kommission 
hat dieses Jahr einen Bericht veröffent-
licht, der versucht aus psychologischer 
Perspektive unser politisches Verhalten 
zu erklären (https://ec.europa.eu/jrc/
en/facts4eufuture/understanding-our-
political-nature), und fordert auf, sich 
wissenschaftlich mit Werten und Iden-
tität auseinanderzusetzen, die laut Be-
richt noch nicht ausreichend verstanden 
oder debattiert wurden. (…)

Pluralistische Ignoranz fehlt (übrigens 
noch) als eine Erklärung in Chmielews-
kis Artikel: Ist die Anzahl der nicht han-
delnden Menschen größer, wächst die 
Möglichkeit, dass die Situation nicht als 
Notfall eingeschätzt wird. (…)

Dr. Dipl.-Psych. Kristina Eichel,
Providence, RI (USA)

Vertagungsantrag für die 
Apokalypse

Es ist ein gefährliches Eis, wenn ver-
sucht wird, Andersdenkende zu psy-
chopathologisieren. (…) Chmielewski 
ist sich dieser Gefahr natürlich bewusst 
und betont daher flugs, dass es sich bei 
der Zielgruppe seiner Diagnostik nicht 
um politisch oder religiös Andersden-
kende handele, sondern um jene, die 
wissenschaftliche Erkenntnisse leug-
nen würden.

Hier wird Wissenschaft bzw. deren 
Mainstream – Chmielewski bezieht 
sich offenbar auf den sogenannten 
97-Prozent-Konsens, ohne ihn explizit
zu benennen – auf ein Podest gestellt,
das nicht haltbar ist. (…) Wie viele
Wandel und Zweifel an scheinbar un-
umstößlichen Wahrheiten haben wir
allein in einer Lebensspanne am me-
dizinischen Bild des Menschen erlebt?
(…)

Aufgreifen möchte ich die psychologi-
sche Theorie, die Chmielewski zugrun-

de legt, nämlich die Terror Manage-
ment Theory (TMT), die „das Bewusst-
werden der eigenen Sterblichkeit als 
Auslöser des zentralen Konfliktes des 
Menschen an(sieht)“. Diese Erkenntnis 
gilt es zu bewältigen und (…) zumindest 
zeitweise zu verdrängen, um überhaupt 
weiterleben zu können. Verkürzt wie-
dergegeben, könne die Verdrängung 
dieser Angst zur Vermeidung und Ver-
leugnung der Gefahren des Klimawan-
dels führen.

Dies ist durchaus schlüssig. Jedoch 
sägt Chmielewski am eigenen Ast, 
wenn er – schon im Titel – von der „Ver-
leugnung der Apokalypse“ spricht. Si-
cherlich erleben wir in den Medien eine 
Tendenz zur allgemeinen begrifflichen 
Dramatisierung. Wir werden von Katas-
trophen scheinbar überhäuft, und auch 
der Begriff der Apokalypse wird inflatio-
när gebraucht und damit relativiert. Die 
Apokalypse hat aber unweigerlich eine 
religiöse Konnotation, rekurriert auf die 
Offenbarung des Johannes, was die Kli-
mawarner gerne abstreiten. Nur: unsere 
Welt wird sich im Klimawandel ändern, 
aber untergehen sicherlich nicht. Die 
mediale Heraufbeschwörung der Apo-
kalypse kann man auf dem Hintergrund 
der TMT auch genau umgekehrt inter-
pretieren: Apokalypseprophezeiungen 
sind so alt wie die Menschheit (…). In 
„Die Apokalypse aus psychologischer 
Sicht – Angst und Faszination“ (APuZ, 
62 (51/52), 17. Dezember 2012, 44–50) 
habe ich zu beschreiben versucht, dass 
die Erkenntnis der unvermeidbaren Re-
alität des Todes nicht nur zu dessen 
Verdrängung und Verleugnung führt, 
sondern, da der eigene Tod die persön-
liche Apokalypse bedeutet und letztlich 
irgendwo unvorstellbar bleibt, die Ge-
nerativität irgendwo eine abstrakte Vor-
stellung ist, die dazu führt, dass man im 
Sterben nicht so gern allein sein möchte 
und daher die allgemeine Apokalypse 
herbeisehnt. Generell halte ich die Er-
zeugung von Angst für ein schlechtes 
Konzept, da diese in einer self-fulfilling 
prophecy die Katastrophe, die vermie-
den werden soll, oft gerade herbeiführt 
(…).

Dr. Dipl.-Psych. Wolf-Detlef Rost,
Gießen

Gegen eine politische  
Instrumentalisierung der 
Psychotherapie

(D)ieser Artikel verletzt nicht nur eine
Grundregel eines fairen politischen
Diskurses (keine Argumente ad homi-
nem!), sondern auch jeder wirklichen
Wissenschaft, in welcher das kritische
Hinterfragen bestehender Hypothe-
sen als Garant jeglichen Erkenntnis-
fortschritts gilt. (…) (J)etzt muss ich
erleben, dass das Psychotherapeuten-
journal einem Autoren eine Bühne bie-
tet, der mich und Millionen kritischer,
differenziert denkender Mitmen-
schen, darunter tausende hochkaräti-
ge Wissenschaftler(innen) unter den
Generalverdacht einer psychischen
Erkrankung stellt, ohne individuell auf
den Einzelnen zu schauen, auf Basis
eines Faktenchecks auf primitivstem
Wikipedia-Niveau, der eine hochkom-
plexe erkenntnistheoretische, wissen-
schaftssoziologische und naturwis-
senschaftliche Thematik wie das Ver-
hältnis zwischen dem Ökosystem Erde
und menschlichen Hervorbringungen
auf die simple Formel herunterbricht,
für alle ungemütlichen Extremwetter-
lagen auf diesem Planeten sei der an-
thropogene Ausstoß von Kohlendioxid
verantwortlich, und das im Dienste
einer durchsichtigen wirtschaftlichen
und politischen Agenda. (…)

Wenn ich die Logik, die Herr Chmie-
lewski auf seine politischen Gegner 
anwendet, auf ihn selbst anwenden 
würde, müsste ich etwa argumentieren 
wie folgt: „Ist es nicht unverständlich, 
dass intelligente, gebildete Menschen 
in Scharen dem Glauben an eine höchst 
fragwürdige Weltuntergangstheorie an-
hängen und geneigt sind, die massiven 
wohlfundierten Einwände, die aus ver-
schiedenen Wissenschaftsdisziplinen 
gegen diese Theorie vorgebracht wer-
den, mit derart primitivem Schwarz-
weiß-Denken vom Tisch wischen? Oh 
nein, als Psychotherapeuten wissen 
wir, wie konfliktunfähige Menschen zur 
Vermeidung kognitiver Dissonanzen ei-
ne hysterische Lähmung ihres rationa-
len Denkvermögens erleiden können, 
wenn eigenständiges Denken sie in 
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existenzielle Konflikte mit sozialem Um-
feld und anerkannten Autoritäten stür-
zen würde ...“

Ich halte es aber für ein Unding, dass 
Psychologen und Psychotherapeutin-
nen sich – egal in welche Richtung – vor 
den Karren derartiger politischer Kam-
pagnen spannen lassen. Stattdessen 
sollten wir unsere geballte Fachkom-
petenz dafür einsetzen, dass Graben-
kämpfe dieser Art, die seit mindestens 
hundert Jahren weltweit das politische 
Klima vergiften, mitsamt der ihnen zu-
grunde liegenden Pathologie endlich 
der Vergangenheit angehören!

Dipl.-Psych. Peter Berner,
Husum

Ein überfälliger Weckruf

Fabian Chmielewski hat ein überaus 
verdienstvolles, umsichtig argumentier-
tes und starkes Plädoyer von im wahrs-
ten Sinne des Wortes brennender Aktu-
alität geliefert. Es liegt in der Natur des 
von ihm zur Sprache gebrachten Prob-
lems, dass es umso brennender wird, 
je länger es nach wie vor nur beiläufig 
zur Kenntnis genommen wird (…). Und 
nicht zuletzt auch: je länger diejenigen, 

die aufgrund ihrer psychologischen 
Kompetenzen besonders dazu ver-
pflichtet wären, ihren Beitrag zu einem 
zielgenaueren Verständnis und zu ent-
sprechend gezielteren Lösungsansät-
zen für dieses Problem zu leisten, die-
ser Herausforderung (wenn überhaupt) 
meist nur mäßige Aufmerksamkeit 
schenken. Chmielewskis Plädoyer hat 
demgegenüber die Bedeutung eines 
längst überfälligen Weckrufs: Das über-
wiegend höchst mangelhafte Ernstneh-
men der globalen Klimakrise (…) muss 
ins Zentrum des Nachdenkens und Be-
mühens aller Menschen rücken, für die 
die gesellschaftliche Verantwortung der 
therapeutischen Berufe und der Wis-
senschaften vom Menschen nicht bloß 
eine Worthülse, sondern ein ernstes 
Anliegen ist.

Für die konkretere Diskussion und Um-
setzung der Chancen, einem Ernst-
nehmen der Klimakatastrophe endlich 
doch auf breiter Front auf die Sprünge 
zu helfen, liefert Chmielewskis Artikel 
wertvolle Anregungen und einen sehr 
brauchbaren konzeptuellen Rahmen: 
durch seine Betonung der intimen Zu-
sammenhänge zwischen Gesellschafts-
politik und individueller Psychologie; 
durch seine Beschreibung unterschiedli-

cher Grundmuster von lähmenden bzw. 
verleugnenden Reaktionsweisen auf 
die Klimakrise – wie auch von dafür in 
Frage kommender Möglichkeiten, ihren 
jeweiligen Besonderheiten durch diffe-
renziert auf sie abgestimmte Antworten 
und Angebote gerecht zu werden; vor 
allem aber auch durch das Aufzeigen 
von inspirierenden Perspektiven, für 
die es sich lohnt, den eigenen Ängsten 
nicht mehr auszuweichen (…). Auf der 
Grundlage der sozial- und tiefenpsycho-
logischen Auseinandersetzungen mit 
dem mangelnden Ernstnehmen der Kli-
makatastrophe (…) würde ich manche 
der von Chmielewski vorgeschlagenen 
Ansätze als mehr, manche aber auch als 
weniger überzeugend – jedenfalls aber 
alle als unbedingt diskussionswürdig 
– einschätzen. Ich möchte daher sehr
dafür plädieren, Chmielewskis Plädoyer
zum Anlass und zu einer ersten Grund-
lage für eine weitaus breitere Diskussi-
on zu machen – sei es im Rahmen Ih-
res Journals, sei es auf einer anderen
berufsständischen, wissenschaftlichen
oder politischen Plattform, die sich da-
für am besten anbieten mag.

PD Dr. Josef Berghold,
Lübeck
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Anerkennung für den Beruf – der 35. Deutsche Psychotherapeutentag würdigt die 
Reform der Psychotherapeutenausbildung

Der 35. Deutsche Psychotherapeuten-
tag (DPT) tagte in Berlin. Er war geprägt 
von den positiven Reaktionen auf die 
Verabschiedung der Reform der Psy-
chotherapeutenausbildung im Deut-
schen Bundestag und Bundesrat. The-
ma war aber auch der Klimawandel. Der 
DPT verabschiedete dazu einen Antrag 
und eine Resolution. Der Bundespsy-
chotherapeutenkammer (BPtK) wurde 
empfohlen, eine Strategie für nachhal-
tiges Wirtschaften für sich selber als 
Organisation, aber auch für ihre Ehren-
amtsträgerinnen zu entwickeln.

Reform der Psychotherapeuten-
ausbildung verabschiedet

Dr. Dietrich Munz, Präsident der Bun-
despsychotherapeutenkammer (BPtK), 
hob im Bericht des Vorstandes hervor, 
dass die Reform der Psychotherapeu-
tenausbildung auch das Ergebnis des 
gemeinsamen und beharrlichen Einsat-
zes der Profession sei. Auf das Ergeb-
nis könnten die Psychotherapeutinnen 
deshalb auch zu Recht stolz sein. In 
zahlreichen Wortbeiträgen würdigten 
die Delegierten die Ausbildungsreform 
als ein beeindruckendes Ergebnis der 
konstruktiven Zusammenarbeit der 
Kammern und Verbände. Barbara Lu-
bisch betonte, die Verabschiedung des 
Gesetzes sei auch eine Anerkennung 
für den Beruf und schaffe eine tolle 
Ausgangssituation für zukünftige Ent-
wicklungen. Das Gesetz enthalte viele 
Regelungen, die dem Beruf zugutekom-
men werden, stimmte Georg Schäfer 
zu. Insbesondere drei Punkte bereiteten 
ihm aber Sorgen. Dies sei die Sicher-
stellung der Vielfalt der Psychotherapie-
verfahren im Studium, die Strukturqua-
lität bei der Vermittlung der Verfahren 
und die Finanzierung der ambulanten 

Weiterbildung. Der DPT beschloss eine 
Resolution zur Absicherung der Verfah-
rensvielfalt im Psychotherapiestudium 
und bestärkte den Vorstand mit einem 
Antrag, sich gegenüber dem Bundesmi-
nisterium für Gesundheit (BMG) zeitnah 
für eine Klärung der Fragen zur ausrei-
chenden Finanzierung der Weiterbil-
dung einzusetzen.

Projekt Musterweiterbildungsord-
nung läuft an

Mit der Reform habe der Berufsstand 
nun die Verantwortung für die Qualifizie-
rung nach dem Studium, erklärte Munz. 
Die Herausforderung bestehe darin, eine 
Musterweiterbildungsordnung zu entwi-
ckeln, die das breite Tätigkeitsspektrum 
der Profession abbildet und sich gleich-
zeitig auf das zu beschränken, was dafür 
zu regeln sei. Michaela Willhauck-Fojkar, 
Beisitzerin im Vorstand der BPtK, erin-

nerte daran, dass die Profession dabei 
nicht bei Null anfange. Im Projekt Tran-
sition seien in den vergangenen Jahren 
Eckpunkte der Weiterbildung bereits ver-
einbart worden, wie die Unterscheidung 
der Gebiete „Kinder und Jugendliche“ 
und „Erwachsene“. Diese müssten nun 
weiter konkretisiert werden. Vizepräsi-
dent Dr. Nikolaus Melcop erläuterte dazu 
das Projekt „Reform der Musterweiter-
bildungsordnung“, mit dem es gelingen 
werde, trotz kurzer Frist eine Rahmen-
ordnung zu entwickeln, die bundesweit 
in den Weiterbildungsordnungen der 
Landeskammern umgesetzt werden 
könne. Der DPT stimmte mit sehr großer 
Mehrheit den Plänen des Vorstandes zu.

BPtK

V. l. n. r.: Wolfgang Schreck, Dr. Andrea Benecke, Dr. Dietrich Munz, Dr. Nikolaus Melcop, 
Michaela Willhauck-Fojkar
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G-BA-Auftrag für eine psychothe-
rapeutische Komplexversorgung 
und bettenbezogene Mindestan-
forderungen

Dr. Munz erinnerte an die intensive De-
batte, die zur strukturierten und koordi-
nierten Versorgung in der Psychotherapie 
geführt wurde. Die nun im Diskurs mit 
der Politik erzielte Lösung, den Gemein-
samen Bundesausschuss (G-BA) mit der 
Entwicklung von Rahmenbedingungen 
für die Versorgung schwer psychisch 
kranker Menschen mit komplexem Be-
handlungsbedarf zu beauftragen, sei ein 
gutes Ergebnis. Positiv sei auch, dass 
der G-BA bis zum Herbst 2020 betten-
bezogene Mindestvorgaben für die Be-
schäftigung von Psychotherapeutinnen 
in den Kliniken der Psychiatrie und Psy-
chosomatik vorzulegen habe. Dies gebe 
Hoffnung, dass sich die Versorgung psy-
chisch kranker Menschen im stationären 
Bereich angemessen weiterentwickele. 
Besonders dringlich sei dies gewesen 
vor dem Hintergrund des völlig unzurei-
chenden Beschlusses des G-BA im Sep-
tember dieses Jahres, der dem psycho-
therapeutischen Versorgungsbedarf im 
stationären Bereich nicht gerecht wird.

Die weiteren sozialrechtlichen Regelun-
gen im Psychotherapeutenausbildungs-
reformgesetz kämen, so Munz, einer 
Reform der psychotherapeutischen Ver-

sorgung gleich. Er kritisierte, dass es 
dafür weder eine fachliche Diskussion 
mit der Profession noch eine öffentliche 
Anhörung gegeben habe.

Unterstützung von Transparenz 
und Kommunikation durch eine 
psychotherapeutische Standard-
dokumentation

Bereits seit 1999 und verstärkt seit 
dem Patientenrechtegesetz 2013 finde 
– so Munz im Bericht des Vorstandes 
– eine Debatte um Empfehlungen für 
eine Standarddokumentation statt. Vor-
teil einer solchen Standarddokumen-
tation sei, dass sie allen Psychothera-
peutinnen, egal in welchem Bereich sie 
arbeiten, eine Orientierung gebe, was 
sie in Erfüllung ihrer Sorgfaltspflichten 
zu Beginn, während und zum Ende ei-
ner Behandlung in der Patientenakte 
dokumentieren sollten. Die Standarddo-
kumentation sei Qualitätssicherung in 
der Verantwortung der Profession. Die 
BPtK habe dafür bereits Anfang 2018 
gemeinsam mit den Landeskammern 
eine Bund-Länder-Arbeitsgruppe einge-
setzt, um eine Standarddokumentation 
als Empfehlung für die Professionsan-
gehörigen zu entwickeln. Diese solle 
dem nächsten DPT vorgelegt werden. 
„Wir sind die fachlichen Normgeber“, 
betonte Bernhard Moors. Hierfür brau-
che man den G-BA nicht.

Abschaffung des Antrags- und 
Gutachterverfahrens

Mit Blick auf das künftige Qualitäts-
sicherungsverfahren (QS-Verfahren), 
das der G-BA bis Ende 2022 zu be-
schließen hat, forderte Munz, dass die 
Empfehlungen für eine Standarddoku-
mentation der Profession zwingend zu 
berücksichtigen seien. Das QS-Verfah-
ren müsse den Psychotherapeutinnen 
relevante Informationen liefern, wie 
sie die Versorgung patientenorientiert 
weiterentwickeln können. Außerdem 
müsse es bürokratiearm sein und dürfe 
nicht zu einem QS-Papiertiger verkom-
men, der kaum relevante Informatio-
nen liefere.

Mit der Einführung des neuen Qualitäts-
sicherungsverfahrens in der ambulanten 
Psychotherapie soll das bisherige An-
trags- und Genehmigungsverfahren voll-
ständig abgeschafft werden. An seine 
Stelle wird dann voraussichtlich ein QS-
Verfahren treten, das in der Praxis noch 
gar nicht erprobt wurde. Die Zweckmä-
ßigkeit solcher politischen Entscheidun-
gen sei zweifelhaft, kritisierte Munz. 
Mit der Abschaffung des Antrags- und 
Gutachterverfahrens entfalle auch die 
Vorabwirtschaftlichkeitsprüfung der 
Richtlinienpsychotherapie. Psychothe-
rapeutische Leistungen würden dann 
vollumfänglich unter die Wirtschaftlich-

Mechthild Leidl Birgit Gorgas Rudi Bittner
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keitsprüfung nach § 106a SGB V fallen. 
Damit dürften die Standards der Psycho-
therapie-Richtlinie aber nicht untergra-
ben werden, forderte Munz.

Honorarzuschläge für Kurzzeit-
therapie

Kritisch kommentierte Dr. Munz die Re-
gelung, künftig die ersten zehn Sitzun-
gen einer Kurzzeittherapie mit einem 
Zuschlag von 15 Prozent zu versehen. 
Die Politik sei offenbar der Idee aufge-
sessen, durch finanzielle Anreize die 
Behandlungsdauer von vermeintlich zu 
langen Therapien verkürzen zu können. 
Psychotherapeutinnen seien aber durch 
finanzielle Anreize nicht korrumpierbar. 
In einer Resolution verwahrte sich der 
DPT gegen Eingriffe in die psychothera-
peutische Behandlungshoheit und for-
derte den Erhalt zentraler Rahmenbe-
dingungen für eine patientenorientierte 
psychotherapeutische Versorgung.

DVG – gute Ansätze und Kritik-
punkte

Im Digitale-Versorgung-Gesetz (DVG) 
seien zentrale Forderungen der Profes-
sion berücksichtigt worden, betonte 
Munz. Digitale Gesundheitsanwendun-
gen würden GKV-Leistung und es wer-
de ein Verzeichnis geben, in dem ver-
ordnungsfähige Gesundheits-Apps auf-
geführt werden. Auf der Endstrecke des 

Gesetzgebungsverfahrens hätte erreicht 
werden können, dass Psychotherapeu-
tinnen digitale Anwendungen verord-
nen können. Die BPtK fordere mit Blick 
auf die Rechtsverordnung des BMG, 
die dazu Näheres regeln solle, dass der 
nachgewiesene Nutzen digitaler Anwen-
dungen durch Studien mit Kontrollgrup-
pen belegt werden müsse. Kritisch sei 
weiterhin, dass in Zukunft Krankenkas-
sen ihren Versicherten digitale Anwen-
dungen empfehlen könnten, ohne dass 
vorher eine ausreichende Diagnostik und 
Indikationsstellung erfolgt sei. Der DPT 
unterstützte in einer Resolution nach-
drücklich diese Forderungen der BPtK 
und forderte das Recht von Patientinnen, 
der Verwendung ihrer Gesundheitsdaten 
zu Forschungszwecken zu widerspre-
chen. Die BPtK-Vizepräsidentin Dr. And-
rea Benecke erläuterte, wie die BPtK mit 
Veranstaltungen, einem Projekt beim 
Innovationsfonds, einem Standpunkt zu 
Gesundheits-Apps und einer Praxis-Info 
zu Videobehandlungen Psychothera-
peutinnen dabei unterstütze, die neuen 
Möglichkeiten in der Praxis umzusetzen.

Schutz vor Behandlung der Ho-
mo- und Bisexualiät und Transge-
schlechtlichkeit

In einer Resolution stellte der DPT klar, 
dass Homo- und Bisexualität und Trans-
geschlechtlichkeit keine psychischen 
Störungen sind und sogenannte Konver-

sionstherapien, die auf eine Änderung 
dieser sexuellen Orientierungen bzw. 
der selbst empfundenen geschlechtli-
chen Identität abzielen, unzulässig sind. 
Er unterstützte das vom BMG in einem 
Referentenentwurf vorgeschlagene 
strafrechtliche Verbot dieser Behandlun-
gen. Zugleich bekannte sich der DPT zu 
einer historischen Mitverantwortung, 
dass entsprechende diagnostische Kate-
gorien zur Diskriminierung von Homose-
xuellen, Bisexuellen und Trans*personen 
beigetragen haben.

Projekt „Wirtschaftliche und 
berufliche Situation der Psycho-
therapeuten in der ambulanten 
Versorgung“

Den aktuellen Stand des vom 31. DPT 
beauftragten Projektes zur wirtschaft-
lichen und beruflichen Situation der 
Psychotherapeutinnen in der ambu-
lanten Versorgung stellte Dr. Melcop 
vor. Mit einer Serie von Round-Table-
Gesprächen zu den Themen „Anstel-
lung“, „Weiterentwicklung des Leis-
tungsspektrums“, „Praxisstrukturen“ 
und „Vergütungssysteme“ bezogen auf 
die ambulante psychotherapeutische 
Versorgung habe man das Thema auf-
gearbeitet. Für den 36. DPT kündigte 
Melcop einen umfassenden Bericht ein-
schließlich eines Strategiekonzepts an. 
Zur Umsetzung der erzielten Erkennt-
nisse sei ein Anschlussprojekt geplant, 
das die Psychotherapeutinnen dabei 
unterstützen soll, die verschiedenen 
Chancen der Weiterentwicklung von 
Praxisangeboten und Praxisstrukturen 
für sich nutzen zu können.

Jahresabschluss 2018 und Haus-
haltsplan 2020 verabschiedet

Rudi Bittner, Vorsitzender des Finanz-
ausschusses der BPtK, und Wolfgang 
Schreck, zuständiges Vorstandsmitglied 
der BPtK, stellten den Jahresabschluss 
der BPtK für das Jahr 2018 sowie den 
Haushaltsplan 2020 vor. Die Delegier-
ten des 35. DPT nahmen den Jahresab-
schluss der BPtK für 2018 ein-stimmig 
an und entlasteten einstimmig den Vor-
stand der BPtK für das Haushaltsjahr 
2018. Ebenfalls einstimmig wurde der 
Haushaltsplan 2020 verabschiedet.

Dr. Dietrich Munz
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Änderungen der Entschädigungs- 
und Reisekostenordnung

Die Delegierten des 35. DPT stimmten 
den vorliegenden Änderungsanträgen 
zur Entschädigungs- und Reisekosten-
ordnung zu. Darin wird der Verpfle-
gungsmehraufwand gestrichen. Der 
notwendige Vorbereitungsaufwand der 
Ehrenamtlichen und insbesondere der 
Versammlungsleitung der Deutschen 
Psychotherapeutentage wird mit einer 
neu eingeführten Vor- und Nachberei-
tungspauschale gewürdigt. Außerdem 
wurde die Zahl der abrechenbaren Stun-
den pro Tag erweitert, um die zeitliche 
Belastung der ehrenamtlichen Tätigkeit 
besser abzubilden.

Wahl des PTI-/KJP-Ausschusses

Für den Ausschuss „Psychotherapeu-
tische Versorgung von Kindern und Ju-
gendlichen“ (KJP-Ausschuss) wurden 
gewählt: Cornelia Beeking, Dr. Inez 
Freund-Braier, Jörg Hermann, Dr. Bea-
te Leinberger, Bettina Meisel, Cornelia 
Metge, Prof. Dr. Ulrich Müller, Ariadne 
Sartorius, Oliver Staniszewski.

Versammlungsleitung (v. l. n. r.): Juliane Sim, Birgit Gorgas, Stuart Massey Skatulla

Für den Ausschuss „Psychotherapie in 
Institutionen“ (PTI-Ausschuss) wurden 
gewählt: Ullrich Böttinger, Susanne 
Grohmann, Karl-Wilhelm Höffler, Dr. 
Christina Jochim, Dr. Steffen Landgraf, 
Nicole Lentz, Sandra Schnülle, Dr. Hei-
ner Vogel, Dr. Ulrike Worringen.

Wahl der Versammlungsleitung

Bei der turnusmäßig anstehenden Wahl 
der Versammlungsleitung wählte die 
Delegiertenversammlung erneut Birgit 
Gorgas als Versammlungsleiterin und 
als stellvertretende Versammlungslei-
tung Juliane Sim und Stuart Massey 
Skatulla. Jürgen Golombek und Johan-
nes Weisang standen für eine neue 
Amtszeit nicht mehr zur Verfügung.

DMP Depression: Neues Disease-Management-Programm für Patientinnen mit 
chronischen Depressionen

Patientinnen mit chronischen oder wie-
derkehrenden Depressionen können 
sich künftig im Rahmen eines struk-
turierten Behandlungsprogramms (Di-
sease-Management-Programm – DMP) 
behandeln lassen. Die inhaltlichen An-
forderungen für das neue DMP hat der 
G-BA in seiner Sitzung am 15. August 
2019 beschlossen und damit einen ge-
setzlichen Auftrag aus dem Jahr 2015 
umgesetzt. Das DMP richtet sich an Pa-
tientinnen mit chronischer Depression 
oder wiederholt auftretenden depressi-
ven Episoden mit mittlerer bis schwe-
rer Ausprägung. Zentrale Bausteine des 
Behandlungsprogramms sind eine leitli-
nienorientierte Behandlung mit Psycho-
therapie und medikamentöser Therapie. 
Die konkreten Therapieempfehlungen 
richten sich insbesondere nach Verlauf 

und Schweregrad der Depression unter 
Berücksichtigung komorbider körper-
licher und psychischer Erkrankungen. 
Auch das Vorgehen bei Suizidalität und 
Maßnahmen des Krisenmanagements 
werden im DMP adressiert. Jeder Pa-
tientin soll zudem – sofern sie aus ärzt-
licher oder psychotherapeutischer Sicht 
davon profitieren kann – ein evaluiertes 
digitales Selbstmanagementprogramm 
unter qualifizierter Begleitung angebo-
ten werden, alternativ auch evaluierte 
Präsenzschulungen.

Die Langzeitbetreuung und Koordinati-
on der Behandlung soll im DMP grund-
sätzlich durch die Hausärztin erfolgen. 
In Ausnahmefällen können dies auch 
spezialisierte Leistungserbringer wie 
beispielsweise Fachärztinnen für Psy-

chiatrie und Psychotherapie überneh-
men. Dagegen können sich Patientin-
nen nicht bei ihrer Psychotherapeutin 
in das DMP einschreiben lassen. Damit 
werden aus Sicht der BPtK für Patien-
tinnen, die bereits bei einer Psycho-
therapeutin in Behandlung sind, völlig 
unnötige Hürden für die Teilnahme am 
DMP aufgebaut. Die BPtK hatte gefor-
dert, dass Patientinnen entscheiden 
sollten, welche Ärztin oder Psychothe-
rapeutin die Koordination ihrer Versor-
gung übernimmt. Patientinnen könnten 
so die Ärztin oder Psychotherapeutin 
wählen, die am besten mit ihrer Erkran-
kung vertraut und für sie die wichtigste 
Ansprechpartnerin ist.

Sinnvoll erscheint dagegen, dass das 
DMP eine systematische Einbindung 
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der Psychotherapeutin und Fachärztin 
im Behandlungsverlauf vorsieht. Eine 
Grundlage hierfür bilden die regelmä-
ßigen Verlaufskontrollen, bei denen die 
koordinierende Ärztin insbesondere die 
Symptomausprägung und -verände-

rung, das psychosoziale Funktionsni-
veau und Behandlungseffekte beurteilt. 
Wenn nach sechs Wochen hausärzt-
licher Behandlung noch keine ausrei-
chende Besserung erzielt worden ist, 
ist von ihr die Überweisung zur Psycho-

therapeutin oder entsprechend qualifi-
zierten Fachärztin zu prüfen. Eine stär-
kere Kooperation zwischen Hausärztin 
und Psychotherapeutin kann so zu einer 
leitlinienorientierten Behandlung beitra-
gen.

Nachruf Peter Missel

Mit Bestürzung und Trauer haben wir vom Tod von Peter Missel erfahren. Wir verlieren einen großartigen 
Kollegen. Peter Missel wurde 2017 mit dem Diotima-Ehrenpreis der deutschen Psychotherapeutenschaft 
ausgezeichnet. Seinem Engagement und politischen Weitblick ist es zu verdanken, dass die Entwöhnungs-
behandlung für Suchtkranke ein wesentlicher Bestandteil des Suchthilfesystems in Deutschland wurde 
und im internationalen Vergleich einzigartig ist. Er hat sich langjährig dafür eingesetzt, Psychotherapie 
als wesentliches Behandlungsmittel in der Entwöhnung und Psychotherapeut(inn)en als wichtige Be-
rufsgruppe in der Rehabilitation von Suchtkranken zu etablieren. Sein Tod ist ein großer Verlust für uns 
Psychotherapeut(inn)en. Unser Mitgefühl gilt seiner Familie.

Mindestvorgaben für die Personalausstattung in Psychiatrie und Psychosomatik – 
Gemeinsamer Bundesausschuss veröffentlicht Richtlinie

Seit dem 22. Oktober 2019 liegt die 
Richtlinie zur personellen Ausstattung 
der stationären Einrichtungen der Psy-
chiatrie und Psychosomatik (PPP-RL) 
des G-BA vor. Für die Richtlinie wur-
den die Regelungen der Psychiatrie-
Personalverordnung (Psych-PV) mit 
wenigen Anpassungen übernommen. 
Nach über fünfjähriger Beratungszeit 
ist das ein beschämendes Ergebnis, 
das vor allem zulasten der Patientinnen 
geht.

Wenn die Richtlinie nicht vom BMG 
beanstandet wird, tritt sie am 1. Ja-
nuar 2020 in Kraft. Das BMG kann 
die Richtlinie nur bei rechtlichen und 
Verfahrensfehlern beanstanden, nicht 
aber aus inhaltlichen Gründen. Mit ei-
ner Beanstandung ist deshalb nicht zu 
rechnen. Aber auch die Politik scheint 
mit dem Ergebnis der G-BA-Beratun-
gen nicht zufrieden zu sein und sieht 
Nachbesserungsbedarf. Zur Verbes-
serung der psychotherapeutischen 
Versorgung in den Kliniken wurde der 
G-BA beauftragt, die Richtlinie bis zum 
30. September 2020 zu ergänzen. Er 
soll insbesondere Vorgaben dazu ma-
chen, wie viele Psychotherapeutinnen 

je Krankenhausbett zur Verfügung ste-
hen müssen. Zudem stellt der Gesetz-
geber mit dem Reformgesetz der Me-
dizinischen Dienste der Krankenversi-
cherung klar, dass eine angemessene 
Personalausstattung mehr ist, als die 
Richtlinie als Mindestanforderungen 
vorgibt. Eine angemessene höhere 
Personalausstattung sei in den Bud-
getverhandlungen vor Ort zu berück-
sichtigen.

Hier ein Überblick über die wichtigsten 
Inhalte der G-BA-Richtlinie:

Ermittlung der Personalausstat-
tung, Nachweise und Sanktionen

Die Mindestvorgaben sind von den 
Kliniken getrennt für die verschiede-
nen Berufsgruppen quartalsweise zu 
ermitteln und auf Einrichtungsebene 
nachzuweisen. In einer Übergangszeit 
von vier Jahren müssen die Einrichtun-
gen zunächst 85 Prozent der Vorgaben 
erfüllen, dann 90 Prozent und ab dem 
Jahr 2024 100 Prozent. Dabei sind die 
Nachweise stations- und monatsbezo-
gen differenziert nach Berufsgruppen 
zu führen. Sanktionen im Sinne eines 

Wegfalls des Vergütungsanspruchs er-
folgen jedoch nur, wenn die Mindest-
vorgaben bezogen auf die gesamte 
Einrichtung in einem Quartal unter-
schritten wurden. Kleinere wochen-
weise Abweichungen können so über 
die drei Monate ausgeglichen werden. 
Das erste Jahr nach Inkrafttreten der 
Richtlinie bleibt sanktionsfrei, ab dem 
Jahr 2021 erfolgen Sanktionen, die der 
G-BA bis zum 30. Juni 2021 beschlie-
ßen will.

Behandlungsbereiche und Minu-
tenwerte

Bei den Behandlungsbereichen wurde 
ein eigener Behandlungsbereich Psy-
chosomatik ergänzt. Die Minutenwerte 
der Psych-PV, die die Grundlage für die 
Ermittlung des vorzuhaltenden Perso-
nals in den einzelnen Berufsgruppen bil-
den, wurden geringfügig erhöht. In der 
psychologisch-psychotherapeutischen 
Berufsgruppe wurden die Minutenwer-
te so erhöht, dass jede Patientin 50 Mi-
nuten Einzelpsychotherapie pro Woche 
erhalten kann. Zudem wurden die Pfle-
geminuten im Intensivbehandlungsbe-
reich um 10 Prozent erhöht und die Mi-
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nutenwerte in der Kinder- und Jugend-
psychiatrie über alle Berufsgruppen um 
5 Prozent.

Berufsgruppen

Die Berufsgruppen sowie die Tätig-
keitsprofile wurden nahezu unverändert 
aus der Psych-PV übernommen. Die 
Berufsgruppe der „Psycholog/innen“ 

Prof. Dr. Birgit Kröner-Herwig Dr. Paul Nilges

wurde jedoch um „Psychologische Psy-
chotherapeut/innen“ und „Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapeut/innen“ 
ergänzt.

Weiterentwicklung der Richtlinie

Der G-BA hat sich in der Richtlinie ver-
pflichtet, erste Anpassungen bis zum 
1. Januar 2022 vorzunehmen. Neben Min-

destvorgaben für die Nachtdienste sollen 
auch die Tätigkeitsprofile von Psychologi-
schen Psychotherapeutinnen und Kinder- 
und Jugendlichenpsychotherapeutinnen 
in Abgrenzung zu den Aufgaben der Psy-
chologinnen definiert werden.

Link zur Richtlinie: https://www.g-ba.de 
/downloads/39–261–4005/2019–09– 
19_PPP-RL_Erstfassung.pdf

Herausragendes Engagement für chronische Schmerzpatienten  
Diotima-Ehrenpreis 2019

Prof. Dr. Birgit Kröner-Herwig und Dr. 
Paul Nilges haben den Diotima-Ehren-
preis der deutschen Psychotherapeu-
tenschaft 2019 erhalten. Die deutsche 
Psychotherapeutenschaft ehrt damit in 
diesem Jahr eine Kollegin und einen Kol-
legen, die sich für die Versorgung von 
Menschen mit chronischen Schmerzen 
engagieren. 17 Prozent aller Deutschen 
leiden an chronischen Schmerzen – das 
sind mehr als 12 Millionen Menschen. 
Besonders erschreckend dabei ist, dass 
nur ein Zehntel aller Patientinnen mit 
chronischen Schmerzen eine speziali-
sierte Behandlung erhalten.

Professorin Kröner-Herwig hatte bis zu 
ihrer Emeritierung 2016 den Lehrstuhl 
für Klinische Psychologie und Psy
chotherapie in Göttingen inne. Sie gilt 
als eine Pionierin der psychologischen 
Schmerzforschung in Deutschland. 
Schon in den 80er Jahren des letzten 
Jahrhunderts, als das Thema Schmerz 
in der Psychologie noch wenig pro
minent war, hat sie sich mit den psycho-
physiologischen Zusammenhängen chro-
nischer Schmerzen beschäftigt. Ihr For-
schungsinteresse galt auch der Ent-
wicklung und Erforschung wirksamer 
Behandlungsansätze. Sie wurde 1990 
Mitherausgeberin der ersten Aufla- 
ge des Lehrbuchs „Psychologische 
Schmerztherapie“, das heute unter 
dem Titel „Schmerzpsychotherapie“ 
als Standardwerk gilt. Durch ihr gesam-
tes berufliches und persönliches Wir-
ken hat Frau Kröner-Herwig damit we-
sentliche Grundlagen zur Verbesserung 

der Versorgung von Schmerzpatientin-
nen geschaffen.

Dr. Paul Nilges war leitender Psycho-
therapeut am DRK Schmerzzentrum 
in Mainz. Neben seiner klinischen und 
wissenschaftlichen Tätigkeit hat er sich 
für die Etablierung einer qualifizierten 
Schmerzpsychotherapie in Deutschland 
eingesetzt. Schon früh hat er erkannt, 
dass die Rolle der Psychotherapeutin-
nen in der interdisziplinären Versorgung 
von Schmerzpatientinnen mit einer ent-
sprechenden Qualifizierung die ange-
messene Bedeutung gewinnt und die 
Integration von Psychotherapeutinnen 

in einem ursprünglich rein medizini-
schen Gebiet fördert. Für die Entwick-
lung der Schmerzpsychotherapie war 
deshalb auch seine langjährige und en-
gagierte Mitwirkung in der Deutschen 
Schmerzgesellschaft, die bis dato eher 
ärztlich dominiert war, überaus wichtig. 
Gegen Widerstände hat Herr Nilges zu-
dem erreicht, dass die Landespsycho-
therapeutenkammer Rheinland-Pfalz 
als erste Landeskammer bereits 2006 
eine Weiterbildung in „Schmerzpsycho-
therapie“ eingeführt hat. 2018 verab-
schiedete der DPT eine entsprechende 
Ergänzung der Musterweiterbildungs-
ordnung.
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EBM-Anpassung für Videobehandlungen

Psychotherapeutische Behandlungen können teilweise auch per Videotelefonat erbracht und ab-
gerechnet werden. Die Kassenärztliche Bundesvereinigung und der Spitzenverband der gesetzli-
chen Krankenkassen haben die erforderliche Anpassung des Einheitlichen Bewertungsmaßstabs 
(EBM) vorgenommen. Der Bewertungsausschuss wurde durch den Gesetzgeber beauftragt, bis 
zum 1. April 2019 die notwendigen Voraussetzungen für die Vergütung im Einheitlichen Bewer-
tungsmaßstab zu schaffen. Dafür musste wiederum zunächst die Psychotherapie-Vereinbarung 
geändert werden.

Die neuen EBM-Ziffern sind seit dem 1. Oktober 2019 abrechenbar. Psychotherapeutinnen erhalten 
neben der Grundpauschale und der jeweiligen Gesprächsziffer oder psychotherapeutischen Leis-
tung eine Technikpauschale von 40 Punkten. Daneben wird befristet auf zwei Jahre eine Anschub-
finanzierung geleistet. Für bis zu 50 Videosprechstunden kann man 92 Punkte (10 Euro) zusätzlich 
abrechnen. Voraussetzung ist, dass man 15 Videosprechstunden im Quartal durchführt. Insgesamt 
dürfen nur 20 Prozent der Behandlungsfälle im Quartal ausschließlich per Video erfolgen.

Systemische Therapie als neues Psychotherapieverfahren bei Erwachsenen  
zugelassen – G-BA beschließt Änderung der Psychotherapie-Richtlinie

Systemische Therapie steht den er-
wachsenen gesetzlich Krankenversi-
cherten künftig als Behandlungsver-
fahren in der ambulanten psychothera-
peutischen Versorgung zur Verfügung. 
Die entsprechende Ergänzung der Psy-
chotherapie-Richtlinie hat der G-BA auf 
seiner Sitzung am 22. November 2019 
entschieden. Damit wird die ambulante 
psychotherapeutische Versorgung fast 
40 Jahre nach der Integration der Ver-
haltenstherapie in die Psychotherapie-
Richtlinie erstmals wieder um ein neu-
es Psychotherapieverfahren erweitert. 
Dies stellt einen historischen Schritt 
in der Weiterentwicklung der psycho-
therapeutischen Versorgung dar und 
ist verdienter Lohn für die jahrelangen 
gemeinsamen Anstrengungen der sys-
temischen Fachgesellschaften und der 
Psychotherapeutenkammern. Auch 
Forschung, Lehre, Aus- und Weiterbil-
dung in Systemischer Therapie können 
von dieser richtungsweisenden Ent-
scheidung erheblich profitieren.

Wesentliche Grundlage für die jetzige 
Entscheidung des G-BA war das Bewer-
tungsergebnis einer Prüfung des Insti-
tuts für Qualität und Wirtschaftlichkeit 
im Gesundheitswesen (IQWiG), das sei-
nen entsprechenden Abschlussbericht 
im Juli 2017 veröffentlicht hatte. Insbe-
sondere auf dieser Grundlage hatte der 
Gemeinsame Bundesausschuss am 
22. November 2018 entschieden, dass 
der Nutzen der Systemischen Therapie 
als Psychotherapieverfahren für die Be-
handlung von Erwachsenen ausreichend 
belegt ist. Die Prüfung der Systemischen 
Therapie hatte sich auf die Behandlung 
bei Erwachsenen beschränkt, sodass 
die Erweiterung der Psychotherapie-
Richtlinie um die Systemische Therapie 
nicht für die Anwendung bei Kindern und 
Jugendlichen gilt. Die Einleitung eines 
ergänzenden Prüfverfahrens durch den 
G-BA wird nun im Nachgang zu dem 
Richtlinienbeschluss erwartet.

Bereits 2008 hatte der Wissenschaft-
liche Beirat Psychotherapie in seinem 
Gutachten die wissenschaftliche An-

erkennung der Systemischen Therapie 
sowohl bei Erwachsenen als auch bei 
Kindern und Jugendlichen festgestellt. 
Seither kann die Ausbildung zur Psy-
chologischen Psychotherapeutin und 
Kinder- und Jugendlichenpsychothe-
rapeutin in Systemischer Therapie als 
Vertiefungsverfahren erfolgen und führt 
zur Approbation. Elf Jahre später hat 
der G-BA dieses Ergebnis zumindest 
für die Behandlung von Erwachsenen 
nachvollzogen.

Um die Verfahrensspezifika der Syste-
mischen Therapie in den Regelungen 
der Psychotherapie-Richtlinie besser 
abbilden zu können, hat der G-BA für 
diese das Mehrpersonen-Setting als zu-
sätzliche Anwendungsform eingeführt. 
Die sonstigen Regelungen in der Richt-
linie wurden im Wesentlichen analog 
den bestehenden Richtlinienverfahren 
ausgestaltet. Ein wesentlicher Unter-
schied ergibt sich dagegen bei den 
Behandlungskontingenten. So beträgt 
das maximale Behandlungskontingent 
in der Systemischen Therapie 48 The-
rapieeinheiten mit Kontingentschritten 
von jeweils 12 Therapieeinheiten. Im 
Zuge des Stellungnahmeverfahrens 
konnte noch erreicht werden, dass pa-
rallel zur Systemischen Therapie bei 
entsprechender Indikation auch übende 
und suggestive Interventionen ange-
wandt werden können. Kombinationen 
von Systemischer Therapie mit anderen 

Richtlinienverfahren sind jedoch ausge-
schlossen.

Im Nachgang zu dem Richtlinienbe-
schluss werden KBV und GKV-SV die 
Psychotherapie-Vereinbarung anpassen 
und darin insbesondere auch die Quali-
fikationsanforderungen für Systemische 
Therapie festlegen. Hierbei wird voraus-
sichtlich neben der vertieften Ausbil-
dung zur Psychologischen Psychothe-
rapeutin in Systemischer Therapie auf 
die Zusatzweiterbildung in Systemischer 
Therapie entsprechend den Weiterbil-
dungsordnungen der Landespsycho-
therapeutenkammern abgestellt. Nach 
erwarteter Nicht-Beanstandung des  
G-BA-Beschlusses durch das BMG wird 
der Bewertungsausschuss innerhalb 
von sechs Monaten die Gebührenposi-
tionen für die systemischen Leistungen 
im EBM beschließen. Den Patientinnen 
wird damit voraussichtlich ab Juli 2020 
erstmals die Systemische Therapie als 
ein weiteres wirksames Psychotherapie-
verfahren in der ambulanten Regelver-
sorgung zur Verfügung stehen.
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Liebe Kolleginnen und Kollegen,
die Struktur der künftigen Ausbildung von Psychotherapeutinnen und 
Psychotherapeuten ist durch das am 8. November 2019 verabschiedete 
Psychotherapeutenausbildungsreformgesetz vorgegeben. Nach einem 
inhaltlich festgelegten Studium kann nach dem Masterabschluss die 
Approbationsprüfung erfolgen und anschließend eine Weiterbildung 
absolviert werden. Dafür müssen wir jetzt eine Weiterbildungsordnung 
erarbeiten, in unseren Gremien diskutieren und verabschieden. Weitge-
hende Einigkeit besteht darin, dass etwa gleichgewichtige Weiterbil-
dungszeiten in der ambulanten und stationären Versorgung absolviert 
werden sollen und die Möglichkeit zur Weiterbildung in anderen Berei-
chen, z. B. Jugendhilfe und Rehabilitation, angeboten werden. Dadurch 
wird deutlich, dass wir auf dem Hintergrund eines breiten Berufsbilds 
unseren Versorgungsbeitrag und unsere Kompetenzen in allen diesen 
Bereichen gut qualifiziert erbringen können.

Unser Ziel ist es, dass wir nach der Weiterbildung für alle psychotherapeuti-
schen Aufgaben in der ambulanten Versorgung vorbereitet sind. Aber auch 
in der stationären Versorgung von Menschen mit psychischen Erkrankungen 
sind wir fachkundige Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die – so auch in der 
Gesetzesbegründung – dafür ausgebildet werden, auch Leitungsaufgaben 

und -funktionen übernehmen zu können. Um dies umzusetzen, wird noch viel 
politische Arbeit erforderlich sein. Sicher ist jedoch, dass nur, wenn Perspek-
tiven für verantwortungsvolle Aufgaben gegeben sind, die Arbeit im Kran-
kenhaus und in Rehakliniken attraktiv für unsere Berufsgruppe werden wird.

Diese Reform der Psychotherapeutenausbildung, an der noch manches 
bemängelt werden kann, bietet uns die Möglichkeit, unseren Beruf in 
der öffentlichen Diskussion noch stärker erkennbar zu machen und zu 
verdeutlichen, dass wir als Berufsgruppe die Herausforderung wahr-
nehmen, allen Menschen mit psychischen Erkrankungen in sämtlichen 
Lebensbereichen therapeutisch zur Verfügung zu stehen. Hier ist sicher 
noch viel verbesserungswürdig, wir werden diese Entwicklung nach 
Kräften voranbringen und alle unterstützen, die hierzu beitragen wollen.

Wir wünschen Ihnen und Ihren Familien eine erholsame Weihnachtszeit, 
schöne Weihnachtstage, einen guten Rutsch sowie alles Gute für das 
nächste Jahr!

Ihr Kammervorstand

Dietrich Munz, Martin Klett,
Dorothea Groschwitz, Birgitt Lackus-Reitter und

Roland Straub

Vertreterversammlung (VV) am 18./19. Oktober 2019

Am ersten Tag der VV stand das Thema 
„Änderung der Weiterbildungsordnung: 
Bereich Spezielle Schmerzpsychothe-
rapie“ im Mittelpunkt. Der Referent zu 
diesem Tagesordnungspunkt, Dr. Paul 
Nilges, stellte seine Arbeit als Schmerz-
psychotherapeut und die Besonderhei-
ten der Schmerzpsychotherapie vor.

In der Diskussion wurden Bedenken ge-
genüber einer Weiter- statt Fortbildung 
geäußert, insbesondere bezüglich des 
hohen Aufwands und der Dominanz 
verhaltenstherapeutischer Verfahren. 
Auch wurde eine mögliche Einschrän-
kung der Behandlungskompetenz 
„Schmerz“ auf solche Kolleginnen be-
fürchtet, die eine Weiterbildung nach-
weisen. Diese Bedenken wurden in 
der Diskussion teilweise relativiert, und 

BW

Plenum der Vertreterversammlung der LPK Baden-Württemberg

auch die positiven Aspekte einer Wei-
terbildungsregelung gegenübergestellt, 
insbesondere mögliche sozialrechtliche 
Vorteile, die sich alleine aus einer Fort-

bildung nicht ergeben können. Mit gro-
ßer Mehrheit stimmte die VV dann dem 
Antrag auf Aufnahme des Bereichs 
„Spezielle Schmerzpsychotherapie“ 
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in die Weiterbildungsordnung der LPK 
Baden-Württemberg zu.

Anschließend referierte Kammerpräsi-
dent Dr. Dietrich Munz zum aktuellen 
Stand der Reform der Psychotherapeu-
tenausbildung. Er stellte die wesentli-
chen Inhalte des Gesetzes dar, nannte 
auch die Punkte, an denen Nachbes-
serungsbedarf besteht, insbesondere 
die Finanzierung der ambulanten Wei-
terbildung, für die weiterhin zusätzliche 
finanzielle Mittel über die im Gesetz 
vorgesehene Finanzierung aus den Ein-
nahmen der gesetzlichen Krankenver-
sicherung gefordert werden müssen. 
Des Weiteren fehle im Gesetz eine 
Übergangsregelung für nach aktueller 
Regelung approbierte Psychotherapeu-
tinnen und die Vergütung der derzeiti-
gen PiA während des praktischen Jahrs 
sei zu gering.

Haushaltsausschussvorsitzender Michael Reisch beim Vortrag über die Kammerfinanzen

Vortrag Dr. Dietrich Munz zur Reform der 
Psychotherapeutenausbildung

terbildungsordnung (MWBO) und stell-
te den Projektplan dazu vor. Er erwähn-
te, dass einen Tag vor der VV der Ent-
wurf einer Approbationsordnung vom 
Bundesministerium für Gesundheit vor-
gelegt wurde, deren wichtigste Punkte 
er dann am zweiten VV-Tag vorstellte.

Nach der Approbationsordnung sollen 
Grundkompetenzen erworben werden, 
um dann vertiefte Psychotherapie und 
versorgungsrelevante Kompetenzen 
in der Weiterbildung zu erwerben. 
Der Entwurf enthält auch Regelungen 
zur berufspraktischen Ausbildung im 
Bachelor und Master. Die Diskussi-
on über das Projekt MWBO der BPtK 
wurde am zweiten Tag der VV erneut 
aufgenommen. Im Frühjahr 2020 sol-
len ersten Ergebnisse der Projektarbeit 
vorgestellt werden. Die LPK wird in die 
Projektarbeit durch die Ausschüsse ein-
gebunden, die zu den Ergebnissen der 

Arbeitsgruppen der BPtK Stellung neh-
men können.

Nach dem Bericht der Wirtschaftsprüfe-
rin stand die Diskussion im Zeichen des 
Kammerhaushaltes, zu dem der Vorsit-
zende des Haushaltsausschusses, Mi-
chael Reisch, die aktuellen Daten refe-
rierte. Der Jahresabschluss 2018 wurde 
genehmigt und die Rechnungsführerin 
mit dem gesamten Vorstand entlastet.

Eine Änderung der Entschädigungs- 
und Reisekostenordnung, nach der der 
Vorstand nach 13 Jahren erstmals eine 
höhere Entschädigung erhalten soll, 
wurde mit Mehrheit angenommen.

Anschließend wurde die vom Berufsord-
nungsausschuss überarbeitete Berufs-
ordnung diskutiert und abgestimmt. Die 
Berufsordnung wurde gegendert und 
zum Punkt „Online-Therapien“ präzisiert.

Dr. Munz berichtete dann über den 
Sachstand zur Reform der Musterwei-

Treffen LPK-Vorstand mit Neuapprobierten

Am 11. Oktober 2019 fand im Hotel 
Maritim in Stuttgart ein Treffen des 
LPK-Vorstands mit den in den zurück-
liegenden zwei Jahren neuapprobierten 
Kolleginnen statt.

Kammerpräsident Dr. Munz berichtete 
zunächst in einem Impulsreferat zu den 
Strukturen des Kammer- und KV-Sys-
tems auf Landes- und Bundesebene 
und erläuterte die Aufgaben der Kam-

mer, Zusammensetzung der Gremien 
und Ausschüsse etc.

Daraus entwickelte sich eine lebhafte 
und differenzierte Frage- und Diskussi-
onsrunde zu den Themen Fortbildung, 
tarifliche Eingruppierungen, Niederlas-
sung, Besteuerung und zur Reform der 
Psychotherapeutenausbildung.

Es konnte ein guter Kontakt zwischen 
Kammervorstand und den neuen Kol-

leginnen hergestellt werden, aus dem 
der Wunsch nach weiterem Austausch 
miteinander entstand. Der Vorstand der 
LPK BW überlegt noch, wie eine Ver-
besserung der Vernetzung zu erreichen 
ist.

Die nächste Veranstaltung dieser Art 
soll in jedem Fall im Herbst 2020 statt-
finden.

424	 Psychotherapeutenjournal 4/2019

Mitteilungen der Psychotherapeutenkammer

B
W



Neuerungen in der Versorgung von Menschen mit geistiger Behinderung:  
Broschüre (FAQs) erweitert und aktualisiert

Geschäftsstelle

Jägerstr. 40
70174 Stuttgart
Mo.-Do. 9.00–12:00, 13.00–15.30 Uhr
Freitag 9.00–12.00 Uhr
Tel.: 0711/674470–0
Fax: 0711/674470–15
info@lpk-bw.de
www.lpk-bw.de

Nach wie vor ist es für Menschen mit 
geistiger Behinderung und psychischen 
Störungen bzw. deren Angehörige be-
sonders schwierig, einen ambulanten 
Therapieplatz zu finden. Immer mehr 
Anfragen werden aktuell dazu an die 
Kammer gerichtet, hier weiterzuhelfen. 
Um die unbefriedigende Versorgungs-
situation zu verbessern, wurde bereits 
2015 ein Arbeitskreis von Expertinnen 
einberufen, der sich seitdem regelmäßig 
trifft, regionale Fortbildungen organi-
siert, Qualitätszirkel initiiert und aufbaut. 
Eine Liste von niedergelassenen Kolle-
ginnen, die Kompetenz und Erfahrung 
haben in der Arbeit mit Menschen mit 
intellektuellen Entwicklungsstörungen, 
wurde angelegt. Diese Liste wird von 
Betroffenen bei der Kammer häufig an-
gefragt und soll fortlaufend aktualisiert 
und erweitert werden.

In den letzten beiden Jahren sind ei-
nige gesetzliche Regelungen in Kraft 

getreten, die zu Verbesserungen im 
Versorgungsangebot für Menschen 
mit geistiger Behinderung geführt ha-
ben. Der Arbeitskreis hat nun diese 
Neuerungen in seiner Broschüre auf-
genommen.

Die Broschüre mit FAQs zum Thema 
„Psychotherapie bei Menschen mit 
einer intellektuellen Entwicklungs-
störung (geistiger Behinderung)“ 
wurde ergänzt durch Hinweise auf 
Neuerungen bei den abrechenbaren 
EBM-Ziffern (u. a. Beantragung von Be-
zugspersonenstunden, mehr Sprech-
stunden und Probatorik). Zudem gibt es 
fachliche Informationen zur Autismus-
Spektrum-Störung (ASS) und Störung 
der intellektuellen Entwicklung sowie 
zur Elternschaft bei Menschen mit ei-
ner geistigen Behinderung. Die neueste 
Version der Broschüre können Sie unter 
dem nebenan genannten Link downloa-
den.

Liebe Kammermitglieder, wenn 
Sie sich für diese Arbeit engagie-
ren wollen oder vorhaben sich hier 
mehr zu engagieren, dürfen Sie 
sich sehr gerne auf die Liste setzen 
lassen. Dazu senden Sie uns einfach 
das ausgefüllte Formular (Download 
und Infos unter:
https://www.lpk-bw.de/behinderung). 
Dies kann Angehörigen bei Anfragen 
helfen, gezielter einen regionalen The-
rapieplatz zu finden. Die Anfragen von 
Betroffenen bzw. deren Angehörigen 
haben in den letzten Jahren stetig zu-
genommen.
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Beitragstabelle 2020 
vom 2. Dezember 2019

Aufgrund des § 24 Abs. 1 Heilberufe-Kam-
mergesetz Baden-Württemberg vom 16. 
März 1995 (GBl. 1995, S. 313), zuletzt geän-
dert durch das Gesetz zur Änderung des 
Heilberufe-Kammergesetzes, des Kinder- 
und Jugendhilfegesetzes Baden-Württem-
berg und die Verordnung des Innenministe-
riums über die Durchführung des Flücht-
lingsaufnahmegesetzes vom 17. Dezember 
2015 (GBl. BW v. 29. Dezember 2015, 
S. 1234), hat die Vertreterversammlung der 
Landespsychotherapeutenkammer Baden-
Württemberg am 19. Oktober 2019 die fol-
gende Beitragstabelle 2020 beschlossen:

A.	 Gemäß § 2 Abs. 4 Satz 1 der Umlage-
ordnung wird festgesetzt:

1.	 Zur Erfüllung der Aufgaben der 
Landespsychotherapeutenkammer 
im Jahr 2020 wird für alle Mitglie-

der eine Umlage (Regelbeitrag) von 
440,00 Euro erhoben. Der ermäßigte 
Regelbeitrag I beträgt 264,00 Euro, der 
ermäßigte Regelbeitrag II 176,00 Euro 
und der Mindestbeitrag 110,00 Euro.

2.	 Freiwillige Mitglieder, die sich in der 
Ausbildung nach der Ausbildungs- und 
Prüfungsverordnung für Psychologi
sche Psychotherapeuten oder der Aus-
bildungs- und Prüfungsverordnung für 
Kinder- und Jugendlichenpsychothera-
peuten (§ 3 Abs. 4 Satz 1 Hauptsat-
zung) befinden, haben null Euro zu 
entrichten

3.	 Mitglieder, die auch als Ärztin oder Arzt 
approbiert sind, zahlen einen Beitrag 
von 220,00 Euro.

4.	 Freiwillige Mitglieder zahlen einen Bei-
trag von 220,00 Euro.

B.	 Die Beitragstabelle 2020 tritt am 1. Janu-
ar 2020 in Kraft, zugleich tritt die Beitrag-
stabelle 2019 vom 12. November 2018 
(Psychotherapeutenjournal 4/2018, Seite 
387) außer Kraft.

Vorstehende Beitragstabelle 2020 der Lan-
despsychotherapeutenkammer Baden-
Württemberg wird nach Genehmigung des 
Ministeriums für Arbeit und Sozialordnung, 
Familie, Frauen und Senioren Baden-Würt-
temberg vom 11. November 2019, Az.: 31–
5415.5–003/1, hiermit ausgefertigt und öf-
fentlich bekannt gemacht.

Stuttgart, den 2. Dezember 2019

gez. Dr. Dipl.-Psych. Dietrich Munz
Präsident

Sechste Satzung zur Änderung der Umlageordnung 
vom 2. Dezember 2019

Aufgrund der §§ 9, 23 Abs. 1, § 24 Abs. 1 
und 2 des Heilberufe-Kammergesetzes 
(HBKG) Baden-Württemberg in der Fassung 
vom 16. März 1995 (GBl., S. 314), zuletzt 
geändert durch das Gesetz zur Änderung 
des Heilberufe-Kammergesetzes, des Kin-
der- und Jugendhilfegesetzes Baden-Würt-
temberg und der Verordnung des Innenmi-
nisteriums über die Durchführung des 
Flüchtlingsaufnahmegesetzes vom 17. De-
zember 2015 (GBl. BW v. 29. Dezember 
2015, S. 1234), hat die Vertreterversamm-
lung der Landespsychotherapeutenkam-
mer in ihrer Sitzung am 19. Oktober 2019 
die folgende Satzung beschlossen:

Artikel 1 
Änderung der Umlageordnung der 
Landespsychotherapeutenkammer

Die Umlageordnung der Landespsychothe-
rapeutenkammer vom 18. Oktober 2008 
(Psychotherapeutenjournal 4/2008, S. 375, 
Einhefter, S. 2), zuletzt geändert durch die 
Fünfte Satzung zur Änderung der Umlage-
ordnung der Landespsychotherapeuten-
kammer vom 6. Mai 2019 (Psychotherapeu-

tenjournal 2/2019, S. 182) wird wie folgt ge-
ändert:

§ 3 erhält folgende Änderungen:

Absatz 3 wird wie folgt neu gefasst:

„Beitragspflichtige, die das 70. Lebensjahr 
vollendet haben oder im aktuellen Beitrags-
jahr vollenden werden und die Voraussetzun-
gen für die Einstufung in den Mindestbeitrag 
erfüllen, können diese Einstufung unter Be-
freiung von der Nachweispflicht für das aktu-
elle und die zukünftigen Beitragsjahre bean-
tragen. Dem Antrag ist stattzugeben, wenn 
sie in den beiden der Antragstellung voraus-
gegangenen Beitragsjahren den Nachweis 
geführt haben, keine oder nur noch geringfü-
gige Einkünfte (§ 2 Abs. 6 S. 4) aus der Be-
rufstätigkeit zu erzielen. Unbeschadet davon 
bleiben die Verpflichtungen gemäß der Mel-
deordnung der Kammer.“

Artikel 2 
Ermächtigung zur Bekanntmachung 

der Neufassung

Präsident und Schriftführer werden ermäch-
tigt, den Wortlaut der Umlageordnung in der 

zum Zeitpunkt der Bekanntmachung gel-
tenden Fassung mit neuer Paragraphen- 
und Nummerierungsfolge bekannt zu ma-
chen sowie Unstimmigkeiten des Wortlauts 
zu beseitigen.

Artikel 3 
Inkrafttreten

Die vorstehende Sechste Satzung zur Än-
derung der Umlageordnung tritt am Tag 
nach der Verkündung im Psychotherapeu-
tenjournal in Kraft.

Vorstehende Sechste Satzung zur Ände-
rung der Umlageordnung der Landespsy-
chotherapeutenkammer Baden-Württem-
berg wird nach Genehmigung des Ministe-
riums für Soziales und Integration Baden-
Württemberg vom 11. November 2019, 
Az.:31–5415.5–003/1, hiermit ausgefertigt 
und ist öffentlich bekannt zu machen.

Stuttgart, den 2. Dezember 2019

gez. Dr. Dipl.- Psych. Dietrich Munz
Präsident
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resse an dem Thema heute zeigt, dass 
es zu unserem Selbstverständnis ge-
hört, dass wir dabei nicht stehen blei-
ben, sondern uns immer neu möglichen 
Grenzsituationen stellen und damit um-
gehen lernen wollen.“ In seiner Eröff-
nungsrede ging er auf aktuelle gesund-
heitspolitische Themen ein: Das Gesetz 
zur Reform der Psychotherapeutenaus-
bildung bilde ein erheblich breiteres Be-
rufsbild ab als zuvor und zeige dabei 
auch eine hohe Wertschätzung für Psy-
chotherapeutinnen als Heilkundige in 
Kliniken, Praxen, Beratungsstellen, als 
Forschende und als Expertinnen für 
psychische Gesundheit. Beim Digitale-
Versorgung-Gesetz (DVG) führte Herr 
Melcop aus, dass auch die Psychothe-

8. Bayerischer Landespsychotherapeutentag: „Psychotherapie in Grenzsituationen“

rapeutenschaft offen sei für die digitale 
Unterstützung ihrer Arbeit. Er betonte 
jedoch, dass die Wirksamkeit der digita-
len Angebote in der Psychotherapie be-
legt und insbesondere auch Daten-
schutzrisiken berücksichtigt werden 
müssten. Zur aktuell diskutierten Frage, 
inwieweit wissenschaftlich fundierte 
psychotherapeutische Erkenntnisse ei-
nen Beitrag zur öffentlichen Gesund-
heitspflege im Bereich des Schutzes 
natürlicher Lebensgrundlagen leisten 
können, sah er einen offenen berufsin-
ternen wissenschaftlich fundierten Dis-
kurs als unverzichtbar an.

Auch Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter 
Bauer, MdL, Patienten- und Pflege-
beauftragter der Bayerischen Staats-
regierung, setzte sich mit seinen 
Grußworten für die Notwendigkeit der 
Datensicherheit für Patientinnen ein, 
die besonders auch bei der geplanten 
elektronischen Patientenakte ein vor-
rangiges Thema zu sein habe. Außer-
dem sprach er sich gegen die Stigma-
tisierung von psychisch kranken Men-
schen aus: „Bei psychischen Erkran-
kungen stehen wirksame Hilfen und 
Therapiemöglichkeiten zur Verfügung. 
Niemand sollte daher aus Unkenntnis 
oder gar Scham darauf verzichten, Un-
terstützung in Anspruch zu nehmen. 
Als Patienten- und Pflegebeauftragter 
der Bayerischen Staatsregierung setze 
ich mich deshalb für noch mehr öffent-
liche Aufmerksamkeit und Aufklärung 
über psychische Erkrankungen ein. In 
unserer Gesellschaft müssen wir ein-
ander aufmerksam, empathisch und 
hilfsbereit begegnen!“

Am 19. Oktober 2019 fand der 8. Bay-
erische Landespsychotherapeutentag 
(LPT) in München mit 500 Teilneh-
menden zum Thema „Psychotherapie 
in Grenzsituationen“ statt. Bei der 
Veranstaltung ging es um „Grenzsitu-
ationen“ in Psychotherapien, in denen 
Psycho-therapeutinnen in besonderer 
Weise fachlich und persönlich ange-
sprochen und gefordert sind und wie 
diese bewältigt werden können.

Kammerpräsident Nikolaus Melcop 
eröffnete den 8. Bayerischen Landes-
psychotherapeutentag: „Wir wissen, 
dass wir in der psychotherapeutischen 
Arbeit zeitweise fachliche und persönli-
che Grenzen erreichen. Das große Inte-

BY

Der 8. Bayerische Landespsychotherapeutentag fand in der ausgebuchten Alten Kongress-
halle in München statt. (Foto: Siegfried Sperl)
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Prof. Dr. Udo Rauchfleisch, Fachpsy-
chologe für Psychotherapie und Profes-
sor emer. für Klinische Psychologie an 
der Universität Basel, stellte dem Ple-
num in seinem Vortrag die Frage: „Was 
tun, wenn wir an unsere Grenzen sto-
ßen?“ Er berichtete über persönliche 
Erfahrungen, bei denen er in seiner the-
rapeutischen Praxis an Grenzen stieß, 
und über seine Arbeit mit transidenten 
Menschen und Personen mit dissozia-
len/antisozialen Persönlichkeitsstörun-
gen. Er erläuterte, dass bei besonders 
herausfordernden psychischen Erkran-
kungen die Modifikation der therapeuti-
schen Konzepte und das Infragestellen 
von traditionellen Klassifizierungen und 
Kategorisierungen notwendig sei.

Dr. Marga Löwer-Hirsch, Psycholo-
gische Psychotherapeutin, setzte sich 
in ihrem Vortrag mit der Liebe in der 
Therapie, deren therapeutischer Hand-
habung und notwendiger Grenzsetzung 
auseinander. Dabei diskutierte sie die 
Dialektik der Liebe als dynamisches 
Phänomen in der Therapie und deren 
Missbrauch zu narzisstischen Zwecken. 
Ihre Überlegungen veranschaulichte sie 
an einigen Fallvignetten.

Prof. Dr. Ralf T. Vogel, Psychologischer 
Psychotherapeut in eigener Praxis und 

Honorarprofessor für Psychotherapie 
und Psychoanalyse an der Hochschule 
für Bildende Künste Dresden, themati-
sierte ganz andere Grenzsituationen: Er 
sprach in seinem Vortrag „Todesthemen 
in der Psychotherapie“ darüber, dass 
das Todesthema implizit die Grundlage 
vieler psychischer Symptomkonstella-
tionen bildet. Er regte dazu an, sich mit 
den Themen Sterblichkeit und Tod auch 
persönlich auseinanderzusetzen und ein 
eigenes Konzept vom Tod zu entwickeln. 
Dies sei eine wichtige Grundlage für die 
professionelle Arbeit mit Todesthemen 
in der Psychotherapie.

Der Vortrag von Dr. Wolfram Dorr-
mann, Psychologischer Psychothe-
rapeut und Lehrbeauftragter an der 
Universität Eichstätt, behandelte das 
Thema des Patientensuizids und die 
Frage, wie Psychotherapeutinnen eine 
erfolgte Selbsttötung von Patientin-
nen professionell verarbeiten können. 
Dr. Dorrmann ging dabei u. a. auf den 
Umgang mit Schuldgefühlen und Trau-
er ein. Er gab Anregungen für den Su-
pervisionsprozess mit Kolleginnen und 
stellte entlastende Grundhaltungen für 
Psychotherapeutinnen nach einem Pa-
tientensuizid sowie Hinweise für den 
Umgang mit Angehörigen nach einem 
Suizid vor.

Prof. Dr. Silke Birgitta Gahleitner, 
Professorin für Klinische Psychologie 
und Sozialarbeit im Arbeitsbereich Psy-
chosoziale Diagnostik und Interventio-
nen an der Alice Salomon Hochschule 
in Berlin, referierte über „Schwierige 
Situationen in der Kinder- und Jugend-
lichenpsychotherapie mit dem Schwer-
punkt auf frühkindlicher Traumatisie-
rung“. Sie gab in ihrer Zusammenschau 
von Forschung, Theorie und Praxis 
einen Überblick in die Besonderheiten 
der Arbeit mit früh traumatisierten Kin-
dern und Jugendlichen.

Abschließend berichtete Christine 
Gallas, Psychologische Psychothera-
peutin in der Psychotherapeutischen 
Spezialambulanz für Stalking-Opfer am 
Zentralinstitut für seelische Gesundheit 
in Mannheim über die Grenzsituation, 
wenn Psychotherapeutinnen selbst Be-
troffene von Stalking und Cyberstalking 
werden. Dabei ging sie auf Gefährdung, 
Bewältigungsmöglichkeiten und Prä-
vention ein.

Die Teilnehmenden nutzten die Veran-
staltung, um intensiv mit den Referie-
renden zu diskutieren und zum kollegi-
alen Austausch in den Pausen.

Die Vortragenden und der Vorstand der PTK Bayern auf dem 8. Bayerischen Landespsychotherapeutentag (v. l. n. r.): Dr. Anke Pielsticker, Prof. 
Dr. Ralf T. Vogel, Dr. Marga Löwer-Hirsch, Prof. Dr. Udo Rauchfleisch, Prof. Dr. Silke Birgitta Gahleitner, Dr. Bruno Waldvogel, Dr. Monika 
Sommer, Dr. Wolfram Dorrmann, Dr. Nikolaus Melcop, Birgit Gorgas, Peter Lehndorfer und Christine Gallas (Foto: Siegfried Sperl)
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Informations- und Diskussionsveranstaltung zur Kostenerstattung: Grundlagen – 
Probleme – Perspektiven

Die Vortragenden ermöglichten einen informativen Austausch (v. l. n. r.): Dipl.-Psych. Karin 
Jeschke, Dr. Manfred Nosper, Dr. Felicitas Bergmann, Dipl.-Psych. Bernhard Winter und 
Vorstandsmitglied Heiner Vogel. (Foto: Hiller)

Die Teilnehmenden diskutierten an verschie-
denen Gesprächsinseln und hielten ihre 
Ergebnisse auf Plakaten fest. (Foto: Hiller)

Gesetzlich Versicherte müssen teilwei-
se mit langen Wartezeiten auf einen 
Psychotherapieplatz rechnen. Im Fal-
le unaufschiebbaren Therapiebedarfs 
können sich diese Patientinnen unter 
bestimmten Voraussetzungen auch in 
einer Privatpraxis behandeln lassen, 

wenn vorab bei der Krankenkasse ei-
ne Kostenerstattung nach § 13 Abs. 3 
SGB V beantragt wurde. Anfang Okto-
ber lud die PTK Bayern alle Kammermit-
glieder, die entweder bereits in der Kos-
tenerstattung tätig sind oder sich dafür 
interessieren, zu einer Diskussions- und 

Informationsveranstaltung in München 
ein.

Vorstandsmitglied Heiner Vogel schil-
derte die Position der PTK Bayern zur 
Kostenerstattung sowie deren Chan-
cen und Risiken. Bei der Informations-
veranstaltung wurden außerdem die 
Ergebnisse der Versorgungsstudie von 
2018 zur aktuellen Lage der außerver-
traglichen ambulanten Psychotherapie 
in Privatpraxen (Dipl.-Psych. Karin Je-
schke), eigene Erfahrungen eines in der 
Kostenerstattung tätigen Psychologi-
schen Psychotherapeuten (Dipl.-Psych. 
Bernhard Winter), aktuelle Initiativen 
in der Kostenerstattung (Dr. Felicitas 
Bergmann) sowie Grundlagen und An-
wendung der Regelungen des § 13 
Abs. 3 SGB V zur Kostenerstattung in 
der Psychotherapie (Dr. Manfred Nos-
per) vorgestellt.

Veranstaltung zur Kooperation von Psychotherapie mit Schule, Gesundheitswesen 
und Jugendhilfe

Um psychische Erkrankungen bei Kin-
dern und Jugendlichen rechtzeitig zu 
erkennen und umfassend zu behandeln, 
bedarf es einer Kooperation zwischen 
Psychotherapie, Schule, Gesundheits-
wesen und Jugendhilfe. Mit dieser Ver-
anstaltung, die Ende Oktober stattfand, 
sollte das Zusammenwirken dieser Be-
reiche befördert und weiterentwickelt 
werden. Unter dem Titel „Auffällig un-
auffällig: Kinder und Jugendliche mit in-
ternalisierenden Störungen“ tauschten 
sich Teilnehmende verschiedener Pro-
fessionen an einer beispielhaften Fallvi-
gnette aus, wie in den unterschiedlichen 
Bereichen vorgegangen wird und wo 
es Anknüpfungspunkte für die Zusam-
menarbeit gibt. An der Veranstaltung 
nahmen insgesamt 100 PP und KJP, 
Lehrerinnen, Ärztinnen sowie Vertrete-
rinnen aus Erziehungsberatungsstellen 
und der Jugendsozialarbeit teil. Sieben 
Expertinnen aus den verschiedenen 
Fach- und Arbeitsbereichen stellten in 

kurzen Impulsreferaten vor, wie sie bei 
dem vorgestellten Fall eines auffällig un-
auffälligen Schülers vorgehen würden. 
Anschließend diskutierten die Expertin-
nen gemeinsam mit den Teilnehmenden 
nach der Methode des World Cafés an 
verschiedenen Gesprächsinseln ihre Er-
fahrungen und Wünsche an die Behand-
lung der Kinder und an die gemeinsame 
Kooperation. Dabei wurden drei zentrale 
Leitfragen besprochen:

�� Welche Erfahrungen haben Sie mit 
internalisierenden Störungen von 
Kindern/Jugendlichen in Ergänzung 
zu den in den Impulsvorträgen ge-
nannten Faktoren? Wie beziehen Sie 
die Betroffenen in Ihre Überlegun-
gen ein?

�� Was wäre für Sie eine gelingende 
Kooperation zwischen den Berei-
chen? Welche Erwartungen haben 
Sie daran?

�� Wie haben Sie Kooperation bisher er-
lebt? Was könnte jeder der Bereiche 
daran verbessern?

Die Veranstaltung wurde vom Aus-
schuss für psychotherapeutische Ver-
sorgung von Kindern und Jugendlichen 
in Bayern konzipiert und organisiert. 
Der Ausschuss wertet nun die gesam-
melten Ergebnisse der Veranstaltung 
aus und wird eine Dokumentation er-
stellen.
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Berichte aus den Ausschüssen der PTK Bayern
Die Delegiertenversammlung der PTK Bayern hat Ende 2017 die Ausschüsse und Kommissionen gewählt. Unter anderem 
gibt es seitdem zwei Ausschüsse: den Ausschuss „Öffentliche Gesundheitspflege“ und den Ausschuss „Diversität in der 
Psychotherapie“. Nach nun zwei Jahren Tätigkeit stellen diese beiden Ausschüsse nachfolgend ihre bisherigen Ergebnisse 
und Arbeitsschritte sowie einen Ausblick auf kommende Aufgaben vor.

Ausschuss „Öffentliche Gesundheitspflege“

Public Health, zu Deutsch „Öffentliche 
Gesundheitspflege“, ist die Wissen-
schaft und Praxis einer Gesellschaft, 
Krankheiten zu vermeiden, das Leben 
zu verlängern und die physische und 
psychische Gesundheit zu fördern un-
ter Berücksichtigung einer gerechten 
Verteilung und Nutzung von Ressour-
cen (Deutsche Gesellschaft für Public 
Health). Gesundheit und Lebenserwar-
tung sind eng mit soziodemographi-
schen Faktoren verbunden. Insbeson-
dere psychische Erkrankungen stehen 
u. a. in Zusammenhang mit geringen 
finanziellen Ressourcen bzw. Armut, 
einem niedrigen Bildungsstatus, Ar-
beitslosigkeit und gesellschaftlicher 
Stigmatisierung. Die Aufgabe des Aus-
schusses für öffentliche Gesundheits-
pflege ist es, Bereiche zu identifizieren, 
in denen Mitglieder unserer Profession 
über Projekte oder Mitwirkung in gesell-
schaftlichen Bereichen zur Gestaltung 
von Lebensbedingungen beitragen kön-
nen, die psychische Gesundheit zu be-
fördern oder bestehende Einschränkun-
gen zu mildern.

Der Ausschuss beschäftigte sich ein-
gangs intensiv mit den oben genannten 

Einflussfaktoren und einigte sich auf 
den Schwerpunkt „Zerfall/Spaltung der 
Gesellschaft und Auswirkungen auf die 
psychosoziale Gesundheit insbesonde-
re von Menschen in prekären Lebens-
lagen“. Die Armutsberichterstattung 
und wissenschaftliche Quellen belegen 
einen klaren Zusammenhang dahinge-
hend, dass zum einen das Risiko, an 
psychischen Störungen zu leiden, bei 
sogenannter relativer Armut deutlich 
erhöht ist; andererseits ist belegt, dass 
Menschen in prekären Lagen deutlich 
unterrepräsentiert sind in der psycho-
sozialen und psychotherapeutischen 
Versorgung. Was wie ein Widerspruch 
klingt, ist auch in der somatischen 
Medizin hinlänglich bekannt und wird 
bspw. als „inverse care law“ bezeich-
net: „Die Erreichbarkeit guter medizini-
scher Versorgung tendiert umgekehrt 
zum Bedarf der zu versorgenden Popu-
lation abzuweichen“ (Hart, 1971: 405, 
Übersetzung: B. K.).

Es werden zahlreiche Barrieren be-
schrieben, die die Versorgung von Pa-
tientinnen in prekären Lebenslagen er-
schweren. Diese können grob aufgeteilt 
werden in strukturelle Barrieren, wie 

z. B. geringere Bekanntheit und Erreich-
barkeit/Nachfrage, mangelnde Res-
sourcen zur Überbrückung von Warte-
zeiten, Umsetzung von Behandlungsan-
forderungen. Aber auch interpersonelle 
Barrieren in der Person von Therapeutin 
und Patientin, wie z. B. geringes ge-
genseitiges Vertrauen und Vorurteile 
bzw. Vorurteilsangst, sowie interakti-
onelle Schwierigkeiten, die aus einem 
Sprach- und Bildungsgefälle und einer 
sozioökonomischen Distanz entstehen, 
können die Anbahnung und den Erhalt 
einer tragfähigen Arbeitsbeziehung er-
schweren.

Der Ausschuss hat dem Vorstand erste 
Vorschläge zu Fortbildungen und politi-
scher Einflussnahme unterbreitet, die 
ihm geeignet scheinen, strukturelle und 
interpersonelle Barrieren zu senken.

Ausschuss „Öffentliche Gesundheits-
pflege“: Peter Drißl, Klemens Funk, 

Micheline Geldsetzer, Almut Gessler-
Engelbrecht, Dr. Birsen Kahraman & 

Rainer Knappe

Ausschuss „Diversität in der Psychotherapie“

An die Kammer werden oft Anliegen he-
rangetragen, die psychotherapeutische 
Versorgung für bestimmte Zielgrup-
pen in besonderer Weise zu fördern. 
Sei es, weil eine Bevölkerungsgruppe 
besonders schwer Zugang zur Psycho-
therapie hat, wie etwa Menschen mit 
Intelligenzminderung oder Strafgefan-
gene, sei es, weil sich zu wenige Psy-
chotherapeutinnen für die spezifischen 
Bedürfnisse einer Zielgruppe qualifiziert 
fühlen, wie etwa bei Menschen mit kog-

nitiven Beeinträchtigungen oder in Palli-
ativbehandlung. Ein breiteres Spektrum 
von Menschen mit psychotherapeuti-
schem Behandlungsbedarf soll erreicht 
werden. Wie aber entscheidet die Kam-
mer, für welche Gruppen sie sich – bei 
begrenzten Ressourcen – besonders 
einsetzt und mit welchen Mitteln?

Ein neuer Ausschuss „Diversität in der 
Psychotherapie“ wurde deshalb be-
auftragt, ein Gesamtkonzept zu entwi-

ckeln, das die relevanten Zielgruppen 
und ihren Versorgungsbedarf benennt, 
bestehende Angebote darstellt und 
Kriterien aufzeigt, wie Entscheidungen 
über Angebote für spezifische Zielgrup-
pen getroffen und begründet werden 
können. Zusätzlich sollen konkrete Vor-
schläge für zusätzliche Konzepte oder 
Angebote gemacht werden.

Eine Aufstellung unter- oder unversorg-
ter Zielgruppen zu erstellen, fiel noch 
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leicht, auch wenn sie nicht abschlie-
ßend sein kann. Den jeweiligen Bedarf 
genauer zu beschreiben, war jedoch 
schwieriger, denn Erfahrungen aus der 
eigenen Praxis lassen sich nicht unbe-
dingt verallgemeinern und Prävalenz-
zahlen etwa liegen oft nicht vor. Um 
darüber hinaus eine Vergleichbarkeit 
zwischen den Gruppen zu ermöglichen, 
entwickelte der Ausschuss ein Schema 
mit verschiedenen Kriterien, die die je-
weilige Zielgruppe präzisieren, ihren 

Geschäftsstelle

Birketweg 30, 80639 München
Post: Postfach 151506
80049 München
Tel. 089 / 515555–0, Fax: -25
Mo.–Fr.: 9.00–13.00,
Di.–Do.: 14.00–15.30 Uhr
info@ptk-bayern.de
www.ptk-bayern.de

Redaktion

Vorstand und Geschäftsstelle der PTK 
Bayern.

Bedarf benennen und entsprechend 
Vorschläge für Aktivitäten der Kammer 
beinhalten. Zusätzlich wurde mit der 
Geschäftsstelle eine Übersicht über al-
le Handlungsoptionen erstellt, von der 
Fortbildung für Mitglieder über Beiträge 
in Mitgliederrundschreiben bis zu politi-
schen Aktivitäten.

Der Ausschuss wird das erarbeitete 
Schema nun auf verschiedene Zielgrup-
pen und zukünftige Vorschläge anwen-

den und weiter erproben. Die Zielset-
zung aller Ausschussmitglieder ist es, 
die Psychotherapie auch bisher weniger 
berücksichtigten Gruppen zugänglich 
zu machen.

Ausschuss „Diversität in der Psycho-
therapie“: Dr. Silvia Corso, Dr. Judith 
Siegl, Dr. Fatma Sürer, Prof. Dr. Karin 

Tritt, Benedikt Waldherr, Dr. Sabine 
Zaudig

Kurznachrichten

Im Folgenden werden einige Aktivi-
täten und Veranstaltungen, an denen 
Kammervertreterinnen teilgenommen 
haben, kurz vorgestellt.

+++ Die PTK Bayern konnte im Sep-
tember ihr 8.000stes Kammermit-
glied begrüßen. Die PTK Bayern zähl-
te zur ersten Kammerwahl im Februar 
2003 knapp über 4.600 Mitglieder. Seit-
her hat sich die Zahl stetig nach oben 
entwickelt. +++

+++ Die PTK Bayern ist weiterhin be-
strebt, die Zusammenarbeit mit dem 
Bereich der Selbsthilfe zu intensivieren. 
Dafür beteiligte sich die PTK Bayern im 
September an der Informationsveran-
staltung: Verantwortung überneh-
men – Selbsthilfe trifft Psychothe-
rapie in Würzburg sowie im November 
am Bayerischen Selbsthilfekongress 
in Hof. +++

+++ Das Bayerische Gesundheits-
ministerium fördert mit dem Konzept 
Gesundheitsregionenplus die medizi-
nische Versorgung und Prävention im 
Freistaat durch regionale Netzwerke. 
Auch PP und KJP sind in diesen regio
nalen Netzwerken beteiligt. Die PTK 
Bayern hat für die Vertreterinnen in den 
Gesundheitsregionenplus Ende Sep-
tember eine Austauschrunde organi-
siert, damit Erfahrungen und Ideen mit-
einander geteilt werden können. +++

Bevorstehende Veranstaltungen

Angestelltentag 2020: Eine Fortbil-
dungs- und Informationsveranstaltung 
der PTK Bayern für angestellte und 
beamtete Psychologische Psychothe-
rapeutinnen und Kinder- und Jugendli-
chenpsychotherapeutinnen. Termin: 27. 
März 2020 in München.

Nähere Informationen und Programme 
zu allen Veranstaltungen sowie Anmel-
deformulare finden Sie stets zeitnah auf 
unserer Homepage:
www.ptk-bayern.de
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Über die affektive Wirkung rechtspopulistischer Rhetorik – Jan Lohl hält die  
Rittmeister-Gedächtnis-Vorlesung am Institut für Psychotherapie Berlin

Am 24. Mai 2019 hielt Jan Lohl vom 
Sigmund-Freud-Institut die Rittmeister-
Gedächtnis-Vorlesung am Institut für 
Psychotherapie Berlin unter dem Titel: 
„Unbewusste historische Gefühlserb-
schaften und aktueller Rechtspopulis-
mus – Tiefenhermeneutische Analy-
sen“.

Der gelernte Sozialwissenschaftler Lohl 
promovierte zum Thema „Gefühlserb-
schaft und Rechtsextremismus“, ist 
Vertretungsprofessor für Soziologie 
und psychoanalytische Sozialpsycho-
logie an der Goethe-Universität Frank-
furt und seit 2019 mit der Leitung des 
Projektes „Psychoanalytisch orientierte 
Biographieforschung zu rechten Sozi-
alisationsprozessen in der politischen 
‚Mitte‘“ betraut. Zum September 2019 
hat er einen Ruf auf eine Professur für 
„Beratung und wissenschaftliche Wei-
terbildung“ an die Katholische Hoch-
schule Mainz erhalten. Er gehört zu 
den Protagonisten der „gesellschaft für 
psychoanalytische sozialpsychologie“, 
deren Zeitschrift „Freie Assoziation“ 
zweimal jährlich erscheint.

Die Problemstellung ist klar: Der 
Rechtspopulismus erlebt aktuell einen 
Aufschwung und stellt eine ernste He-
rausforderung für unsere Gesellschaft 
dar. Das Bedürfnis nach einem stär-
keren Nationalgefühl wird dabei stets 
verbunden mit der Einschätzung, dass 
Deutschland überfremdet werde. In 
seinem Vortrag hatte sich Lohl nun vor-
genommen, die affektive Attraktivität 
rechtspopulistischer Propagandareden 
zu untersuchen und zwar sowohl im 
historischen wie auch im aktuellen ge-
sellschaftlichen Kontext.

Zunächst zur historischen Dimensi-
on, für die Lohl frühere Forschungen 

einbezog: Margarete und Alexander 
Mitscherlich (1967) hatten mit dem Ti-
tel ihres Buches über die „Unfähigkeit 
zu trauern“ nicht primär das mangeln-
de Mitleid gegenüber den Opfern des 
Nationalsozialismus gemeint, sondern 
die Schwierigkeit der Deutschen, nach 
1945 den Untergang des „Reichs“ zu 
betrauern, weil damit die Bindung an 
„Volk und Führer“ hätte eingestanden 
werden müssen. Schon Adorno (1959, 
S. 36) hatte die Befürchtung geäußert, 
dass „insgeheim, unbewusst schwe-
lend und darum besonders mächtig jene 
Identifikation und der kollektive Narziss-
mus gar nicht zerstört wurden, sondern 
fortbestehen.“ Um die Wirkung dieser 
unbewussten Identifizierung genauer 
zu beschreiben, bedient sich Lohl einer 
von Torok und Abraham (2001) entwi-
ckelten Idee: der Krypta als Metapher 
für eine Inkorporation des zu Betrauern-
den, das unbewusst konserviert wird. 
Nicht nur dieser Teil der Persönlichkeit 
werde vergessen, auch die Sehnsucht 
nach seiner Wiederbelebung, bevor er – 
als wäre keine Zeit vergangen – wieder 
wirksam werde. Torok und Abraham 
(2001) beschrieben, dass diese „kryp-
tisierten Botschaften“ auch von Eltern 
auf Kinder übertragen werden, und 
nannten diese Art der „unheimlichen“ 
Repräsentation „Phantom“. Aspekte 
der Schuld mussten nach 1945 aus 
dem Selbstbild entfernt werden, und so 
war man selbst in Deutschland doch ir-
gendwie Opfer gewesen, Opfer der Na-
zis. Die transgenerationalen Mechanis-
men sind von der Soziologin Rosenthal 
anhand von Interviews mit Vertreterin-
nen von drei Generationen eingehend 
untersucht worden: Neben der eigenen 
Schuldlosigkeit („‚wir haben von nichts 
gewusst, und hätten wir etwas dage-
gen getan, wären wir an die Wand ge-
stellt worden‘“) untersuchte sie genau-

er, wie in Andeutungen und Auslassun-
gen die massenhafte Ermordung von 
Menschen in der Nachbarschaft und im 
Bekanntenkreis zwischen den Generati-
onen mitgeteilt wurde – „‚und dann wa-
ren sie plötzlich verschwunden‘“ (2000, 
S. 5). Rosenthal konnte nachweisen, 
dass die Kinder und Enkel der Genera-
tion, die im Nationalsozialismus gelebt 
und gehandelt hatten, ohne dass darü-
ber jemals explizit gesprochen worden 
wäre, in ihren Phantasien mit möglichen 
Taten der Eltern- und Großelterngene-
ration beschäftigt sind (1997, S. 23). 
Lohl brachte hier einige anschauliche 
Beispiele dafür, wie die Weitergabe 
durch Auslassungen und Andeutungen 
geschieht.

In einem zweiten Teil kam Lohl dann 
zur aktuellen rechtspopulistischen Rhe-
torik. Dazu erläuterte er zunächst die 
Methode, die er mit einer Gruppe von 
Kolleginnen bei der Analyse angewandt 
habe: Tiefenhermeneutische Analyse 
bezieht zunächst den Inhalt, die Quali-
tät der Interaktionen und das Szenische 
Verstehen ein. In einem zweiten Schritt 
werden dann auch eigene Affekte und 
Irritationen, die sich in der Forschungs-
gruppe einstellen, ausgewertet, analog 
zu dem Einbeziehen der Gegenüber-
tragung in der klinischen Psychoana-
lyse. In den ausgewählten Beispielen 
rechtspopulistischer Reden war nun 
vom „Stolz auf die Vorfahren“ und ih-
re „großartigen Leistungen“ die Rede, 
etwa der deutschen Militärangehörigen 
im Zweiten Weltkrieg, verbunden mit 
der Darstellung der großen Gefahr, in 
der sich diese „großartige Leistung“ 
heute befinde. In dieser Kombination 
von Einladung zur Identifizierung und 
Beängstigung liege ein wesentliches 
Grundmuster rechtspopulistischer Rhe-
torik. Die Identifizierungsangebote grif-
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fen dabei auf die genannten alten Iden-
tifizierungen zurück.

Einen aktuellen gesellschaftlichen Be-
zug stellte Lohl in einem dritten Teil dar. 
Der neoliberale Zeitgeist habe dazu ge-
führt, dass sich die strikte Orientierung 
an der Verwertbarkeit auf alle Lebens-
bereiche ausgedehnt habe. Diese tief-
greifende Veränderung im Denken und 
Fühlen der Menschen führe zwar ei-
nerseits zu einer höheren Leistungsbe-
reitschaft, aber zugleich auch zu einer 
dauernden Angst zu versagen. Für die 
daraus resultierende Aufreibung und 
Beängstigung der Subjekte mache die 
rechtspopulistische Rhetorik ein „An-
gebot“: Man sei Teil einer großartigen 
Gemeinschaft – das entlaste. Aber man 
sei bedroht – das werde dann aber auf 
bestimmte Gruppen, zum Beispiel die 
Geflüchteten, verschoben; Lohl sprach 
in diesem Zusammenhang auch von 
„Schiefheilung“ der neoliberalen Kon-
fliktsituation.

In der langen und angeregten Diskus-
sion wurde deutlich, dass der Vortrag 
teilweise provokativ gewirkt hatte. So 
ging es zunächst um die Frage, ob es 
nicht auch ein positives Nationalgefühl 
geben könne und ob es nicht geradezu 
ein allgemeines psychisches Bedürfnis 
nach Heimat und Geborgenheit gebe. 
Mit seiner Kritik habe er diejenigen 
Formen von Gemeinschaftsgefühl ge-
meint, so stellte Lohl fest, die stets mit 
einer Ausgrenzung und Abwertung von 
anderen einhergingen; sich als Teil einer 
schönen Gemeinschaft zu fühlen, sei 
schließlich kein Problem. Eine Kollegin 
merkte an, dass nach 1945 nun wirklich 

nichts Gutes mehr übriggeblieben sei. 
Zum Trauern bedürfe es eben eines 
Restes an Gutem. Die große Mehrheit 
der Deutschen habe aber den Natio-
nalsozialismus auch realistisch einge-
schätzt und sich distanziert. Man habe 
deshalb 1945 als Befreiung erlebt. In 
seinem anregenden und überzeugen-
den Vortrag hat Lohl auf plausible Art ei-
ne Spurensuche in der Geschichte und 
der Gegenwart unternommen, die hilft, 
über die Ursachen der „unheimlichen 
Wiederkehr“ völkischer Denkmotive 
weiter ins Gespräch zu kommen.

Die Rittmeister-AG Berlin, Lei-
tung: Carsten Pilzecker

Die am psychoanalytischen Institut am 
Institut für Psychotherapie Berlin ange-
siedelte Rittmeister-Arbeitsgruppe von 
Psychoanalytikerinnen verschiedener 
Institute organisiert etwa jährlich ei-
nen Vortragsabend, der sich dem poli-
tischen und/oder historischen Zusam-
menhang der Psychoanalyse widmet. 
Gegründet wurde die Arbeitsgruppe 
Anfang der 90er Jahre, als die deutsche 
Psychoanalyse sich intensiv mit ihrer ei-
genen Geschichte im NS auseinander-
setzte und in Deutschland Unterkünfte 
von Asylsuchenden brannten. Während 
die meisten Psychoanalytikerinnen als 
Menschen jüdischen Glaubens ver-
folgt worden waren und 1935 von der 
DPG ausgeschlossen wurden, gehörte 
John Rittmeister (1898–1943) zu den 
wenigen Vertretern der Zunft, die sich 
am Widerstand gegen den nationalso-
zialistischen Terrorstaat beteiligten. Er 
wurde dafür 1943 in Berlin Plötzensee 
hingerichtet.

2015 wurde die Rittmeister-Vorlesung 
gehalten von dem Psychoanalytiker 
Vamik Volkan, der vor dem Hintergrund 
seiner Erfahrungen mit verschiede-
nen internationalen Konflikten über 
die transgenerationelle Weitergabe 
von traumatischen Kriegserlebnissen 
sprach, die politische Verwendung des 
Traumas und die Dehumanisierung von 
Opfern. Der Psychoanalytiker Hans-
Jürgen Wirth sprach 2016 über die 
68er-Bewegung als Versuch, sich vom 
nationalsozialistischen Erbe zu befreien 
sowie über den spezifischen Umgang 
der Deutschen mit Vernichtungsängs-
ten in der Anti-AKW-Bewegung und 
nach Tschernobyl. Die Kulturwissen-
schaftlerin Aleida Assmann stellte 2018 
ihre Überlegungen zur Bedeutung des 
Vergessens für die kollektive Erinne-
rungskultur vor.

Literatur:
Abraham, N. & Torok, M. (2001). Trauer oder Me-
lancholie. Introjizieren — inkorporieren. In: Psyche 
– Zeitschrift für Psychoanalyse, 55 (6), 545–559.

Adorno, T. W. (1959). Was bedeutet Aufarbeitung 
der Vergangenheit. In ders., Eingriffe. Neun kriti-
sche Modelle. Frankfurt: Suhrkamp.

Mitscherlich, A. & M. (1967). Die Unfähigkeit zu 
trauern. München: Piper.

Rosenthal, G. (2000). Die Nachwirkungen der 
Nazi-Verbrechen bei den Nachkommen von Nazi-
Tätern und bei Überlebenden der Shoa. Verfügbar 
unter: http://www.qualitative-sozialforschung.de/
rosenthal.html [15.10.2019].
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Dipl.-Psych. Carsten Pilzecker,
Psychologischer Psychotherapeut und 
Psychoanalytiker sowie Leiter der Ritt-

meister Arbeitsgruppe

Das neue Psychotherapeutengesetz – Vor- und Nachteile / Ein Kommentar*

Am 26. September 2019 wurde das 
neue Psychotherapeutengesetz im 
Bundestag verabschiedet – am 8. 
November erhielt es die Zustim-
mung des Bundesrates. Mit großer 
Spannung und vielen Hoffnungen in 
der Profession war es erwartet wor-
den, doch hat es diese Erwartungen 
erfüllt? Pro- und Contra-Argumente 
sollen zur Beantwortung zusammen-
gefasst werden:

Es wurde ein Psychotherapiestudium 
beschlossen, das in der Masterphase 
klinisch ausgerichtet ist und zur Ap-
probation führt. Danach folgt eine von 
den Landespsychotherapeutenkam-
mern gestaltete Weiterbildung, die mit 
der Fachkunde und in der Regel mit 
der sozialrechtlichen Anerkennung 
abschließt. Seit Ende Oktober 2019 liegt 
ein Entwurf zur Approbationsordnung 
von Seiten des Bundesministeriums für 

Gesundheit vor, an der die inhaltliche Ge-
staltung der Weiterbildung anschließen 
kann. Im stationären Teil der Weiterbil-
dung sollen die Psychotherapeutinnen 
in Weiterbildung (PiW) angestellt wer-
den und Tariflohn bekommen. Dies ist 
der größte Fortschritt des Gesetzes, da 
dies die bisher absolut unhaltbare ökono-
mische Situation der bisherigen Psycho-
therapeutinnen in Ausbildung (PiA) deut-
lich verbessert.
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Die bisherigen PiA, die bisher meist 
keine oder nur eine geringe Bezahlung 
bekommen haben, sollen wenigstens 
1.000 € für ihr psychiatrisches Jahr 
bekommen. Sie haben durch ihr großes 
Engagement, das Demonstrationen, 
Petitionen u. a. beinhaltete, wesentlich 
zu diesen Neuregelungen beigetragen. 
Doch diesen Fortschritten stehen 
folgende Nachteile gegenüber:

�� Der ambulante Teil der zukünftigen 
Weiterbildung soll durch die von den 
PiW gegebenen Psychotherapien 
im Rahmen der Ambulanz finanziert 
werden, die wohl nur einen Teil der 
Weiterbildungskosten decken wer-
den. Diese mangelnde Finanzierung 
wurde sowohl von der BPtK, von 
allen GK-II-Fachverbänden als auch 
den PiA im Vorfeld massiv kritisiert.

�� Die Legaldefinition von Psychothera-
pie, die nach den Beschlüssen des 
Deutschen Psychotherapeutentages 
(DPT) liberalisiert und nicht mehr an 
wissenschaftlich anerkannte Verfah-
ren gebunden werden sollte, wurde 
sogar noch verschärft. Im geplanten 
Psychotherapiestudium sollen nur 
„wissenschaftlich anerkannte und 
geprüfte Verfahren und Metho-
den“ gelehrt werden. Damit wurde 
der mit großer Mehrheit gefällte Be-
schluss des 25. DPT vom November 
2014, dass alle vier Grundorientie-
rungen (verhaltenstherapeutisch, 
psychodynamisch, systemisch und 
humanistisch) mit Strukturqualität ge-
lehrt werden müssen, von der Politik, 
mit Ausnahme der Partei „Die Linke“, 
schlichtweg übergangen. Zu den wis-
senschaftlich anerkannten Verfahren 
gehört neben der Verhaltenstherapie, 
der Psychodynamischen Therapie 
und der Systemischen Therapie auch 
die Personzentrierte Psychotherapie, 
da sie von den Landesbehörden aner-
kannt wurde.

�� Der Wissenschaftliche Beirat Psycho-
therapie (WBP), dessen Bewertungs-
kriterien, Zusammensetzung und Be-
rufung nicht erst seit seinem umstrit-
tenen Beschluss zur Humanistischen 
Psychotherapie (1/18) von Teilen der 
Profession kritisiert werden, wurde 
gestärkt. Im neuen Gesetz heißt es: 
„Sie [die Landesbehörde, Anm. d. 
Verf.] stützt ihre Entscheidung dabei in 
Zweifelsfällen auf ein Gutachten des 
Wissenschaftlichen Beirats (...).“ Bis-
her war dies eine Kann-Regel. Zudem 
haben seine Beschlüsse wie bisher 
nur direkte Konsequenzen für die 
Psychologischen und Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapeutin-
nen, während die Ärztinnen und 
ärztlichen Psychotherapeutinnen 
auch weiterhin das Privileg der Be-
handlungsfreiheit genießen.

�� Das Psychotherapiestudium kann 
nur an den Universitäten absol-
viert werden, die Hochschulen für 
angewandte Wissenschaften, die 
bisher von sehr vielen angehenden 
Kinder- und Jugendlichenpsycho-
therapeutinnen besucht wurden, 
bleiben außen vor. Dies führt u. a. 
zu einer weiteren Verstärkung der 
Dominanz der Verhaltenstherapie an 
den Universitäten, wo von sechzig 
Professorinnen 59 Verhaltensthe-
rapeutinnen bzw. verhaltensthera-
peutisch orientiert sind, während 
an den Hochschulen für angewand-
te Wissenschaften durchaus noch 
Professorinnen von anderen Verfah-
rensrichtungen lehren. Wenn nun 
auch die anderen wissenschaftlich 
anerkannten Verfahren von Verhal-
tenstherapeutinnen gelehrt werden, 
weil die anderen Verfahren keine 
Lehrstühle und Stellen haben, dann 
führt das zu einem zusätzlichen Ab-
bau der Verfahrensvielfalt.

�� Die jetzigen Kinder- und Jugendli-
chenpsychotherapeutinnen dürfen 

auch weiterhin keine Erwachsenen 
ab 21 J. behandeln, obwohl die neu 
Ausgebildeten auch Erwachsene 
behandeln können. Dagegen protes-
tieren die entsprechenden Berufs-
verbände, die Übergangsregelungen 
bzw. mindestens Behandlungsmög-
lichkeiten bis zum Alter von 25 bzw. 
27 Jahren gefordert hatten.

Ohne Diskussion und Beratung mit der 
BPtK und den Fachverbänden wurde 
in einer Nacht- und Nebelaktion die 
Kurzzeittherapie durch eine Hono-
rarerhöhung um 15 % für die ersten 
10 Stunden gegenüber der Langzeit-
therapie bevorteilt. In der Begründung 
wird sogar explizit davon gesprochen, 
sie zu stärken. Der G-BA wurde be-
auftragt, bis 31. Dezember 2020 das 
Gutachterverfahren abzuschaffen und 
Alternativen zu entwickeln. Für die 
Gruppentherapie wurde es bereits ab-
geschafft. Es besteht damit die große 
Gefahr, dass im Endeffekt evtl. die 
Langzeittherapie abgeschafft bzw. die 
Stundenkontingente gekürzt werden, 
was einen erheblichen Einschnitt in 
die Versorgung bedeuten würde. Das 
Gutachterverfahren, auch wenn es mit 
Arbeit und Mühen verbunden ist, bein-
haltet auch eine Vorab-Wirtschaftlich-
keitsprüfung, die die Psychotherapie 
und ihre Länge auch juristisch absichert.

Fazit: Für die Verbesserung der prekä-
ren Situation der PiA und späteren PiW 
ist das Gesetz ein Schritt nach vorne, 
als Ganzes aber ist es enttäuschend. 
Um noch Einfluss auf die Anpassung 
des Gesetzes zu nehmen, müssten re-
levante Kräfte des Bundesrates dafür 
gewonnen werden!

* Persönlicher Kommentar von
Dr. Manfred Thielen,

Sprecher des Ausschusses „Aus-, Fort-, 
Weiterbildung“, Delegierter der BPtK 
und der Psychotherapeutenkammer 

Berlin

Apps & Co.1 – Anwendung digitaler Angebote in der Psychotherapie?

Die Diskussionen über den Einsatz von 
Gesundheits-Apps in Psychotherapien 
sind in vollem Gang. Neben berufsethi-
schen Aspekten geht es vor allem dar-

um, die Qualität solcher Apps auch für 
den psychotherapeutischen Einsatz zu 
sichern.

Die weltweite Nutzung von Gesund-
heits-Apps hat sich von 1,7 Milliarden 
Downloads 2013 auf 3,7 Milliarden 
2017 mehr als verdoppelt, der Umsatz 
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im gleichen Zeitraum mehr als verfünf-
facht. Die Hauptnutzerinnengruppe 
sind die 18- bis 29-Jährigen. Ein Bruch
teil dieser Apps widmet sich der menta
len Gesundheit mit Tests auf Bipolarität, 
Schizophrenie, Angst, Demenz und De
pression, Meditationsübungen, Tagebü
cher für das psychische Befinden (sog. 
mental health tracker), Gehirn- und Acht-
samkeitstrainings und vielem mehr.

Grundsätzlich könnten solche Program
me die Reichweite von psychotherapeu-
tischen Angeboten erhöhen, jedoch liegt 
eine unabhängige Bewertung der Pro-
gramme jenseits der Nutzerempfehlun-
gen i. d. R. nicht vor. Inwieweit diese 
häufig im Ausland programmierten Apps 
deutsche Datenschutzbestimmungen 
erfüllen, bleibt zudem offen. Vor diesem 
Hintergrund erscheint eine Prüfung und 
Zulassung von Apps für psychothera-
peutische Behandlungen als grundsätz-
lich sinnvoll und notwendig.

Trotz zahlreicher Studien und Meta-
Analysen, die Wirksamkeit und viele 
Einzelaspekte bis hin zur therapeuti-
schen Beziehung beleuchten, ist bis-
her weitgehend unklar, wie genau psy-
chotherapeutische Apps wirken. Auch 
langfristige Wirkungsnachweise fehlen. 
Durch eine Therapeutin begleitete inter-
net- und mobil basierte Interventionen 
(IMIs) zeigen ähnlich Wirksamkeit wie 
klassische Psychotherapie bei Behand-
lung von affektiven Erkrankungen und 
Angsterkrankungen. Diese sogenann-
te Blended Therapy gilt als wesentlich 
wirksamer als die autonome Nutzung 
durch die Patientinnen. Sie ist jedoch 
bisher nur in der Forschung zulässig. 
Entsprechend gibt es für die Praxis bis-
her keine Behandlungsleitfäden.

Die Bundesregierung will die Nutzung 
von Apps im Gesundheitswesen mit 
dem Digitale-Gesundheit-Gesetz regu-
lieren. Dem Entwurf zufolge müssen 
digitale Gesundheitsanwendungen (di-
GA) in einem neuen Verzeichnis (§ 139e 
SGB V) aufgenommen und durch Ärztin-
nen oder Psychotherapeutinnen verord-

net oder von Krankenkassen genehmigt 
worden sein, um überhaupt zum Ein-
satz zu kommen. Dass Krankenkassen 
diese Sonderrolle zugestanden werden 
soll, lässt befürchten, dass fachliche 
Standards und Patientinnen gefährdet 
sowie Versicherung und Versorgung 
vermischt werden. Ebenfalls kritisch 
ist die geplante Verpflichtung der Leis-
tungserbringerinnen, solche diGA in die 
Behandlung einzubeziehen, die Patien-
tinnen selbst beschafft haben. Der Um-
gang mit kritischen Therapiesituationen 
und speziell der Beurteilung von Suizi-
dalität beim Einsatz von Apps spielt im 
Gesetzentwurf keine Rolle.

Zur Aufnahme einer diGA in das ge-
plante Verzeichnis sollen laut Gesetz-
entwurf Anforderungen an Sicherheit, 
Funktionstauglichkeit und Qualität so-
wie an Datenschutz und -sicherheit er-
füllt werden. Zudem sollen die Herstel-
lerinnen „positive Versorgungseffekte“ 
nachweisen. Wer das noch nicht kann, 
soll eine vorläufige Aufnahme einer di-
GA in das neue Verzeichnis zur maximal 
zwölfmonatigen Erprobung beantragen 
können. Der Einsatz soll in dieser Phase 
bereits vergütet werden können. Es ist 
zu befürchten, dass viele unausgereifte 
Apps in die Liste aufgenommen wer-
den, die Qualitätsstandards nicht oder 
nur unzureichend erfüllen oder ethisch 
bedenklich sind.

Zudem sollen sich Krankenkassen am 
Kapital der Hersteller der Apps beteili-
gen können und dabei die vorhandenen 
Sozialdaten einbringen. Ein erweitertes 
Forschungsdatenzentrum, das beim 
Bundesgesundheitsministerium ange-
siedelt werden soll, soll alle Behand-
lungsdaten aller Versicherten pseudo-
nymisiert der Forschung zur Verfügung 
stellen. Anstatt die gute Qualität der 
Behandlung in den Mittelpunkt zu stel-
len, fokussiert der Gesetzentwurf auf 
die Kapitalisierung persönlicher und au-
ßerordentlich schutzbedürftiger Daten. 
Dass der Gesetzentwurf kein Wider-
spruchsrecht der Patientinnen vorsieht, 
ist da nur folgerichtig.

Der Bundesrat hat in seiner Stellung-
nahme empfohlen, auf eine Kapitalbe-
teiligung der Krankenkassen an Herstel-
lerunternehmen von Apps zu verzichten 
und Datenschutz und -sicherheit stärker 
zu berücksichtigen. In ihrer Gegenäuße-
rung argumentiert die Bundesregierung 
jedoch erneut, dass diese Regelung der 
Verbesserung der Qualität und der Wirt-
schaftlichkeit der Versorgung diene. 
Der Bundestag stimmt am 7. November 
2019 in 2./3. Lesung über das Gesetz 
ab. Zu hoffen bleibt, dass die genann-
ten Kritikpunkte bis dahin im Gesetzge-
bungsprozess entschärft worden sind.

Bei der Diskussion um den Einsatz von 
elektronischen Medien in der Psycho-
therapie muss der Grundsatz gelten, 
dass diese immer nur Hilfsmittel sein 
können und dass auch für diese Quali-
tätssicherung gilt. Die Indikation kann 
nur von der Berufsgruppe gestellt wer-
den, die für eine Behandlung psychisch 
erkrankter Menschen qualifiziert ist.

Gemeinsam mit der „Stiftung Waren-
test“ plant die PTK Berlin, die Erfahrun-
gen von Patientinnen und Psychothera-
peutinnen mit diGA auszuwerten und 
bittet Sie um Ihre Rückmeldungen.

[1] Vortragsfolien zur PTK-Berlin-Veranstal-
tung finden Sie auf unserer Homepage unter 
„Publikationen“

Karin Jeschke (Wissenschaftsreferentin 
der Psychotherapeutenkammer Berlin) 

und Dorothee Hillenbrand  
(Vizepräsidentin der PTK Berlin)

Geschäftsstelle

Kurfürstendamm 184
10707 Berlin
Tel.: 030/887140 -0; Fax: -40
info@psychotherapeutenkammer-
berlin.de
www.psychotherapeutenkammer-
berlin.de
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41. Kammerversammlung gedenkt ihres verstorbenen Präsidenten  
Hans Schindler und wählt neue Präsidentin

Am 5. November fand die 41. Kammer-
versammlung der PK Bremen statt, die 
von der stellvertretenden Präsidentin 
Eva John eröffnet wurde und im Zei-
chen des Abschiednehmens und Neu-
anfangs stand.

Gedenken an Hans Schindler

Eva John begrüßte die anwesenden 
Kammermitglieder und erinnerte an 
den im Oktober unerwartet verstorbe-
nen Präsidenten Hans Schindler.

ler. Anschließend würdigte die Kammer-
versammlung das Andenken von Hans 
Schindler mit einer Schweigeminute.

Bericht zum Stand des Psycho-
therapeutenausbildungsreform-
gesetzes

Amelie Thobaben berichtete zum aktu-
ellen Stand der Reform der Psychothe-
rapeutenausbildung, die am 27. Septem-
ber 2019 die erste Hürde im Bundestag 
genommen hatte. Sie stellte dabei die 
vielen Veränderungen heraus, wie z. B. 
die bessere Vergütung der zukünftigen 
Psychotherapeutinnen in Weiterbil-
dung während ihrer Klinikzeit. Zudem 
ergäben sich aus der Reform leichte 
Verbesserungen für die angehenden 
Psychologischen Psychotherapeutinnen 
und Kinder- und Jugendlichenpsycho-
therapeutinnen, die sich bereits in Aus-
bildung befinden. So sei im Gesetz eine 
Mindestvergütung von 1.000 € für die 
Praktische Tätigkeit vorgesehen, die da-
mit deutlich über der derzeitigen Vergü-
tung von 450 € liege, die PiA in Bremen 
im Durchschnitt bekämen. Gleichzeitig 
stellte Amelie Thobaben heraus, dass 
es weiterhin Herausforderungen gebe, 
deren sich die Profession auch nach der 
mittlerweile am 8. November erfolgten 
Verabschiedung des Reformgesetzes 
durch den Bundesrat annehmen müss-
te. Hier käme dem Fort- und Weiterbil-
dungsausschuss hinsichtlich der Gestal-
tung der neuen Musterweiterbildungs-
ordnung sowie deren Umsetzung auf 
Landesebene eine große Bedeutung zu.

Bericht des Kammervorstands

Dr. Christoph Sülz referierte zum Tätig-
keitsbericht des Kammervorstands im 

Zeitraum von Juni bis November 2019. 
Er berichtete über den Relaunch von 
Psych-Info.de, der Suchmaschine für 
Psychologische Psychotherapeutinnen 
und Kinder- und Jugendlichenpsycho-
therapeutinnen in Bremen, Niedersach-
sen, Hamburg, Schleswig-Holstein, 
Berlin und im Saarland. Es seien viele 
Änderungen umgesetzt worden, gleich-
zeitig finde ein stetiger Verbesserungs-
prozess statt. Dr. Christoph Sülz rief 
die Mitglieder auf, die neu gestaltete 
Website zu testen und möglicherweise 
auftretende Schwierigkeiten der Ge-
schäftsstelle zur Weiterleitung an die 
zuständige Arbeitsgruppe zu melden.

Des Weiteren nahm Dr. Christoph Sülz 
für den Vorstand Stellung zum Vertrag 
„Psychische Erkrankungen“, den die Kas-
senärztliche Vereinigung Bremen (KVHB) 
mit der AOK Bremen/Bremerhaven (AOK 
HB) und der Handelskrankenkasse (hkk) 
geschlossenen hatte. Laut Aussage der 
KVHB habe die Vereinbarung zum Ziel, 
für Patientinnen mit psychischen Erkran-
kungen und einem akuten Behandlungs-
bedarf eine schnelle, bedarfsorientierte 
und koordinierte Versorgung zur Verfü-
gung zu stellen. Aus Sicht des Vorstands 
der Psychotherapeutenkammer gebe es 
dabei erhebliche datenschutzrechtliche 

HB

Die stellvertretende Präsidentin Eva John (2. 
v. l.) bei der Gedenkansprache.

Die Mitglieder gedenken ihres verstorbenen 
Präsidenten Hans Schindler.

Amelie Thobaben referiert zum Psychothe-
rapeutenausbildungsreformgesetz

Sie würdigte die Verdienste von Hans 
Schindler, seine warmherzige und hu-
morvolle Art und brachte zum Ausdruck, 
welch großer Verlust sein Tod für den 
Kammervorstand darstellt. Das Mitgefühl 
aller gelte der Familie von Hans Schind-
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Bedenken, da die Dokumentation der 
Leistungen über eine Onlineplattform 
erfolge, auf die auch die Mitarbeiterin-
nen der Krankenkassen Zugriff hätten. 
Auch wird bemängelt, dass der Vertrag 
vorsehe, dass die Indikationsstellung zur 
Behandlung durch das Unternehmen 
IVPNetworks erfolgen solle. Dabei bleibe 
zum einen die genaue Qualifikation der 
entsprechenden Mitarbeiterinnen unklar, 
zum anderen handele es sich hier um ori-
ginäre psychotherapeutische Aufgaben, 
die entsprechend auch von behandeln-
den Psychotherapeutinnen oder alterna-
tiv von behandelnden Ärztinnen erbracht 
werden sollten. Aus diesen und weiteren 
Gründen, die in einer Info-Mail an die Mit-
glieder ausführlich erläutert wurden, wird 
dieser Vertrag von der Psychotherapeu-
tenkammer Bremen nicht unterstützt.

Wahl einer neuen Präsidentin

Der Kammerversammlung kam an die-
sem Abend die traurige Verpflichtung 
der Nachwahl der Präsidentin der Psy-
chotherapeutenkammer zu. Als einzige 
Kandidatin erklärte sich Amelie Thoba-
ben bereit, das Amt der Präsidentin für 
die kommenden dreieinhalb Jahre zu 
übernehmen. Amelie Thobaben mach-
te in ihrer Rede zur Kandidatur deutlich, 
dass es ihr um den Erhalt der Kammer 
in der Selbstverwaltung gehe.

Der neue Kammervorstand v. l. n. r.: Johannes Lindner, Dr. Christoph Sülz, Präsidentin Amelie 
Thobaben, Dr. Kim Sarah Heinemann, Dr. Rosa Steimke, stellvertretende Präsidentin Eva 
John

Amelie Thobaben bei ihrer Rede zur Kandi-
datur

Gleichzeitig betonte sie den Übergangs
charakter ihrer Kandidatur. Als erfah-
renstes Mitglied im Vorstand der Bre-
mer Psychotherapeutenkammer sehe 
sie ihre Aufgabe v. a. darin, den anderen 
Vorstandskolleginnen ein Einarbeiten in 
die Kammerthemen zu ermöglichen, um 
so den von ihren Vorgängern angestoße-

nen Generationenwechsel im Kammer-
vorstand fortzuführen. Sie gehe davon 
aus, dass dadurch Kolleginnen befähigt 
würden, zur nächsten Amtsperiode den 
Vorsitz im Vorstand zu übernehmen. Die 
Kandidatur stieß auf große Zustimmung 
und die zahlreich erschienenen Kammer-
mitglieder wählten Amelie Thobaben zu 
ihrer neuen Präsidentin.

Nachwahl zur Erweiterung des 
Vorstands

Auf der letzten Kammerversammlung 
im Mai stimmten die Kammermitglie-
der einer Satzungsänderung auf An-
trag des Vorstands zu, durch die der 
Vorstand auf insgesamt sieben Mit-
glieder erweitert werden konnte. Aus 
diesem Grund erfolgte auf der jetzigen 
Kammerversammlung eine Nachwahl 
für die zusätzlichen Beisitzerinnenpos-
ten. Dr. Rosa Steimke und Johannes 
Lindner erklärten ihre Kandidatur und 
stellten sich der Kammerversammlung 
vor. Beide wurden mit großer Mehrheit 
gewählt und nahmen die Wahl an. Der 
dritte vakante Beisitzerinnenposten, 
der durch die Wahl Amelie Thobabens 
zur Präsidentin frei wurde, konnte auf-
grund fehlender weiterer Kandidatinnen 
zunächst nicht besetzt werden. Somit 

besteht der aktuelle Vorstand der Bre-
mer Psychotherapeutenkammer aus 
ihrer neu gewählten Präsidentin Ame-
lie Thobaben, ihrer im Mai gewählten 
Stellvertreterin Eva John, den beiden 
im Mai und den beiden im November 
gewählten Beisitzerinnen Dr. Kim Sarah 
Heinemann, Dr. Christoph Sülz, Dr. Ro-
sa Steimke und Johannes Lindner.

Ausschusswahlen

Zusätzlich zu den Wahlen zum Vorstand 
wurden auch die Mitglieder der drei 
ständigen Ausschüsse „Beschwer-
de und Schlichtung“, „Finanzen“ und 
„Fort- und Weiterbildung“ neu gewählt. 
Zuvor erfolgten die Berichterstattungen 
und Aussprachen der bisherigen Aus-
schussmitglieder. Im Anschluss dankte 
Dr. Kim Sarah Heinemann im Namen 
des Vorstands den anwesenden Aus-
schussmitgliedern für ihr ehrenamtli-
ches Engagement. Für die jeweiligen 
Ausschüsse stellten sich erfreulicher-
weise viele Kandidatinnen zur Verfü-
gung, sodass der Beschwerde- und 
Schlichtungsausschuss mit acht Mit-
gliedern, der Finanzausschuss mit vier 
Mitgliedern und der Fort- und Weiterbil-
dungsausschuss mit neun Mitgliedern 
in ihre neue Amtszeit starten.
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Verabschiedung einer Resolution 
zur dauerhaften Finanzierung von 
Sprachmittelnden

Zum Abschluss der Kammerversamm-
lung berichtete Ingrid Koop, Kammer-
mitglied und therapeutische Leitung 
bei Refugio, vom Modellprojekt Sprach-
mittlungspool, das die Vermittlung und 
Finanzierung von Sprachmittelnden für 
die psychotherapeutische und psychi-
atrische Versorgung von Geflüchteten 
in Bremen und Bremerhaven ermög-
licht. Das Modellprojekt wurde kurzfris-
tig und zunächst bis zum Jahresende 
2019 durch die Senatorin für Gesund-
heit, Frauen und Verbraucherschutz 

Geschäftsstelle

Hollerallee 22
28209 Bremen
Tel.: 0421/277200–0
Fax: 0421/277200–2
verwaltung@pk-hb.de
www.pk-hb.de

Redaktion

Dr. Kim Sarah Heinemann,  
Dr. Christoph Sülz

Die Kammermitglieder bei der Abstimmung

Bild des verstorbenen Präsidenten Hans 
Schindler auf der Gedenkfeier der Psycho-
therapeutenkammer Bremen

aufgelegt. Durch die somit zumindest 
vorläufig gesicherte Finanzierung von 
Sprachmittelnden besteht nun für alle 
Psychotherapeutinnen die Möglichkeit, 
geflüchteten Menschen Behandlungen 
anzubieten. Angesichts der hohen Prä-
valenz von psychischen Erkrankungen 
bei Geflüchteten wird in der Resolution 
eine Verstetigung der Finanzierung der 
Sprachmittelnden für das Jahr 2020 
und darüber hinaus gefordert. Die Kam-
merversammlung folgte dem Antrag 
des Kammervorstands und verabschie-
dete die Resolution einstimmig.

Amelie Thobaben kam als neu gewähl-
ter Präsidentin die Aufgabe zu, das 

Schlusswort an die Kammerversamm-
lung zu richten und alle Mitglieder im 
Anschluss zu einem gemeinsamen Um-
trunk und Austausch in ungezwungener 
Atmosphäre einzuladen.

Gedenkfeier für den verstorbenen Präsidenten Hans Schindler

Am 7. November fand die Gedenkfeier 
für den unerwartet verstorbenen Prä-
sidenten Hans Schindler statt. Im An-
schluss an die Trauerandacht der Fami-
lie lud die Psychotherapeutenkammer 
die Weggefährtinnen von Hans Schind-
ler zu einer Gedenkfeier in das Kultur-
zentrum Kukoon ein. Mitglieder der Bre-
mer Psychotherapeutenschaft sowie 
Vertreterinnen der Bundespsychothe-
rapeutenkammer, anderer Landeskam-
mern, aus Berufs- und Fachverbänden 
und weiterer Institutionen folgten der 
Einladung. Insgesamt nahmen rund 
40 Gäste die Möglichkeit wahr, sich 

in diesem Rahmen von Hans Schind-
ler zu verabschieden. Die Atmosphäre 
war geprägt von einer großen Warm-
herzigkeit und Anteilnahme, mehrere 
Gäste teilten ihre Erinnerungen an Hans 
Schindler mit den Anwesenden. Häufig 
wurden in den Reden die Herzlichkeit, 
der Humor, das große Engagement 
und Brennen für die Berufspolitik, v. a. 
aber das Genießenkönnen erwähnt, 
das Hans Schindler auszeichnete. Die 
Anwesenden waren dankbar, sich in 
dieser Weise verabschieden zu können, 
und bewahren Hans Schindler ein eh-
rendes Andenken.

Geschäftszeiten:
Mo., Di., Do., Fr.: 10.00–14.00 Uhr
Mi.: 13.00–17.00 Uhr
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Kammerwahl 2019

Am 14. September 2019 fand die Kam-
merwahl mit der Auszählung der Stimm-
briefe durch den Wahlausschuss unter 
dem Vorsitz von Herrn Dirk Dau (ehe-
maliger Richter am Bundessozialgericht) 
mit Unterstützung der Geschäftsstelle 
ihren Abschluss. Einige Mitglieder wa-
ren gekommen, um die Verkündigung 
des Wahlergebnisses an die Präsiden-
tin direkt mitzuerleben. Das Präsidium 
dankte dem Wahlausschuss und der Ge-
schäftsstelle für ihren Einsatz.

Von den 2.348 stimmberechtigten 
Kammermitgliedern hatten bis zum 
Wahltag am 13. September 2019 1.121 
Mitglieder von ihrem Wahlrecht Ge-
brauch gemacht. Es wurden 1.092 gül-
tige Stimmzettel abgegeben. 29 Stimm-
briefe/Stimmzettel waren ungültig. 
Dies entspricht einer Wahlbeteiligung 
von 47,7 %, die damit niedriger liegt 
als bei der letzten Kammerwahl 2015 
(51,71 %). Bei der Kammerwahl 2011 
lag sie noch bei 62,61 %. Interessant 
ist, dass die prozentuale Wahlbeteili-
gung zwar gesunken, aber in der abso-
luten Zahl fast identisch geblieben ist.

Hier der Vergleich:

2011:
1.757 Wahlberechtigte – 1.100 gewählt
2015:
2.021 Wahlberechtigte – 1.045 gewählt
2019:
2.348 Wahlberechtigte – 1.121 gewählt

Das heißt: Die Mitgliederzahl der Kam-
mer ist über die Zeit kontinuierlich ge-
wachsen, die Wahlbeteiligung hat aber 
mit dem Wachstum nicht schrittgehal-

ten. Aus den Wahlergebnissen lassen 
sich aufgrund der geheimen Wahl kaum 
Rückschlüsse zu den Gründen der ge-
sunkenen Wahlbeteiligung ziehen. Auch 
ist es nicht möglich, zu differenzieren, 
wie viele Angestellte, wie viele Nieder-
gelassene etc. sich aus welchem Grund 
wie beteiligt haben. Zentral erscheint, 
dass Wahlergebnisse Momentaufnah-
men darstellen und die Identifikation 
mit der Kammer sehr unterschiedlich 
ausgeprägt ist. Gleichzeitig werben wir 
unter allen Mitgliedern immer wieder 
für die Beteiligung in der Kammer und 
ihren Gremien und stellen sie als das 
dar, was sie ist: unsere Organisation 
der Selbstverwaltung getragen von Mit-
gliedern für Mitglieder im Rahmen der 
geltenden Gesetze. Sie bietet die Mög-
lichkeit, unseren Berufsstand zu gestal-
ten und weiterzuentwickeln.

Die Berechnung der Sitzverteilung nach 
dem Hare-Niemeyer-Verfahren ergibt 
die folgende Sitzverteilung für die zu 
besetzenden 26 Mandate in der Dele-
giertenversammlung (DV):

Wahlkörper KJP

Im Wahlkörper KJP gingen 177 Stimm
briefe ein, von denen zwei nach Prüfung 
ungültig waren. Die Liste 1 – Hambur-
ger Bündnis KJP –, die als einzige Liste 
im Wahlkörper KJP angetreten war, er-
hielt 517 Stimmen, was 4 Sitzen in der 
DV entspricht.

2015 waren noch 537 Stimmen für die 
KJP abgegeben worden. Damit lag die 
Wahlbeteiligung bei den KJP noch nied-
riger als im Wahlkörper PP.

Wahlkörper PP

Im Wahlkörper PP waren bei dieser 
Wahl fünf Wahllisten angetreten, zwei 
Listen mehr als bei der Kammerwahl 
2015. Hier gingen 917 gültige Stimm-
briefe ein, die nach Prüfung alle gültig 
waren. Diese entsprechen 2.664 gülti-
gen Stimmen. 2015 waren 861 Stimm-
briefe mit 2.547 Stimmen abgegeben 
worden.

Hier entfielen 301 Stimmen auf die Lis-
te 1 – Pro Psychotherapie (2 Sitze). Auf 
die Liste 2 – Psychodynamische Liste 
PDL – entfielen 557 Stimmen (5 Sitze). 
Auf die Liste 3 – Stark in die Zukunft – 
entfielen 228 Stimmen (2 Sitze). Auf die 
Liste 4 – Allianz psychotherapeutischer 
Berufs- und Fachverbände in Hamburg 
– entfielen 1.396 Stimmen (12 Sitze). 
Und auf die Liste 5 – PiA-Liste – entfie-
len 182 Stimmen (1 Sitz).

Hinzu kommen weitere drei Mandate 
in der Delegiertenversammlung für je-
weils eine Vertreterin des öffentlichen 
Gesundheitsdienstes, der Universität 
Hamburg und der Hamburger Ausbil-
dungsinstitute, die von den entsenden-
den Organisationen benannt werden.

HH
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75. Delegiertenversammlung

Delegierte und Gäste

Vorstandsmitglieder

Lore Neuling (vorne)
Am 25. September 2019 tagte die De
legiertenversammlung zum letzten Mal 
in der zu Ende gehenden Amtsperiode. 
Neben der Vorstellung des Tätigkeits
berichts 2015–2019 des Vorstandes 
und der Rückschau auf die verschie-
denen Kammeraktivitäten wurde 
natürlich auch über die Ergebnisse der 
Kammerwahl berichtet (siehe auch 
„Kammerwahl 2019“).

Als weiterer Tagesordnungspunkt stand 
der Haushaltsplan 2020 zur Diskussion. 
Geschäftsführer Dr. Düring gab einen 
Überblick über die geplanten Einnah-
men und Ausgaben und erläuterte auf 

Nachfrage einzelne Positionen im Haus-
haltsplan, der schließlich einstimmig ver
abschiedet wurde.

Nach Abschluss der formalen Tages-
ordnung nahm Präsidentin Heike Peper 
die Gelegenheit wahr, Frau Lore Neu-
ling, langjährige Mitarbeiterin der Ge-
schäftsstelle für den Bereich Fort- und 
Weiterbildung, in den bevorstehenden 
Ruhestand zu verabschieden. Sie dank-
te Frau Neuling sowohl für ihren „Multi-
Tasking-Einsatz“ in den Gründungsjah-
ren, für ihre Initiative und Mitarbeit bei 
der kontinuierlichen Weiterentwicklung 
des Fort- und Weiterbildungsbereichs 
und für die professionelle Begleitung 
der ehrenamtlichen Gremien. Die De-

legierten schlossen sich dem Dank mit 
langanhaltendem Applaus an.

Bei einem anschließenden Umtrunk 
dankte Präsidentin Heike Peper auch 
den Delegierten und würdigte deren eh-
renamtliche Arbeit, die für die Kammer 
als Organisation der Selbstverwaltung 
unverzichtbar sei. Eine von Frau Zander, 
Vorstands- und Geschäftsführungsas-
sistentin, zusammengestellte Diashow 
mit Fotos aus Veranstaltungen und Gre-
miensitzungen der vergangenen vier 
Jahre rundete den Abend ab.

HP

Psych-Info Relaunch am 13. September 2019

Im Jahre 2004 wurde „Psych-Info“, das 
Psychotherapeuten-Informationssys-
tem für Patientinnen und Ratsuchende, 
gegründet. Angeschlossene Kammern 
sind die Psychotherapeutenkammern 
Berlin, Bremen, Hamburg, Niedersach-
sen, Saarland und Schleswig-Holstein. 
„Psych-Info“ bietet allen Mitgliedern 
der angeschlossenen Kammern den 
kostenlosen Eintrag zur Veröffentli-
chung ihrer psychotherapeutischen An-
gebote. Geschäftsführend zuständig für 
„Psych-Info“ ist die Psychotherapeu-
tenkammer Hamburg.

Seit 2004 hat eine große Zahl von Men-
schen über „Psych-Info“ Informationen 
und Behandlungsplätze bei Psychothe-
rapeuten in ihrer Nähe gefunden. Die 
Nutzung des Systems hat über die Jah-
re stetig zugenommen. Heute wird auf 

„Psych-Info“ täglich über 1.500-mal 
nach Psychotherapeutinnen gesucht.

In der Welt der Suchsysteme hatte sich 
allerdings seit 2004 viel verändert und 
„Psych-Info“ verfügte nicht mehr über 
die modernste Technologie der Program-
mierung und der Suchmöglichkeiten. Da-
her hatten sich die beteiligten Kammern 
entschlossen, „Psych-Info“ moderner 
und als lernendes System zu gestalten.

Die Arbeitsgemeinschaft der beteilig-
ten Kammern (ArGe) hat mit Unterstüt-
zung der Agentur twinpictures in den 
letzten Monaten intensiv daran gear-
beitet, „Psych-Info“ technisch, optisch 
und inhaltlich auf den neusten Stand zu 
bringen. Am 13. September 2019 konn-
te „Psych-Info“ in neuer und benutzer-
freundlicherer Form online gehen.

Um die Nutzung des neu gestalteten 
Portals zu prüfen, schließt sich eine 
intensive halbjährige Evaluationsphase 
nach dem Relaunch an. Einige weitere 
Verbesserungen sind bereits eingeplant 
und in der Agenda der ArGe als „Phase 
2“ und „Phase 3“ festgehalten. Im Eva-
luationszeitraum soll die Funktionalität 
des Systems im Detail überprüft und 
angepasst werden.

Innovative Ideen zur Weiterentwicklung 
werden kontinuierlich über die benann-
ten ArGe-Vertreterinnen der beteiligten 
Landeskammern eingebracht. Eine ste-
tige Anpassung und Erweiterung der 
Funktionalität des Portals ist aufgrund 
der neuen Systemvoraussetzungen als 
lernendes System gegeben.

TB
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Frau Dr. Freund, Herr Meyer-Steinkamp, 
Frau Kerschl (v. l. n. r.)

Dr. Christoph Düring, Geschäftsführer PTK 
HH, Dipl.-Psych. Heike Peper, Kammerpräsi-
dentin (vorne)

Dr. Nina Gott-Klein

Fortbildungsveranstaltung „Sucht und Psychotherapie“

Am 28. August 2019 fand eine von der 
Kammer durchgeführte Fortbildungs-
veranstaltung zum Thema „Sucht und 
Psychotherapie“ statt. Die drei Vortra-
genden, Frau Dr. Freund, Frau Kerschl 
und Herr Meyer-Steinkamp, die in ver-
schiedenen Suchthilfeeinrichtungen in 
Hamburg tätig sind, beleuchteten das 
Thema aus unterschiedlichen Perspek-
tiven. Frau Kerschl gab einen Überblick 
über die Prävalenz der verschiedenen 
Abhängigkeitserkrankungen sowie über 
Entstehungshintergründe und Komor-
biditäten. Sie empfahl eine standard-
mäßige Thematisierung des Themas in 
der psychotherapeutischen Anamnese. 

Herr Meyer-Steinkamp schilderte das 
breite Angebot der Suchthilfeeinrich-
tungen in Hamburg, das von Beratung 
über Entgiftung/Entzug/Entwöhnung 
bis hin zu Nachsorge und Betreutem 
Wohnen reicht. Frau Dr. Freund führte 
aus, wie sich ambulante Psychothe-
rapie und die Angebote der Suchthilfe 
in einer vernetzten Struktur ergänzen 
könnten. An die Vorträge schloss sich 
eine rege Diskussion an, in der auch 
der Wunsch nach vertiefenden Fortbil-
dungsangeboten zum Thema „Sucht“ 
geäußert wurde.

HP

Berufsrecht in Angestelltenverhältnissen

Am 29. Oktober 2019 fand die kammer
interne Fortbildungsveranstaltung „Be-
rufsrecht in Anstellungsverhältnissen“ 
statt, zu der besonders angestellte 
Kammermitglieder eingeladen waren. 
Die Veranstaltung ging auf eine Umfra-
ge aus dem Jahr 2018 unter unseren 
angestellten Mitgliedern zurück, in der 
nach Fortbildungsinteressen gefragt 
worden war.

Nach der Einführung in die Thematik 
und den Rahmen der Veranstaltung 
durch Torsten Michels, Vizepräsident 
der PTK Hamburg, übergab dieser das 
Wort an Frau Dr. Gott-Klein, juristische 
Referentin der BPtK, die über die recht-

lichen Rahmenbedingungen in Anstel-
lungsverhältnissen anhand zahlreicher 
Fallbeispiele referierte. Ausgehend von 
der Frage, wer bei möglichen Verstößen 
haftet, eröffnete sie einen Einblick in die 
zahlreichen Rechtsbereiche, die unsere 
Arbeit umrahmen, und verwies auf die 
Notwendigkeit, sich darin kundig zu ma-
chen. Dabei fokussierte sie auf unsere 
Berufsordnung und das Hamburgische 
Kammergesetz für die Heilberufe, in de-
nen Pflichten und Grenzen, aber auch 
Möglichkeiten, die gestaltend auf unse-
ren Beruf einwirken, gefasst sind.

Besonders der Hinweis auf die Notwen-
digkeit, trotz Haftpflichtversicherung 
des Arbeitgebers für eine ausreichende 
persönliche Absicherung gegen Haf-
tungsfälle zu sorgen, stieß auf Über-
raschung und warf in der Diskussion 
Fragen auf. Die Pflicht zum Abschluss 
einer Berufshaftpflichtversicherung ist 
im Kammergesetz formuliert und kann 
von der PTK überprüft werden. Frau Dr. 
Gott-Klein und Dr. Stelling, Justiziar der 
PTK, zeigten anhand von Fallbeispielen, 
dass eine Absicherung im Haftungsfall 
tatsächlich auch in Anstellungsverhält-
nissen sinnvoll und notwendig ist.

Bereits in der Vorbereitung der Veran-
staltung hatte sich gezeigt, dass An-
stellungsverhältnisse in ihren Bedin-
gungen sehr differieren und dadurch 
unterschiedlichste berufs- und arbeits-
rechtliche Fragen aufwerfen können. 
Besonders die Anstellungsverhältnisse 
in MVZ und Praxen in der ambulanten 
Versorgung führten in der Diskussion 
zu zahlreichen Fragen, die das Arbeits-
recht berührten. Herr Dr. Stelling konn-
te hier für Aufklärung sorgen und die 
Notwendigkeit frühzeitiger Beratung 
deutlich machen. Die Präsentation der 
Veranstaltung finden sie auf der Home-
page der PTK Hamburg.

TM
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Informationsveranstaltung TSVG am 4. November 2019

Geschäftsstelle

Hallerstr. 61
20146 Hamburg
Tel. 040/2262260–60
Fax. 040/2262260–89
www.ptk-hamburg.de
info@ptk-hamburg.de

Redaktion

An den Texten und der Gestaltung 
dieser Ausgabe wirkten mit: Torsten 
Michels, Heike Peper, Thomas Bonne-
kamp, Kathrin Zander.

Auf Einladung der PTK Hamburg refe-
rierte Caroline Ross, stellv. Vorsitzende 
der KV Hamburg, über die Regelungen 
des Terminservice- und Versorgungs-
gesetzes (TSVG) sowie über dessen 
spezielle Auswirkungen auf die kassen-
zugelassenen psychotherapeutischen 
Praxen.

Die zahlreich erschienenen Kammer-
mitglieder machten durch eine Viel-
zahl von Nachfragen deutlich, dass die 
Neuregelungen, z. B. im Hinblick auf 

die differenzierte Kennzeichnung neuer 
Patient*innen und die damit verbunde-
nen Vergütungsregelungen, sehr kom-
pliziert und aufwändig sind. Es wurde 
deshalb auch deutlicher Unmut von 
den Kolleginnen über die Anforderun-
gen des TSVG geäußert, zumal diese 
sich nur in einer marginal höheren Ver-
gütung bei den Psychotherapeutinnen 
niederschlagen.

Frau Roos machte deutlich, dass auch 
die KVen mit vielen Aspekten des TSVG 

„nicht glücklich“ seien, diese nun aber 
umsetzen müssten. Die KV Hamburg 
biete u. a. über ihre Website umfäng-
liche Informationen an. Frau Tessmer, 
Mitarbeiterin des KV-Info-Centers, no-
tierte sich alle Fragen der Teilnehmen-
den und sagte zu, diese im Rahmen 
einer FAQ-Liste zu beantworten. Die 
FAQ-Liste wurde zusammen mit der 
Präsentation von Frau Roos mittlerwei-
le auf der Homepage der PTK Hamburg 
veröffentlicht.

HP

Übergangsfrist für Eintragung in die Sachverständigenliste endet am 15. Juni 2020

In der Fortbildungsrichtlinie zur gutach-
terlichen Tätigkeit wurde eine Über-
gangsfrist festgelegt, in der Kammer-
mitglieder, die ihre Qualifikation vor 
Inkrafttreten der Richtlinie erworben 
haben, Anträge zur Aufnahme in die 
Sachverständigenliste der PTK Ham-
burg stellen können. Diese Frist endet 
am 15. Juni 2020.

Anträge, die später gestellt werden, 
müssen den Nachweis einer Qualifika-
tion entsprechend der in der Richtlinie 
vorgesehenen Curricula erbringen.

Wir bitten deshalb alle Kammermitglie-
der mit entsprechenden Voraussetzun-
gen, ihre Anträge baldmöglichst in der 
Geschäftsstelle einzureichen.

Die Fortbildungsrichtlinie ist auf der 
PTK-Website veröffentlicht.

HP
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Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen!

Dr. Heike Winter
(Foto: M. Werneke)

viele Psychotherapeutinnen beobachten die 
rasanten, hochkomplexen und unübersichtli-
chen Entwicklungen rund um die Digitalisie-
rung im Gesundheitswesen mit Skepsis. Das 
ist verständlich – auch mit Blick auf Medien-
Beiträge, die vor Sicherheitslücken rund um 
die Telematik-Infrastruktur und vor der „Da-
tenkrake Google“ warnen: Der Internetkon-
zern hat in den USA Gesundheitsdaten von 
Millionen von Patientinnen gesammelt und 
analysiert – ohne Einverständnis der betrof-

fenen Patientinnen und Ärztinnen.

Das schafft Verunsicherung – auch bei uns: Patientendaten müssen sicher 
und verlässlich geschützt werden! Datenschutz ist nicht nur etwas für Ge-
sunde. Hier gab es erkennbare Versäumnisse – auch bei IT-Dienstleistern. 
Auf eine Zertifizierung der Techniker, die in Praxen und Krankenhäusern 
die Telematik-Infrastruktur installiert haben, wurde leider verzichtet. Nun 
treten Irritationen und Probleme auf. Sie bremsen die Bereitschaft von 
Psychotherapeutinnen, die zum Teil sehr interessanten Möglichkeiten der 
Digitalisierung in den Praxen und Kliniken stärker zu nutzen.

Zugleich wird nicht nur den Jüngeren immer mehr bewusst, wie stark die 
zunehmende Verbreitung digitaler Technologien in Diagnose und Thera-

pie auch das Kompetenzprofil des Berufes verändert. Und wie wichtig es 
ist, sich mit diesen digitalen Anwendungen näher zu befassen, um dieses 
Feld nicht Klinik-Konzernen und Firmen zu überlassen, die mit neuen Di-
gitalisierungstools sowie Fernbehandlungs-Möglichkeiten in den Markt 
drängen. Mit raffinierten Suchmaschinen-Strategien sind sie oft schon 
ganz oben zu finden – wenn Patientinnen mit psychischen Problemen im 
Netz nach Hilfe suchen.

Unsere Fachtagung zu  eMentalHealth (am 23. November in Frankfurt) 
war schon Wochen vorher völlig ausgebucht: Weil sich immer mehr 
Psychotherapeutinnen einen Überblick in existierende Angebote, ihre 
Wirksamkeit und Grenzen verschaffen möchten – auch mit Blick auf 
den boomenden Markt bei den Apps. Das Digitale-Versorgung-Gesetz 
(DVG) dürfte diesen Boom weiter verstärken. Immer mehr Krankenkas-
sen bieten Online-Programme an und dies nicht nur, um Wartezeiten auf 
Psychotherapien zu überbrücken. So ist die Digitalisierung auch in der 
Psychotherapie ein wichtiges Thema, trotz – oder gerade auch wegen – 
der thematisierten Skepsis: Sich nicht intensiv mit diesen Entwicklungen 
zu befassen und sich nicht aktiv zu beteiligen, erhöht die Risiken – auch 
für Patientendaten. Denn höchste Sorgfalt beim Datenschutz und der 
Datensicherheit ist Pflicht und Verantwortung – für Weichenstellungen 
in der Gesundheitspolitik und zugleich in unserem Alltag in Praxen und 
Kliniken.

	 Ihre Dr. Heike Winter

HE
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Lebhafte Debatte um Reform der Psychotherapeutenausbildung

Wichtiger Tagesordnungspunkt bei der 
Delegiertenversammlung (DV) in die-
sem Herbst war die Reform der Psycho-
therapeutenausbildung. Dieses Thema 
sorgte für lebhafte Debatten. Ein Teil der 
DV wollte die Landesregierung auffor-
dern, „dem Gesetz in der vorliegenden 
Form nicht zuzustimmen und auf gesetz-
lich verankerte Vorgaben zur angemes-
senen Finanzierung zu dringen“. Dieser 
Entwurf fand keine Mehrheit. Verab-
schiedet wurde stattdessen ein Antrag, 
mit dem die DV sowohl den Gesetzent-
wurf zur Reform der Psychotherapeute-

nausbildung als auch den vorliegenden 
Referentenentwurf einer Approbations-
ordnung begrüßt: „Die Psychotherapeu-
tenkammer Hessen ist dankbar dafür, 
dass im Deutschen Bundestag nach 15 
Jahren Debatte ein Kompromiss gefun-
den wurde. Das Reformgesetz schafft 
– trotz einiger erkennbarer Mängel – ei-
ne Basis: Damit psychisch kranke Men-
schen auch künftig eine qualitativ hoch-
wertige Psychotherapie-Versorgung 
bekommen können!“ Zudem regelt das 
Reformgesetz die sachgerechte Berufs-
bezeichnung „Psychotherapeut/in“! Die 

DV forderte den Kammervorstand des-
halb auf, sich in der Politik für eine rasche 
Umsetzung stark zu machen.“ Mit Blick 
auf notwendige Konkretisierungen und 
Nachjustierungen des Reformgesetzes 
(zum Beispiel bei der Finanzierung der 
Ausbildung der PiA und PiW sowie bei 
der Suche nach fairen Übergangsrege-
lungen für die jetzt approbierten Kinder- 
und Jugendlichenpsychotherapeuten) 
ermutigte die DV den Vorstand der Kam-
mer, „seine Aktivitäten und Gespräche 
mit Akteuren in der Bundes- und Lan-
despolitik weiter fortzusetzen“.
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Für Psychiatrie-Kliniken mit mehr Psychotherapie!

Die Delegiertenversammlung (DV) der 
Psychotherapeutenkammer Hessen kri-
tisiert die sogenannte „Richtlinie zur 
Personalausstattung in Psychiatrie und 
Psychosomatik“, die vom Gemeinsa-
men Bundesschuss (G-BA) vorgelegt 
wurde, als völlig unzureichend: „In Pfle-
ge und Psychotherapie wird deutlich 
mehr qualifiziertes Personal benötigt, 
um eine wirksame Behandlung sicher-
stellen und die aktuellen ethischen und 
auch menschenrechtlichen Standards 
in Psychiatrien einhalten zu können“.

In einer in Wiesbaden am 26. Oktober 
2019 verabschiedeten Resolution for-
dert die DV Gesundheitsminister Jens 
Spahn und das Bundesgesundheitsmi-
nisterium auf, dieses Papier zu bean-
standen und den G-BA zu verpflichten, 
unverzüglich Regelungen zu treffen, die 
eine leitliniengerechte Behandlung der 
Patientinnen sicherstellen.

„Psychisch kranke Menschen haben 
ein Recht auf ein zeitgemäßes Thera-
pieangebot“, heißt es in der Resolution. 

Zu diesem Therapieangebot muss nach 
Überzeugung der Kammer künftig deut-
lich mehr Psychotherapie gehören. So 
sieht das G-BA-Papier für eine „Inten-
sivbehandlung“ pro Patientin und Wo-
che nur 50 Minuten Einzeltherapie und 
60 Minuten Gruppentherapie vor: „So 
wenig Psychotherapie wäre ambulant 
sehr viel einfacher zu organisieren. Bei 
einem Klinikaufenthalt muss eine leitli-
nienorientierte Psychotherapie intensi-
ver als ambulante Psychotherapie sein: 
Mit Blick in die Leitlinien müssen pro 
Patientin und Woche mindestens 100 
Minuten Einzeltherapie und 180 Minu-
ten Gruppentherapie garantiert werden, 
um möglichst nachhaltige Heilungser-
folge zu ermöglichen.“

Die Psychiatrie-Personalverordnung 
(PsychPV) ist seit fast dreißig Jahren 
nicht mehr aktualisiert worden. Seit-
dem haben Medizin und Psychothera-
pie enorme Fortschritte gemacht: Bei 
den meisten psychischen Störungen 
empfehlen wissenschaftlich fundierte 
Behandlungsleitlinien Psychotherapie 

als wesentliches Element. In der Reso-
lution heißt es: „Verwahr-Psychiatrien 
wie im vorangegangenen Jahrhundert, 
in denen die Patient/innen hauptsäch-
lich Medikamente bekommen – ohne 
leitliniengerechte Psychotherapie-An-
gebote – darf es ab 2020 nicht mehr 
geben: Kliniken müssen verpflichtet 
werden, dafür ausreichend qualifizier-
tes Personal – vor allem mehr Psycho-
therapeut/innen zu beschäftigen!“

Die umstrittene „Richtlinie Personal-
ausstattung Psychiatrie und Psycho-
somatik“ war zudem Thema einer 
fachöffentlichen Veranstaltung beim 
Herbst-Delegiertentreffen. Dr. Tina 
Wessels von der Bundespsychothera-
peutenkammer erläuterte den langen 
Beratungsprozess, in dem einige Akteu-
re von Anfang nicht die Absicht hatten, 
echte Verbesserungen für Patientinnen 
zu unterstützen.

Robert G. Eberle

PsychThG: Herausforderungen für Kliniken und Psychotherapeutinnen!

Das neue Psychotherapeutengesetz ist 
beschlossen. Die Tür zu einer bedeutsa-
men Weiterentwicklung der Ausbildung 
und Weiterbildung von Psychotherapeu-
tinnen ist weit aufgestoßen.

Während des Psychotherapie-Studiums 
werden die Studierenden „berufsprak-
tische Erprobungen“ in Einrichtungen 
absolvieren. Das wird mehr sein als ein 
„Praktikum“. Erste angeleitete Kontak-
te und Interaktionen mit Patientinnen 
werden stattfinden und den Studieren-
den ein „Gefühl“ für die Praxis des Be-
rufes geben.

Nach dem Studium folgt die fachpsy-
chotherapeutische Weiterbildung. 
Diese wird zwei bis drei Jahre in Insti-
tutionen erfolgen. Stellen für Assistenz-
Psychotherapeutinnen – mit Tarifgehalt 
vergütet – müssen geschaffen werden.

Der Umbau der Stellenpläne in den Klinik-
en wird kein Selbstläufer sein. Dazu wird 

es in einer Übergangszeit eine finanzielle 
Förderung brauchen. Zusätzlich wurde 

„Weiterbildungsbeauftragten Psycho-
therapeutinnen“, die nach meiner Auf-
fassung nur aus unserer eigenen Berufs-
gruppe kommen können. Einige Akteure 
plädieren dafür, diese Aufgabe auch Ärz-
tinnen zukommen zu lassen. Dem möch-
te ich entschieden entgegentreten: Wür-
de eine (leitende) Ärztin zur „Weiterbil-
dungsbeauftragten Psychotherapeutin“, 
dann könnten die Psychotherapeutinnen 
aus unseren Berufsgruppen (PP, KJP 
und die künftigen Psychotherapeutin-
nen) in den Kliniken überflüssig werden. 
Der Klinikbetrieb wäre organisierbar mit 
Assistenz-Psychotherapeutinnen und 
einer Weiterbildungsbeauftragten (ärztli-
chen) Psychotherapeutin. Soweit darf es 
nicht kommen!

Viel Überzeugungsarbeit steht an: Bei 
Klinikträgern, bei leitenden Ärztinnen, 
aber auch bei unseren eigenen Kollegin-
nen, die sich auf eine neue erweiterte 
Aufgabe werden einstellen müssen.

Karl-Wilhelm Höffler

Karl-Wilhelm Höffler

politischer Druck aufgebaut, indem der 
Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) 
den Auftrag bekam, eine Rate von Psy-
chotherapeutinnen-Stellen (meint: Stel-
len für Assistenz-Psychotherapeutinnen) 
zu Krankenhausbetten zu definieren.

Viel Arbeit steht auch in den Kammern 
an, die die Details der Weiterbildung zu 
regeln haben und vor allem selbst regeln 
können. Dazu gehören auch die Qualifi-
kationsanforderungen an die künftigen 
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Dr. Heike Winter, Else Döring

Gedenken

Wir gedenken der verstorbenen  
Kolleginnen und Kollegen:

Marianne Ponto-Schultze, Hanau
Dr. phil. Sophinette Becker, Frankfurt

Myriam Freidel, Mainz
Martin Meyer, Petersberg

Hunde in der Psychotherapie: Fortbildung mit der Tierärztekammer

Tiere in der Therapie – das ist ein Top-
Thema. Das zeigt die starke Resonanz 
auf eine Fortbildungsveranstaltung, 
die gemeinsam von der Landestier-
ärztekammer Hessen und der Psycho-
therapeutenkammer Hessen in Frank-
furt angeboten wurde: Mehr als 220 
Fachleute kamen, um sich intensiver 
mit dem Themenkomplex („Tiere in 
der Therapie – Spielerei oder wirksame 
Unterstützer?“) zu befassen. Schon 
eine erste gemeinsame Veranstaltung 
im Herbst 2014 hatte gezeigt, dass es 
Themen gibt, die für beide Berufsgrup-
pen gleichermaßen spannend und re-
levant sind. So gab diese Fortbildung 
am 8. November 2019 in Frankfurt 
einen Überblick über den aktuellen 
Forschungsstand zur tiergestützten 
Therapie, informierte über Einsatzmög-
lichkeiten von Therapiehunden und 
thematisierte, was mit Blick auf den 
Tierschutz beim sozialen Einsatz von 
Tieren zu beachten ist.

Präsidentin Dr. Heike Winter erklär-
te in der Evangelischen Akademie am 
Frankfurter Römerberg, tiergestütz-
te Therapie sei mehr als eine Mode-
Erscheinung – obschon nach wie vor 
einige Akteure mit lediglich gutgemein-
ten Ansätzen unterwegs seien – ohne 
wissenschaftliche Begleitung und the-
oriebasierte Systematik. Bei Psycho-
therapie gehe es um fundierte Kon-
zepte, nach denen systematisch vor-
gegangen wird – mit Professionalität, 
Fachwissen und Erfahrung. Über den 

Stand der Forschung informierte Dr. 
Johanna Lass-Hennemann (Universität 
des Saarlandes): „Es gibt bislang zwar 
keine evidenzbasierten tiergestützten 
Therapieprogramme für bestimmte 
Störungsbilder, aber einige gute Studi-
en zur Wirkung von Tieren auf Verhal-
tens- und Erlebensbereiche, die für die 
Psychotherapie relevant sind.” Außer-
dem verwies die Wissenschaftlerin auf 
Studien und Übersichtsarbeiten, die die 
Wirksamkeit tiergestützter Interventi-

rungen (PTBS) vorweisen – Symptome 
und Ängste mindern. Mit welcher Tier-
art, welchem Charakter und welcher 
Form von tiergestützter Intervention 
bei welchem Störungsbild nachhaltig 
Therapieerfolg erzielt werden könne, 
müsse noch intensiv erforscht werden, 
erläuterte Lass-Hennemann.

Gerd Ganser (Konstanz) wird in seiner 
Psychotherapie-Praxis für Kinder und 
Jugendliche in Konstanz seit 2012 von 
Danka unterstützt – einer Golden-Ret-
riever-Hündin. Ganser gab Einblicke in 
die Praxis der hundegestützten Psycho-
therapie. In der Psychotherapie könne 
ein Hund „aufgrund seiner evolutionä-
ren Verbundenheit zum Menschen und 
dem spezifischen therapeutischen Be-
ziehungsraum zu einem echten Subjekt 
– zu einem Dritten im therapeutischen 
Prozess – werden“. Ganser verweist 
auf Erkenntnisse aus der Forschung, 
dass Lernerfahrungen in Beziehungen 
– auch durch nonverbale Prozesse – 
„Auswirkungen auf unseren Körper ha-
ben, auf die Art und Weise im Körper 
zu sein, wie wir gehen, uns bewegen, 
welche Nähe wir als angenehm emp-
finden, welche Spannung wir im Kör-
per haben“. Es bilden sich sogenannte 
affektmotorische Muster. Die hunde-
gestützte Psychotherapie eröffne die 
Möglichkeit, affektmotorischen Mus-
tern, an den Beziehungsmustern und 
Bewältigungsfertigkeiten zu arbeiten.

Else Döring

Hundegestützte Therapie: Gerd Ganser mit 
Danka

onen bei bestimmten Störungsbildern 
untersuchen. So sei zum Beispiel be-
legt, dass Tiere soziale Interaktion sti-
mulieren. Zudem könne der Einsatz von 
Tieren in der Therapie depressive Sym-
ptome und Aggressionen reduzieren 
sowie die Therapiemotivation erhöhen. 
Erfolge könne die tiergestützte The-
rapie auch im Einsatz gegen Traumata 
und Posttraumatischen Belastungsstö-
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Änderung der Beitragsordnung

Die Delegiertenversammlung der Psycho-
therapeutenkammer Hessen hat am 26. 
Oktober 2019 in Wiesbaden folgende Ände-
rungen der Beitragsordnung beschlossen:

In § 1 Abs. 2 wird Satz 2 folgendermaßen 
neu gefasst:

„Ist eine Veranlagung zum Beitrag durch 
das Verhalten des Kammermitgliedes (z. B. 
durch Nichtanmeldung) nicht möglich, wird 
es für ausstehende Beitragsjahre nachträg-
lich veranlagt.“

In § 5 Abs. 2 Satz 2 werden die Daten „1. 
Mai und 1. September“ durch „15. Mai und 
15. September“ ersetzt.

In § 8 wird Satz 2 folgendermaßen neu ge-
fasst:

„Die Neufassung vom 26. Oktober 2019 ist 
erstmals bei der Veranlagung zum Kammer-
beitrag 2020 anzuwenden.“

§ 1 Abs. 3 wird neu gefasst:

„Von der Beitragspflicht für das Beitragsjahr 
befreit sind Mitglieder, die noch keine Ap-
probation erlangt haben.“

In § 3 Abs. 2 wird in Satz 2 vor „Gewinne“ 
das Wort „steuerpflichtige“ eingefügt.

§ 2 Abs. 4 Satz 2:

Hier wird beim Verweis auf § 6 die Ziffer „4“ 
durch die Ziffer „6“ ersetzt.

In § 6 wird als neuer Absatz 3 eingefügt:

„Mitgliedern mit einer nachgewiesenen Be-
hinderung wird auf Antrag der satzungsmäßi-
ge Beitrag ermäßigt. Bei einer Behinderung 
von mindestens GdB 50 (Grad der Behinde-
rung) beträgt die Ermäßigung 25 %. Bei einer 
Behinderung von mindestens GdB 75 beträgt 
die Ermäßigung 50 %.“

In § 6 wird als neuer Absatz 4 eingefügt:

„Mitglieder, die ein zu versteuerndes Ein-
kommen (Familieneinkommen) haben, das 
unter dem Schwelleneinkommen liegt, ent-
richten einen Beitrag in Höhe des freiwilligen 
Beitrags. Beim zu versteuernden Einkom-
men sind Verluste aus Einkommensarten, die 
nicht mit der Berufstätigkeit des Mitglieds 
zusammenhängen, nicht zu berücksichtigen 
(z. B. Vermietung, Kapitalvermögen). Steuer-

lich nicht berücksichtigte Einkünfte, insbe-
sondere Arbeitslosengeld, Krankengeld, 
sind hinzuzurechnen. Das Schwellenein-
kommen errechnet sich aus den Regelbe-
darfswerten gem. SGB XII für das Mitglied, 
ggf. Ehepartner und steuerlich berücksich-
tigten, im Haushalt lebende Kinder. Die Re-
gelbedarfswerte werden dabei für das Mit-
glied mit dem Faktor 3,5 multipliziert und 
für ein Kalenderjahr errechnet.“

In § 6 werden die bisherigen Absätze 3 und 
4 als neue Absätze 5 und 6 hintangestellt.

Wiesbaden, den 20. November 2019

gez.
Dr. Heike Winter

Änderung der Berufsordnung

Die Delegiertenversammlung hat am 26. 
Oktober 2019 folgende Änderungen der Be-
rufsordnung beschlossen:

1)	 In der Überschrift wird nach dem Wort 
„Hessen“ das Wort „(Psychotherapeu-
tenkammer)“ eingefügt.

2)	 In der Präambel werden in Satz 1 hinter 
dem Wort „Kinder- und Jugendlichen-
psychotherapeuten“ die Wörter „sowie 
der weiteren Kammermitglieder“; in 
Satz 5 hinter „den Schutz der“ werden 
die Wörter „Patientinnen und“ einge-
fügt.

3)	 In § 1 Satz 1 wird am Ende eingefügt „, 
sofern in Einzelregelungen nichts ande-
res bestimmt ist“.

4)	 In § 3 Absatz 1 Satz 1, § 5 Absätze 
1–7, § 6 Absätze 1 und 2, § 7 Absätze 
1–5, § 8 Absätze 1 und 2, § 9 Absätze 
2 und 4 Satz 1 und 2, § 10 Absatz 1, 
§ 11 Absätze 1 Satz 1, 2 Satz 1, 4, 5, 
§ 12 Absätze 1 und 6, § 13 Absätze 1, 
4, 6 Sätze 1 und 3, § 14 Absätze 1 und 
5, § 15 Absatz 3, 16 Absatz 1, § 19 Ab-
sätze 1 und 3, § 20, § 21 Absatz 2, § 22 
Absatz 2 Satz 4, § 23 Absätze 1, 3 und 
5, § 24 Absätze 1 und 3, § 26 Absätze 
1 und 3, § 27 Absätze 1, 3 und 4, der 

Überschrift zu § 28, § 28 Absatz 1, der 
Überschrift zu § 29, § 29 Absätze 1, 2 und 
4, der Überschrift zu § 30, § 30 Absätze 1 
und 2, § 31 Absatz 1, § 32 Absatz 2 und 
3 und § 34 werden die Wörter „Psycho-
therapeutinnen und Psychotherapeuten“ 
durch „Kammermitglieder“ ersetzt.

5)	 In § 4 Absatz 3 Satz 2, § 6 Absatz 2 Satz 
3, § 16 Absatz 4, § 22 Absatz 2 Sätze 1–3, 
Absatz 4 Satz 2, Absatz 5, § 23 Absatz 7 
Satz 1, § 25 Absatz 2, § 32 Absatz 1 Satz 
2, § 33 Absatz 1 und § 34 wird das Wort 
„Landeskammer“ durch „Psychothera-
peutenkammer“ ersetzt.

6)	 In § 5 Absätzen 1 und 2 werden vor dem 
Wort „Patienten“ die Wörter „Patien-
tinnen und“ eingefügt; in Absatz 3 die 
Wörter „Psychotherapeutinnen und Psy-
chotherapeuten“ durch die Wörter „der 
Kammermitglieder“ ersetzt.

7)	 In § 7 Absatz 4 Satz 1 wird „Psychothe-
rapeutinnen / Psychotherapeuten“ durch 
„Kammermitglieder“ ersetzt; Absatz 5 
wird „die Psychotherapeutin / der Psy-
chotherapeut“ ersetzt durch „das Kam-
mermitglied“.

8)	 In § 9 Absatz 1 werden die Wörter „Psy-
chotherapeutin oder des Psychothera-

peuten“ durch „Kammermitglieder“ 
ersetzt; in Absatz 2 Satz 2 wird „die 
Psychotherapeutin oder der Psychothe-
rapeut“ ersetzt durch „das Kammer-
mitglied“ bzw. „der Psychotherapeutin 
oder des Psychotherapeuten“ durch 
„des Kammermitgliedes“.

9)	 In § 11 Absatz 1 werden die Wörter 
„Patienten und Dritte“ durch „Patientin-
nen oder Patienten oder Dritte“ ersetzt; 
in Absatz 2 Satz 2 wird vor „Patienten“ 
eingefügt „Patientinnen und“; in Ab-
satz 7 werden die Wörter „Psychothe-
rapeutinnen und Psychotherapeuten“ 
durch „Approbierte Kammermitglie-
der“ ersetzt; in Absatz 8 Satz 2 wird vor 
„Patienten“ eingefügt „der Patientin/“.

10)	 In § 12 Absatz 1 werden die Wörter 
„die Psychotherapeutin oder den Psy-
chotherapeuten“ durch „das Kammer-
mitglied“, in Absatz 6 „die Psychothe-
rapeutin oder der Psychotherapeut“ 
durch „das Kammermitglied“ ersetzt.

11)	 In § 13 wird in Absatz 7 Satz 1 „zum 
Psychotherapeuten/in“ durch „zum 
Kammermitglied“ ersetzt. In Absatz 7 
Satz 2 wird „der / die behandelnde 
Psychotherapeut/in“ durch „das be-

Diese Änderungen wurden in der Herbst-
DV 2019 beschlossen, damit die aktualisier-
te Beitragsordnung nach Genehmigung 
durch das Ministerium zum Beitragsjahr 
2020 in Kraft treten kann. Die aktualisierte 
Ordnung finden Sie im Netz (ptk-hessen.
de) unter Recht / Satzung.
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handelnde Kammermitglied“ ersetzt. 
Absatz 8 Satz 1 wird gestrichen.

12)	 In § 14 Absatz 3 Sätze 1 und 3 und 
Absatz 5 Satz 2 wird „Die Psycho-
therapeutin / der Psychotherapeut“ 
gestrichen und ersetzt durch „Das 
Kammermitglied“. In Absatz 5 wird „ih-
res minderjährigen Patienten“ ersetzt 
durch „ihrer / ihres minderjährigen Pa-
tientin / Patienten“.

13)	 In § 15 Absatz 2 werden jeweils die 
Wörter „die Psychotherapeutin / der 
Psychotherapeut“ ersetzt durch „das 
Kammermitglied“.

14)	 In § 16 Absatz 2, § 17 Absatz 1, 18 
Absatz 1 und 3, § 21 Absatz 1 wird 
„Psychotherapeutinnen und Psycho-
therapeuten“ durch „Approbierte Kam-
mermitglieder“ ersetzt.

15)	 In § 16 Absatz 4 wird „die Psychothe-
rapeutin / der Psychotherapeut“ durch 
„das Kammermitglied“ ersetzt.

16)	 In § 17, § 18 Absatz 3 und § 19 Absätze 
3 und 4 wird jeweils „Landeskammer“ 
durch „Psychotherapeutenkammer“ er-
setzt.

17)	 In § 21 Absatz 2 wird vor dem Wort „Ar-
beitgeber“ „Arbeitgeberinnen/“ eingefügt.

18)	 In § 22 wird in Absatz 3 „der Praxisin-
haber“ durch „der/die Praxisinhaber/
in“ ersetzt. In Absatz 4 werden die 
Worte „Psychologischen Psychothera-
peut/innen, Kinder- und Jugendlichen-
psychotherapeut/innen“ ersetzt durch 
„Kammermitgliedern“ und „den/die 
niedergelassene/n Psychologischen Psy-
chotherapeuten/in oder Kinder- und Ju-
gendlichenpsychotherapeuten/in“ durch 
„das niedergelassene Kammermitglied.

19)	 In § § 23 Absatz 2 wird „Psychothera-
peutinnen und Psychotherapeuten“ er-
setzt durch „approbierte Kammermitglie-
der“, in § 23 Absatz 7 Satz 2 „Kammer“ 
durch „Psychotherapeutenkammer“.

20)	 In § 26 Absatz 2 wird „Teledienstgeset-
zes (TDG)“ durch „Telemediengesetzes 
(TMG)“ ersetzt.

21)	 In § 30 Absatz 3 Satz 1 wird „dieselbe 
Psychotherapeutin oder denselben Psy-
chotherapeuten“ durch „dasselbe Kam-
mermitglied“ ersetzt. In Satz 3 wird „der 
Psychotherapeutin / des Psychothera-
peuten“ durch „des Kammermitgliedes“ 

bzw. „die Psychotherapeutin / den Psy-
chotherapeuten“ durch „das Kammer-
mitglied“ ersetzt.

22)	§ 31 wird in der Überschrift geändert 
und „Psychotherapeutinnen und Psy-
chotherapeuten“ durch „Kammermit-
glieder“ sowie in Absatz 4 „Psychothe-
rapeutinnen und Psychotherapeuten 
Auftraggeber und Geldgeber“ durch 
„Kammermitglieder Auftraggeberinnen 
und Auftraggeber sowie Geldgeberin-
nen und Geldgeber“ ersetzt.

23)	 In § 33 Absatz 1 Satz 1 und 2 wird 
„Kammerangehörigen“ durch „Kam-
mermitglieder“ bzw. „Kammerange-
hörige“ durch „Kammermitglieder“ 
ersetzt. In Absatz 2 wird „einer Psycho-
therapeutin / eines Psychotherapeu-
ten“ durch „eines Kammermitgliedes“ 
ersetzt.

Wiesbaden, den 20. November 2019

gez.
Dr. Heike Winter

Die aktualisierte Fassung der Berufsord-
nung finden Sie im Internet (ptk-hessen.de) 
unter Recht / Ordnungen.

Änderung der Aufwandsentschädigungsordnung (AEO)

Die Delegiertenversammlung hat am 
26.10.2019 folgende Änderungen der Auf-
wandsentschädigungsordnung beschlos-
sen:

Teil 1: Änderung der Aufwands
entschädigungen

1. In Ziffer 2 der AEO werden die Pauscha-
len festgesetzt auf:
Präsident/in EUR 4.280
Vizepräsident/in EUR 3.930
Beisitzer EUR 1.350.

2. In Ziffer 3 der AEO werden die Sätze wie 
folgt erhöht:
–	 Sitzungsgelder von 440 EUR auf 484 EUR
–	 Sitzungsgelder von 330 EUR auf 363 EUR
–	 Sitzungsgelder von 220 EUR auf 242 EUR
–	 Pauschale für Ausschussvorsitzende und 

Gremiensprecher von 44 auf 48 EUR

–	 Abzugsbetrag für Fehlzeiten von 11 EUR 
auf 12 EUR

–	 Aufwandsentschädigung für Moderatio-
nen von 330 EUR auf 363 EUR.

3. In Ziffer 4 wird die Aufwandsentschädi-
gung für Aufträge erhöht von 11 EUR auf 
12 EUR.

4. In Ziffer 6 wird die Entschädigung für Fahrt-
zeiten erhöht von 8,40 EUR auf 9,20 EUR.

5. In Ziffer 7 wird die Entschädigung für Kin-
derbetreuung erhöht von 15 EUR auf 17 EUR. 
Der Maximalbetrag pro Tag wird erhöht von 
150 EUR auf 170 EUR.

6. In Ziffer 9 wird der Tageshöchstsatz erhöht 
von 630 EUR auf 690 EUR.

7. In Ziffer 5. – Reisekostenentschädigung 
wird in Absatz 2 Satz 1, in Absatz 4 Satz 1 

und Absatz 8 Satz 2 jeweils „2. Klasse“ 
durch „1. Klasse“ ersetzt.

Die Veränderungen treten zum 1. Januar 
2020 in Kraft.

Teil 2: Redaktionelle Änderungen

1. In den Ziffern 1 und 3 werden die Worte 
„Kammerangehörige“ durch „Kammermit-
glieder“ ersetzt.

2. In Ziffer 5 Absatz 5 Satz 2 werden die 
Worte „bzw. Mitglied der Geschäftsstelle“ 
ersatzlos gestrichen.

Wiesbaden, den 20. November 2019

gez.
Dr. Heike Winter

Die aktuelle Fassung dieser Aufwandsent-
schädigungsordnung finden Sie im Internet 
(ptk-hessen.de) unter Recht / Ordnungen.

Änderung der Forensik-Ordnung
Die Delegiertenversammlung hat am 26. Oktober 2019 zudem Änderungen der Forensik-Ordnung beschlossen.

Die aktualisierte Fassung der Forensik-Ordnung finden Sie im Internet (ptk-hessen.de) unter Recht / Ordnungen.



Fachtag „Häusliche Gewalt“ am 30. Oktober 2019

Mit dem Fachtag Häusliche Gewalt griff 
die Psychotherapeutenkammer Nieder-
sachsen am 30. Oktober 2019 erneut ein 
Thema auf, das zum einen in seinen viel-
fältigen Formen und Auswirkungen in 
der psychotherapeutischen Praxis sehr 
präsent ist und gleichzeitig im hohen 
Maße verschiedenste Berufsgruppen 
und Kompetenzfelder zusammenführt. 
So kamen etwa 100 Kammermitglieder, 
Staatsanwältinnen, Rechtsanwältinnen, 
Vertreterinnen von Jugendämtern und 
andere zusammen, um ihr Wissen zur 
Epidemiologie, zu Auswirkungen auf das 
Umfeld, Hilfsangeboten und zur Psycho-
dynamik von Partnerschaften, in denen 
es zu Gewalt kommt, zu aktualisieren 
und zu diskutieren.

Vorträge

Dr. Heinz Kindler vom Deutschen Ju-
gendinstitut umriss in seinem Eröff-
nungsvortrag zur miterlebten Partner-
schaftsgewalt und Kindeswohl aktuelle 
Forschungsbefunde, von epidemiologi-
schen Kennzahlen, über Auswirkungen 
auf die kindliche Entwicklung bis hin zu 
psychotherapeutischen Ansätzen. Da-
bei wurden klare Dosis-Wirkungs-Zu-
sammenhänge zwischen dem Ausmaß 
häuslicher Gewalt und psychischen Be-

einträchtigungen bei den Betroffenen 
aufgezeigt. Darüber hinaus skizzierte er 
Interventionsformen auf verschiedenen 
Ebenen, z. B. einerseits die direkte Be-
handlung des Kindes, andererseits aber 
auch die Überprüfung des Kindeswohls 
und die Unterstützung des hauptsäch-
lich betreuenden Elternteils.

Matthias Wehrmeyer stellte als Vertre-
ter des Niedersächsischen Landesam-
tes für Soziales, Jugend und Familie 
die Entwicklung und Möglichkeiten des 
niedersächsischen Traumanetzwerkes 
vor. Er berichtete darüber, wie dieses 
Hilfsangebot über einige Umwege und 
viele politische Gespräche seinen Weg 
gefunden hat. Alle Psychotherapeutin-
nen sind eingeladen, sich am Netzwerk 
zu beteiligen.

Sarah Stockhausen vom Netzwerk 
„pro Beweis“ berichtete über das An-
gebot der an der Initiative beteiligten 
Einrichtungen. Die durch das Netzwerk 
geschulten Mitarbeiterinnen sichern 
Beweise professionell, ohne dass dabei 
ein Zwang zur Anzeige besteht. Den Ge-
waltopfern wird somit eine Möglichkeit 
gegeben, sich auch zu einem späteren 
Zeitpunkt für eine Anzeige zu entschei-
den und dennoch belastbares Beweis-
material in den Händen zu halten.

Eine dezidiert psychotherapeutisch-
psychoanalytische Perspektive nahm 
Dr. Gabriele Treu ein. In ihrem Vortrag 
behandelte sie anhand eines konkreten 
Fallbeispiels die Psychodynamik einer 
missbräuchlichen Beziehung, unter Be-
rücksichtigung beider Perspektiven. So 
verdeutlichte sie auf eindrucksvolle Art 
und Weise, warum es auf die vermeint-
lich einfache Frage „Warum verlässt du 

ihn nicht einfach?“ oft keine einfache 
Antwort gibt.

Im darauffolgenden Abschlussvortrag 
referierte Alexander Korritko über die 
Auswirkungen häuslicher Gewalt auf 
den Kontakt zwischen Tätern und Op-
fern. Dabei plädierte er für ein Versöh-
nungsangebot insbesondere zwischen 
Eltern und Kindern, mittels dessen den 
Kindern ein mögliches Schuldgefühl ge-
nommen werden könnte.

Die Psychotherapeutenkammer Nieder-
sachsen bedankt sich bei allen Referen-
tinnen für die spannenden Vorträge, so-
wie den Teilnehmerinnen für die aktive 
Mitarbeit und Diskussionsfreude. Die 
freigegebenen Vortragsfolien können 
auf der Homepage der Kammer einge-
sehen werden.

NI

Dr. Heinz Kindler

Vizepräsident Jörg Hermann
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Kammertag zum Thema „Weiterbildungsordnung“

V. l. n. r.: Andreas Kretschmar, Kordula Horstmann, Roman Rudyk, Dr. Johannes Klein-Heß-
ling, Jörg Hermann und Götz Schwope

Kammerpräsident Roman Rudyk

Im Vorfeld der Kammerversammlung 
lud die Psychotherapeutenkammer 
Niedersachsen (PKN) alle Kammerver-
sammlungsmitglieder ein, um gemein-
sam mit ihnen über das aktuelle The-
ma „Musterweiterbildungsordnung“ 
(MWBO) zu sprechen. Als Referent für 
die Veranstaltung konnte Dr. Johannes 
Klein-Heßling von der Bundespsycho-
therapeutenkammer gewonnen wer-
den.

Dabei wurde ausgiebig auf den derzei-
tigen Diskussionsstand zur MWBO so-
wie die dahinterliegenden Prozesse und 
Strukturen eingegangen.

Kammerversammlung

Am 26. Oktober 2019 fand die zehnte 
und damit letzte Kammerversammlung 
dieser Wahlperiode statt. Eingeleitet 
wurde die Kammerversammlung durch 
eine Schweigeminute für den verstor-
benen Präsidenten der Bremer Kam-
mer, Hans Schindler.

Grußwort aus dem Ministerium

Herr Dr. Horn geht in seinem Grußwort 
wesentlich auf die politischen Prozes-
se in Bezug auf die Ausbildungsreform 
und Fragen der Entschädigung für eh-
renamtliche Tätigkeiten ein. Das Mi-
nisterium hat keine der geplanten Sat-
zungs- und Ordnungsänderungen zu 
beanstanden.

Vorstands- und Geschäftsstellen-
bericht

Als Präsident der Kammer berichtet 
Roman Rudyk eingangs kurz über die 
Tätigkeiten des Vorstandes. Der Fo-
kus lag dabei auf Themen des Berufs-
rechts, wie der Einrichtung eines nied-
rigschwelligen Beratungsangebotes, 
der geplanten Ausrichtung der Berufs-
rechtsklausur und der Planung einer 
gemeinsamen Veranstaltung mit dem 
Ethikverein. Weitere Themen waren 

die Neugestaltung des niedersächsi-
schen Maßregelvollzugsgesetzes und 
die Nachbesetzung des Beauftragten 
für die psychosoziale Notfallversor-
gung (PSNV). Darüber hinaus werden 
am Beispiel des im Psychotherapeu-
tenjournal veröffentlichten Artikels zu 
psychotherapeutischen Aspekten des 
Klimawandels und dessen medialer 
Rezeption die Möglichkeiten und Gren-
zen der Psychotherapeutenkammer zu 
politischen Äußerungen diskutiert. Es 
werden konkrete Vorschläge zur kli-
mafreundlicheren Gestaltung der Kam-
merarbeit diskutiert.

Dr. Kaufmann berichtet über Entwick-
lungen in der Geschäftsstelle. Das Um-

strukturierungsprojekt laufe gut, jedoch 
habe es Verzögerungen im Bereich EDV 
gegeben. Der Mitglieder- und Veranstal-
terbereich soll bald voll funktionsfähig 
sein und um weitere Funktionen erwei-
tert werden. Weiterhin wird über den 
Neubau in der Berliner Allee sowie über 
die Vorbereitungen zur Kammerwahl 
berichtet. Es erfolgt eine lebhafte Aus-
sprache über die Funktionalität des Mit-
glieder- und Akkreditierungsbereiches 
sowie der diesbezüglichen Kommuni-
kation. Es besteht Einigkeit darin, dass 
die gegenwärtige Neustrukturierung 
der Arbeitsprozesse in der Geschäfts-
stelle die Arbeitsfähigkeit zeitweise 
eingeschränkt hat und es gemeinsamer 
Anstrengungen bedarf, bei unseren 
Mitgliedern um Verständnis für diese 
Schwierigkeiten zu werben.

Regionalbeauftragte

Ein Antrag auf die Entsendung von Regi-
onalbeauftragten zur stärkeren Vernet-
zung der Psychotherapeutenschaft in 
relevanten kommunalen und regionalen 
Arbeitsgruppen wird zurückgezogen. 
Es bestehe noch Unklarheit über den 
in Frage kommenden Personenkreis. 
Der Antrag soll unter breiter Mitwirkung 
überarbeitet werden.
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Ordnungs- und Satzungsände-
rungen
Es wird eine Vielzahl an Änderungen 
beschlossen. So werden Kammersat-
zung, Wahlordnung, Meldeordnung, 
Reisekosten- und Sitzungsgelderord-
nung sowie die Verfahrensordnung 
„Niedrigschwelliges Beratungsangebot 
für Psychotherapie-Patienten“ auf ei-
nen aktuellen Stand gebracht. Die Än-
derungen im Detail können auf unserer 
Homepage eingesehen werden.

Finanzen
Herr Dr. Lingen stellt als Vorsitzender 
des Finanzausschusses den Haushalts-
plan der Kammer vor. Die Kammerver-
sammlung stimmt auf Basis der vor-
gestellten Daten für die Genehmigung 
des Haushaltsplanes 2020, mit dem die 
Beitragssätze stabil gehalten werden 
können.

Rede- und Antragsrecht der  
PiA-Vertreterinnen

Dieser Antrag wird nach Beratung mit 
dem zuständigen Ministerium zurück-
gezogen, da das Antragsrecht nach 
HKG den gewählten Delegierten vorbe-
halten ist.

Es folgt die Diskussion der bereits vor-
liegenden Berichte der Ausschüsse.

Weiterbildungsordnung Systemi-
sche Therapie

Der Ausschuss für Aus-, Fort- und Wei-
terbildung beantragt die Vorbereitung 

einer Weiterbildungsordnung (WBO) 
„Systemische Therapie“ zur Verab-
schiedung auf der nächsten Kammer-
versammlung. Diesem Antrag wird 
stattgegeben. Es wird darüber disku-
tiert, dass die WBO konform zum nie-
dersächsischen Kammergesetz für die 
Heilberufe sein muss und mit der Ent-
wicklung hin zu einer neuen MWBO, 
die im Rahmen der Ausbildungsreform 
erstellt wird, harmonieren soll.

Gremien auf Bundesebene

Der anstehende Deutsche Psychothe-
rapeutentag wird vorbesprochen und 
eine positive Bilanz der in den letzten 12 
Monaten von der PKN geleiteten Län-
derratssitzungen gezogen.

Herr Rudyk bedankt sich abschließend 
bei allen Anwesenden für die sehr en-
gagierten Diskussionen und die konzen-
trierte und produktive Atmosphäre, die 
die Arbeit in der Kammerversammlung 
gegenwärtig und hoffentlich noch lange 
prägt.

Die PiA-Vertreterinnen Janna Zieb und Dr. 
Jelena Becker

Wahl zur Kammerversammlung der Psychotherapeutenkammer Niedersachsen, 
Wahlausschreiben nach § 15 der Wahlordnung

Hinweis:

Das folgende Wahlausschreiben er-
geht aus redaktionellen Gründen vor 
Schließung des Wählerverzeichnis-
ses. Es steht unter dem Vorbehalt, 
dass sich aus den Mitgliedszahlen, die 
bei Abschluss des Wählerverzeich-
nisses festgestellt werden, keine Än-
derung der Anzahl der zu wählenden 
Mitglieder ergibt. Sollte das der Fall 
sein, ergeht rechtzeitig ein weiteres 
Wahlausschreiben.

Im März 2020 wird die Wahl zur Ver-
sammlung der Psychotherapeutenkam-
mer Niedersachsen stattfinden. Hiermit 
möchte ich Sie mit dem weiteren Ab-
lauf der Wahl vertraut machen.

I.

Das Wählerverzeichnis wird entspre-
chend der Wahlordnung im Dezember 

2019 abgeschlossen. Auf der bislang 
absehbaren Zahlenbasis stellt sich die 
Anzahl der zu wählenden Mitglieder der 
Kammerversammlung wie folgt dar:

Es sind 40 Mitglieder zu wählen, davon 
gehören

29 Mitglieder zur Berufsgruppe der Psy-
chologischen Psychotherapeuten (PP) 
und

11 Mitglieder zur Berufsgruppe der Kin-
der- und Jugendlichenpsychotherapeu-
ten (KJP).

II.

Bewerber um einen Sitz in der Kam-
merversammlung können sich nicht 
direkt selbst zur Wahl stellen, sondern 
müssen von wahlberechtigten Kam-
mermitgliedern vorgeschlagen wer-
den.

Diese Wahlvorschläge müssen bis zum

30. Januar 2020

eingereicht werden; Wahlvorschläge, 
die nach diesem Termin eingehen, kön-
nen nicht zugelassen werden.

Die Wahlvorschläge sind beim Wahl-
leiter unter der Anschrift der Kammer 
einzureichen. Bitte übersenden Sie 
die Wahlvorschläge möglichst früh, 
damit möglicherweise aufgetretene 
Mängel rechtzeitig beseitigt werden 
können.

Zur Sicherheit empfehle ich, die Un-
terlagen parallel zum Postweg auch 
an die Kammer zu faxen (bzw. einge-
scannt per E-Mail an mgm@pknds.de 
zu senden).
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III.
Um zur Wahl zugelassen zu werden, 
müssen die Wahlvorschläge folgende 
Bedingungen erfüllen:

Weil die Gruppe der PP und die der KJP 
in gesonderten Wahlgängen ihre eige-
nen Vertreter in die Kammerversamm-
lung wählen, müssen die Wahlvorschlä-
ge für jede Berufsgruppe gesondert 
eingereicht werden. Bewerber einer 
Berufsgruppe können dabei nur von 
Wahlberechtigten dieser Berufsgruppe 
vorgeschlagen werden.

Ein Wahlvorschlag enthält entweder 
einen Einzelbewerber (Einzelwahlvor-
schlag) oder eine Liste von Bewerbern 
(Listenwahlvorschlag). Auf den Lis-
ten müssen die zur Wahl stehenden 
Personen in erkennbarer Reihenfolge 
verzeichnet sein. Auf jedem Wahlvor-
schlag müssen Familienname, Vorna-
me, akademischer Grad, Berufsgruppe 
und Ort vermerkt sein.

§ 24 der Wahlordnung

(1) Die Wahl wird als Briefwahl durch-
geführt.

(2) Ist auf dem Stimmzettel mehr als ein 
Wahlvorschlag aufgeführt, so hat jedes 
wahlberechtigte Kammermitglied nur 
eine Stimme. Zur Stimmabgabe kenn-
zeichnet die Wählerin oder der Wähler 
auf dem Stimmzettel die Bewerberin 
oder den Bewerber, dem sie ihre oder 
dem er seine Stimme geben will, durch 
ein Kreuz oder in sonst erkennbarer 
Weise. Die Wählerin oder der Wähler 
ist nicht an die Reihenfolge, in der die 
Bewerberinnen und Bewerber inner-
halb eines Wahlvorschlages aufgeführt 
sind, gebunden.

(3) Ist auf dem Stimmzettel nur ein 
Wahlvorschlag genannt, so hat jede 
Wahlberechtigte oder jeder Wahlbe-
rechtigte so viele Stimmen, wie Mitglie-
der der Kammerversammlung aus ihrer 
bzw. seiner Berufsgruppe zu wählen 
sind. Zur Stimmabgabe kennzeichnet 
die Wählerin oder der Wähler die Be-
werberinnen oder Bewerber, denen sie 
ihre oder denen er seine Stimme geben 

will, durch jeweils ein Kreuz oder in 
sonst erkennbarer Weise. Abs. 2 Satz 3 
gilt entsprechend.

(4) Es ist nicht zulässig, weitere Vermer-
ke in den Stimmzettel einzutragen.

(5) Werden die Namen von mehr Be-
werberinnen oder Bewerbern mit 
Stimmabgabevermerken versehen, als 
die Wählerin oder der Wähler abzuge-
ben berechtigt ist, so ist die Stimmab-
gabe ungültig.

(6) Die Wählerin oder der Wähler legt 
den entsprechend Abs. 2 bzw. Abs. 3 
gekennzeichneten Stimmzettel in den 
inneren Briefumschlag und verschließt 
diesen. Der Briefumschlag darf keine 
Kennzeichen haben, die auf die Person 
der Wählerin oder des Wählers schlie-
ßen lassen.

(7) Die Wählerin oder der Wähler unter-
schreibt die Erklärung auf dem Wahl-
ausweis unter Angabe des Ortes und 
des Datums.

(8) Die Wählerin oder der Wähler legt 
den verschlossenen inneren Briefum-
schlag und den unterschriebenen Wahl-
ausweis in den äußeren Briefumschlag, 
verschließt diesen, versieht ihn auf der 
Rückseite mit den Absenderangaben 
und übersendet diesen Brief (Wahl-
brief) auf ihre bzw. seine Kosten der 
Wahlleiterin oder dem Wahlleiter.

(9) Der Wahlbrief muss spätestens um 
16.00 Uhr des Tages, an dem die Wahl-
zeit endet, der Wahlleiterin oder dem 
Wahlleiter zugegangen sein.

Das bedeutet zusammengefasst:

Mehr als ein Wahlvorschlag auf dem 
Stimmzettel: nur ein Kreuz für einen 
Kandidaten.

Ein Wahlvorschlag auf dem Stimmzet-
tel: soviel Kreuze, wie Mitglieder aus 
der Berufsgruppe in die Versammlung 
gewählt werden sollen.

Pro Kandidaten darf es nur ein Kreuz 
geben.

Keine Bindung an Reihenfolge!

Alles andere führt regelmäßig zur Un-
gültigkeit der Stimmabgabe.

Nur den Stimmzettel in den inneren 
Briefumschlag stecken; der innere 
Briefumschlag muss „anonym“ bleiben 
– nicht beschriften!

Der unterschriebene Wahlausweis und 
der innere Umschlag kommen in den 
äußeren Umschlag.

Absender und Postwertzeichen nur auf 
den äußeren Umschlag.

Eingang beim Wahlleiter (Anschrift 
wie die der Kammer) bis zum 11. März 
2020, 16.00 Uhr.

Zu spät eingehende Wahlbriefe neh-
men nicht an der Wahl teil.

Sollten Sie weitere Fragen haben, rufen 
Sie bitte die Geschäftsstelle der Kam-
mer an, insbesondere wenn es um die 
Zusendung von Unterlagen oder Form-
blättern geht.

Mich können Sie über die Geschäfts-
stelle und unter 0171/3638550 errei-
chen.

Mit freundlichen Grüßen

gez. Günter Heiß

(Wahlleiter)
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Bekanntmachungen

Satzungs- und Ordnungsänderungen

Die Kammerversammlung der Psychotherapeutenkammer Niedersachsen hat in der Sitzung am 26. Oktober 2019 folgende Satzungsände-
rungen beschlossen:

�� Wahlordnung der Psychotherapeutenkammer Niedersachsen

�� Kammersatzung der Psychotherapeutenkammer Niedersachsen

�� Meldeordnung der Psychotherapeutenkammer Niedersachsen

�� Verfahrensordnung „Niedrigschwelliges Beratungsangebot für Psychotherapie-Patienten“ der Psychotherapeutenkammer Niedersachsen

�� Reisekosten- und Sitzungsgelderordnung für Organmitglieder der Psychotherapeutenkammer Niedersachsen

Die Psychotherapeutenkammer Niedersachsen hat diese Satzungen am 14. November 2019 auf ihrer Internetseite bereitgestellt. Die Satzun-
gen werden nicht im Psychotherapeutenjournal abgedruckt.

Hannover, den 13. November 2019

Roman Rudyk
Präsident

452	 Psychotherapeutenjournal 4/2019

Mitteilungen der Psychotherapeutenkammer

N
I



Konstituierende Sitzung der Kammerversammlung am 28. August 2019

NRW

Neuer Vorstand der PTK NRW: Bernhard Moors, Barbara Lubisch, Hermann Schürmann, Oliver Kunz, Birgit Wich-Knoten, Andreas Pichler, 
Gerd Höhner, Cornelia Beeking (v. l. n. r.)

Am 28. August 2019 traten die neu ge-
wählten Mitglieder der 5. Kammerver-
sammlung der Psychotherapeutenkam-
mer NRW (PTK NRW) in Dortmund zu ih-
rer konstituierenden Sitzung zusammen.

In der Wahl der Vorstandsmitglieder für 
die Wahlperiode 2019 bis 2024 wurden 
Gerd Höhner (Kooperative Liste), seit 
2014 Präsident der PTK NRW, und An-
dreas Pichler (Kooperative Liste), seit 
2014 Vizepräsident der Kammer, im 
Amt bestätigt. Erneut als Beisitzerin-
nen gewählt wurden Cornelia Beeking 
(Bündnis KJP), Barbara Lubisch (Koope-
rative Liste), Bernhard Moors (Bündnis 
KJP) und Hermann Schürmann (Ana-
lytiker/Psychodynamische Liste). Als 
Beisitzerin neu gewählt wurden Birgit 
Wich-Knoten (dgvt plus+) und Oliver 
Kunz (dgvt plus+). Alle Vorstandsmitglie-

der erhielten eine deutliche Stimmen-
mehrheit.

Eindeutige Wahlergebnisse

Mit eindeutigen Wahlergebnissen wird 
die Vorstandskoalition der PTK NRW 
von einer breiten Mehrheit in der Kam-
merversammlung getragen, der für die 
nächsten fünf Jahre 110 Mitglieder an-
gehören und die sich aus sechs Frakti-
onen zusammensetzt: Analytiker/Psy-
chodynamische Liste (11 Sitze), Bünd-
nis KJP (18 Sitze), dgvt plus+ (22 Sitze), 
Kooperative Liste (41 Sitze), Psychothe-
rapeutInnen NRW (PtNRW, 11 Sitze) 
und PsychotherapeutInnen OWL (7 Sit-
ze). Fraktionsvorsitzende sind Georg 
Schäfer (Analytiker/Psychodynamische 
Liste), Benedikta Enste (Bündnis KJP), 
Dr. Wolfgang Schneider (dgvt plus+), Ju-

lia Leithäuser (Kooperative Liste), Peter 
Müller-Eikelmann (PsychotherapeutIn-
nen NRW (PtNRW)) und Heidi Rose-
now (PsychotherapeutInnen OWL).

Als erste Ausschüsse für die neue 
Wahlperiode richtete die Kammerver-
sammlung den Finanzausschuss und 
den Ausschuss „Aus- und Weiterbil-
dung im Rahmen der Ausbildungsre-
form“ ein und wählte deren Mitglieder 
und stellvertretenden Mitglieder. Zu-
dem wurden die 26 Delegierten der 
PTK NRW für den Deutschen Psycho-
therapeutentag (DPT) gewählt. Zum 
Mitglied der PTK NRW für den Finanz-
ausschuss der Bundespsychothera-
peutenkammer (BPtK) wählte die Kam-
merversammlung einstimmig Peter 
Müller-Eikelmann, als stellvertretendes 
Mitglied Dr. Georg Kremer.
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20 Jahre Psychotherapeutengesetz – Festakt der KVWL

Manfred Radau, Barbara Lubisch, Gerd Höhner und Dr. Gerhard Nordmann, Erster Vorsitzen-
der der KVWL (v. l. n. r.; Foto: KVWL)

Mit dem Festakt „20 Jahre Psychothe-
rapeutengesetz“ feierte die Kassen-
ärztliche Vereinigung Westfalen-Lippe 
(KVWL) am 11. September 2019 in 
Dortmund zwei Dekaden Gemein-
schaft unter dem Dach der Kassenärzt-
lichen Vereinigung. Vertreterinnen aus 
Gesundheitswesen und Politik zogen 
gemeinsam eine positive Bilanz und be-
tonten die Entwicklung der Psychothe-
rapie als „Erfolgsgeschichte“ und 
„Meilenstein in der ambulanten Versor-
gung.“ In den Vorträgen und der Dis-
kussion wurden aber auch klare Forde-
rungen laut, unter anderem mit Blick 
auf die Bedarfsplanung, die Honorie-
rung psychotherapeutischer Leistun-
gen und die Reform der Psychothera
peutenausbildung.

Gerd Höhner, Präsident der Psychothe-
rapeutenkammer NRW (PTK NRW) gab 
auf Einladung des Ersten Vorsitzenden 
der KVWL in einem Grußwort einen 
Überblick über die historische Entwick-
lung der Psychotherapie in Deutschland 
und die aktuelle Versorgungssituation. 
Die Angebote von Psychotherapeutin-
nen seien als enormer fachlicher Ge-
winn in der Versorgung von Menschen 
mit psychischen Störungen zu sehen; 
grundsätzlich sei die Qualität in der 
ambulanten Versorgung mit dem zu-
nehmenden Wissen über psychische 
Störungen gestiegen. „Eine drängende 
Aufgabe ist es nun, dem gestiegenen 
Bedarf und der wachsenden Nachfra-
ge nach psychotherapeutischen Leis-
tungen nachzukommen und die ambu-
lanten Angebote auszuweiten, auch 
hinsichtlich der Behandlung von psy-
chischen Problemen bei chronischen 
körperlichen Erkrankungen und im Zu-

ge präventiver Maßnahmen“, betonte 
Gerd Höhner. Eine weitere zentrale Auf-
gabe sei die Umsetzung der Reform der 
Psychotherapeutenausbildung.

„Im System angekommen“

In ihrer Funktion als stellvertretende 
Vorsitzende der Vertreterversammlung 
der Kassenärztlichen Bundesvereini-
gung (KBV) legte PTK-NRW-Vorstands-
mitglied Barbara Lubisch in ihrer Fest-
rede die Historie wesentlicher berufs-
politischer Aspekte dar. Sie blickte auf 
die Grundlagen und die Auswirkungen 
des 1999 in Kraft getretenen Psycho-
therapeutengesetzes (PsychThG) und 
die Weiterentwicklung der Psychothe-
rapie in den folgenden 20 Jahren. Dabei 
wies sie eindringlich auf die bis heute 
bestehenden Defizite in der psycho-

therapeutischen Bedarfsplanung hin. 
Schließlich fasste Barbara Lubisch die 
Herausforderungen für die Weiterent-
wicklung des Berufsstandes und der 
psychotherapeutischen Angebote zu-
sammen. Dabei zeigte sie auf, dass die 
Profession mittlerweile in zahlreichen 
berufspolitischen Gremien aktiv und im 
System angekommen sei.

Manfred Radau, Vorsitzender des Bera-
tenden Fachausschusses Psychothera-
pie in der KVWL, ließ sein Schlusswort 
mit den Wünschen ausklingen, dass 
den Menschen in Zukunft noch mehr 
als heute bekannt ist, dass es für psy-
chische Erkrankungen gute Behand-
lungsmöglichkeiten gibt und sie schnell 
eine passende Therapeutin oder einen 
passenden Therapeuten finden wer-
den.

15. Jahreskongress Wissenschaft-Praxis am 12. und 13. Oktober 2019

„Facebook, Instagram und Co. – Chan-
cen und Risiken der neuen Medien für 
die Psychotherapie“, unter dieser Über-
schrift standen die drei Vorträge, mit 
denen der 15. Jahreskongress Wissen-
schaft-Praxis am 12. Oktober 2019 in 
Bochum eröffnete. Im Anschluss an den 
gemeinsamen Vormittag bot der von 

dem Hochschulverbund Psychotherapie 
NRW und der PTK NRW veranstaltete 
Kongress in rund 50 Workshops an zwei 
Tagen ein umfassendes Programm zur 
psychotherapeutischen Arbeit mit Er-
wachsenen, Kindern und Jugendlichen. 
Mit 370 Teilnehmenden war die Veran-
staltung in diesem Jahr erneut gut be-

sucht; großen Anklang fand auch die auf 
Nachhaltigkeit und Klimaneutralität aus-
gerichtete Kongressgestaltung. Eröffnet 
wurde der Kongress von Prof. Dr. Jürgen 
Margraf, Dekan der Fakultät für Psycho-
logie der Ruhr-Universität Bochum. Gerd 
Höhner, Präsident der Psychotherapeu-
tenkammer NRW (PTK NRW), betonte 
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in seiner Begrüßung, dass der Einsatz 
neuer Medien beispielsweise in Form 
von Gesundheits-Apps rasant auf dem 
Vormarsch und vom Gesetzgeber ge-
wollt sei. Derzeit seien jedoch noch viele 
Fragen zu klären, allem voran die der Da-
tensicherheit. „Die Sicherheit der Daten 
muss als Basis unserer psychotherapeu-
tischen Arbeit unbedingt gegeben sein“, 
hielt Gerd Höhner fest. „Als Kammer 

werden wir uns dafür einsetzen, dass 
brauchbare Lösungen gefunden wer-
den.“

In dem ersten Plenumsvortrag des Er-
öffnungsvormittags erläuterte Dr. Julia 
Brailovskaia von der Ruhr-Universität 
Bochum am Beispiel von Facebook 
mögliche Auswirkungen der Nutzung 
sozialer Netzwerke auf das subjektiv 

empfundene Wohlbefinden und die 
psychische Gesundheit. Dr. Nina Sprö-
ber-Kolb, Psychologische Psychothera-
peutin aus Neu-Ulm, referierte zu mög-
lichen Belastungen durch Cyberbullying 
und dadurch notwendigen psychothe-
rapeutischen Interventionen. Digitale 
Techniken für die Behandlung von Psy-
chosen stellte Dr. Mar Rus-Calafell von 
der Universität Oxford vor.

Sitzung der Kammerversammlung am 8. November 2019

Auf der Tagesordnung der Kammerver-
sammlung der Psychotherapeutenkam-
mer NRW (PTK NRW) am 8. Novem-
ber 2019 in Dortmund standen unter 
anderem die mit dem beschlossenen 
Psychotherapeutenausbildungsreform-
gesetz (PsychThGAusbRefG) verbun-
denen Aufgaben, das Digitale-Versor-
gung-Gesetz (DVG) sowie die Quali-
tätssicherung und die Dokumentation 
psychotherapeutischer Behandlungen.

Kammerpräsident Gerd Höhner stellte 
ergänzend zum schriftlichen Vorstands-
bericht heraus, dass der Entwurf des 
Bundesgesundheitsministeriums (BMG) 
für eine neue Approbationsordnung für 
Psychotherapeutinnen die Anliegen der 
Profession größtenteils berücksichtige. 
Bei der Umsetzung sei nun unbedingt 
zu beachten, dass die Ausbildungsinhalte 
und die Prüfungen von Lehrenden mit 
entsprechender Fachkunde in den 
verschiedenen wissenschaftlich ge
prüften und anerkannten Verfahren und 
in den Altersbereichen vermittelt und 
durchgeführt würden. Intensiv werde 
sich die Kammer mit der Entwicklung 
der Weiterbildung als Aufgabe auf Lan-
desebene beschäftigen. „Derzeit ha-
ben wir eine kooperative Diskussions-
ebene mit dem Gesundheitsministeri-
um. Das werden wir für die Ausgestal-
tung der künftigen Weiterbildung 
ebenso nutzen wie für die nächste gro-
ße Aufgabe: die Weiterentwicklung der 
Bedarfsplanung.“

DVG: Gesetz mit Mängeln

Vorstandsmitglied Barbara Lubisch gab 
einen Überblick über die Regelungen 
im DVG. Wesentliches sei nicht zufrie-

Kammerversammlung in der KVWL in Dortmund

denstellend geregelt, beispielsweise 
zur Empfehlung von Gesundheits-Apps 
oder zum Schutz der Patientendaten. 
„Bei dem zu erwartenden E-Health-Ge-
setz II werden wir darauf hinarbeiten, 
Nachbesserungen bei den Punkten ein-
zufordern, mit denen wir im DVG nicht 
einverstanden sind“, sagte Barbara Lu-
bisch.

Hermann Schürmann aus dem Vorstand 
der PTK NRW ging auf die vom Gemein-
samen Bundesausschuss (G-BA) im 
September 2019 beschlossene Richtli-
nie zur personellen Ausstattung der sta-
tionären Einrichtungen der Psychiatrie 
und Psychosomatik ein. „Abgesehen 
von geringfügigen Anpassungen hat der 
G-BA die bisherige Psychiatrie-Personal-
verordnung (Psych-PV) im Wesentlichen 
schlichtweg fortgeschrieben“, kritisierte 
er. Eine positive Entwicklung für die Pro-

fession sei der Beschluss des Gesund-
heitsministers, die Krankenhausplanung 
künftig leistungs-, bedarfs- und quali-
tätsorientiert auszurichten. „Die dafür 
notwendige Änderung des Kranken
hausgestaltungsgesetzes ist für uns ei-
ne Chance, in den Kliniken präsent zu 
sein: Mit der Aufnahme in den Kranken-
hausplan ist ein Krankenhaus verpflich-
tet, Weiterbildungsplätze auch für Psy-
chotherapeutinnen und Psychothera-
peuten bereitzustellen.“ Zur Wahrung 
der Interessen von Psychotherapeutin-
nen sei der Vorstand der PTK NRW unter 
anderem im Landesausschuss für Kran-
kenhausplanung aktiv.

Round Table zur Psychotherapie 
im institutionellen Bereich

In der anschließenden Aussprache 
zu verschiedenen Themen nahm die 
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Kammerversammlung den Antrag an, 
der Vorstand möge 2020 ein Round-
Table-Gespräch zur Psychotherapie 
im institutionellen Bereich einrichten. 
Unter anderem sollen in der Veran-
staltung Fragestellungen im Zusam-
menhang mit der Anwendung von 
Psychotherapie in diesem Arbeitsbe-
reich und mögliche Einsatzfelder für 
Weiterbildungsteilnehmende eruiert 
werden.

Die Kammerversammlung beschäftig-
te sich in ihrer Sitzung auch ausführlich 
mit den Handlungsfeldern, die sich mit 
dem Psychotherapeutenausbildungsre-
formgesetz für den Berufsstand erge-
ben. „Der Zeitplan für die Entwicklung 
der neuen Strukturen ist sportlich“, hielt 
Gerd Höhner fest. „Wir werden uns im 
Ausschuss ‚Aus- und Weiterbildung 
im Rahmen der Ausbildungsreform‘ 
intensiv damit befassen.“ Wie die ver-
sorgungsbezogenen Regelungen im 
Ausbildungsreformgesetz aus Sicht der 
Profession einzuschätzen seien, fasste 
Barbara Lubisch zusammen. Einiges 
sei positiv zu lesen, anderes, etwa dass 
der G-BA den Behandlungsbedarf leitli-
niengerecht konkretisieren könne, sehe 
man sehr kritisch. Grundsätzlich seien 
für die praktische Umsetzung noch vie-
le Fragen zu klären. Der Vorstand der 
PTK NRW plädiere daher dafür, die vor-
gesehenen Fristen für die Umsetzung 
aller Regelungen zu verlängern.

Empfehlungen zur Dokumenta-
tion

Vorstandsmitglied Bernhard Moors griff 
die Themen Qualitätssicherung und 
Dokumentation auf. „Die Kammer hat 
als fachlicher Normgeber die Aufgabe, 
ihren Mitgliedern hierzu etwas an die 
Hand zu geben“, hielt er fest. „Als mit 
dem Patientenrechtegesetz 2013 die 
fachgerechte Dokumentation als unver-
zichtbare Grundlage für die Sicherheit 
von Patientinnen normiert wurde, hatte 
der Vorstand der PTK NRW die Kommis-

sion ‚Standards der psychotherapeuti-
schen Dokumentation‘ eingerichtet. Die 
von ihr erarbeiteten ‚Empfehlungen zur 
Dokumentation psychotherapeutischer 
Behandlungen‘ sind eine Zusammen-
fassung der wesentlichen Punkte für 
die Basis- und die Verlaufsdokumenta-
tion.“ Nun wolle der Gesetzgeber dem 
Thema Dokumentation einen neuen 
Anschub geben, berichtete Bernhard 
Moors. „Mit dem Psychotherapeuten
ausbildungsreformgesetz verpflichtet 
er den G-BA, bis Ende 2022 eine Richt-
linie für ein einrichtungsübergreifen-
des, sektorenspezifisches Qualitätssi-
cherungsverfahren für die ambulante 
psychotherapeutische Versorgung zu 
beschließen.“ Dabei werde der G-BA 
auch Mindestvorgaben für eine Stan-
darddokumentation festlegen. Mit Ein-
führung dieser Richtlinie würden alle 
Regelungen zum Antrags- und Gutach-
terverfahren entfallen.

„Dieser Beschluss hat eine große Trag-
weite. Daher sollten wir jetzt vorarbei-
ten, bevor andere hierzu entscheiden“, 
erklärte Bernhard Moors. „Die von der 
Kommission der PTK NRW erarbeiteten 
Mindestanforderungen geben Orientie-
rung und sind eine gute Basis für die 
Dokumentation psychotherapeutischer 
Behandlungen. Ändern sich die Rah-
menbedingungen, können sie ange-
passt werden.“ Nach eingehender Be-
ratung nahm die Kammerversammlung 
die von der Kommission erarbeiteten 
Empfehlungen mit großer Mehrheit an.

Ausschüsse und Haushalt

Für die Wahlperiode 2019 bis 2024 
beschloss die Kammerversammlung 
der PTK NRW mit jeweils einstimmigen 
Abstimmungsergebnissen die Aus
schüsse „Satzung und Berufsordnung“, 
„Fort- und Weiterbildung in Bereichen“, 
„Psychotherapie in der ambulanten Ver-
sorgung“, „Psychotherapeutische Ver-
sorgung von Kindern und Jugendli-
chen“, „Psychotherapie in Krankenhaus 

und Rehabilitation“ und „Digitalisie-
rung“ einzurichten. Die Ausschussmit-
glieder und die stellvertretenden Mit-
glieder wurden in der Sitzung gewählt.

Von Andreas Pichler, Vizepräsident der 
PTK NRW, erhielten die Kammerver-
sammlungsmitglieder einen Überblick 
über die Ein- und Ausgaben sowie die 
Entwicklung der Rücklagen der PTK 
NRW im Jahr 2018. Auf Empfehlung 
des Finanzausschusses nahm die Kam-
merversammlung den Jahresabschluss 
2018 mit großer Mehrheit an und ent-
lastete den Vorstand für das Geschäfts-
jahr 2018. Für das Haushaltsjahr 2020 
skizzierte Andreas Pichler die anzuneh-
menden Einnahmen und Ausgaben. 
Auch hier folgte die Kammerversamm-
lung dem Votum des Finanzausschus-
ses und nahm den Haushaltsplan 2020 
bei zwei Enthaltungen einstimmig an.

Nachhaltigkeit – ein Kammer
thema

Zum Abschluss ihrer Sitzung votierte 
die Kammerversammlung einstimmig 
für den Antrag, der Vorstand möge 
nach Möglichkeiten suchen, wie sich in 
verschiedenen Bereichen der PTK NRW 
ein auf ökologische Nachhaltigkeit aus-
gerichtetes Handeln verbessern ließe.

Geschäftsstelle

Willstätterstr. 10
40549 Düsseldorf
Tel.: 0211/522847–0
Fax: 0211/522847–15
info@ptk-nrw.de
www.ptk-nrw.de

Auslage Haushaltsplan 2020

Der Haushaltsplan 2020 kann vom 13. 
bis 23. Januar 2020 zu den üblichen 
Öffnungszeiten in der Geschäftsstelle 
der Psychotherapeutenkammer NRW 
eingesehen werden.
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„Es wäre mehr möglich gewesen.“: Eine erste Einschätzung des Vorstandes  
der OPK zum Ergebnis und Prozess der Reform der Psychotherapeutenausbildung

darstellt. Damit ist die ordnungspoliti-
sche Einheit der Heilberufe in diesem 
Bereich hergestellt. Die Stellung der 
Psychotherapie an den Universitäten 
wird gestärkt. Damit erhalten auch 
Forschung und wissenschaftliche Wei-
terentwicklung in unserem Fach neue 
Chancen.

Praktische Befähigung und sozialrechtli-
che Anerkennung erhalten die neuen 
approbierten Psychotherapeutinnen dann 
durch ihre berufsbegleitende alters- und 
verfahrensbezogene Weiterbildung. Die 

Diskussion um die inhaltliche und for-
male Ausgestaltung dieser Weiterbil-
dungen ist derzeit in vollem Gang. In 
diesem zweiten Abschnitt sollen 
schließlich die Kompetenzen erworben 
werden, die eine qualitativ hochwertige 
Heilbehandlung durch die „neuen“ Psy-
chotherapeutinnen sicherstellen.

Was wurde bereits geregelt?

Das Studium der Psychotherapie ist in 
zwei Abschnitten, einem polyvalenten 
Bachelor- und einem Masterstudien-
gang, zu absolvieren. Die Gesamtdauer 
beträgt 5 Jahre und 3 Monate. Sowohl 
der Bachelor- als auch der Masterab-
schluss sind berufsbildend. Vor Ertei-
lung der Approbation ist eine staatliche 
Prüfung abzulegen.

Das Studium ist ausschließlich an Uni-
versitäten und gleichgestellten Hoch-
schulen zu absolvieren, was einen 
Ausschluss der bisher, vor allem an 

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen,
die 26. Kammerversammlung der 
OPK stand am 8. und 9. November 
ganz unter dem Zeichen der Reform 
des Psychotherapeutengesetzes. 
Die Mitglieder der Kammerver-
sammlung diskutierten engagiert 
und konstruktiv darüber, was die 
Reform für uns bedeutet – für uns 
und die Zukunft unseres Berufes, 
aber auch für uns als Landeskam-
mer. Wo müssen wir weiter aktiv 
werden und wo müssen wir die Ar-
beit in der Kammer neu denken? 
Viele weitere Themen standen auf 

der Tagesordnung. Wir freuen uns, dass die Weiterbildungsordnung für 
die Systemische Therapie beschlossen wurde und werden Sie bald über 
deren Umsetzung informieren. Wichtige Themen aus den Ländern kamen 
zur Sprache, Chancen und Herausforderungen beim Thema Digitalisie-
rung, aber ebenso, was wir rund um das erschütternde Attentat in Halle 
als Kammer unternommen haben, um unsere Region zu unterstützen.

Auf den folgenden Seiten geben wir Ihnen einen Überblick über unsere 
Positionen und Aktivitäten und freuen uns, Sie im nächsten Jahr auf die 
eine oder andere Weise zum „Miteinanderreden“ über unsere zahlrei-
chen Themen einladen zu können. Bis dahin wünsche ich Ihnen eine be-
sinnliche Weihnachtszeit.

Mit besten Grüßen

Ihr Gregor Peikert
Präsident

OPK

Am 8. November 2019 gab der Bun-
desrat grünes Licht für das bereits am 
26. September 2019 im Bundestag 
beschlossene Gesetz zur Reform 
der Psychotherapeutenausbildung 
(PsychThGAusbRefG). Nach über 
10-jährigem Ringen sind damit die Rah-
menbedingungen für die Neuordnung 
des Berufsstandes geregelt.

An Reformen im Gesundheitswesen 
haben wir uns gewöhnt, sie finden re-
gelmäßig statt. Diese Reform nun be-
trifft uns Psychotherapeutinnen und sie 
verändert vieles, woran wir uns in den 
letzten zwanzig Jahren gewöhnt haben. 
Manche der Veränderungen sind erfreu-
lich, andere geben Anlass zur Sorge.

Erfreulich ist zunächst, dass die Psycho-
therapie nun einen festen Platz in der 
Systematik akademischer Heilberufe 
erhält. Zukünftig führt das Studium der 
Psychotherapie direkt zur Approbation, 
die die berufsrechtliche Heilerlaubnis 

Bleiern mag sie auf den ersten Blick daher
kommen, die Reform der Psychothera-
peutenausbildung. Tatsächlich ist sie eine 
allumfassende Neuordnung des Berufsstan-
des. (Foto: Fotolia)
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der Ausbildung der KJP, hervorragend 
mitwirkenden Fachhochschulen be-
deutet. Was dies für die Entwicklung 
der psychotherapeutischen Versor-
gung von Kindern und Jugendlichen 
heißt, bleibt abzuwarten. Die OPK 
setzte sich während des Prozesses 
für eine Stärkung der KJP ein und 
wird die weitere Entwicklung kritisch 
begleiten. Zudem ergibt sich aus die-
ser Tatsache die Notwendigkeit, dass 
die Kapazitäten an den Universitäten 
sowohl quantitativ als auch qualitativ 
deutlich ausgebaut werden müssen, 
um dem Anspruch einer Approbation 
gerecht zu werden, die die Breite des 
psychotherapeutischen Handelns ab-
bilden soll. Es wird mit einem Bedarf 
von 2.500 Studienabsolventinnen pro 
Jahr in Deutschland gerechnet, um 
die Versorgung unserer Patientinnen 
und die Arbeit in weiteren Berufsfel-
dern von Psychotherapeutinnen auf-
recht zu erhalten. Dieser wurde bisher 
in einem nicht unerheblichen Maß 
durch die Fachhochschulen gedeckt. 
Im Gebiet der OPK rechnen wir mit 
einem Bedarf von jährlich etwa 500 
neuen Approbationen.

Schaffung von drei psychothera-
peutischen Heilberufen

Um die Entwicklung unseres Berufs-
standes an dieser entscheidenden Stel-
le tatsächlich mitgestalten zu können, 
ist die Einbeziehung der Kammern in 
die Hochschulrahmenplanung und die 
Akkreditierung der neuen Studiengänge 
unverzichtbar.

Durch das neue PsychThG wurden die 
psychotherapeutischen Berufe neu ge-
ordnet. Leider gelang es nicht, einen 
einheitlichen gemeinsamen Beruf (ein 
wesentliches Ziel des Reformprozes-
ses) zu schaffen. Für die weite Zukunft 
sind die Weichen in diese Richtung ge-
stellt, was uns angesichts des langen 
Zeitraums mit Übergangsregelungen 
bis 2032 jedoch nicht im Geringsten 
zufrieden macht. Durch die Schaffung 
von nunmehr drei psychotherapeu-
tischen Heilberufen kommt neben 
einer hohen Unübersichtlichkeit für Pa-
tientinnen, Mitbehandlerinnen und Ins-
titutionen auch ein bedeutender Mehr-

aufwand in allen Ordnungsgebieten des 
Berufsstandes auf uns zu.

Sämtliche Psychotherapie nach diesem 
Gesetz ausübenden Berufe dürfen nun 
die Bezeichnung „Psychotherapeut/in“ 
verwenden. Die alten konkreten Be-
rufsbezeichnungen („Psychologische/r 
Psychotherapeut/in“ und „Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapeut/in“) be-
stehen allerdings fort. Hinzu kommt der 
Beruf „Psychotherapeut/in“, der sich 
in der Berufsbezeichnung nur auf die 
nach dem neuen Gesetz Ausgebildeten 
bezieht. Diese Unterscheidung führt 
schon jetzt zu unterschiedlichen Kom-
petenzzuweisungen und differenzierten 
Weiterbildungsmöglichkeiten.

Dem Vorhaben, über entsprechende 
Zusatzqualifikationen eine Erweiterung 
der berufsrechtlichen Behandlungser-
laubnis der KJP für Patientinnen über 
das vollendete 21. Lebensjahr hinaus zu 
erreichen, wurde ein eindeutiger Riegel 
vorgeschoben. Die Hoffnungen vieler 
in der Profession erfüllten sich nicht, 
die Einschränkungen bleiben bestehen. 
Erreicht wurde aber, dass die weitere 
Berufsausübung im bisherigen Umfang 
gesichert ist.

Das neue PsychThG tritt am 1. Sep-
tember 2020 in Kraft und löst damit 
das Gesetz aus dem Jahr 1998 ab. Die 
Regelungen des alten Psychotherapeu-
tengesetzes bleiben im Rahmen von 
Übergangsbestimmungen bis zum 31. 
August 2032 bestehen, sodass sowohl 
laufende Ausbildungen beendet wer-
den können als auch Absolventinnen 
mit einem „alten“ (nach dem neuen 
Gesetz nicht mehr qualifizierenden) Stu-
dienabschluss noch eine Ausbildung zu 
den bisherigen Bedingungen erhalten 
können. Diese muss bis zum 31. August 
2032 abgeschlossen sein. Dringend 
zu beachten ist, dass Psychologinnen 
(Master und Diplom) und alle Absol-
ventinnen pädagogischer Studiengänge 
eine Ausbildung zur Psychotherapeutin 
nach den Übergangsbestimmungen 
machen müssen. Nach dem 31. August 
2032 muss der neue Master in Psycho-
therapie vorgelegt werden, um an der 
anschließenden Weiterbildung teilneh-
men zu können.

Ein weiteres zentrales Anliegen des Re-
formprozesses war die Verbesserung 
der wirtschaftlichen Situation der aktu-
ellen Psychotherapeutinnen in Ausbil-
dung (PiA). Für die praktische Tätigkeit 
(Psychiatriepraktikum) wurde eine Min-
destvergütung von monatlich 1.000 € 
festgelegt, was sicher nicht den er-
brachten Leistungen entspricht, aber 
eine Verbesserung der Situation vieler 
PiA bedeutet. Sehr bemerkenswert ist 
vor allem, dass die Berücksichtigung 
dieser Leistungen in den Kostensatz-
verhandlungen der Kliniken ausdrück-
lich hervorgehoben wird.

Im Rahmen der ambulanten Patienten-
behandlung wurde eine 40%ige Hono-
rarbeteiligung der PiA benannt. Ob dies 
zu einer Verbesserung der Situation 
beiträgt, ist fraglich, da die Beteiligung 
der PiA auch jetzt schon über Auszah-
lungen oder Leistungskompensationen 
umgesetzt wird.

Was muss noch geregelt werden?

Im Oktober wurde ein Referentenent-
wurf für die Approbationsordnung vor-
gelegt, nach der die Universitäten Stu-
dieninhalte und Prüfungen ausrichten 
müssen. Das Stellungnahmeverfahren 
läuft und löste eine intensive Diskussi-
on in der Profession aus.

Die OPK unterstützt die inhaltliche Um-
setzung ausdrücklich. Wir sehen aber 
noch wesentlichen Anpassungsbedarf 
bei der Berücksichtigung der psycho-
therapeutischen Verfahren in der hoch-
schulischen Lehre. Für ein fundiertes 
Verständnis von Psychotherapie müs-
sen Studierende die unterschiedlichen 
wissenschaftlichen Grundorientierun-
gen kennenlernen, und hierfür braucht 
es jeweils qualifizierte Lehrkräfte. Der 
Paragraphenteil der Ordnung enthält 
bisher viele allgemeine Begriffe, die 
den im Sozialrecht vorgegebenen Ver-
fahrensbezug unterlaufen. Sie lassen 
befürchten, dass an vielen Hochschu-
len nicht die Breite, sondern nur ein 
schmaler Ausschnitt psychotherapeu-
tischer Ansätze vermittelt wird. Hier 
geht es nicht zuletzt um die Definition 
dessen, was Psychotherapie ausmacht 
und zukünftig ausmachen soll. Die De-
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finitionshoheit von Psychotherapie 
muss im Berufsstand bleiben und darf 
nicht durch andere Interessen geleitet 
werden.

Neben den verschiedenen Verfahren 
müssen Kompetenzen für die Behand-
lung aller Altersgruppen vermittelt 
werden, vor allem auch der Kinder und 
Jugendlichen. Die OPK wird Universi-
täten und Wissenschaftsministerien an 
ihre Verpflichtung erinnern, den Nach-

Halle am 9. Oktober 2019: Eine Stadt und 
ein ganzes Land im Ausnahmezustand 
(Foto: Adobe Stock)

wuchs im KJP-Bereich ausreichend zu 
fördern.

Für die Weiterbildung nach dem Studi-
um ist unter anderem die Finanzierung 
noch mit vielen Fragezeichen versehen. 
Die Reform wird nur dann ein Erfolg, 
wenn sich genügend junge Menschen 
für den neuen Beruf entscheiden und 
wenn sie – nach Abzug der Kosten für 
ihre Weiterbildung – akzeptable Ein-
kommen daraus erzielen können.

Vermutlich müssen wir dafür um weite-
re Reformen ringen. Nach dem Gesetz 
ist vor dem Gesetz.

Den Link zum Gesetzesblatt zur Reform 
der Psychotherapeutenausbildung fin-
den Sie im OPK-Magazin unter: 	  
https://opk-magazin.de/berufs-und-
gesundheitspolitik/es-waere-mehr-
moeglich-gewesen/

Der Vorstand der OPK

Attentat in Halle am 9. Oktober 2019: Aktivitäten der OPK

Wie wohl alle Menschen in Deutschland 
waren wir erschüttert und betroffen von 
dem antisemitisch motivierten Attentat 
in Halle am 9. Oktober 2019. Der Atten-
täter plante einen Anschlag auf die Sy-
nagoge im Paulusviertel und versuchte, 
sich gewaltsam Zugang zu verschaffen, 
während die Menschen drinnen ausharr-
ten. Als dies nicht gelang, wandte er 
sich von der Synagoge ab und schoss 
auf Passanten. Zwei Menschen wurden 
ermordet, mehrere verletzt. Der Täter 
war über mehrere Stunden flüchtig. In 
Halle und Umgebung herrschte über 
mehrere Stunden eine ausgesprochene 
Krisensituation. Die Polizei verhängte ei-
ne Ausgangssperre, Kindergarten- und 
Hortkinder durften bis in die Abendstun-
den nicht nach Hause. Ein Video der Tat, 
vom Täter selbst gefilmt, kursierte kurz 
darauf in den sozialen Medien.

Wir wandten uns gleich nach dem At-
tentat an den Oberbürgermeister der 
Stadt Halle und boten unsere Unter-
stützung bei der Versorgung betroffe-
ner Bürgerinnen an. Außerdem signa-
lisierten wir unsere Bereitschaft, bei 
der Erarbeitung von Konzepten für den 
Krisenfall mitzuarbeiten. Um für zustän-
dige Stellen und Betroffene schnelle 
und übersichtliche Informationen be-
reitstellen zu können, erarbeiteten wir 
Materialien zum Thema „Psychothera-
peutische Hilfen nach schockierenden 
Ereignissen“. Frau Dr. Sabine Ahrens-
Eipper vom Vorstand rief einen Quali-

tätszirkel zur „Psychotherapeutischen 
Versorgung nach dem Attentat in Hal-
le“ ins Leben, damit sich die Kollegin-
nen vor Ort vernetzen und gemeinsam 
die bedarfsgerechte Versorgung der 
Betroffenen koordinieren können. Die 
Treffen dienen außerdem dazu, sich 
verfahrensübergreifend auszutauschen 
und gegenseitig zu unterstützen. Das 
erste Treffen des Qualitätszirkels fand 
bereits regen Zuspruch. Obwohl der 
Termin recht kurzfristig angesetzt war, 
zeigte die große Zahl der Teilnehmen-
den, dass unsere Mitglieder sich bei 
der Versorgung der Attentatsopfer trotz 
voller Praxen sehr stark engagieren.

Uns wurde deutlich, dass der Informa-
tionsbedarf besonders auch an Kinder-
gärten, Schulen und in Familien hoch 
ist und Belange der Kinder und Jugend-
lichen nicht ausreichend berücksich-
tigt wurden. Auch die Forschungslage 
zeigt, dass die Gestaltung der Schnitt-
stelle zwischen der psychosozialen 
Akuthilfe sowie der mittel- und langfris-
tigen Versorgung für Kinder in (Groß-)
Schadenslagen insgesamt suboptimal 
zu bewerten ist (vgl. Karutz, H., Fegert, 
A.-K., Blank-Gorki, V. (2018). Psychoso-
ziale Akuthilfe bei einem Massenanfall 
direkt oder indirekt betroffener Kinder. 
Der Notarzt, 34, 178–187). Eine ausrei-
chende Vernetzung zwischen psycho-
sozialen Akuthelferinnen, Erziehungs-
beratungsstellen, Traumaambulanzen, 
Jugendämtern, Jugendhilfeeinrichtun-

gen, niedergelassenen Therapeutinnen, 
Erzieherinnen und Lehrerinnen ist nur 
an wenigen Orten vorhanden, sollte 
jedoch Standard sein. Hier müssen wir 
weiter aktiv werden. Als Kammer soll-
ten wir außerdem ein einheitliches Ver-
fahren für den Krisenfall entwickeln. Die 
Erfahrungen nach dem Attentat in Hal-
le, aber auch unsere Erfahrungen nach 
dem Amoklauf in Erfurt, in die unsere 
Mitglieder und wir als Kammer stark 
involviert waren, bestärken uns bei 
unserem Engagement für die Entwick-
lung von standardisierten Materialien, 
Abläufen und Kooperationsmodellen. 
Die unter der Federführung von Frau 
Dr. Sabine Ahrens-Eipper zusammen 
mit der Fachkommission Psychotrau-
matherapie und dem KJP-Ausschuss 
entwickelten Infomaterialien werden 
wir in nächster Zeit für unsere Länder 
anpassen und dazu auch politische Ge-
spräche suchen.
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OPK beim 5. Patientenkongress Depression in Leipzig dabei: Noch immer hoher 
Aufklärungsbedarf in der Bevölkerung über die psychische Versorgungslandschaft 
und die Zugänge zur Psychotherapie

Geschäftsstelle

Kickerlingsberg 16
04105 Leipzig
Tel.: 0341/462432–0
Fax: 0341/462432–19
info@opk-info.de
www.opk-info.de

Bereits zum fünften Mal fand in Leipzig 
der „Patientenkongress Depression“ 
statt. Schirmherr war, wie bereits in 
den vergangenen Jahren, Entertainer 
Harald Schmidt. Seine Moderationen 
geben dem schweren Thema Depressi-
on eine große Leichtigkeit.

Teilnehmende dieser Veranstaltung 
sind überwiegend Betroffene und ihre 
Angehörigen. Die OPK hat an diesem 
Tag „Die Wege zur Psychotherapie“ 
erklärt und die Broschüre zahlreich ver-
teilt. Es wurde immer wieder deutlich, 
wie wichtig die Informationen dieser 
Broschüre sind, um sich im Dschungel 
der Versorgung zurechtzufinden. Aber 
auch kritische Fragen wurden an die 
Kammer gerichtet. Diese waren:

�� Warum muss ich eine Pause von 
zwei Jahren einlegen, um eine neue 
Psychotherapie zu beginnen?

�� Wie bekomme ich einen Sprechstun-
dentermin?

�� Wie geht es nach der Sprechstunde 
weiter?

�� Kann mir eine Psychotherapeutin ei-
ne Therapie aus Altersgründen ver-
sagen?

All diese Fragen und viele weitere 
zeigen weiterhin einen hohen Aufklä-
rungsbedarf in der Bevölkerung über 
die psychische Versorgungslandschaft. 
Die OPK unterstützt diesen Prozess mit 
Veranstaltungen in Zusammenarbeit 
mit Kontakt- und Beratungsstellen für 
Selbsthilfegruppen. In den vergangenen 
12 Monaten haben dazu Veranstaltun-
gen in diesem Kontext in Magdeburg, 
Niesky, Dresden und Aschersleben 
stattgefunden. Allen gleich ist, dass ein 
Zusammentreffen von Psychotherapeu-
tinnen und Selbsthilfe-Organisationen 

stattfindet. Bei zwei Veranstaltungen 
standen die Mitarbeiterinnen in Kontakt- 
und Beratungsstellen im Mittelpunkt. 
Bei den anderen waren die Selbsthilfe-
gruppen selbst angesprochen. Auch im 
Jahr 2020 wird die OPK dieses Format 
fortsetzen.

Thüringen schafft hauptamtliche Landeszentralstelle für Psychosoziale Notfall
versorgung (PSNV)

Nach Mecklenburg-Vorpommern und 
Sachsen ist Thüringen das dritte Bun-
desland im Gebiet der OPK, welches die 
Wichtigkeit einer guten psychosozialen 
Notfallversorgung erkannt und eine haupt-
amtliche Landeszentralstelle für Psycho-
soziale Notfallversorgung geschaffen hat. 
Angesiedelt im Thüringer Ministerium für 

Inneres und Kommunales ist die Landes-
zentrale mit einer hauptamtlichen Vollzeit-
stelle versehen. In einem Gespräch im 
Ministerium für Inneres und Kommunales 
Ende September 2019 konnte sich das 
Vorstandsmitglied, Frau Dr. Sabine Ah-
rens-Eipper, davon überzeugen, dass die 
Einbindung der Psychotherapeutinnen in 

die Psychosoziale Notfallversorgung dem 
Ministerium ein wichtiges Anliegen ist. 
Die OPK wird diese Entwicklung jederzeit 
unterstützen. Verschiedene Vorfälle der 
vergangenen Monate zeigen immer wie-
der, wie wichtig eine psychosoziale Ver-
sorgung von Betroffenen, Angehörigen 
und Einsatzkräften ist.

Zahlreich waren die Fragen am OPK-Stand 
zum Patientenkongress Depression in Leip-
zig. (Foto: A. Orgass)

460	 Psychotherapeutenjournal 4/2019

Mitteilungen der Psychotherapeutenkammer

O
P

K



Liebe Kolleginnen und Kollegen,
nach der Verabschiedung im Bundesrat Anfang November schreitet die 
Reform unserer psychotherapeutischen Ausbildung nun voran. Für unsere 
Kammer in Rheinland-Pfalz bedeutet das intensive Arbeit, was die Mit-
gestaltung der neuen Musterweiterbildungsordnung und nachfolgend ih-
re Umsetzung auf Landesebene angeht, ebenso die Abstimmung mit den 
Hochschulen zur neuen Approbationsordnung. Und natürlich müssen wir 
weiter kämpfen für eine Verbesserung der Situation der aktuellen PiA 
und die Finanzierung der zukünftigen ambulanten Weiterbildungsphase. 
Ebenso werden uns die neuen Regelungen beschäftigen, u. a. zur Versor-
gung komplex psychisch kranker Menschen sowie zur Abschaffung des 
Gutachterverfahrens.

In der letzten Vertreterversammlung unserer Kammer hat der Vorstand 
einen ausführlichen Bericht vorgelegt, mit dem Sie sich ein Bild unserer 
Arbeit machen können. Außerdem wurde eine Resolution zum Thema 
Klimawandel/Nachhaltigkeit einstimmig verabschiedet; ein Thema, das 
sicher in den nächsten Monaten im Hinblick auf die Auswirkungen auch 
auf die psychische Gesundheit massiv an Wichtigkeit gewinnen wird. 
Auch mit neu beschriebenen Phänomenen wie z. B. „eco-grief“ und „eco-
anxiety“ wird unser Berufsstand konfrontiert werden. Entsprechend hat 
sich auch der Deutsche Psychotherapeutentag damit beschäftigt und ei-
nen entsprechenden Antrag an den Bundeskammervorstand verabschie-
det, den Rheinland-Pfalz mit auf den Weg gebracht hat.

Das Digitale-Versorgung-Gesetz (DVG) wurde zwischenzeitlich verab-
schiedet. Wir müssen unseren Berufsstand fit machen für die Auseinan-
dersetzung mit digitalen Chancen und Problemen sowie die praktische 

Anwendung und Umsetzung sinnvoller digitaler Anwendungen. Unsere 
Kammer wird deshalb Anfang 2020 ein ausführliches Paper „Diskurs 
Digitalisierung: Psychotherapie“ veröffentlichen mit Interviews mit zehn 
Fachleuten, die als Podcasts für Sie zur Verfügung stehen werden. Teil 
der Veröffentlichung werden auch die spannenden Ergebnisse der On-
line-Umfrage unter unseren Mitgliedern zu webbasierten Interventionen 
sein, an der 461 Kolleginnen und Kollegen teilgenommen haben. Dafür 
möchten wir uns als Vorstand nochmals herzlich bedanken!

Herzlich, Ihre

Sabine Maur

Der Vorstand der LPK RLP (v. l. n. r.): Ulrich Bestle, Dr. Andrea Benecke,  
Sabine Maur und Peter Andreas Staub

Vertreterversammlung verabschiedet Resolution zum Klimawandel

Am 19. Oktober 2019 trat die Vertreter-
versammlung der Landespsychothera-

RLP

peutenkammer Rheinland-Pfalz in der 
Geschäftsstelle in Mainz zusammen 
und wurde von Kammerpräsidentin Sa-
bine Maur begrüßt. Die Präsidentin hielt 
anschließend einen Vortrag zum Thema 
„Herausforderungen und Chancen der 
Digitalisierung für die Psychotherapie 
und unseren Berufsstand – welchen 
Weg schlägt die LPK RLP ein?“. Der 
Vorstand legte der Vertreterversamm-
lung einen ausführlichen Bericht über 
seine Tätigkeit vor. Außerdem wurde 

die Neufassung der Wahlordnung, der 
Regelbeitrag 2020 und der Haushalts-
plan 2020 beschlossen. Weiterhin wur-
de eine Resolution mit dem Titel „Kli-
mawandel: Nachhaltigkeit ist Gesund-
heitsschutz“ verabschiedet. 

Diese Resolution finden Sie ebenso 
wie den ausführlichen Bericht des Vor-
stands auf unserer Homepage www.
lpk-rlp.de unter Aktuelles / Aktuelle 
Informationen der LPK RLP.

Die Vertreterversammlung am 19.10.2019
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Neues Logo und Design für die Landespsychotherapeutenkammer RLP

Sabine Maur, Dr. Norbert Beck und Birgit 
Zeller auf dem Podium

LPK-Vizepräsidentin Dr. Andrea Benecke

Wir freuen uns, Ihnen das neue Logo 
der Landespsychotherapeutenkammer 
Rheinland-Pfalz präsentieren zu dürfen!

Als Körperschaft des öffentlichen 
Rechts tragen wir nun auch das rhein-
land-pfälzische Wappen in unserem 
Logo.

Das gesamte Corporate Design der 
Kammer wurde entsprechend ange-
passt. Da die Umstellung Auswirkun-
gen auf eine Vielzahl von Bereichen und 
Dokumenten hat, werden Sie einige 
Zeit lang parallel auch noch unser bishe-
riges Logo finden.

Wie können Jugendhilfe und Psychotherapie kooperieren?

Zum Berufsalltag von Kinder- und Ju-
gendlichenpsychotherapeutinnen (KJP) 
gehört die Zusammenarbeit mit Einrich-
tungen der ambulanten und stationären 
Jugendhilfe. Wie kann diese Kooperati-
on erfolgreich gestaltet werden?

Um diese Frage zu diskutieren und 
um sich durch die Vorstellung von 
Best-Practice-Modellen inspirieren zu 
lassen, kamen rund 80 KJP sowie Ak-
teurinnen aus der rheinland-pfälzischen 
Jugendhilfe am 23. Oktober 2019 zur 
LPK- Fachtagung mit dem Titel „Kinder 
und Jugendliche gemeinsam unterstüt-
zen – Schnittstelle Jugendhilfe und Psy-
chotherapie in Rheinland-Pfalz“ zusam-
men. Die Teilnehmerinnen wurden von 
Kammerpräsidentin Sabine Maur be-
grüßt, die in einem kurzen Vortrag das 
Thema umriss. Nach dem Fachvortrag 
von Dr. Norbert Beck wurde anhand 
dreier Best-Practice-Modelle präsen-
tiert, wie eine gelungene Kooperation 

zwischen Einrichtungen der Jugendhil-
fe und Kinder- und Jugendlichenpsy-
chotherapeutinnen gestaltet werden 
kann. Über das Gehörte wurde zum 
Abschluss der Fachtagung auf dem Po-
dium diskutiert, auf dem Sabine Maur, 
Dr. Norbert Beck und Birgit Zeller, die 
das Landesjugendamt Rheinland-Pfalz 
leitet, Platz nahmen. Die Teilnehmerin-
nen hatten die Möglichkeit, sich durch 
Diskussionsbei-

träge einzubringen und konnten auch 
den dafür freigehaltenen Platz auf dem 
Podium einnehmen. Insgesamt wur-
de festgehalten, wie wichtig eine gute 
Kooperation zwischen den Akteurinnen 
ist, um die jungen Patientinnen mög-
lichst gut versorgen zu können. Immer 
wieder wurde betont, dass dafür hohes 
Engagement nötig ist. Dass sich der 
Einsatz lohnt, zeigten die genannten 
Beispiele von positiven Entwicklungs-
verläufen der Kinder und Jugendlichen, 
die das Glück hatten, von guter Zusam-
menarbeit zwischen KJP und Jugend-
hilfe zu profitieren.

Auch der SWR besuchte die Fachta-
gung und berichtete darüber in der Sen-
dung „SWR Aktuell Rheinland-Pfalz“. 
Den Link zum Sendebeitrag und alle 
Präsentationen der Vortragenden fin-
den Sie auf www.lpk-rlp.de unter Ak-
tuelles / Aktuelle Informationen der 
LPK RLP.

LPK RLP beteiligt an Tagung „Gesundheit ohne Job?“

Psychische Erkrankungen können so-
wohl Ursache als auch Folge der Er-
werbslosigkeit sein. Erwerbslose Men-
schen haben ein stark erhöhtes Risiko, 
an einer Depression zu erkranken, eben-
so gibt es deutlich mehr Suchtdiagnosen 
als bei Erwerbstätigen. Aufgrund der 
engen thematischen Verflechtung un-
terstützte die LPK RLP gerne die Tagung 
„Gesundheit ohne Job? – Machbar oder 

Illusion?“ am 24. September 2019. LPK-
Vizepräsidentin Dr. Andrea Benecke lei-
tete den mit Abstand größten Workshop 
mit über 80 Teilnehmenden „Psychische 
Erkrankungen und Arbeitslosigkeit – 
Möglichkeiten und Hilfen“.

Weitere Infos zu der Veranstaltung auf 
www.lpk-rlp.de unter Aktuelles / Ak-
tuelle Informationen der LPK RLP.
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Wie kann psychotherapeutische Versorgung von Menschen mit geistiger  
Behinderung verbessert werden?

Lotta Brodt, Ulrich Bestle und Katrin 
Schwibinger

Foto: Pixabay

Am 30. Oktober 2019 besuchte Ulrich 
Bestle, Mitglied des Vorstandes der 
LPK RLP, die Beratungsstelle „Lie-
belle“, um dort ein Gespräch mit der 
Kinder- und Jugendlichenpsychothe-
rapeutin Katrin Schwibinger sowie 
der Sozial- und Sexualpädagogin Lotta 
Brodt zu führen. Die „Liebelle“ versteht 
sich als Beratungs-, Forschungs- und 
Bildungsstätte zum Thema „Sexuali-
tät und geistige Behinderung“. Thema 
des Gesprächs war die Frage, wie die 
psychotherapeutische Versorgung von 
Menschen mit geistiger Behinderung 
verbessert werden könnte. Nach wie 
vor ist es schwierig, diese Patienten-

gruppe in die ambulante psychothera-
peutische Versorgung zu bringen. Die 
Auswirkungen der ohnehin angespann-
ten Versorgungslage und die langen 

Wartezeiten auf Psychotherapieplätze 
treffen Menschen mit geistiger Behin-
derung besonders, was unter anderem 
durch bestehende Berührungsängste 
auf Seiten der Behandler, den speziel-
len Bedarfen der Patientengruppe ge-
recht zu werden, begründet ist.

Das Team der „Liebelle“ und Ulrich 
Bestle besprachen zukünftige Koope-
rationsmöglichkeiten und vereinbarten, 
weiterhin in Kontakt zu bleiben, um die 
psychotherapeutische Versorgung die-
ser Patientengruppe mit besonderen 
Bedarfen zu verbessern.

LPK-Präsidentin Sabine Maur nimmt Stellung zu Mental-Health-Apps

Online-Angebote zur Behandlung psy-
chischer Erkrankungen können mögli-
cherweise dabei helfen, Wartezeiten 
auf eine Psychotherapie zu überbrücken 
und Belastungen zu reduzieren – aber 
sie sind kein Ersatz für Face-to-Face-
Gespräche. Dies stellte Sabine Maur, 
Präsidentin der LPK RLP, in einem Ge-
spräch mit der „Wirtschaftszeitung“ 
klar. In dem Artikel „Eine Depression ist 
nichts, was sich mal eben mit einer App 
heilen lässt“ äußert sie sich skeptisch 
über so genannte Mental-Health-Apps. 

Bisher sei für die Nutzerinnen nicht er-
kennbar, welche Angebote seriös und 
wirksam seien. Außerdem sei das Ni-
veau des aktuellen Datenschutzes bei 
vielen Apps nicht akzeptabel. Wirksame 
und geprüfte Apps können laut Sabine 
Maur eine gute Ergänzung für die her-
kömmliche Therapie sein. Wichtig sei 
aber vor allem, dass der Nutzung eine 
Diagnostik durch approbierte Psycho-
therapeutinnen oder Ärztinnen voraus-
gehe. Zu dem vollständigen Artikel aus 
der Wirtschaftszeitung vom 25. Okto-

ber 2019 gelangen Sie über www.lpk-
rlp.de / Aktuelles / Presseartikel.

LPK RLP und AOK im Gespräch

Sabine Maur, Präsidentin der Landes-
psychotherapeutenkammer Rheinland-
Pfalz und Geschäftsführerin Petra Re-
gelin führten ein sehr gutes und kon-
struktives Gespräch mit Dr. Martina 
Niemeyer, der Vorstandsvorsitzenden 
der AOK Rheinland-Pfalz/Saarland und 
mit Frau Jutta Bartmann, Geschäfts-
bereichsleiterin AOK-Rheinland-Pfalz/
Saarland – Die Gesundheitskasse in Ei-
senberg.

Themen des Austauschs waren unter 
anderem die ambulante und stationäre 
psychotherapeutische Versorgung in 
Rheinland-Pfalz, die Reform des Psy-
chotherapeutengesetzes sowie die 
Digitalisierung im Gesundheitswesen. 
Weitere gemeinsame Aktivitäten sind 
geplant.

Unser Bild zeigt v. l. n. r.: Petra Regelin, Sa-
bine Maur, Dr. Martina Niemeyer und Jutta 
Bartmann.
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Geschäftsstelle

Diether-von-Isenburg-Str. 9–11
55116 Mainz
Tel.: 06131/93055–0
Fax: 06131/93055–20
service@lpk-rlp.de
www.lpk-rlp.de

Neues Online-Formular zur Zertifizierung von Fortbildungsveranstaltungen

Ulrich Bestle testet das neue Fortbildungs-
tool.

ab sofort ein neues Online-Tool zur Zerti-
fizierung von Fortbildungsveranstaltun-
gen auf unserer Homepage bereitsteht. 
Die Beantragung von Zertifizierungen 
durch die LPK RLP ist nun noch einfa-
cher möglich. Im Rahmen der Bearbei-
tung wird jedem Fortbildungsveranstal-
ter automatisch eine Veranstalter-ID zu-
geteilt, die unbefristet gültig ist. Diese 
ID ist in der Betreffzeile Ihrer Rechnung 
genannt. Sie wird aus verwaltungsinter-
nen Gründen vergeben und dient der 
vereinfachten Zuordnung des Antrags 
zum jeweiligen Veranstalter. Bitte ge-

Wir freuen uns, Ihnen mitteilen zu kön-
nen, dass für Fortbildungsveranstalter 

ben Sie im Online-Zertifizierungsformu-
lar Ihre Veranstalter-ID an. Somit kön-
nen die im System hinterlegten Daten 
eindeutig identifiziert und Ihre Anträge 
schneller bearbeitet werden. Das neue 
Fortbildungstool wurde unter Beteili-
gung von Ulrich Bestle (Vorstandsmit-
glied der LPK RLP und Ansprechpartner 
für den Bereich „Fortbildung“) und den 
zuständigen Mitarbeiterinnen der Ge-
schäftsstelle erarbeitet. Sie finden das 
Zertifizierungstool auf www.lpk-rlp.de 
unter Psychotherapeuten / Formula-
re / Fortbildung.

Neufassung der Wahlordnung der  
Landespsychotherapeutenkammer

Die Vertreterversammlung der Landespsychotherapeutenkammer Rheinland-Pfalz hat in ihrer Sitzung am 19. Oktober 2019 die Neufassung 
der Wahlordnung der Landespsychotherapeutenkammer in der Fassung vom 6. Dezember 2016 beschlossen. Sie ist vom Ministerium für 
Soziales, Arbeit, Gesundheit und Demografie am 8. November 2019 mit Az.: 3126–0006  #2019/0004–0601 6310 genehmigt worden. Gemäß 
§ 1 Abs. 5 S. 2, 3 der Hauptsatzung der Landespsychotherapeutenkammer Rheinland-Pfalz stellt die Kammer die Neufassung der Wahlord-
nung ab sofort auf ihrer Internetseite bereit.

Beitrag 2020

Aufgrund von § 2 Abs. 4 Satz 1 der Beitragsordnung hat die Vertreterversammlung am 19. Oktober 2019 beschlossen, die Höhe des Regel-
beitrages für das Jahr 2020 auf 540,00 Euro festzusetzen. Die Höhe des Regelbeitrages wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Mainz, den 13. November 2019

gez. Sabine Maur
Präsidentin

Der Vorstand und die Geschäftsstelle 
der Landespsychotherapeutenkam-
mer Rheinland-Pfalz wünschen allen 
Mitgliedern und Kolleginnen eine 
schöne Weihnachtszeit und alles Gu-
te für das neue Jahr!

Foto: Pixabay
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Verordnungsbefugnisse für Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeutinnen und 
Psychologische Psychotherapeutinnen

Basierend auf dem GKV-Versorgungs-
stärkungsgesetz von 2015 wurden den 
Kinder- und Jugendlichenpsychothera-
peutinnen sowie den Psychologischen 
Psychotherapeutinnen zusätzliche Be-
fugnisse erteilt, welche als Richtlinien 
zum 16. März 2017 in Kraft getreten 
sind. Im konkreten Fall sind Vertrags-
psychotherapeutinnen befugt, ihre Pati-
entinnen unter bestimmten Vorausset-
zungen ins Krankenhaus einzuweisen, 
medizinische Rehabilitation sowie So-
ziotherapie zu verordnen und Kranken-
transporte zu veranlassen.

In der letzten Praxis-Veranstaltung „Die 
psychotherapeutische Sprechstunde – 
Das Kreuz mit (auf) dem PTV 11“ wurde 
seitens der Teilnehmenden mehrfach 
der Wunsch geäußert, sich auch über 
das Thema Verordnungsbefugnisse 
auszutauschen und gemeinsam Erfah-
rungen der letzten zwei Jahre mit der 
Thematik zu reflektieren.

Am 9. Oktober 2019 war es so weit 
und es wurde zur Veranstaltung in die 
Geschäftsstelle der PKS geladen. Su-
sanne Münnich-Hessel, Vizepräsidentin 

der PKS, begrüßte die überwiegend in 
Niederlassung tätigen Kolleginnen und 
startete Ihren Vortrag mit einem Über-
blick der sozialrechtlichen Rahmenbe-
dingungen und Gebote (Wirtschaftlich-
keitsgebot, Genehmigungsvorbehalt), 
welche im Kontext aller Verordnungen 
zu beachten sind.

Gestützt durch Formulare und kurze, 
anschauliche Beispiele wurden die Teil-
nehmenden durch die einzelnen Verord-
nungen geführt:

Krankenhauseinweisung- 
Richtlinie (KE-RL):

Unter der Berücksichtigung des Grund-
satzes „ambulant vor stationär“ können 
Vertragspsychotherapeutinnen ihre Pa-
tientinnen ins Krankenhaus einweisen, 
wenn aufgrund psychischer Störungen 
eine stationäre Behandlung stattfinden 
muss und alle ambulanten Behandlungs-
alternativen in Erwägung gezogen worden 
sind. Anlassdiagnosen sind psychische 
Störungen nach § 26 der Psychotherapie-
Richtlinie, neuropsychologische Therapie 
sowie all die weiteren Indikationen des 
Kap. V ICD-10-GM, wobei Letzteres die 
Abstimmung mit der behandelnden Ärz-
tin erforderlich macht. Die zwei nächsten 
erreichbaren Krankenhäuser sind auf der 
Einweisung zu benennen, eine Übersicht 
der zugelassenen Krankenhäuser findet 
sich unter www.deutsches-krankenhaus-
verzeichnis.de. Es obliegt der Patientin, 
bei ihrer Krankenkasse die Kostenüber-
nahme der Behandlung zu beantragen. 
Außerdem entscheidet letztendlich das 
Krankenhaus, ob bzw. wann die Patientin 
aufgenommen werden wird.

Rehabilitations-Richtlinie  
(Reha-RL):
Gelegentlich stellt sich im Verlauf einer 
Richtlinientherapie die Frage „Kann ei-
ne Rehabilitationsmaßnahme meiner 
Patientin zuträglich sein – und darf ich 
ihr diese verordnen?“ Die Antwortet 
lautet: ja, solange eine psychosomati-
sche oder psychiatrische Reha-Maß-
nahme Gegenstand der Verordnung 
ist und die GKV für deren Bewilligung 
zuständig ist, da die kurativen Maßnah-
men der ambulanten Krankenbehand-
lung nicht ausreichen, um die gleichbe-
rechtigte Teilhabe in der Gesellschaft zu 
fördern, um Benachteiligungen zu ver-
meiden oder ihnen entgegenzuwirken. 
Somit ist die Zielgruppe beschränkt auf 
Altersrentnerinnen, Mütter/Väter sowie 
Kinder und Jugendliche, wenn schon 
eine Beeinträchtigung vorliegt. Recht-
lich handelt es sich um die Verordnung 
einer durch die Krankenkasse genehmi-
gungspflichtigen Leistung (§ 2 Abs. 5 
Reha-RL). Die Versicherten haben ein 
Wunsch- und Wahlrecht; Vorausset-
zung für die Verordnung sind neben 
der Rehabilitationsbedürftigkeit und 
-fähigkeit auch eine positive Prognose 
im Hinblick auf die Rehabilitationsziele. 
Es ist bei der Mehrdimensionalität des 
Behandlungsansatzes daher obligat, bei 
der Beantragung valide medizinische 
Daten heranzuziehen; es empfiehlt sich 
daher stets die Kooperation mit der be-
handelnden Ärztin.

Um einer eventuellen Ablehnung des 
Antrags seitens der GKV entgegenzu-
wirken empfiehlt es sich für die antrag-
stellende Psychotherapeutin, sich mit 
der Internationalen Klassifikation der 

SL

Vizepräsidentin Susanne Münnich-Hessel 
informierte über die Befugnisse.
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Funktionsfähigkeit, Behinderung und 
Gesundheit (ICF) dezidiert auseinander-
zusetzen. Als Orientierungswert gilt für 
Reha ein Wert von 40 auf der GAF.

Soziotherapie-Richtlinie (ST-RL):

Bis heute findet sich im Saarland – trotz 
höher geschätztem Bedarf seitens der 
Patientinnen – eine überschaubare An-
gebotssituation für Soziotherapie. Es 
gibt sechs soziotherapeutische Praxen 

einen wichtigen Wegbereiter im Um-
gang mit der Erkrankung erweisen, 
stellt aber auch keine unwesentlichen 
Anforderungen an die zeitlichen Res-
sourcen der verordnenden Psychothe-
rapeutin, da eine regelmäßige Abstim-
mung mit dem Soziotherapie-Erbringer 
(mind. alle zwei Monate) erfolgen soll. 
Vielfach gaben Veranstaltungsteilneh-
merinnen die Rückmeldung, dass man 
den inhaltlichen Nutzen für schwer 
kranke Patientinnen, z. B. begleitend 
zu einer Therapie oder auch als thera-
pievorbereitende Maßnahme, sehr zu 
schätzen wisse, aber die organisatori-
schen Hürden bei geringem finanziellen 
Anreiz wohl in der Vergangenheit dazu 
geführt haben, dass von dieser Verord-
nungsbefugnis aktuell eher selten Ge-
brauch gemacht werde.

Krankentransport-Richtlinie  
(KT-RL):

Als nützliche Faustregel kann an die-
ser Stelle gelten, dass Fahrten zu einer 
stationären Behandlung (darunter auch 
die notfallmäßige Einweisung) nicht 
genehmigungspflichtig sind, Fahrten 
zu einer ambulanten Behandlung hinge-
gen schon. Ein wichtiger Hinweis ist in 
diesem Zusammenhang auch, dass die 

Patientin mit 10 % der Kosten (min. 5 €, 
max. 10 €) pro Fahrt zuzahlungspflich-
tig ist. Regelmäßige Fahrten zur Psy-
chotherapie können für Menschen bei 
vorliegender Schwerbehinderung oder 
Pflegestufe (3, 4, 5) bewilligt werden, 
aber auch im gut begründeten Einzel-
fall, wenn die medizinische Notwendig-
keit besteht und eine Beförderung zur 
Vermeidung von Schäden an Leib und 
Leben unerlässlich ist.

In der Besprechung der gelebten Pra-
xiserfahrungen mit den „neuen“ Be-
fugnissen etablierte sich ein reger Aus-
tausch zwischen den anwesenden Kol-
leginnen. Trotz des im Rahmen der Ver-
ordnung hervorgebrachten zusätzlichen 
Bürokratieaufwands war die Stimmung 
des Abends davon getragen, dass es 
sich insgesamt um wertvolle und er-
gänzende Instrumente zur Verbesse-
rung der Patientenbehandlung handelt, 
welche es zu bespielen gilt.

Zur vertiefenden Information wird auf 
die Broschüren der BPtK verwiesen: 
www.bptk.de/publikationen/psycho-
therapeuten

Christina Roeder
Vorstandsmitglied PKS

Blick in die Zuhörerschaft

im Saarland und 24 PP/KJP sowie 44 
Ärztinnen besitzen eine Genehmigung 
zur Verordnung von Soziotherapie, wel-
che durch Antragstellung bei der KV und 
Nachweis einer kooperierenden Sozio-
therapie-Praxis, ausgestellt wird. Dabei 
kann sich diese als Empowerment für 
schwer (psychisch) kranke Menschen 

Das sinnliche Selbst. Das Körpergedächtnis in der psychoanalytischen  
Behandlungstechnik

Rezension von Reinhard Plass-
mann:

Das neu erschienene Buch von Leikert 
nimmt von der Analysestunde seinen 
Ausgang. Sie ist jene Werkstatt, in der 
erlebbar und beobachtbar wird, wie 
psychische Erkrankungen und seeli-
sche Wachstumsprozesse sich ereig-
nen, also das berühmte Junktim von 
Forschen und Heilen.

Dieser Schwerpunkt des Autors ist 
dem Buch jederzeit auf eine sehr po-
sitive und überzeugende Weise anzu-
merken. Er hat nicht akzeptiert, dass 
manche Behandlungen stagnieren 
oder scheitern können, sondern hat 
klinisch und modelltheoretisch genau-
estens untersucht, welche bisher zu 

wenig oder nicht genutzte Zugangswe-
ge sich ergeben, wenn die Dimension 
des Leiblichen und Sinnlichen genutzt 
wird.

Er verwendet eine sehr lebendige 
bildhafte Sprache, mit der er seine Er-
kenntnisse beschreibt, beispielsweise 
die Metapher vom Eingekapselten, 
den kinetischen Engrammen, wie 
er sich wissenschaftlich ausdrückt. 
Krankmachende kinetische Engram-
me, im Körper gleichsam eingekapselt, 
sieht er als Ergebnis einer sehr früh in 
der Entwicklung des Menschen auf-
getretenen Hemmung, die verhindert, 
dass sich die Ebene des Leiblichen 
mit höheren Repräsentanzklassen ver-
knüpfen kann.

Besonderen Stellenwert weist Leikert 
den sensorischen Eindrücken zu und 
sieht das Selbst des Menschen fundiert 
in sensorischen und kinetischen Reprä-
sentationen. Hierfür findet er den sehr 
schön überzeugenden Terminus „sinn-
liches Selbst“, was auch dem Buch sei-
nen Titel gegeben hat.

Das Faszinosum der Begegnung mit 
diesen Kernen des Selbst, also den Ker-
nen des Lebendigseins und auch den 
Kernen des Krankseins ist in seinem 
Text und insbesondere in seinen Fall-
beispielen jederzeit spürbar.

Leikerts neue Arbeit ist ein wertvoller 
Beitrag, die Psychoanalyse aus ihrer 
Einengung auf Bewusstes und Kogniti-
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ves zu befreien und sie um die Dimen-
sionen des Sinnlichen zu erweitern. Er 
unternimmt diese Fortentwicklung des 
Modells mit überzeugender klinischer 
Kompetenz und mit beeindruckender 
modelltheoretischer Sorgfalt. Leikert ist 
ein großartiger Kliniker und Theoretiker.

Das Buch ist erschienen im Verlag 
Brandes und Apsel (2019, 306 Seiten, 
34,89 €).

Der Autor: Dipl.-Psych. Dr. Sebastian 
Leikert, Jg. 1961, Dr. en Psychanalyse 
(Paris), Dipl.-Psych., Psychoanalytiker 
(DGPT), affiliiertes Mitglied der DPV. 

Niedergelassen in eigener Praxis in 
Saarbrücken. Dozent und Lehranalyti-
ker am Institut für Psychoanalyse und 
Psychotherapie Heidelberg (DGPT), 
Dozent am Saarländischen Institut für 
Psychoanalyse und Psychotherapie; 
Vorsitzender der Deutschen Gesell-
schaft für Psychoanalyse und Musik 
(DGPM). Arbeiten zu ästhetischen und 
klinischen Fragestellungen. Letzte Ver-
öffentlichungen: (2019) Das sinnliche 
Selbst – Das Körpergedächtnis in der 
psychoanalytischen Behandlungstech-
nik; (2017) Intern J Psychoanal. 98, 3, 
S. 657–681: „For beauty is nothing but 
the beginning of terror…” – the outli-

ning of a general psychoanalytic aest-
hetic.

Kontakt: www.sebastian-leikert.de, 
s.leikert@web.de

Prof. Dr. Reinhard Plassmann

Kindertraumaambulanz (OEG) Saarland für Gewaltopfer nach dem  
Opferentschädigungsgesetz

Eine Kooperation zwischen den 
SHG Kliniken für Kinder- und 
Jugendpsychiatrie, Psychothe-
rapie und Psychosomatik und 
dem Ministerium für Soziales, 
Gesundheit, Frauen und Familie 
des Saarlandes, Landesamt für 
Soziales (LAS)

Die Kindertraumaambulanz dient der 
Prävention und Rehabilitation von psy-
chischen Gesundheitsstörungen bei 
minderjährigen Opfern von Gewalttaten 
und ist durch das gezielte Angebot für 
Kinder und Jugendliche eine Erweite-
rung des „TraumaNetzwerkes Saar-
land“.

Die Interventionen der Kindertrau-
maambulanz validieren die akuten Hil-
febedürfnisse von Kindern und Jugend-
lichen, die Opfer von physischer, sexu-
eller und psychischer Gewalt geworden 
sind und psychische und körperliche 
Beeinträchtigungen davongetragen 
haben. Kindern und Jugendlichen, die 
unter Gewalterfahrungen leiden, wird in 
der Kindertraumaambulanz eine aktive 
Opferbetreuung mit fundierter und aus-
gewiesener Fachexpertise angeboten.

Dabei werden altersentsprechende 
und individuelle psychotherapeutische 

Hilfen präventiv und rehabilitativ ange-
boten, um einer Chronifizierung von 
psychischen Erkrankungen und Trauma-
folgestörungen nach Gewalterlebnis-
sen entgegenzuwirken. Die Kindertrau-
maambulanz schließt eine Versorgungs-
lücke, da den Betroffenen häufig trotz 
starker akuter Beeinträchtigung nicht 
sofort ein Therapieplatz zur Verfügung 
steht und eine längere Wartezeit dazu 
führen kann, dass sich Stressbelastung 
und Traumafolgesymptomatik verfesti-
gen und chronifizieren.

In der Kindertraumaambulanz werden 
deshalb ganz gezielt und sehr kurzfris-
tig – in der Regel innerhalb von weni-
gen Tagen nach Kontaktaufnahme – für 
Kinder und Jugendliche mit akuten 
und posttraumatischen Belastungen 
nach Gewalterfahrungen frühe Inter
ventionen angeboten.

Grundlegende Informationen 
zum Opferentschädigungsgesetz 
(OEG)

„Mit dem Opferentschädigungsgesetz 
wird eine eigenständige staatliche Ent-
schädigung über die allgemeinen sozia-
len Sicherungssysteme und die Sozial-
hilfe hinaus für die Opfer von Gewalt-

taten geregelt. Eine Gewalttat ist ein 
vorsätzlicher, rechtswidriger tätlicher 
Angriff gegen eine Person. Hierzu zäh-
len auch Sexualstraftaten und sexuelle 
Übergriffe gegenüber Minderjährigen. 
Anspruch auf Entschädigung nach dem 
Opferentschädigungsgesetz haben Per-
sonen, die durch eine Gewalttat inner-
halb der Bundesrepublik Deutschland 
eine gesundheitliche Schädigung er-
litten haben. Des Weiteren erhält eine 
Entschädigung, wer im Ausland Opfer 
einer Gewalttat geworden ist und da-
durch einen gesundheitlichen Schaden 
erlitten hat. Anspruchsberechtigt ist, 
wer seinen rechtmäßigen Aufenthalt in 
Deutschland hat und sich zum Tatzeit-
punkt längstens sechs Monate im Aus-
land aufgehalten hat“ (https://www.
saarland.de/75341.htm [03.06.2019]).

Nach dem Opferentschädigungsgesetz 
(OEG) haben unschuldige Opfer einer 
Gewalttat oder ihre Hinterbliebenen ein 
Anrecht auf Hilfe und Entschädigung 
für gesundheitliche und wirtschaftliche 
Folgen. Die individuellen Leistungen 
reichen von Heil- und Krankenbehand-
lung über Fürsorgeleistungen bis zur 
Gewährung einer Beschädigten- oder 
Hinterbliebenenrente.
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Kindertraumaambulanz
Die Kindertraumaambulanz bietet im 
Rahmen des Opferentschädigungsge-
setzes (OEG) für Kinder und Jugendli-
che mit Gewalterlebnissen eine sehr 
rasche psychotherapeutische Hilfe 
an und klärt, ob eine Indikation für ei-
ne weiterführende Therapie gegeben 
ist und leitet diese bei Bedarf und auf 
Wunsch der Betroffenen unterstützend 
ein.

Beim Erstkontakt ist ein Antrag zum 
Opferentschädigungsgesetz (OEG) zu 
stellen. Hilfe beim Ausfüllen erhalten 
Betroffene und deren Sorgeberechtigte 
vom Team der Kindertraumaambulanz. 
Die Kosten für zunächst fünf probatori-
sche Behandlungen werden vom Saar-
land übernommen. Bei Bedarf und ent-
sprechender Indikation kann ein Antrag 
auf weitere Versorgung im Rahmen der 
Akuttherapie auch nach den ersten fünf 
Terminen gestellt werden, sofern kein 
ambulanter Psychotherapieplatz zur 
Verfügung steht. Die Antragsprüfung 
erfolgt dann wiederum durch das LAS 
(www.las.saarland.de).

Zielgruppe:

Kinder und Jugendliche bis zum 18. Le-
bensjahr mit Wohnsitz und Meldeadres-
se im Saarland, die Opfer von Gewalt 
geworden sind.

Gewalterlebnisse:

�� physische Misshandlung (Schläge, 
körperliche Gewalt),

�� sexuelle Misshandlung (sexuelle 
Übergriffe, Vergewaltigung)

�� Zeugenschaft von Gewalt; Erlebnis-
se wie Raubüberfälle etc.

Ziele des Angebots:

�� Diagnostik,

�� Prüfung der Indikation für eine weitere 
langfristige Therapie oder Beratung,

�� Prävention chronischer Traumafolge-
störungen,

�� eingehende Beratung und Psycho-
edukation zu möglichen Traumafol-
gesymptomen und -störungen,

�� Behandlung bestehender Belas-
tungssymptome,

�� stabilisierende und Resilienz fördern-
de Gruppenangebote,

�� Vermittlung weiterer Hilfsangebote 
und Therapie.

Team:

Psychotherapeutinnen und Ärztinnen, 
die über eine sehr gute Fachexpertise 
und spezielle Kompetenzen in der Trau-
matherapie verfügen.

Anmeldung – Kindertraumaam-
bulanz:

Direkt und unbürokratisch können sich 
Betroffene an die Kindertraumaambu-
lanz Saarland (OEG) in der SHG Klinik 
für Kinder- und Jugendpsychiatrie, Psy-
chotherapie und Psychosomatik (KJPP) 
Kleinblittersdorf wenden. Der Antrag 
für Leistungen und therapeutische Hil-
fen wird dann bei Indikation beim ersten 
Termin gestellt und an das Landesamt 
für Soziales (LAS), Saarland (Ministe-
rium für Soziales, Gesundheit, Frauen 
und Familie) zur Prüfung und Genehmi-
gung weitergeleitet.

Die Prüfung und Entscheidung über die 
Genehmigung einer therapeutischen 
Akutbehandlung über zunächst fünf Sit-
zungen in der Kindertraumaambulanz 
erfolgt unmittelbar durch das LAS. In 
den probatorischen Sitzungen werden 
Diagnostik, Akuttherapie, Stabilisierung 

und Unterstützung bei der Vermittlung 
weiterführender Psychotherapie ange-
boten. Sollte kein Therapieplatz bei vor-
handener Indikation gefunden werden, 
kann eine Fortsetzung der therapeuti-
schen Hilfe in der Kindertraumaambu-
lanz zusammen mit den Betroffenen 
beim LAS beantragt werden.

Die zentrale Anmeldung in der Kinder-
traumaambulanz und Terminvergabe 
für ALLE SHG-KJPP-Standorte (Klein-
blittersdorf, Saarbrücken-Schönbach, 
Sankt Wendel und Merzig) mit an-
gegliederter Kindertraumaambulanz 
erfolgt über das Sekretariat der SHG 
KJPP Kleinblittersdorf.

Zentrale Kontaktadresse der 
Kindertraumaambulanz (OEG), 
Saarland:

Saarland Heilstätten GmbH Sonnen-
berg, Kliniken für Kinder- und Jugend-
psychiatrie, Psychotherapie und Psy-
chosomatik, Kindertraumaambulanz 
(OEG), Saarland, Waldstr. 40, 66271 
Kleinblittersdorf; Sekretariat: Mo.–Fr., 
8.30 bis 16.00 Uhr, Tel.: 06805/9282–0, 
Fax: 06805/9282–40,

E-Mail: kindertraumaambulanz@sb.shg-
kliniken.de; www.shg-kliniken.de

Eva Möhler Andrea Dixius

Geschäftsstelle

Scheidter Str. 124
66123 Saarbrücken
Tel.: 0681/9545556
Fax: 0681/9545558
kontakt@ptk-saar
www.ptk-saar.de

Redaktion

Irmgard Jochum, Susanne Münnich-
Hessel, Dr. Pia Fuhrmann, Christina 
Roeder, Dr. Gilbert Mohr, Sonja Werner

Prof. Dr. med. Eva Möhler
Leitung Kindertraumaambulanz

Andrea Dixius
Leitende Psychologin

Kindertraumaambulanz
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Liebe Kollegin, lieber Kollege,
ein ereignisreiches und sehr arbeitsinten-
sives Jahr geht zu Ende. Die Verabschie-
dung der Ausbildungsreform ist ein großer 
Erfolg und wichtiger Schritt zur Gleichstel-
lung mit den ärztlichen Kolleginnen.

Heute informieren wir Sie über das Er-
gebnis einer Umfrage der PKSH unter 
angestellten Kammermitgliedern zu de-
ren Arbeitsbedingungen im Hinblick auf 
tarifliche Eingruppierung, Beteiligung an 
Bereitschaftsdiensten und Medikamen-

tenverordnungen. Weiter gibt es Berichte von Vorstandsmitglied H. 
Memer über seinen Weg in die Niederlassung, von der Eröffnung der 
Hochschulambulanz für Psychotherapie der CAU zu Kiel und der letzten 
Kammerversammlung.

Der Vorstand der Kammer wünscht Ihnen eine interessante Lektüre 
sowie Ihnen und Ihren Angehörigen eine schöne und besinnliche Weih-
nachtszeit und ein gutes, gesundes und erfolgreiches Neues Jahr.

Mit kollegialen Grüßen

Dr. Oswald Rogner
Präsident

Ergebnisse einer Angestelltenumfrage

Die PKSH hat eine Umfrage unter allen 
358 in Kliniken angestellten Mitgliedern 
zu deren aktuellen Arbeitsbedingun-
gen durchgeführt. Die Zahl entspricht 
60,8 % aller Mitglieder der Kammer im 
Angestelltenverhältnis.

Von den 358 Fragebögen wurden 147 
zurückgesandt, was einer erfreulich ho-
hen Rücklaufquote bei solchen Umfra-
gen entspricht. Es wurden jedoch nicht 

von allen Teilnehmenden alle Fragen 
beantwortet, sodass die Auswertung 
sich auf die folgende Darstellung redu-
ziert.

80,3 % der Teilnehmenden der Befra-
gung sind weibliche Mitglieder, was 
den Mitgliederzahlen in der Kammer in 
etwa entspricht. Hier haben wir einen 
Frauenanteil von 71,4 %. Unser Beruf 
wird zunehmend weiblich.

Dienstverträge

Wenn man sich die Berufsbezeichnung 
unserer approbierten Mitglieder an-
schaut, wird deutlich, dass 39,5 % der 
befragten Mitglieder in ihrem Arbeits-
vertrag noch als Psychologinnen ange-
stellt wurden (siehe Abb. 1). Der Tarif-
vertrag nach TVöD dominiert, gefolgt 
von AVR, außertariflichen Verträgen 
und Haustarifen (siehe Abb. 2).

SH

Abb. 1: Berufsbezeichnung laut Arbeitsvertrag Abb. 2: Tarifvertrag
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Arbeitszeit/Gehalt

Die angegebene maximale Wochen-
arbeitszeit beträgt 42 Stunden. Das 
höchste Gehalt beträgt 7.700 €. Das 
durchschnittliche Gehalt beträgt 
4.298,59 € bei durchschnittlich 30,07 
Wochenarbeitsstunden. Es gibt sig-
nifikante Unterschiede im Verdienst 
zwischen Männern und Frauen: Frauen 
verdienen durchschnittlich weniger als 
Männer (siehe Tab. 1–3).

Überstunden

Wird nach der Erbringung der Über-
stunden gefragt, so bestätigen 25,9 % 
der Befragten dies für das Wochenen-
de, 7,5 % für die Nacht, 23,1 % für die 
Feiertage und 10,2 % für sonstige Tage 
(Mehrfachnennungen waren möglich; 
siehe Tab. 4).

Bereitschaftsdienste

Als Bereitschaftsdienst wurde die 
Zeitspanne definiert, in der Arbeitneh-
merinnen sich für dienstliche Zwecke 
außerhalb der regulär vereinbarten Ar-
beitszeiten bereithalten müssen, um 
ihre Arbeitskraft einzusetzen. (Hierzu 
zählt auch telefonischer Hintergrund-
dienst.) 

Von den Befragten geben 15 % an, sich 
an Bereitschaftsdiensten zu beteiligen, 
84 % verneinen dies. Interesse an der 
Übernahme von Bereitschaftsdiensten 
zeigen 14,3 % der Befragten. Gründe 
dafür werden kaum genannt. 65,3 % 
lehnen Bereitschaftsdienst jedoch ab 
und geben als Begründung Mehrbelas-
tung, Einschränkung des Privatlebens 
und schlechte Erfahrungen an. 12,2 % 
der Kolleginnen geben an, am Wochen-
ende Bereitschaftsdienste zu leisten. 
6,8 % tun dies auch nachts. Wenige 
Kolleginnen verschreiben Medikamen-
te während des Bereitschaftsdienstes 
und sind dann durch weitere befugte 
Personen abgesichert. 0,7 % der Kolle-
ginnen haben diese Absicherung nicht. 
Die Bereiche der Bereitschaftsdienste 
zeigt Tab. 5.

Medikamente

30,6 % der Kolleginnen geben an, 
befugt zu sein, Medikamente zu ver-
schreiben, 11,6 % nach Absprache mit 
dem ärztlichen Dienst oder dem Team. 
9,8 % machen dies beratend bzw. 
3,5 % empfehlend oder 1,4 % im Rah-
men der ADHS-Diagnostik.

Zusammenfassung

Als Fazit der Umfrage lässt sich fest-
halten, dass in vielen Arbeitsverträgen 
leider noch die korrekte Berufsbezeich-
nung fehlt. Dies sollte sich zukünftig 
ändern. Frauen verdienen signifikant 
weniger als Männer, eine Tatsache, 
die ebenfalls politisch nicht hinnehm-
bar ist. Einige Kolleginnen stehen in 
der Verantwortung, Medikamente ver-
schreiben oder empfehlen zu sollen. 

Dies entspricht nicht dem tatsächlichen 
Aufgabengebiet unserer Berufsgruppe. 
Die Verordnungen erfolgen jedoch un-
ter Aufsicht, in nur einem Einzelfall ei-
genverantwortlich. Auch wenn es nur 
ein Einzelfall ist, sollte es diesen jedoch 
nicht geben.

Die Kolleginnen leisten viele Überstun-
den und Bereitschaftsdienste ab, teil-
weise auch nachts. Der Bereitschafts-
dienst wird von den Kolleginnen nach-
vollziehbar als überwiegend belastend 
empfunden.

Abschließend bedanken wir uns bei al-
len angestellten Kolleginnen, die sich an 
dieser Befragung beteiligt haben.

Dr. Angelika Nierobisch
Vizepräsidentin
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Eröffnung der Hochschulambulanz für Psychotherapie der Universität Kiel (HPK)

Dr. Rogner bei seinen Grußworten
(Foto: Jürgen Haacks, Uni Kiel)

Am 6. November 2019 wurde die Hoch-
schulambulanz des Psychologischen 
Instituts der Christian-Albrechts-Univer-
sität zu Kiel (CAU) mit einer Festveran-
staltung eröffnet. Grußworte sprachen 
die Vizepräsidentin der CAU, Frau Prof. 
Pistor-Hatam, der Präsident der PKSH, 
Dr. Oswald Rogner, und der Dekan der 
Philosophischen Fakultät der CAU, Herr 
Prof. Felber.

Vor einem gut gefüllten Auditorium 
ging Dr. Rogner auf die Bedeutung der 
Hochschulambulanz für die Ausbildung 
der zukünftigen Psychotherapeutinnen 
und für eine bessere Patientenversor-
gung ein. Die am Institut für Psycholo-
gie angesiedelte Hochschulambulanz 
für Psychotherapie ist die erste Ambu-
lanz der CAU, die von der Profession 
der Psychologischen Psychotherapeu-
tinnen eingerichtet und geleitet wird. 
Im Hinblick auf die (inzwischen verab-
schiedete) Ausbildungsreform der Psy-
chotherapeutinnen bezeichnete Rogner 
die neue Hochschulambulanz als folge-
richtig und zukunftsweisend.

Den Festvortrag zum Thema „Vernach-
lässigt und abgehängt? Die soziale Seite 
psychischer Störungen“ hielt Prof. Jür-
gen Margraf, Lehrstuhlinhaber der re-
nommierten Alexander-von-Humboldt-
Professur an der Ruhr-Universität Bo-
chum. In seinen mit vielen Forschungs-
ergebnissen untermauerten Aussagen 
zeigte er auf, dass die soziale Seite des 
biopsychosozialen Störungsmodells für 
die Entstehung psychischer Störungen 
häufig unterschätzt wird.

Frau Prof. Anya Pedersen, Lehrstuhl-
inhaberin für Klinische Psychologie 

und Psychotherapie und Leiterin der 
neugegründeten Hochschulambu-
lanz ging in ihrem Eröffnungsvortrag 
insbesondere auf die Bedeutung des 
sozialen Netzwerkes für die Verarbei-
tung und Bewältigung von kritischen, 
traumatischen Lebensereignissen ein. 
Über ein traumatisches Erlebnis zu 
reden und sich vertrauten Menschen 
gegenüber zu öffnen („Disclosure“), 
hilft bei der Bewältigung, beständiges 
Sprechen über das Ereignis kann aber 
durchaus auch dessen Verarbeitung 
behindern.

Die Eröffnung der Hochschulambulanz 
für Psychotherapie würdigt die gro-
ße Bedeutung der Psychologie für die 
Psychotherapie. Sie vereint Forschung, 
Ausbildung und Anwendung und si-
chert somit die Weiterentwicklung psy-
chotherapeutischer Verfahren und Me-
thoden für die Zukunft.

Michael Wohlfarth
Geschäftsführer

Bericht aus der Kammerversammlung

Am 8. November 2019 fand die 52. 
Kammerversammlung der PKSH statt. 
Themenschwerpunkte waren der Jah-
resabschluss des Versorgungswerkes 
für das Jahr 2018 und der Haushalts-
plan der Kammer für das Jahr 2020.

Erfreulicherweise ist es dem Vorstand 
der Kammer gelungen, die Mitglieds-
beiträge für 2020 konstant zu halten. 
Und dies trotz geplanter Mehrausgaben 
im nächsten Jahr für die anstehende 
Kammerwahl. Geplant ist außerdem die 
Durchführung des 6. Norddeutschen 
Psychotherapeutentages am 25. April 
2020 in Kiel. Diese bei den Mitgliedern 

sehr beliebte Fortbildungsveranstaltung 
ist bereits im Haushaltsplan enthalten 
und hat keine Auswirkungen auf den 
Mitgliedsbeitrag.

Der Jahresabschluss des Versorgungs-
werkes (VW) der PKSH für das Jahr 
2018 wurde von Aufsichtsausschuss 
und Verwaltungsrat vorgestellt. Das Er-
gebnis zeigt, dass das VW sehr solide 
aufgestellt ist und der Verwaltungsrat 
den Rechnungszins in Höhe von 3,0 %, 
trotz der sehr angespannten Lage auf 
den Finanzmärkten mit 3,9 % wieder 
übertroffen hat. Auf Vorschlag des Ver-
sicherungsmathematikers hat die Kam-

merversammlung deshalb beschlos-
sen, die bereits ausgelösten Renten 
und die Rentenanwartschaften mode-
rat um 2,0 % zu erhöhen.

Ein weiterer Tagesordnungspunkt der 
Kammerversammlung war die Wahl 
von neuen Delegierten für den DPT. Als 
neue Delegierte wurde Juliane Dürkop 
einstimmig von beiden Fraktionen der 
Kammerversammlung gewählt, als neu-
er Stellvertreter Detlef Deutschmann.

Dr. Oswald Rogner
Präsident
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Geschäftsstelle

Sophienblatt 92–94
24114 Kiel
Tel.: 0431/6611990
Fax: 0431/6611995
Mo.–Fr.: 09.00–12.00 Uhr
info@pksh.de
www.pksh.de

Mein Weg in die Niederlassung

Im Juni letzten Jahres habe ich nach 
fast sechs Jahren meine Ausbildung 
zum analytischen und tiefenpsycholo-
gisch fundierten Kinder- und Jugend-
lichenpsychotherapeuten abgeschlos-
sen. Im Laufe der Ausbildung habe ich 
immer wieder darüber nachgedacht, ob 
ich mich in eigener Praxis niederlassen 
möchte oder ob ich lieber eine Anstel-
lung anstreben sollte. Bis zum Ende der 
Ausbildung war ich mir nicht sicher: Ich 
habe ständig die Vor- und Nachteile bei-
der Modelle abgewogen, mit vielen Kol-
leginnen darüber gesprochen und ver-
sucht, die zu mir passenden Argumente 
für das ein oder andere Zukunftsmodell 
zu finden.

Möglicherweise geht es vielen so wie 
mir. Dabei ist es natürlich immer eine 
Entscheidung, die bei jedem Einzelnen 
von sehr unterschiedlichen Faktoren 
beeinflusst wird. Und egal, wie man 
sich entscheidet, es bleiben vielleicht 
auch Zweifel. Eine eigene Praxis zu füh-
ren schien mir zwar die passendere Va-
riante für mich zu sein, aber sie machte 
mir auch deutlich mehr Angst als eine 
Anstellung. Da ich ein eher optimisti-
scher Mensch bin, entschied ich mich, 
eine Niederlassung in eigener Praxis an-
zustreben. Ich wollte es probieren.

Ungefähr ein halbes Jahr vor meiner 
Approbation hatte mir eine liebe Kolle-
gin die Hälfte ihrer Zulassung in Aus-
sicht gestellt und mir auch angeboten, 
gemeinsam in ihrer Praxis zu arbeiten. 
Das war natürlich eine große Chance 
und eine Erleichterung für mich. Ich 
brauchte mich nicht um Räumlichkeiten 
zu kümmern und es war eine etablierte 
Praxis.

Wir fingen an, Informationen über die 
Übergabe bzw. Übernahme einer Zulas-
sung in der vertragsärztlichen Versor-
gung zu sammeln. In vielen Broschüren 
und auf den Internetseiten der Kas-
senärztlichen Vereinigung Schleswig-
Holstein (KVSH), der Psychotherapeu-
tenkammer und den Berufsverbänden 
konnten wir uns einen guten Überblick 
verschaffen. Das war zum Teil sehr 
mühselig und auch oft irritierend. Es 
gibt nämlich leider unzählige Varianten, 
wie eine Zulassung übernommen wer-
den kann und was dabei zu beachten 
ist. Zum Teil war ich damit auch überfor-
dert. Ich wollte ja auch nichts falsch ma-
chen. Es hat sich aber ziemlich schnell 
herauskristallisiert, dass eine bevorzug-
te Übernahme in unserem Fall nicht 
möglich ist. Gespräche mit erfahrenen 
Kolleginnen haben mich motiviert, es 
weiter zu versuchen. Sehr hilfreich war 
auch ein Beratungstermin bei der Kas-
senärztlichen Vereinigung. In dem per-
sönlichen Termin mit der Mitarbeiterin 
dort konnten wir speziell zu unserem 
Fall aufgetretene Fragen besprechen.

In dieser für mich unsicheren Zeit ha-
be ich die schriftliche und die mündli-
che Approbationsprüfung erfolgreich 
absolviert und hatte mich dann auch 
entschieden, eine Niederlassung in ei-
gener Praxis anzugehen. Die Aussicht 
auf den hälftigen Anteil meiner Kollegin 
war nicht so gut und ich hatte mich ent-
schlossen, mich auch auf andere abzu-
gebende Kassenzulassungen zu bewer-
ben. Ich fing an, mit den übergebenden 
Kolleginnen Verbindung aufzunehmen 
und deren Vertragsbedingungen ein-
zuholen. Dabei musste ich feststellen, 
dass die Art und Weise, wie sich die 

Kolleginnen die Abgabe ihrer Zulassung 
vorstellen, sehr unterschiedlich waren 
und mich auch ziemlich verunsichert 
haben.

Im August sollte der Zulassungsaus-
schuss als nächstes tagen und ich hatte 
gehofft, dass auch die Entscheidung 
über die Abgabe der Zulassung meiner 
Kollegin auf die Tagesordnung kommt. 
Aber aufgrund der zeitlichen Abläufe im 
Zulassungsausschuss sollte es erst auf 
der Tagung im November verhandelt 
werden. Letztendlich habe ich mich 
entschieden, nur noch die Bewerbung 
für den hälftigen Anteil meiner Kollegin 
aufrechtzuerhalten, mit der ich auch ge-
meinsam die Praxis weiterführen woll-
te. Zu meinem Glück gab es keine wei-
teren Mitbewerberinnen und der Zulas-
sungsausschuss sprach mir die hälftige 
Zulassung zu. Ich durfte dann zum Ja-
nuar des folgenden Jahres mit meiner 
Tätigkeit in eigener Praxis beginnen.

Von meiner Approbation bis zum Be-
ginn der Arbeit in einer Niederlassung 
sind sechs Monate vergangen, die 
ziemlich bewegend und verunsichernd 
waren. Zurzeit bin ich froh darüber und 
bereue es nicht, dass meine Wahl auf 
eine Zulassung in der vertragsärztlichen 
Versorgung gefallen ist, obwohl ich mir 
auch weiterhin eine Tätigkeit in einem 
Anstellungsverhältnis sehr gut vorstel-
len kann.

In diesem Sinne wünsche ich allen, die 
in einer ähnlichen Situation wie ich im 
letzten Jahr sind, alles Gute, viel Geduld 
und Zuversicht.

Haluk Mermer
Vorstandsmitglied
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Kontaktdaten der Psychotherapeutenkammern

Baden-Württemberg
Jägerstr. 40
70174 Stuttgart
Tel. 0711/674470-0
Fax 0711/674470-15
Mo – Do 9.00 – 12.00,  
13.00 – 15.30 Uhr 
Fr 9.00 – 12.00 Uhr
info@lpk-bw.de
www.lpk-bw.de

Hamburg
Hallerstr. 61
20146 Hamburg
Tel. 040/226226-060
Fax 040/226226-089
Mo – Fr 9.30 – 11.00 Uhr
Mo, Mi, Do 13.00 – 15.00 Uhr
info@ptk-hamburg.de
www.ptk-hamburg.de

Ostdeutsche Psychothera- 
peutenkammer
Kickerlingsberg 16
04105 Leipzig
Tel. 0341/462432-0
Fax 0341/462432-19
Mo 9.00 – 12.30 Uhr und
13.00 – 16.00 Uhr
Di 9.00 – 12.30 Uhr
Mi, Do 13.00 – 16.00 Uhr
Fr 9.00 – 12.00 Uhr
info@opk-info.de
www.opk-info.de

Bayern
Birketweg 30
80639 München
(Post: Postfach 151506
80049 München)
Tel. 089/515555-0
Fax 089/515555-25
Mo – Fr 9.00 – 13.00 Uhr
Di – Do 14.00 – 15.30 Uhr
info@ptk-bayern.de
www.ptk-bayern.de

Hessen
Frankfurter Str. 8
65189 Wiesbaden
Tel. 0611/53168-0
Fax 0611/53168-29
Mo 10.00 – 13.00 Uhr
Di – Do 9.00 – 13.00 Uhr
post@ptk-hessen.de
www.ptk-hessen.de

Rheinland-Pfalz
Diether-von-Isenburg-Str. 9-11
55116 Mainz
Tel. 06131/93055-0
Fax 06131/93055-20
Mo – Fr 10.00 – 14.00 Uhr
service@lpk-rlp.de
www.lpk-rlp.de

Berlin
Kurfürstendamm 184
10707 Berlin
Tel. 030/887140-0, Fax -40
Mo, Mi – Fr 9.00 – 14.00 Uhr
Di 13.00 – 18.00 Uhr
info@psychotherapeutenkammer-berlin.de
www.psychotherapeutenkammer-berlin.de

Niedersachsen
Leisewitzstr. 47
30175 Hannover
Tel. 0511/850304-30
Fax 0511/850304-44
Mo, Mi, Do, Fr 9.00 – 11.30 Uhr
Mo, Mi, Do 13.30 – 15.00 Uhr
info@pknds.de
www.pknds.de

Saarland
Scheidterstr. 124
66123 Saarbrücken
Tel. 0681/954555-6
Fax 0681/954555-8
Mo, Di, Do 8.00 – 13.00 Uhr
kontakt@ptk-saar.de
www.ptk-saar.de

Bremen
Hollerallee 22
28209 Bremen
Tel. 0421/277200-0
Fax 0421/277200-2
Mo, Di, Do, Fr 10.00 – 14.00 Uhr
Mi 13.00 – 17.00 Uhr
Sprechzeiten des Präsidenten:
Di 12.30 – 13.30 Uhr
Mo – Do 8.00 – 8.45 Uhr (Praxistelefon)
verwaltung@pk-hb.de
www.pk-hb.de

Nordrhein-Westfalen
Willstätterstr. 10
40549 Düsseldorf
Tel. 0211/522847-0
Fax 0211/522847-15
Mo – Do 8.30 – 16.00 Uhr
Fr 8.30 – 14.00 Uhr
info@ptk-nrw.de
www.ptk-nrw.de

Schleswig-Holstein
Sophienblatt 92-94
24114 Kiel
Tel. 0431/661199-0
Fax 0431/661199-5
Mo – Fr 9.00 – 12.00 Uhr
info@pksh.de
www.pksh.de
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Das Psychotherapeutenjournal publiziert 
Beiträge, die sich auf die Prävention, Thera-
pie und Rehabilitation psychischer Störun-
gen und auf psychische Aspekte somati-
scher Erkrankungen sowie auf wissen-
schaftliche, gesundheitspolitische, berufs- 
und sozialrechtliche Aspekte der Aus-, 
Fort- und Weiterbildung und der Berufspra-
xis von Psychologischen Psychotherapeutin-
nen und Psychotherapeuten und Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapeutinnen und  -psy-
chotherapeuten beziehen. Die Zeitschrift ist 
der Methodenvielfalt in der Psychotherapie 
und ihren wissenschaftlichen Grundlagen-
disziplinen sowie der Heterogenität der Tä-
tigkeitsfelder der Psychotherapeutinnen und 
Psychotherapeuten verpflichtet.

Das Psychotherapeutenjournal erscheint 
viermal jährlich für die Mitglieder der Psy-
chotherapeutenkammern Baden-Württem-
berg, Bayern, Berlin, Bremen, Hamburg, 
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Geschlechtersensible Sprache
Das Psychotherapeutenjournal wechselt im Sinne eines geschlechtersensiblen Sprachgebrauchs in seinen 
Ausgaben zwischen einem in weiblicher Form und einem in männlicher Form verfassten Heft ab. Dies betrifft 
Textpassagen, in denen nicht eindeutig ein Mann/Männer bzw. eine Frau/Frauen gemeint sind. Durch das 
Abwechseln zwischen weiblicher und männlicher Sprachform sollen Frauen ebenso wie Männer sprachlich 
sichtbar gemacht werden. Transgeschlechtlichkeit kann aktuell in der Sprache des PTJ noch nicht abgebildet 
werden, transgeschlechtliche Menschen sind jedoch ausdrücklich mitgemeint und angesprochen. Zur aus-
führlichen Begründung dieses Beschlusses lesen Sie bitte das Editorial in Ausgabe 4/2017.

Liebe Leserinnen und Leser,

die Redaktion des Psychotherapeutenjournals und des 
medhochzwei Verlags wünschen Ihnen eine schöne 

Weihnachtszeit und einen angenehmen Jahreswechsel!

Wir freuen uns wieder auf interessante Themen und Artikel 
im Jahr 2020.
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